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Lerne das Einfachste, für die 
Deren Zeit gekommen ist 
Ist es nie zu spät! 
Lerne das Abc, es genügt nicht, aber 
Lerne es! Laß es dich nicht verdrießen 
Fang an! Du mußt alles wissen! 
Du mußt die Führung übernehmen.
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Vorwort 
 
Im Vergleich mit dem nun fast 600-jährigen Bestehen der Universität Rostock wirkt die 
Gründung einer ihrer ehemaligen Fakultäten vor etwa 70 Jahren wie ein Wimpernschlag in 
der Geschichte und dennoch ist sie ein wichtiger Baustein in der Aufarbeitung der Historie 
der ältesten Universität im Ostseeraum. Das Entstehen der vorliegenden Studie wurde durch 
zahlreiche Personen und Einrichtungen gefördert. In besonderem Maße danke ich Prof. Dr. 
Kersten Krüger, auf dessen Anregung sich die Arbeit gründet und der sich trotz mancher 
Hindernisse in einer Vielzahl an Forschungsprojekten der Vorbereitung des 
Universitätsjubiläums im Jahr 2019 mit sehr viel Engagement verschrieben hat. Dank gebührt 
auch Prof. Dr. Dirk van Laak und PD Dr. Detlev Brunner, welche die schwierige Aufgabe 
einer kritischen Begutachtung übernahmen. Anerkennung schulde ich der Leiterin des 
Universitätsarchives Rostock, Dr. Angela Hartwig sowie ihren Mitarbeitern Bettina 
Kleinschmidt und Sylvio Erdmann. Ohne ihre Bereitschaft wäre das Vorhaben nicht 
durchführbar gewesen. Darüber hinaus sei auch den Mitarbeitern der anderen genutzten 
Archive und der Universitätsbibliothek Rostock gedankt. Hervorragende Mitwirkung leisteten 
zahlreiche ehemalige ABF-Absolventen, indem sie nicht nur ihre Erinnerungen, sondern auch 
zusätzliche Materialien zur Verfügung stellten.  
Neben der genannten Förderung wäre diese Arbeit ohne die unermessliche Unterstützung 
meiner Familie nicht entstanden. Während meine Kinder für die notwendige Besinnung auf 
andere (wichtigere) Dinge im Leben sorgten, gab mir meine Frau stets Halt und 
Rückendeckung ganz im Sinne von Brecht: „Laß es dich nicht verdrießen“. 
 
Rostock, im März 2018 Christian Hall 
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1  Einleitung 
 
1.1  Thema 
 
Wenn heutzutage durchaus noch in dem ein oder anderen Deutsch-Leistungskurs „Die Aula“ 
von Hermann Kant gelesen wird, mag der ein oder andere Schüler
2
 die darin enthaltenen 
Schilderungen als merkwürdig unterhaltsam, höchstens als spaßig empfinden. Einen Bezug zu 
den Anfängen eines anderen deutschen Staates können indes wohl die wenigsten jungen 
Bundesbürger herstellen, wussten doch laut einer repräsentativen Umfrage des Jahres 2012 
fast 65 Prozent der befragten Schüler nicht, wer die Berliner Mauer errichtete.
3
 Einer 
mangelhaften historischen Aufarbeitung ist dieses Resultat wohl kaum zu schulden, haben 
sich doch ganze Kohorten von Geschichtswissenschaftlern der Erforschung des „ersten 
Arbeiter- und Bauernstaates auf deutschem Boden“ verschrieben. Wenn hierbei Defizite zu 
verorten sind, dann am ehesten bei der Ausweitung und Überprüfung der allgemeinen 
Herrschaftstypologisierung dieses zweiten Unrechtsstaates auf deutschem Boden durch eine 
ausreichende sektorale Fundierung. D. h., um eine fundierte Gesamtdarstellung und 
Einordnung der DDR in die jüngere deutsche Geschichte vornehmen zu können, sind 
Detailstudien unabdingbar. Gerade die Phase der Systemtransformation in der Sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands (SBZ) erfordert genauere Einzelbetrachtungen. In diesem 
Prozess spielte die Umgestaltung des Bildungssystems, insbesondere der Universitäten und 
Hochschulen eine entscheidende Rolle.
4
 Schließlich war die „Brechung des bürgerlichen 
Bildungsmonopols“ maßgeblicher Teil der marxistisch-leninistischen Ideologie.5  
Der Gedanke der Aufsplitterung von Bildungschancen und sozialer Herkunft war aber 
durchaus nicht neu. Bereits Ende des 19. Jahrhunderts versuchten sowohl Parteien als auch 
Gewerkschaften Bildungsprogramme zu initiieren, die es Arbeitern und Bauern bzw. deren 
Kindern ermöglichen sollten, eine höhere Schulbildung oder gar ein Studium zu absolvieren.
6
 
                                                 
2
 In der gesamten Arbeit gilt, dass derartige Angaben auch immer die weibliche Form mit umfassen, außer es 
wird gesondert darauf verwiesen.  
3
 Schroeder, Klaus u. a.: Später Sieg der Diktatur? Zeitgeschichtliche Kenntnisse und Urteile von Jugendlichen. 
Frankfurt a. M. 2012, S. 474. 
4
 Kowalczuk, Ilko-Sascha: Geist im Dienste der Macht. Hochschulpolitik in der SBZ/DDR 1945 bis 1961. Berlin 
2003, S. 77 ff.; Köhler, Roland: Die Zusammenarbeit der SED mit der SMAD bei der antifaschistisch-
demokratischen Erneuerung des Hochschulwesens (1945-1949). Berlin 1985; Lost, Christine: Sowjetpädagogik: 
Wandlungen, Wirkungen, Wertungen in der Bildungsgeschichte der DDR. Baltmannsweiler 2000, S. 88-92. 
5
 Alt, Robert: Das Bildungsmonopol. Berlin 1978, S. 318. 
6
 Olbrich, Josef: Geschichte der Erwachsenenbildung in Deutschland. Opladen 2001, S. 135 ff. Horst Siebert 
erwähnt dort in seinem Beitrag zur Erwachsenenbildung in der DDR (S. 271-303) auch die Arbeiter-und-Bauern-
Fakultäten als angebliche Nachfolger der Volkshochschulen. Abgesehen davon, dass diese Behauptung jeglicher 
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Auch in der Weimarer Republik gab es Fördereinrichtungen, die an die Tradition der 
Arbeiterbewegung und -bildung anknüpften, wie beispielsweise die Akademie der Arbeit in 
Frankfurt am Main. Diese Ausbildungsformen standen ebenso Personen aus 
Angestelltenkreisen und dem Beamtentum offen, sofern sie keine akademische Vorbildung 
besaßen. Trotz derartiger Maßnahmen blieb der Anteil der Arbeiter- und Bauernstudenten mit 
maximal fünf Prozent der Gesamtstudierendenschaft,
7
 bezogen auf die soziale 
Zusammensetzung der Bevölkerung, auch in der Zeit der Weimarer Republik äußerst gering.  
Insofern war die Schaffung von Vorstudienschulen
8
 (VSA) 1946, aus denen 1949 die 
Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten (ABF) hervorgingen, eine durchaus positive, mit dem 
tradierten Standesdünkel brechende Neuerung im deutschen Bildungswesen. An diesen 
Einrichtungen des zweiten Bildungsweges konnten Arbeiter und Bauern bzw. deren Kinder
9
 
die Hochschulreife erlangen. Nie zuvor hatte es in der deutschen Geschichte ein derart 
umfangreiches und staatlich finanziertes Bildungsprogramm für „Menschen, die in der 
Vergangenheit aus sozialen, rassischen und politischen Gründen vom Besuch der Mittel- und 
Oberschule ausgeschlossen waren, aber den Wunsch haben, die Universität zu absolvieren“10, 
gegeben.
11
 Etwa 34.500 Absolventen legten an den bis zu 15 ABF zwischen 1949 bis 1963 
das Abitur ab.
12
 Selbst in der ersten Verfassung der DDR vom 07.10.1949 war in Artikel 38 
                                                                                                                                                        
Untermauerung entbehrt, hat sich Siebert nicht ausreichend mit der Geschichte der ABF auseinandergesetzt. 
Anders ist auch seine eindeutig falsche Angabe zum Gründungsjahr der Einrichtungen nicht zu erklären (S. 275). 
7
 Kaelble, Hartmut: Soziale Mobilität und Chancengleichheit im 19. und 20. Jahrhundert. Deutschland im 
internationalen Vergleich. Göttingen 1983, S. 129. 
8
 Zunächst wurden die Einrichtungen in Rostock und Greifswald vom Ministerium für Volksbildung (MfV) des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern (M-V) als „Vorstudienschule“ bezeichnet. Die Namensgebung variierte in 
den einzelnen Ländern der SBZ: Parallel gab es an anderen Universitäten und Hochschulen andere 
Bezeichnungen, wie Vorstudienanstalt (Berlin, Weimar), Vorstudienabteilung (Jena), Vorsemesteranstalt (Halle) 
oder Vorbereitungskurs (Dresden, Freiberg). Ab Ende 1947/Anfang 1948 wurde auf Veranlassung der 
Deutschen Verwaltung für Volksbildung (DVV) die Benennung als Vorstudienabteilung einheitlich 
durchgesetzt. Siehe hierzu Lippmann, Enrico; Miethe, Ingrid: „So mochte es gehen, aber nur so, im Sturm“ – 
Die Geschichte der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät (ABF) der Universität Greifswald. In: Alvermann, Dirk; 
Spieß, Karl-Heinz (Hrsg.): Universität und Gesellschaft. Festschrift zur 550-Jahrfeier der Universität Greifswald 
1456-2006. Bd. 2: Stadt, Region, Staat. Rostock 2006, Anm. 13. Obwohl zahlreiche Zeitzeugen von einer 
„Vorstudienanstalt“ sprechen, wurde dieser Begriff für die Einrichtungen in M-V in offiziellen Dokumenten 
nicht verwendet. Im Weiteren findet das Kürzel VSA, sowohl für die Vorstudienschule als auch die 
Vorstudienabteilung, Verwendung. 
9
 Wer unter diese Kategorien zu zählen war, unterlag zeitlichen Schwankungen. Vgl. Miethe, Ingrid: Bildung 
und soziale Ungleichheit in der DDR. Möglichkeiten und Grenzen einer gegenprivilegierenden Bildungspolitik. 
Opladen 2007, S. 107-111.  
10
 UAR, ABF 1, Richtlinien der DVV für die VSA der Universitäten und Hochschulen der SBZ vom 16.12.1947. 
Siehe auch Lammel, Hans-Joachim (Hrsg.): Dokumente zur Geschichte der Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten der 
Universitäten und Hochschulen der DDR (Studien zur Hochschulentwicklung). Teil 1: 1945-1949, Berlin 1987, 
S. 117 f. Der von Lammel wiedergegebene Wortlaut variiert unerheblich von dem im Dokument des UAR. 
11
 Woywodt, Jana: Die DDR – das Land der unbegrenzten Möglichkeiten? Zur Geschichte der Arbeiter-und-
Bauern-Fakultät Jena (1949 bis 1963). In: Hoßfeld, Uwe; Kaiser, Tobias; Mestrup, Heinz (Hrsg.): Hochschule 
im Sozialismus. Studien zur Geschichte der Friedrich-Schiller-Universität Jena (1945-1990). Bd. 1. Köln, 
Weimar, Wien 2007, S. 172. 
12
 Lammel, Hans-Joachim (Hrsg.): Dokumente zur Geschichte der Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten der 
Universitäten und Hochschulen der DDR (Studien zur Hochschulentwicklung). Teil 2: 1949-1966, Berlin 1988, 
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festgelegt worden: „Allen Bürgern ist durch Vorstudienanstalten der Besuch der Hochschule 
zu ermöglichen.“13 So sehr dies als „Akt sozialer Gerechtigkeit“14 empfunden wurde und 
teilweise auch bis heute wahrgenommen wird, war es doch auch klares politisches Kalkül der 
SED. Neben dem Anspruch Bildungsmöglichkeiten gerechter zu verteilen und damit das 
System der SBZ/DDR zu legitimieren,
15
 sollten die „bürgerlichen Festungen“, die 
Universitäten, durch die „Herstellung des Bündnisses der Arbeiterklasse mit dem 
fortschrittlichen Teil der alten Intelligenz“16 stärker dem politischen Einfluss der SED 
untergeordnet werden.
17
 Letztlich war das Ziel die Heranbildung einer loyalen „neuen 
sozialistischen Intelligenz aus den Reihen der Arbeiterklasse und der werktätigen Bauern“18, 
die als politische, wirtschaftliche, gesellschaftliche, kulturelle und wissenschaftliche 
Basiselite der Partei dienen sollte.
19
 
 
1.2 Fragestellung 
 
Das Verhältnis von Anspruch und Wirklichkeit der Umsetzung dieser Zielstellungen kann 
derzeit noch nicht für die gesamte DDR geklärt werden. Hierfür fehlt ein hinreichendes 
Fundament, das es durch Einzelaufnahmen der VSA/ABF der Universitäten und Hochschulen 
zu erarbeiten gilt. Die Geschichte der VSA/ABF der Universität Rostock stellt diesbezüglich 
                                                                                                                                                        
S. 284. Zum Problem der Bestimmung der Gesamtzahl der Absolventen: Miethe, Ingrid: „Wir haben die 
teilweise unter der Kuh hervorgeholt und haben sie aufgeklärt was ABF und was Abitur ist …“ Bildungsaufstieg 
aus biographischer Perspektive. In: Ecarius, Jutta; Friebertshäuser, Barbara (Hrsg.): Literalität, Bildung und 
Biographie. Perspektiven erziehungswissenschaftlicher Biographieforschung. Opladen 2005, S. 275, Anm. 4. 
13
 Die Verfassung der DDR vom 07.10.1949. Abgedruckt in: Hildebrandt, Horst (Hrsg.): Die deutschen 
Verfassungen des 19. und 20. Jahrhunderts. Paderborn 
14
1992, S. 207. Der Kontrast zwischen 
Verfassungsgedanken und Verfassungswirklichkeit in der DDR spiegelt sich nicht nur bei der Umsetzung 
grundlegender Menschenrechte wider. Auch bezüglich der Zulassung von „allen Bürgern“ zur ABF ist eine 
deutliche Diskrepanz feststellbar. Alle Verordnungen, Richtlinien und Anweisungen schränkten die Zulassung 
zur ABF nach sozialen Kriterien, d. h. nach der Herkunft der Eltern bzw. dem ausgeübten Beruf des Bewerbers, 
ein. 
14
 UAR, ABF 1, Rede von Rektor Prof. Dr. Günther Rienäcker zur Eröffnung der VSA der Universität Rostock 
vom 02.12.1946. Auch die bürgerlichen Parteien in der SBZ begrüßten die Schaffung der VSA. Vgl. Nikitin, 
Pjotr I.: Zwischen Dogma und gesundem Menschenverstand. Wie ich die Universitäten der deutschen 
Besatzungszone „sowjetisierte“. Erinnerungen des Sektorleiters Hochschulen und Wissenschaft der 
Sowjetischen Militäradministration in Deutschland (Edition Bildung und Wissenschaft, Bd. 6). Berlin 1997, S. 
75. 
15
 Kocka, Jürgen: Ein deutscher Sonderweg. Überlegungen zur Sozialgeschichte der DDR. In: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, 40 (1994), S. 37. 
16
 Rede von Prof. Dr. Wolfgang Brauer zum 30. Jahrestag der Gründung der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät 
Rostock am 28.10.1979. Abgedruckt in: Wilhelm-Pieck-Universität Rostock (Hrsg.): Festakt anlässlich des 30. 
Jahrestages der Gründung der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät an der Universität Rostock. Rostocker 
Universitätsreden 2/1980. Rostock 1980, S. 4. 
17
 Vgl. hierzu Schneider, Michael C.: Bildung für neue Eliten: Die Gründung der Arbeiter-und-Bauern-
Fakultäten in der SBZ/DDR (Berichte und Studien Nr. 13). Dresden 1998, S. 17, 51; Woywodt: Land der 
unbegrenzten Möglichkeiten, S. 176. 
18
 Rostocker Universitätsreden 2/1980, S. 4. 
19
 Miethe: Bildung und soziale Ungleichheit, S. 141 f. 
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ein Forschungsdesiderat dar, dessen Analyse, besonders hinsichtlich der Gewinnung von 
Individualdaten, umfangreichere sozialgeschichtliche Fragestellungen zu klären vermag. Im 
Rahmen der nun vorliegenden Untersuchung stehen folgende Einzelfragen im Mittelpunkt: 
Welche administrativen Entscheidungen führten zur Gründung der VSA? Gab es ein 
sowjetisches Vorbild? Welche Instanzen übten die Kontrolle der Einrichtung aus? Wie 
verliefen die Gründungsphase und der Übergang von der VSA zur ABF? Wie waren das 
Aufnahmeverfahren und die Zulassung geregelt? Welche Lehrinhalte wurden an der 
Einrichtung vermittelt und wie sah der Studienalltag aus? Welche Zusammensetzung hatten 
der Lehrkörper und die Studentenschaft im Laufe ihres Bestehens? Wie groß war der Einfluss 
der SED an der VSA/ABF? Ist es der Partei mit ihrer Hilfe gelungen, in die universitäre 
Selbstverwaltung einzudringen, die Sozialstruktur der Studierenden an der Universität 
Rostock zu verändern und größeren Einfluss dort geltend zu machen? Welche Gründe führten 
zur Schließung der ABF? 
Bezüglich eines größeren Kontextes gilt es herauszufinden, ob die VSA/ABF ihre soziale und 
politische Funktion erfüllten. Setzten sie die angestrebte gerechtere Verteilung von 
Bildungschancen tatsächlich um? Gelang es, wie es der VSA-Direktor Helmut Schenkowitz 
1948 ausdrückte, „unmerklich und zwanglos […] eine bewußte Neuformung kämpferisch 
demokratischer und sozialistischer Menschen“ zu erreichen, „die befähigt und innerlich 
berechtigt sind, einmal verantwortliche Stellen zu bekleiden“20? 
Grundsätzlich hat diese Arbeit deskriptiven Charakter. Sie beschreibt anhand der genannten 
Quellen die Geschichte der VSA/ABF der Universität Rostock. Eine generelle Einordnung 
dieser Einrichtung in das Bildungssystem der DDR wird nur am Rande vorgenommen. Wie 
der Forschungsstand zeigt, liegen hierzu bereits entsprechende Untersuchungen vor.  
 
1.3 Einschätzung des Forschungsstandes  
 
Obwohl die VSA/ABF ihrem Charakter nach der Erwachsenenbildung zuzurechnen sind, 
werden sie aufgrund ihrer, zwar zeitlich versetzten aber letztlich DDR-weit durchgeführten, 
Eingliederung in die Universitäten und Hochschulen berechtigterweise der Universitäts- bzw. 
Hochschulgeschichte zugeordnet. Die Rezeption dieser Einrichtungen in der DDR setzte 
bereits während ihres Bestehens ein.
21
 Ein großer Teil der Arbeiten aus dieser Zeit entstand 
                                                 
20
 UAR, ABF 206, Bericht des Direktors der Vorstudienschule vom 28.09.1948. 
21
 In Auswahl: Grunert, Annemarie u. a.: Die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät als Institution zur Erziehung und 
Bildung der sozialistischen Intelligenz. In: Göber, Willi; Herneck, Friedrich (Hrsg.): Forschen und Wirken – 
Festschrift zur 150-Jahr-Feier der Humboldt-Universität zu Berlin 1810-1960. Berlin 1960, S. 647-669; 
Humboldt-Universität zu Berlin (Hrsg.): 10 Jahre ABF: Arbeiter-und-Bauern-Fakultät „Friedrich Engels“ der 
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im Zuge von Universitätsjubiläen. Dabei erhielten die Abhandlungen über die erst kurzzeitig 
bestehenden ABF, in Anbetracht der mitunter jahrhundertelangen Geschichte einzelner 
Universitäten, ungewöhnlich viel Raum, was auf eine politisch gewollte Prioritätensetzung 
zurückzuführen ist. Nach der Schließung der meisten ABF in den Jahren 1962/63
22
 entstanden 
im Zusammenhang mit ABF-Jubiläen, Absolventen- und Dozententreffen mehrere 
Festschriften.
23
 Aufgrund des feierlichen Anlasses für diese Publikationen mag die 
größtenteils verklärend glorifizierende Darstellungsweise noch hinnehmbar sein. Aber auch 
die zahlreichen wissenschaftlichen Abschlussarbeiten zur Geschichte der ABF, hauptsächlich 
von ehemaligen Studenten und Dozenten zur Erlangung von akademischen Graden und 
Lehrbefähigungen verfasst, folgten durch ihr grundsätzlich marxistisch-leninistisch geprägtes 
Geschichtsbild vorrangig der geltenden politischen Linie.
24
 Die Argumentation dieser 
Schriften lief stets darauf hinaus, Beweise für die „Brechung des bürgerlichen 
Bildungsprivilegs“, für die „Entwicklung einer neuen, der Arbeiterklasse und ihrer führenden 
Partei treu ergebenen, Intelligenz“, für das Ende der „bürgerlichen Begabungstheorie“ und für 
die Vorreiterrolle der KPD/SED bei der „demokratischen“ Umgestaltung der Universitäten 
und Hochschulen zu liefern.
25
  
                                                                                                                                                        
Humboldt-Universität zu Berlin. Beiträge zu Problemen der pädagogischen, fachlichen und methodischen Arbeit 
an der ABF „Friedrich Engels“. Berlin 1959; Koppelmann, Günther u. a.: Zur Geschichte der Arbeiter-und-
Bauern-Fakultät. In: Engelberg, Ernst u. a.: Karl-Marx-Universität Leipzig 1409-1959: Beiträge zur 
Universitätsgeschichte. Bd. 2. Leipzig 1959, S. 436-451; Kursitza, Heinz: Die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät. In: 
Koloc, Kurt (Hrsg.): 125 Jahre Technische Hochschule Dresden: Festschrift (1828-1953). Berlin 1953, S. 183-
190; Kusch, Gerhard u. a.: Zur Geschichte der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät „Martin Andersen Nexö“. In: 
Rothmaler, Werner (Hrsg.): Festschrift zur 500-Jahrfeier der Universität Greifswald, 17.10.1956. Bd. 2. 
Greifswald 1956, S. 577-583. 
22
 Lediglich die Einrichtungen in Halle und Freiberg existierten, allerdings mit einem stark veränderten Profil 
(Halle: Vorbereitung von Abiturienten auf ein Auslandsstudium; Freiberg: Spezialisierung auf technische 
Studienrichtungen), weiter. Vgl. Miethe: Bildung und soziale Ungleichheit, S. 386 f. 
23
 In Auswahl: Wilhelm-Pieck-Universität Rostock (Hrsg.): Arbeiter-und-Bauern-Fakultät: Ein Stück DDR. 
Erinnerungen zur Wiederkehr des Gründungstages der ABF „Ernst Thälmann“ in Rostock. Rostock 1980; 
Bergakademie Freiberg (Hrsg.): Arbeiter-und-Bauern-Fakultät „Wilhelm Pieck“ - Festschrift zu ihrer 25-
Jahrfeier im Jahre 1974. Freiberg 1974 etc. 
24
 Kasper, Hans-Hendrik: Der Kampf der SED um die Heranbildung einer Intelligenz aus der Arbeiterklasse und 
der werktätigen Bauernschaft über die Vorstudienanstalten der Universitäten und Hochschulen der sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands (1945/46 bis 1949). Phil. Diss., Freiberg 1979; Lehmann, Gerd: Von der 
Vorstudienabteilung zur Arbeiter-und-Bauern-Fakultät an der Universität Rostock (1946-1949): Ein Beitrag zur 
Geschichte der Hochschulpolitik der SED. Diplomarbeit, Rostock 1976; Lübeck, Maritta; Wagner, Margrit: 
Wichtige Entwicklungsetappen an der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät „Martin Andersen Nexö“ in Greifswald. 
Diplomarbeit, Greifswald 1974; Poeggel, Christel: Die Rolle der Vorstudienanstalten und der Sozialen 
Studienhilfe im Kampf um die Durchsetzung und Entwicklung des Arbeiterstudiums in Sachsen 1945-1949. 
Phil. Diss., Leipzig 1965; Schreiber, Michael: Geschichte der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät „Walter Ulbricht“ 
der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 1949-1966. Phil. Diss., Halle (Saale) 1987; Taubert, Erich: Die 
Bedeutung der Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten für die Formung sozialistischer Persönlichkeiten: Darstellung 
einiger Erfahrungen über Möglichkeiten der Persönlichkeitsentwicklung bei Studenten der Arbeiter-und-Bauern-
Fakultät der Hochschule für Architektur und Bauwesen Weimar. Phil. Diss., Leipzig 1964. 
25
 Vgl. Schneider: Bildung für neue Eliten, S. 8 f. 
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Mitunter enthalten sie durchaus wichtige und wertvolle Angaben,
26
 die aber in einem Verdikt 
aus ideologischen und normativen Gemeinplätzen schwer auszumachen sind. So gelingt es 
beispielsweise Jan-Hendrik Olbertz in seinem Aufsatz zur ABF Halle aus dem Jahr 1995 
nicht, sich alter Stereotypen und Verallgemeinerungen der verwendeten DDR-Literatur zu 
entziehen.
27
 Dabei reicht es nicht, zum Teil nebensächliche Einzelfälle aus dem halleschen 
Universitätsarchiv kontrastierend heranzuziehen, wenn im gleichen Atemzug eindeutig 
kritikwürdige oder gar falsche Angaben kommentarlos übernommen werden bzw. neu 
hinzukommen. Dies betrifft besonders die statistischen Angaben, denen entweder jegliche 
Quellennachweise fehlen oder die aus fragwürdigen Fortschreibungen der Sekundärliteratur 
vor 1989 stammen.
28
 Die Feststellung, dass die „Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten 
Neugründungen ohne Vorläufereinrichtungen“ (S. 71) waren, widerspricht dem Titel des 
Aufsatzes und ist falsch. Das gilt ebenso für die pauschale Angabe, dass die Einrichtungen 
erst „nach kurzer Zeit den Universitäten“ (S. 72)  zugeordnet wurden. In M-V waren sie von 
Anfang an ein Teil der Universitäten. Generalisierende Aussagen, wie: „In den unmittelbaren 
Nachkriegsjahren bestimmten Vorsemester bzw. ABF in der Tat maßgeblich das politische 
Erscheinungsbild der Universität [...]“ (S. 80) oder „die ABF war außerdem wichtiges 
Rekrutierungsfeld für das Militär“ (S. 86) wurden nicht empirisch nachgewiesen und sind 
mittlerweile widerlegt.
29
 Insofern erscheint es ratsam, Untersuchungen des Themas aus DDR-
Provenienz eher als kritisch zu überprüfende Sekundärquellen zu nutzen, denn als fundierte, 
wissenschaftlich abgesicherte Abhandlungen. Erst in den letzten Jahren des SED-Regimes 
erschienen auch Studien, die sich kritischer mit den ABF auseinandersetzten. So untersuchte 
Anke Huschner den geringen Frauenanteil unter den ABF-Studenten.
30
 Roland Köhler und 
Hans-Joachim Lammel betrachteten die Schwierigkeiten bei der Werbung von Bauern für die 
ABF.
31
 Sehr gut nutzbar und eine Arbeitserleichterung sind insbesondere die, von dem 
                                                 
26
 Ergebnisse derartiger Studien aus der DDR nutzen: Connelly, John: Captive University: The Sovietiziation of 
East Germany, Czech, und Polish higher education 1945-56. Chapel Hill u. a. 2000; Kowalczuk, Ilko-Sascha: 
Geist im Dienste der Macht. Hochschulpolitik in der SBZ/DDR 1945 bis 1961, Berlin 2003; Olbertz, Jan-
Hendrik: Vorstudienanstalten und Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten in Ostdeutschland und der jungen DDR – Das 
Beispiel Halle. In: Löw, Martina u. a. (Hrsg.): Pädagogik im Umbruch. Opladen 1995, S. 69-96 und Schneider, 
Michael C.: Bildung für neue Eliten: Die Gründung der Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten in der SBZ/DDR 
(Berichte und Studien Nr. 13). Dresden 1998. 
27
 Das ist, bei einer Literaturliste, in der zehn von zwölf Werken aus der ehemaligen DDR stammen (drei davon 
aus den Anfängen der fünfziger Jahre), wohl nicht verwunderlich. 
28
 Olbertz: Vorstudienanstalten, S. 73, 75 f., 82, 94. 
29
 Vgl. Miethe, Ingrid: Vorstudienabteilungen und Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten (ABF) als „Brückenköpfe“ 
der SED-Hochschulpolitik? Das Beispiel der Studentenratswahlen an der Universität Greifswald (1946-1951). 
In: Zeitgeschichte regional, 9 (2006) 1, S. 46-54 und Woywodt: Land der unbegrenzten Möglichkeiten, S. 184. 
30
 Huschner, Anke: Der Beitrag der Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten zur Förderung des Frauenstudiums in den 
50er Jahren. In: Das Hochschulwesen, 38 (1990) 1, S. 15-17. 
31
 Köhler, Roland; Lammel, Hans-Joachim: Über die Gewinnung von Landarbeiter- und Bauernkindern für das 
Hochschulstudium. In: Akademie der Landwirtschaftswissenschaft der DDR (Hrsg.): Geschichte der 
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ehemaligen Mitarbeiter in der Abteilung ABF des Staatssekretariats für Hochschulwesen 
(SfH), H.-J. Lammel, zusammengestellten Dokumentationen zur VSA
32
 und ABF
33
.  
In Westdeutschland erfuhren die VSA/ABF in den fünfziger und sechziger Jahren nur 
punktuelle Erwähnung in weiter gefassten Werken zur Hochschulpolitik in der SBZ/DDR.
34
 
Einzeluntersuchungen zu diesem Thema gab es nicht. Ganz im Sinne der vorherrschenden 
Totalitarismustheorien
35
 wurde diesen Einrichtungen eine „Sowjetisierung der Hochschulen“ 
unterstellt. Demnach dienten sie nur der Schaffung einer „sozialistischen Universität“ und als 
„Kaderschmieden“ der SED. Da die bekannten Totalitarismustheorien bis heute keine 
komparativ anwendbaren Methoden zur Differenzierung von Herrschaftsabsicht und  
-wirklichkeit bereitstellen, blieb die Betrachtung der VSA/ABF ideologisch überfärbt und auf 
die politischen Absichten der SED beschränkt. Ab den siebziger Jahren gelang der 
bundesdeutschen Geschichtsschreibung eine zunehmende Lösung vom 
Totalitarismusparadigma. So entstanden in den achtziger Jahren wertneutralere Arbeiten, die 
die Strukturen und Funktionsweisen der VSA/ABF näher beleuchteten.
36
 Hervorzuheben ist 
hierbei die umfassende Untersuchung zum Hochschulzugang in der SBZ/DDR von Herbert 
Stallmann. Eigen ist allen Studien aus der Bundesrepublik, dass sie nur Zugang zu den 
Informationen hatten, die auch offiziell in der DDR verbreitet wurden, oder dass sie über in 
die Bundesrepublik geflüchtete VSA/ABF-Angehörige Zugang zum Thema suchten
37
. 
Verständlicherweise wurden die Erkenntnisse dieser Untersuchungen mit der Öffnung der 
ostdeutschen Archive im Zuge der Wiedervereinigung und damit einhergehenden neuen 
Forschungsergebnissen zum Teil revidiert. Mag für die Forschungen vor 1989 noch die 
                                                                                                                                                        
Agrarwissenschaft der DDR. Vorträge eines wissenschaftlichen Kolloquiums der Akademie der 
Landwirtschaftswissenschaft der DDR und der Historiker-Gesellschaft der DDR am 6. und 7. November 1986 in 
Berlin. Berlin 1987, S. 55-60. 
32
 Lammel, Hans-Joachim (Hrsg.): Dokumente zur Geschichte der Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten der 
Universitäten und Hochschulen der DDR (Studien zur Hochschulentwicklung). Teil 1: 1945-1949, Berlin 1987. 
33
 Ders.: Dokumente zur Geschichte der Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten der Universitäten und Hochschulen der 
DDR (Studien zur Hochschulentwicklung). Teil 2: 1949-1966, Berlin 1988. 
34
 Müller, Marianne; Müller, Egon E.: „… stürmt die Festung Wissenschaft!“ Die Sowjetisierung der 
mitteldeutschen Universitäten seit 1945. Berlin 1994 (Orig.: 1953), S. 52-58, 132, 146-149; Richert, Ernst: 
„Sozialistische Universität“: Die Hochschulpolitik der SED. Berlin 1967, S. 61-65, 70; Lange, Max G. u. a.: Das 
Problem der „neuen Intelligenz“ in der sowjetischen Besatzungszone. Ein Beitrag zur politischen Soziologie der 
kommunistischen Herrschaftsordnung. In: Veritas, Justitia, Libertas. Festschrift zur 200-Jahrfeier der Columbia 
Universität New York. Berlin 1954, S. 191-246. 
35
 Arendt, Hannah: Elemente und Ursprünge totaler Herrschaft. Antisemitismus, Imperialismus, Totalitarismus. 
München 
6
1998 (Orig.: 1951); Friedrich, Carl J.: Totalitäre Diktatur. Stuttgart 1956; Linz, Juan: Totalitäre und 
autoritäre Regime. Berlin 2000 (Orig.: 1975); Neumann, Friedrich: Notizen zur Theorie der Diktatur. In: Ders.: 
Demokratischer und autoritärer Staat. Frankfurt a. M. 1986 (Orig.: 1957), S. 224-247. Zusammenfassend: Jesse, 
Eckhard (Hrsg.): Totalitarismus im 20. Jahrhundert. Eine Bilanz der internationalen Forschung. Bonn ²1999. 
36
 Ammer, Thomas: Stichwort: Arbeiter-und-Bauern-Fakultät. In: Deutschland Archiv, 20 (1987), S. 17 f.; 
Anweiler, Oskar: Schulpolitik und Schulsystem in der DDR. Opladen 1988; Stallmann, Herbert: 
Hochschulzugang in der SBZ/DDR 1945-1959. St. Augustin 1980, insbesondere S. 84-102. 
37
 Vgl. Richert, S. 65. 
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Entschuldigung der unzugänglichen Primärquellen gelten, so ist es mittlerweile jedoch 
unverständlich, dass Pauschalurteile aus der Zeit des Kalten Krieges weiterhin beibehalten 
werden, obwohl empirische Untersuchungen ein differenzierteres Bild erlauben. So hat Ingrid 
Miethe in einer Studie über die ABF der Universität Greifswald
38
 nachweisen können, dass 
das Urteil von Ralph Jessen, die ABF seien „Brückenköpfe der Partei“39 gewesen, nicht in 
dieser „Pauschalität aufrecht zu erhalten ist“40.  
Generell ist für die Nachwendejahre ein völliges Desinteresse der Forschung an der 
Aufarbeitung der Geschichte der VSA/ABF zu erkennen, was einerseits mit wesentlich 
spektakuläreren Funden in den Akten des ehemaligen Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) 
zu tun hatte und andererseits auch auf die jahrzehntelang in der DDR betriebene ideologische 
Überfrachtung und Glorifizierung dieses Themas zurückzuführen ist. Dabei spielten die 
VSA/ABF im Bildungssystem der SBZ/DDR eine nicht zu unterschätzende Rolle. Sie waren 
selbst nach ihrer Schließung eine wesentliche Legitimationsbasis für das sozialistische 
Gesellschaftsmodell der DDR. Trotzdem gab es Anfang der neunziger Jahre keine neuen 
Forschungsergebnisse.
41
  
Ab Mitte der neunziger Jahre entstanden erste kleinere Studien, die sich direkt mit den 
VSA/ABF auseinandersetzten.
42
 Hierbei machte sich vor allem Michael C. Schneider vom 
Hannah-Arendt-Institut der TU Dresden verdient. Ausgehend vom Beispiel der VSA/ABF 
Berlin versuchte er, allgemeine Entwicklungslinien der VSA und frühen ABF 
nachzuzeichnen, wie deren Gründung und Eingliederung in die Universitäten. Da er die 
Einrichtungen vorrangig als Teil des, mit dem Transformationsprozess einhergehenden, 
                                                 
38
 Miethe: Studentenratswahlen an der Universität Greifswald, S. 46-54. 
39
 Jessen, Ralph: Akademische Elite und kommunistische Diktatur: Die ostdeutsche Hochschullehrerschaft in der 
Ulbricht-Ära (Kritische Studien zur Geschichtswissenschaft, Bd. 135). Göttingen 1999, S. 405. 
40
 Miethe, Ingrid: Die Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten (ABF) als Forschungsgegenstand der Bildungs- und 
Hochschulgeschichte der DDR. Eine Bestandsaufnahme. In: Die Hochschule, 1 (2006), S. 172. 
41
 Im Zusammenhang mit der Beschreibung der verschiedenen Möglichkeiten des Hochschulzuganges in der 
DDR erwähnt Lischka, Irene: Hochschulzugang in der ehemaligen DDR – Nur Vergangenheitsbewältigung oder 
auch Zukunftsperspektive? In: Wolter, Andrä (Hrsg.): Die Öffnung des Hochschulzugangs für Berufstätige. Eine 
bildungspolitische Herausforderung. Oldenburg 1991, S. 99-146 auch die ABF (S. 116-120). Zwar bietet ihr 
Beitrag aus geschichtswissenschaftlicher Sicht keine neuen Forschungsergebnisse, verdeutlicht aber im 
Vergleich mit anderen Hochschulzugangswegen den Modellcharakter der VSA/ABF. 
42
 Olbertz, Jan-Hendrik: Vorstudienanstalten und Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten in Ostdeutschland und der 
jungen DDR – Das Beispiel Halle. In: Löw, Martina u. a. (Hrsg.): Pädagogik im Umbruch. Opladen 1995, S. 69-
96; Ders.: „Es schreibt sich besser auf unbeschriebenen Blättern …“. Fachübergreifende Studienvorbereitung für 
Arbeiter- und Bauernstudenten der ersten Nachkriegsjahre in Ostdeutschland am Beispiel der halleschen 
Universität. In: Das Hochschulwesen, 1 (1996), S. 28-37; Schneider, Michael C.: Bildung für neue Eliten: Die 
Gründung der Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten in der SBZ/DDR (Berichte und Studien Nr. 13). Dresden 1998; 
Ders.: Chancengleichheit oder Kaderauslese? Zu Intentionen, Traditionen und Wandel der Vorstudienanstalten 
und Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten in der SBZ/DDR zwischen 1945 und 1952. In: Zeitschrift für Pädagogik, 41 
(1995) 6, S. 959-983; Ders.: Grenzen des Elitenaustausches. Zur Organisations- und Sozialgeschichte der 
Vorstudienanstalten und frühen Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten in der SBZ/DDR. In: Jahrbuch für 
Universitätsgeschichte, 1 (1998), S. 134-176 (gekürzte Fassung des Beitrages „Bildung für neue Eliten“). 
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Elitenaustausches in der SBZ/DDR betrachtet,
43
 lag sein Hauptaugenmerk auf der Analyse 
der Anwerbung von Kandidaten, der Zulassungsinstitutionen und des hochschulpolitischen 
Einflusses der VSA/ABF. Weil Schneider dabei seine Annahmen aber auf die quellenmäßig 
ungünstig gewählte Berliner Lehranstalt stützt,
44
 die aufgrund ihrer direkten Unterstellung 
unter die Deutsche (Zentral-)Verwaltung für Volksbildung (DVV)
45
 einen Sonderfall darstellt, 
und nur den Zeitraum bis zur Auflösung der Länder sowie Bildung von Bezirken in der DDR 
im Jahr 1952 untersucht, sind seine Schlussfolgerungen begrenzt aussagefähig, was der von 
ihm angestrebten Verallgemeinerung abträglich ist. So ist die von Schneider postulierte 
Motivation zur Eingliederung der VSA in die Universitäten nicht pauschal auf das Ziel des 
„SED-Zentralsekretariates, die widerborstigen Studentenräte in den Griff zu bekommen“46, 
zurückzuführen.
47
 Schließlich hatten die VSA in Jena, Halle, Rostock und Greifswald die 
Universitätsanbindung zum Zeitpunkt, als die Studentenräte ins Visier der SED gerieten, 
schon längst vollzogen. Bei der zentralen Frage nach den sozialhistorischen Wirkungen der 
VSA/ABF kommt Schneider nicht über die bekannten Kritikpunkte an den Kategorisierungen 
der DDR-Statistiken hinaus.
48
 Sein Hinweis auf die Erhebung von Individualdaten, sofern 
diese noch eingeholt werden können, ist völlig berechtigt und wurde in der vorliegenden 
Arbeit durch eine Zufallsstichprobe unter Absolventen der ABF in Rostock berücksichtigt. 
Die bereits angesprochenen Arbeiten von Jan-Hendrik Olbertz untersuchen die VSA/ABF 
Halle. Sie sind erziehungswissenschaftlich orientiert und geben Einblicke in 
Erziehungsmethoden und Lehrplanfragen. Zeitgeschichtlich gesehen baut seine 
Argumentation zu sehr auf den Ergebnissen der DDR-Forschung auf. Er verwischt bei den 
Zulassungsvoraussetzungen die Unterschiede zwischen den Kriterien für die Universität und 
für die VSA.
49
 
Seit dem Jahr 2000 sind mehrere regionale Studien zum Thema VSA/ABF erarbeitet worden. 
So beschäftigte sich Jana Woywodt vorrangig mit Dozentenbiografien der ABF der Friedrich-
Schiller-Universität Jena.
50
 Dabei förderte sie interessante neue Forschungsergebnisse zu 
                                                 
43
 Schneider: Bildung für neue Eliten, S. 7. 
44
 An der Humboldt-Universität sind von den Studentenakten nur Teilbestände erhalten. Vgl. Schneider: Bildung 
für neue Eliten, S. 40. 
45
 Die im August 1945 offiziell als Deutsche Zentralverwaltung für Volksbildung (DZfV) in der SBZ gegründete 
Behörde wurde im Schriftverkehr üblicherweise auch als Deutsche Verwaltung für Volksbildung (DVV) 
bezeichnet. Die Abkürzung DVV findet im Weiteren Anwendung. 
46
 Schneider: Bildung für neue Eliten, S. 19. 
47
 Miethe: ABF als Forschungsgegenstand, S. 174. 
48
 Schneider: Bildung für neue Eliten, S. 51. 
49
 Olbertz: Vorstudienanstalten, S. 73 ff. 
50
 Woywodt, Jana: Der Lehrkörper der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät der Friedrich-Schiller-Universität Jena 
1949 bis 1963. Magisterarbeit, Jena 2000; Dies.: Die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät der Friedrich-Schiller-
Universität Jena 1949-1963. Eine Geschichte der ABF aus Sicht ihrer Dozenten und Studenten. Hamburg 2009; 
Dies.: Die DDR – das Land der unbegrenzten Möglichkeiten? Zur Geschichte der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät 
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Tage, wie beispielsweise die überdurchschnittlich hohe Zusammenarbeit der Dozenten der 
Jenaer ABF mit dem MfS.
51
 Hinsichtlich der Sozialstruktur der ABF beleuchtete sie anhand 
einer Stichprobe aus den Jenaer Studentenakten besonders die Stellung der Studentinnen an 
der ABF. Damit gelang es ihr auch, die in den Statistiken der DDR ausgesparte Frage des 
Verbleibs der Absolventen, zumindest für einen Teil der Jenaer Gesamtstudierendenschaft 
und die unmittelbare Zeit nach dem Verlassen der Fakultät, zu rekonstruieren. Während diese 
Aussagen von ihr daten- und quellenmäßig vergleichsweise gut untermauert wurden, bleibt 
Woywodt an manch anderer Stelle zu vage. So bei der Feststellung, „dass der Jenaer 
Lehrkörper im Vergleich zu den übrigen ABF der DDR einen überdurchschnittlichen 
Ausbildungsstand erreichte“52. Dagegen stellte Kowalczuk fest, dass an der ABF Greifswald 
und Berlin der Anteil der promovierten Lehrkräfte mit 37,5 Prozent bzw. 35 Prozent deutlich 
höher lag.
53
 Für Rostock errechnete er einen Anteil von 25 Prozent.
54
 Nach der 
Zeitzeugenaussage von Frau Gerda Martin, die sowohl in Jena, als auch in Rostock an der 
ABF unterrichtet hat, gab es keine großen Unterschiede in der Qualifizierung des 
Lehrkörpers, auch wenn es mitunter herausragende Fachleute gegeben hat.
55
 Auch der Wert 
von Typologisierungen der ABF-Studentenschaft auf der Grundlage einiger weniger 
Zeitzeugengespräche wirft durchaus kritische Fragen auf. 
Katja Schulze und Sergej Stoetzer untersuchten die „Vorstudieneinrichtungen und ihre 
Nachfolgeinstitutionen“ in Jena und Halle für den Zeitraum 1945 bis 1952.56 Dabei 
unternahmen sie auch erste Schritte der Komparation mit ähnlich gelagerten westdeutschen 
Einrichtungen der Universitäten Göttingen und Heidelberg. Siegfried Hoyer erweiterte das 
Untersuchungsgebiet auf Sachsen, betrachtet jedoch nur die Zeit der Vorbereitungskurse von 
1946 bis 1949.
57
 Der Beitrag von Karl-Adolf Zech geht tiefgründig auf die Geschichte der 
ABF II in Halle, die seit 1954 bestand, ein.
58
 Mit den allgemeinbildenden ABF hatte diese 
„Sonder-ABF“ für die Vorbereitung von Oberschülern der elften Klasse und von ABF-
                                                                                                                                                        
Jena (1949 bis 1963). In: Hoßfeld, Uwe; Kaiser, Tobias; Mestrup, Heinz (Hrsg.): Hochschule im Sozialismus. 
Studien zur Geschichte der Friedrich-Schiller-Universität Jena (1945-1990), Bd. 1. Köln, Weimar, Wien 2007, S. 
172-190; Dies.: Kaderschmiede und Karrieresprung: Die Geschichte der Jenaer Arbeiter- und Bauernfakultät. In: 
Uni-Journal Jena: Alma Mater Jenensis (2004), S. 20 f. (http://www.uni-jena.de/DDR-skin-print.html). 
51
 Woywodt: Land der unbegrenzten Möglichkeiten, S. 186. 
52
 Dies.: Land der unbegrenzten Möglichkeiten, S. 173. 
53
 Kowalczuk: Geist im Dienste der Macht, S. 161. 
54
 Ebenda. 
55
 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 09.05.2008 mit Gerda Martin, S. 490. Generell betont sie einen 
höheren Ausbildungsstand der Lehrer an der ABF gegenüber den Oberschullehrern. 
56 Schulze, Katja; Stoetzer, Sergej: Zum Bildungskonzept der Vorstudieneinrichtungen und ihrer 
Nachfolgeinstitutionen in Deutschland 1945-1952. Diplomarbeit, Halle 2000. 
57 Hoyer, Siegfried: „Arbeiter an die Universität“. Die Vorbereitungskurse zum Hochschulstudium in Sachsen 
1946-1949. In: Neues Archiv für sächsische Geschichte (2001), S. 239-261. 
58
 Zech, Karl-Adolf: „...nicht nur ein Förderinstitut“: Mit der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät II Halle wurde vor 
50 Jahren eine kommunistische Kaderschmiede gegründet (Reihe Sachbeiträge, Teil 33). Magdeburg 2004. 
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Studenten des zweiten Studienjahres auf ein Auslandsstudium, bis auf den Namen, kaum 
Gemeinsamkeiten.  
Die bisher umfangreichsten neueren Forschungsarbeiten liegen zur VSA/ABF der Universität 
Greifswald vor, die im Rahmen eines Forschungsprojektes der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft (DFG) unter der Federführung von Ingrid Miethe untersucht 
wurde.
59
 Der Professorin für Allgemeine Pädagogik an der Evangelischen Fachhochschule 
Darmstadt ging es nicht nur um eine institutionenbezogene hochschul- und 
bildungsgeschichtliche Studie, sondern um die Gewinnung erziehungswissenschaftlicher 
Erkenntnisse aus der Biografieforschung. Deshalb konzentrierte sie sich auf die Untersuchung 
des Lehrkörpers der ABF Greifswald im Zeitraum 1946 bis 1962, um aus biografischer und 
zeithistorischer Sicht die Entstehung, Veränderung und Schließung der Ausbildungsstätte 
aufzuarbeiten. Für den Zeithistoriker ist dabei von besonderer Bedeutung, dass sie erstmals 
den Vorschlag einer Einteilung der Entwicklung der VSA/ABF in vier Phasen unterbreitet.
60
 
Darüber hinaus unternahm Miethe den Versuch, sowohl aufgrund der erhaltenen statistischen 
Quellen als auch durch eine Datenerhebung unter ehemaligen ABF-Absolventen, die bis 
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 Im Zuge des DFG-Projektes „Die ABF Greifswald. Eine biografische Institutionenanalyse“ entstanden 
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präsentieren: Lippmann, Enrico; Miethe, Ingrid: „So mochte es gehen, aber nur so, im Sturm“ – Die Geschichte 
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Volke!“ Entwicklungsphasen der Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten (ABF) der DDR. In: Report, 26 (2003) 1, S. 
215-224; Dies.: „Die Universität dem Volke!“ Der Beitrag der Vorstudienschule Greifswald zur sozialen 
Umschichtung an der Universität (1946-1949). In: Deutschland Archiv, 6 (2005), S. 1050-1056; Dies.: Die 
Vorstudienschule/ABF in den hochschulpolitischen Auseinandersetzungen an der Universität Greifswald (1946-
1962). In: Alvermann, Dirk; Spiess, Karl-Heinz (Hrsg.): Bausteine zur Greifswalder Universitätsgeschichte. 
Vorträge anlässlich des Jubiläums „550 Jahre Universität Greifswald (Beiträge zur Geschichte der Universität 
Greifswald, Bd. 8). Stuttgart 2008, S. 179-202; Dies.: Keine herrschende Klasse ist je ohne ihre eigene 
Intelligenz ausgekommen. Der Beitrag der Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten (ABF) zum Elitenwechsel in der 
DDR. In: Ecarius, Jutta; Wigger, Lothar (Hrsg.): Elitenbildung – Bildungselite. Erziehungswissenschaftliche 
Diskussionen und Befunde über Bildung und soziale Ungleichheit. Opladen 2006, S. 67-93; Dies.: 
Vorstudienabteilungen und Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten (ABF) als „Brückenköpfe“ der SED-
Hochschulpolitik? Das Beispiel der Studentenratswahlen an der Universität Greifswald (1946-1951). In: 
Zeitgeschichte regional, 9 (2006) 1, S. 46-54; Dies.: „Wir haben die teilweise unter der Kuh hervorgeholt und 
haben sie aufgeklärt was ABF und was Abitur ist …“ Bildungsaufstieg aus biographischer Perspektive. In: 
Ecarius, Jutta; Friebertshäuser, Barbara (Hrsg.): Literalität, Bildung und Biographie. Perspektiven 
erziehungswissenschaftlicher Biographieforschung. Opladen 2005, S. 270-291. 
Als Abschlussarbeiten des Forschungsvorhabens gelten die Publikationen: Miethe, Ingrid: Bildung und soziale 
Ungleichheit. Möglichkeiten und Grenzen einer gegenprivilegierenden Bildungspolitik. Opladen 2007; Miethe, 
Ingrid; Schiebel, Martina: Biografie, Bildung und Institution: Die Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten in der DDR 
(Biografie- und Lebensweltforschung, Bd. 6). Frankfurt a. M. 2008. 
60
 Miethe: Entwicklungsphasen der ABF, S. 215-224. 
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dahin betriebene Fokussierung der Forschung auf die mit den VSA/ABF verbundenen 
politischen Intentionen aufzulösen und die tatsächliche Wirksamkeit dieser Lehranstalten ins 
Blickfeld zu rücken.
61
 Trotz methodischer Probleme kommt die Studie zu dem Ergebnis, dass 
die VSA/ABF einen „eher geringen Einfluss auf die soziale Umschichtung an den 
Universitäten“ hatten, dass über die Oberschulen mit ihren veränderten Zulassungskriterien, 
„weit mehr Arbeiter- und Bauernkinder an die Universitäten strömten als über die VSA/ABF“ 
und dass „ABF-Absolventen durchaus in Leitungsfunktionen der DDR-Gesellschaft 
aufgestiegen“ sind, damit einen wichtigen Teil der „neuen Intelligenz“ darstellten, aber bis 
auf einige bekannte Ausnahmen „kaum in den obersten Rängen des DDR-Staates zu finden“ 
waren.
62
 In ihrer Monografie aus dem Jahre 2007 unternimmt Miethe eine Einordnung der 
ABF in die gesamte Bildungspolitik der DDR, aus der sich folgende These ableiten lässt: Die 
postulierte gegenprivilegierende Bildungspolitik der DDR zerbrach an der Machtpolitik der 
SED.
63
 
Abgesehen von Studien, die sich direkt auf die VSA/ABF beziehen, lassen sich aber auch aus 
Publikationen zur Hochschulgeschichte der SBZ/DDR bzw. zur Hochschulpolitik der 
Sowjetischen Militäradministration in Deutschland (SMAD), die hauptsächlich nach 1989 
völlig neue Erkenntnisse erbrachten, Informationen zur Thematik entnehmen. Hervorzuheben 
ist hierbei die Monographie von Ilko-Sascha Kowalczuk.
64
 Auf die Länderebene 
heruntergebrochen brachte Markus Seils bereits 1996 eine Studie zur Hochschulpolitik des 
Landes M-V für den Zeitraum 1945 bis 1950 heraus, die als erste Nachwendepublikation auch 
Hinweise zu den VSA des Landes enthält.
65
 Auch die Untersuchung zur Frage der 
Sowjetisierung der Höheren Bildung in der DDR, der Tschechoslowakei und Polen von John 
Connelly enthält einen kurzen Überblick über die Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten dieser 
Länder.
66
 Viele interessante und zum Teil unbekannte Details aus dem Innenleben der SMAD 
und der Hochschulen in der SBZ, darunter auch Angaben zu den VSA, liefert der leitende 
Bildungsoffizier der SMAD, Pjotr I. Nikitin.
67
 Trotz mittlerweile weitreichender Einblicke in 
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Hill, London 2000. 
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den Aufbau und die Strukturen der Sowjetischen Militäradministration
68
 ist der Einfluss, den 
die sowjetische Рабочий факультет (Rabfak) als Vorbild der VSA/ABF in Deutschland 
hatte, nicht abschließend geklärt.
69
 Diese Arbeiterbildungseinrichtungen
70
 existierten in der 
Russischen Sozialistischen Föderalen Sowjetrepublik (RSFSR) von 1919 bis 1940/41 und 
wurden von so bedeutenden Persönlichkeiten wie Nikita Sergejewitsch Chruschtschow und 
Frol Romanowitsch Koslow besucht. Die Rabfak wurden direkt bei ihrer Gründung den 
Universitäten als Arbeiterfakultäten zugeordnet.
71
 Während zunächst ein vierjähriger 
Abendunterricht stattfand und die Teilnehmer vormittags weiterhin ihrer normalen Tätigkeit 
nachgingen, wurde ab 1924 der dreijährige Unterricht ohne Berufstätigkeit eingeführt.
72
 Von 
einer generellen Verneinung der Vorbildfunktion für die deutschen VSA/ABF, wie sie 
Schneider vornimmt,
73
 ist jedoch Abstand zu nehmen, weil die Ähnlichkeiten beider 
Einrichtungen in Funktionsweise und Struktur frappierend waren. 
Für die VSA/ABF der Universität Rostock liegt nur eine sehr begrenzte Anzahl von 
Veröffentlichungen unterschiedlichen Gehalts vor. Erstmals hat Hans Bernitt in seiner 
Darstellung von Einzelbildern zur mecklenburgischen Geschichte auch der Rostocker ABF 
einen Abschnitt gewidmet.
74
 In erster Linie ging es Bernitt in seiner Publikation von 1954 
darum, die „wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse eines eng begrenzten 
Gebietes in früherer und gegenwärtiger Zeit und die sich daraus ergebenden Klassenkämpfe 
herauszustellen.“75 Aus dieser Perspektive ergibt sich ein überzeichnet positives, zum Teil 
romantisches Bild der ABF. Der wissenschaftliche Wert des Aufsatzes hält sich deshalb und 
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auch wegen der fehlenden Belegstellen in Grenzen. Trotzdem lassen sich aufgrund des 
Entstehungszeitpunktes
76
 einige Details, beispielsweise zu baulichen Maßnahmen im 
Zusammenhang mit der ABF, erschließen. Die von Gerd Lehmann, einem Absolventen der 
Einrichtung, 1976 vorgelegte Diplomarbeit behandelt lediglich die Zeit der VSA und am 
Rande auch die Gründung der ABF.
77
 Sie ist mit den schon angesprochenen Problemen einer 
einseitig marxistisch-leninistisch ausgerichteten und SED-zentrierten Geschichtsbetrachtung 
behaftet, wie folgender Forschungsschwerpunkt deutlich macht: „[...] unter Bezug auf die 
wesentlichen Erscheinungsformen und die ihnen zugrunde liegenden historischen 
Gesetzmäßigkeiten [...] soll ausdrücklich hervorgehoben werden, in welchem Maße die 
Vorstudienabteilung als akademische Innovation innerhalb der Hochschulpolitik der SED in 
Erscheinung tritt.“78 Bei Ausblendung derartiger Floskeln und der Konzentration auf die 
vorhandenen quellengesättigten und überprüfbaren Passagen lassen sich aber weiterführende 
Informationen finden. Quellenwert haben die Abschnitte, die Aussagen aus 
Zeitzeugengesprächen enthalten. Viele der damaligen Interviewpartner sind mittlerweile 
verstorben. 
Lehmann bezieht sich in seiner Schrift auf die 1965 von Horst Hoffmann verfasste 
Dissertation zur Umgestaltung der Universität Rostock in den Jahren 1946 und 1947, die im 
Zusammenhang mit der Förderung des Arbeiter- und Bauernstudiums auch Informationen zur 
VSA enthält.
79
 Nach der notwendigen kritischen Überprüfung dieser, im Vergleich mit 
Lehmann noch stärker ideologisierten Arbeit, bleibt jedoch nur ein geringer Erkenntnisgewinn 
zur VSA-Thematik. In erster Linie sieht Hoffmann die Einrichtungen im Dienste der 
Heranbildung einer „fortschrittlichen Intelligenz“ für leitende „Funktionen in Staat und 
Gesellschaft“.80 
Eine Aufsatzsammlung persönlicher Erlebnisse und Erfahrungen ehemaliger ABF-Studenten 
und -Dozenten bietet die Festschrift, die anlässlich des 30. Jahrestages der Eröffnung der 
Rostocker ABF entstand.
81
 Unter Berücksichtigung des Anlasses, der getroffenen Auswahl 
fachlich und politisch besonders herausragender Personen, sowie der Entstehungszeit finden 
sich darunter auch recht offene Äußerungen zum Weg an die ABF und dem dortigen 
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Studienalltag. Diese konnten teilweise durch Zeitzeugengespräche im Rahmen der 
vorliegenden Arbeit überprüft werden. 
Nach dem Zusammenbruch der DDR entstanden keine Arbeiten, die sich vordergründig mit 
der VSA/ABF in Rostock auseinandersetzten. Allerdings erwähnt Martin Handschuck die 
Einrichtungen in seiner 2003 publizierten Dissertation zur Universität Rostock in den Jahren 
1945 bis 1955 unter dem Blickwinkel „der Schaffung von Einflusssphären der SED“.82 Ihm 
unterliefen einige Ungenauigkeiten, die im Laufe dieser Arbeit präzisiert werden sollen. Im 
Zusammenhang mit der Untersuchung der Studierenden der Universität Rostock hat René 
König in seiner Magisterarbeit aus dem Jahr 2005 auch der VSA/ABF zwei Kapitel 
gewidmet. Er betrachtet jedoch nur die Zeit bis zur Gründung der ABF. Wichtige Vergleiche 
zur Gesamtstudierendenschaft der Universität lassen sich aus den von ihm ausgewerteten 
Studentenstatistiken ziehen.
83
 Der letzte Beitrag aus Rostock zur Rolle der ABF stammt vom 
langjährigen Direktor der Fakultät und späteren Rektor der Universität, Wolfgang Brauer.
84
 
Auf dem 100. Rostocker Wissenschaftshistorischen Kolloquium sprach er sich für eine 
„sachlich-kritische Analyse“, die die Differenzen in „den tatsächlichen Ergebnissen des 
Studiums an den Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten“ aufzeigt, aus.85 So sehr in seinen 
Äußerungen Tendenzen einer späten Aufwertung der ABF liegen, ist seine Forderung doch 
berechtigt und soll Anspruch dieser Arbeit sein. 
Einen lesenswerten literarischen Streifzug durch die Geschichte des ersten Jahrganges der 
ABF in Greifswald bietet der Roman „Die Aula“ von Hermann Kant, der 1965 erstmals 
erschien.
86
 Hermann Kant war Absolvent und Dozent an der von ihm beschriebenen 
Einrichtung. Seine Schilderungen über Robert Iswall, Gerd Trullesand, Karl-Heinz (Quasi) 
Riek und Jakob Filter bilden eigene Lebenserfahrungen ab. Dabei gelingt es Kant auch 
durchaus DDR-kritische Momente in seinem autobiografisch geprägten Werk einzuflechten. 
Hierfür ist jedoch, das vielen ehemaligen Bürgern der DDR bekannte, „zwischen den Zeilen 
lesen“ unerlässlich. Doch Hermann Kant ist als Persönlichkeit genauso differenziert zu 
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betrachten, wie die Einrichtung, die ihn einst zum Abitur führte.
87
 Als Vorsitzender des 
Schriftstellerverbandes der DDR überwachte er seine Autorenkollegen und unterband 
öffentliche systemkritische Äußerungen.  
 
1.4 Quellenlage 
 
Neben den dargelegten einschlägigen Publikationen und Quelleneditionen greift die Arbeit 
auf den umfangreichen, geschlossenen und durch eine Findkartei aufgearbeiteten ABF-
Bestand des Universitätsarchives Rostock (UAR) zurück. Dieser umfasst den Gesamtzeitraum 
des Bestehens der VSA/ABF von 1946 bis 1963. Er wurde insbesondere zum Studienalltag, 
zu den Lehrinhalten/Erziehungsmaßnahmen und zu den Dozenten- bzw. Studentenbiografien 
untersucht. Insgesamt lässt sich konstatieren, dass die Aktenlage zur VSA, also für die Zeit 
1946 bis 1949, in Teilen Lücken aufweist. Eine Ursache hierfür könnte der damalige Mangel 
an Papier und daraus resultierende Mehrfachverwendungen sein. 
Anhand der Vorlesungsverzeichnisse der Universität Rostock wurde von 1947 bis 1963 ein 
komplettes Personenverzeichnis der Lehrkräfte mit Fächerkombinationen und Funktionen an 
der VSA/ABF erstellt,
88
 sowie der Aktenlage entsprechend auch deren soziale Herkunft und 
Parteizugehörigkeit erfasst. Darüber hinaus wurden gezielt Studenten- und Personalakten der 
VSA/ABF und der Universität herangezogen, um mit den dort enthaltenen Angaben das 
gesammelte Quellenmaterial zu ergänzen. Hierbei ist zu beachten, dass teilweise gezielte 
Säuberungen dieser Bestände stattgefunden haben. Vor dem Zusammenbruch der DDR 
räumte die Personalverwaltung 1989 den Angehörigen der Universität die Möglichkeit ein, 
brisante Unterlagen aus ihren Akten zu entfernen. Zusätzlich erbrachte die Untersuchung der 
Bestände des Rektorats (R) und der Universitätsparteileitung (UPL) nach Bezügen zur 
VSA/ABF entscheidende Informationen, insbesondere zur SED-Fakultätsgruppe. 
Aufbauend auf den Erkenntnissen aus dem UAR wurde auch in den Beständen des Archivs 
der Hansestadt Rostock (AHR) nach Anhaltspunkten zur VSA/ABF gesucht. Abgesehen von 
Informationen zu Standortfragen sowie zum Neubau des Fakultätsgebäudes und 
Studentenwohnheimes waren diese Recherchen allerdings nur wenig ertragreich.   
Aufschlussreicher sind die Akten der Hauptabteilung Hochschulen und wissenschaftliche 
Einrichtungen des Ministeriums für Volksbildung (MfV)
89
, welche sich im 
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Landeshauptarchiv Schwerin (LHAS) befinden. Der Bestand des LHAS enthält wesentliche 
Informationen zur „Ersten Hochschulreform“ in der SBZ, zur Zusammenarbeit mit der 
SMAD und der DVV, bzw. später dem SfH, sowie die Kriterien des Ministeriums für die 
Auswahl von Lehrkräften und Kandidaten für die VSA/ABF. Konkrete Querverbindungen zu 
den Unterlagen des UAR lassen Entscheidungs-, Durchleitungs- und Umsetzungsprozesse 
zwischen Landesbehörde und Universität deutlich werden. Sie erhöhen allgemein die Gewähr 
der Quellenangaben.  
In der Abteilung DDR im Bundesarchiv Berlin-Lichterfelde (BArch) standen für die 
Betrachtung zentraler Vorgänge besonders die Bestände der Abteilung ABF des SfH und des 
MfV der DDR im Fokus der Untersuchung. Diese Quellenbestände sind insgesamt gut 
erschlossen und weisen eine große Anzahl unterschiedlichster Berichte und Verwaltungsakte, 
ab 1951 fast lückenlos, nach. Für die chaotische Nachkriegszeit, insbesondere für die Jahre 
1946 und 1947 sind allerdings u. a. aufgrund unklarer Zuständigkeiten und dezentraler 
Entscheidungsstrukturen größere Bestandslücken erkennbar. 
Das Archivgut der Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR im 
Bundesarchiv (SAPMO-BArch) enthält besonders in den Beständen des Zentralsekretariats 
(ZS) bzw. des Politbüros (PB) der SED und der für die VSA/ABF zuständigen Abteilung 
Wissenschaft und Propaganda im Zentralkomitee (ZK) der SED sehr aufschlussreiche 
Dokumente über die (übersteigerten) bildungspolitischen Zielsetzungen, welche die Parteielite 
mit den Einrichtungen verfolgte und wie sehr sie seit 1946 ihren Einfluss auf den tertiären 
Bildungsbereich über staatliche Strukturen auszubauen vermochte.  
Bezüglich zitierter öffentlicher Meldungen der Presseorgane der SBZ/DDR sei stets darauf 
verwiesen, dass eine starke administrative Reglementierung und Zensierung erfolgte.  
Die Quellen werden grundsätzlich originalgetreu zitiert, d. h. in der alten Rechtschreibung 
und mit eventuell enthaltenen orthografischen und grammatikalischen Fehlern, sofern sie den 
Sinn der Aussage nicht verzerren. 
 
1.5 Methode 
 
Wie Michael C. Schneider bereits feststellte, lässt sich allein aus normativen Dokumenten 
keine „herrschaftstechnische Durchdringung der SBZ und frühen DDR“90 ableiten. Vielmehr 
ist die Umsetzung der oftmals hochgestochenen Absichten der SED-Führung empirisch zu 
belegen. Bezogen auf die VSA/ABF Rostock lassen sich hierzu zahlreiche Einzelstatistiken 
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im Bestand des UAR auswerten.
91
 Soweit dies die vorhandenen Angaben möglich machten, 
wurde die Anzahl der Bewerber für die VSA/ABF im Zeitraum 1946 bis 1961 und der 
Gesamtbestand der Schüler/Studenten der VSA/ABF für den Zeitraum 1947 bis 1963 nach 
geplanter Studentenzahl, Geschlecht, Alterskategorie, sozialer Herkunft, Schulbildung, 
Parteibindung, Organisationszugehörigkeit, Stipendienvergabe, Wohnsitz und Studienwunsch 
in eine Datenbank eingearbeitet. Somit sind diese Daten elektronisch gesichert und können 
statistisch und grafisch weiter verarbeitet werden. Es ist jedoch zu beachten, dass die 
Aufnahme der Daten nicht unerhebliche Probleme bereitet hat, da innerhalb des 
Untersuchungszeitraumes keine einheitlichen Statistiken für die VSA/ABF geführt wurden. 
Während nachvollziehbare Unklarheiten für die Zeit der SBZ durch die Überprüfung anderer 
Dokumente ausgeglichen werden konnten, war für die Zeit ab 1956 lediglich Anzahl, 
Geschlecht, Alterskategorie und soziale Stellung der ABF-Studenten zu ermitteln.  
Generell steht die Untersuchung der Sozialstruktur der VSA/ABF vor dem methodischen 
Problem, dass aus den groben Kategorisierungen der DDR-Statistiken nur unter Vorbehalt 
genauere Rückschlüsse auf die soziale Herkunft bzw. Stellung gezogen werden können.
92
 Die 
Definition einer sozialstatistischen Kategorie „Arbeiter“ ist nicht eindeutig möglich, insofern 
selbst Kinder von Parteifunktionären und Angehörigen der bewaffneten Organe unter diese 
Rubrik fielen. So spricht Wolfgang Brauer „von so manchen Definitionskunststückchen bei 
der Entscheidung «Arbeiter», «Bauer», da es mitunter nicht einfach war, den vorgegebenen 
Proporz zu erreichen.“93 Diese Schwachstelle der statistischen Quellen lässt sich durch die 
Erarbeitung von Individualdaten beheben. Deshalb wurde die gesamte Studentenkartei der 
VSA/ABF im UAR in eine Datenbank übertragen. Hierfür wurde zunächst ein vorläufiges 
Datenbanklayout erstellt, das im Laufe der Eingabe weiter ausgebaut, sowie den 
Anforderungen der unterschiedlichen Karteitypen angepasst wurde. Um die Datenbank über 
das eigentliche Forschungsfeld hinaus, u. a. auch für die weitere Nutzung durch das UAR, 
auszulegen, wurden alle Angaben der Karteikarten erfasst. Für die Eingabe der Daten wurde 
die weit verbreitete und leistungsfähige Software Excel verwendet, da diese bereits die 
wichtigsten statistischen Analyseverfahren ermöglicht und eine unkomplizierte, vollständige 
Übertragung der Daten in das Statistikprogramm SPSS vorgenommen werden kann. 
Insgesamt wurden 3.072 Datensätze mit je 45 Variablen erfasst. 
In welchem Ausmaß die VSA/ABF die Sozialstruktur der ostdeutschen Eliten verändert 
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haben, wird sich erst dann feststellen lassen, wenn neben der Einbettung dieser Institutionen 
in das Bildungssystem der SBZ/DDR auch die Weiterentwicklung der Absolventen in einem 
ausreichenden Maße untersucht ist. Da in keiner statistischen Erhebung der DDR der Verbleib 
der VSA/ABF-Studenten thematisiert wurde, lässt sich der tatsächlichen Wirksamkeit der 
Einrichtung nur Anhand von Befragungen noch lebender Absolventen nachgehen. Deshalb 
wurde eine Stichprobenanalyse unter Absolventen der Rostocker ABF vorgenommen. Dafür 
wurde ein Fragebogen erarbeitet, um Informationen über die Herkunft, die Ausbildung an der 
VSA/ABF, das spätere Fachstudium und die Berufstätigkeit zu ermitteln. Dank der 
Unterstützung ehemaliger Angehöriger der ABF konnten etwa 200 Fragebögen verschickt 
werden, von denen im Rücklauf 75 wieder eintrafen. Für die weitere Auswertung der 
ausgefüllten Bögen wurde, analog zum Vorgehen bei der Datenerhebung der Studentenkartei, 
eine weitere Datenbank angelegt. Trotz der Ausrichtung des Fragebogens auf eine spätere 
statistische Analyse musste die Datenbankstruktur so angepasst werden, dass auch die 
zahlreichen individuellen Hinweise und Ergänzungen der Probanden berücksichtigt werden 
konnten.  
Neben den vorhandenen schriftlichen Quellen stützt sich die Arbeit auch auf 
Forschungsmethoden der Oral History.
94
 Subjektive Quellen, wie sie mit diesen Methoden 
erhoben werden können, haben nach einstmals kontroversen Auseinandersetzungen über ihre 
Aussagekraft einen festen Platz im Quellenreservoir der historischen Wissenschaft gewonnen. 
Die Bedeutung erinnerungs- und erfahrungsgeschichtlicher Ansätze für die historische 
Erforschung der DDR wird zunehmend hervorgehoben.
95
 Oral History, so Ulrike Obertreis 
und Anke Stephan, biete sich, als Methode, Quellenart und Forschungsfeld gleichermaßen, 
besonders gut an, „das Innenleben sozialistischer Gesellschaften und allgemeiner von 
Diktaturen zu erforschen“.96 Zeitzeugengespräche erübrigen sich auch keineswegs angesichts 
der Aktenflut, die Staat, Staatssicherheit, Parteien und Institutionen unterschiedlicher Art in 
der DDR produziert haben. Darüber hinaus beweist gerade die Protestbewegung der Jahre 
1989/90, dass diese normativen Dokumente kaum das tatsächliche Meinungsbild in der 
Bevölkerung widerspiegelten. Dem Nestor der deutschen Oral History-Forschung, Lutz 
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Niethammer, zufolge lassen sich die Erfahrungen der Menschen in der DDR, die angesichts 
der oft zugleich vorhandenen Elemente des Arrangements und der Distanziertheit immer auch 
„gespaltene Erfahrungen“ waren, aus den Akten, wenn überhaupt, nur unzureichend 
nachvollziehen.
97
  
Insgesamt wurden 16 lebensgeschichtlich-narrative Zeitzeugengespräche, sowohl mit 
Dozenten, als auch Absolventen, durchgeführt. Bei der Auswahl der Interviewpartner wurde 
darauf geachtet, möglichst Personen zu befragen, die die VSA/ABF in unterschiedlichen 
Zeitabschnitten kennen gelernt und zum Teil besondere Funktionen dort ausgeübt haben. 
Leider konnte für die Zeit der VSA, also vor 1948, kein Zeitzeuge mehr befragt werden, weil 
ein großer Teil dieser Menschen mittlerweile verstorben oder schwer erkrankt ist. Nach der 
ersten Kontaktaufnahme und entsprechenden Vorgesprächen zur Klärung des Zweckes der 
Befragung waren alle kontaktierten Personen zu einem Interview bereit. Sie erhielten im 
Vorfeld einen standardisierten Fragenkatalog für Absolventen bzw. Dozenten. Dieser sollte 
lediglich einer generellen Orientierung dienen und niemanden davon abhalten, ungefragte 
Themen einzubeziehen oder andere Schwerpunkte zu setzen.  
Im allgemeinen Gesprächsteil, der lebensgeschichtlich-narrativen Beschreibung unter 
besonderer Berücksichtigung der Herkunft und der Zeit an der VSA/ABF, wurde den 
Interviewpartnern die Möglichkeit der Sinnkonstruktion, weitestgehend ohne Eingriffe und 
Nachfragen, gegeben. Anschließend wurden sie nach Unklarheiten bzw. Lücken im Bericht 
sowie gezielt nach konkreten Erscheinungen und Ereignissen, die sich zum Teil auch aus den 
Archivrecherchen ergaben, befragt. Dabei war es vorteilhaft, eine offene Dialogsituation zu 
schaffen, um dem Gesprächspartner auftretende Unsicherheiten zu nehmen, die Situation 
eines Verhöres zu vermeiden und Grenzen der Erinnerung, ob bewusst oder unbewusst 
gesetzt, zu überwinden.  
Die Audioaufnahmen wurden anschließend transkribiert und mitunter um zusätzliche 
Nachfragen ergänzt, den Zeitzeugen zur Autorisierung überlassen. Kleinere Veränderungen 
wurden zwar vereinzelt gewünscht, der Inhalt der Aussagen konnte aber erhalten bleiben. 
Generell geht durch die „nachträgliche Bearbeitung etwas von der Spontaneität der 
Erstaussage verloren.“98 Zur Absicherung des Interviewers ist eine schriftliche Autorisierung 
zwar juristisch nicht zwingend erforderlich, aber durchaus ratsam. Alle Transkripte sind für 
die Veröffentlichung freigegeben worden und befinden sich im Anhang der Arbeit. Sie 
erfüllen somit die Kriterien einer wissenschaftlichen Quelle, wie Zugänglichkeit und 
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Überprüfbarkeit. Eine Ausnahme bildet das Gespräch mit Heinz Koch, letzter FDJ-Sekretär 
der ABF, der sein Interview nur in Form eines von ihm verfassten schriftlichen Berichtes 
autorisierte. Da dieses Vorgehen grundsätzlich der angewandten Methode widerspricht, wurde 
das Material nicht verwendet. 
Wie andere Quellengruppen bedürfen auch lebensgeschichtliche Erinnerungsinterviews einer 
kritischen Prüfung. Insbesondere weil es sich um Lebenswegkonstruktionen handelt, die 
Vergangenes in der Gegenwart reflektieren. Dadurch betreffen sie eine äußerst persönliche 
Themenauswahl, die sehr auf den Zeitpunkt des Gespräches, mit allen gegenwartskulturellen 
Implikationen und Stereotypen, bezogen ist.
99
 Außerdem ist die Erinnerungsfähigkeit jedes 
einzelnen Menschen ungewollt oder gewollt (selektive Erinnerung) sehr unterschiedlich 
ausgeprägt, wie der Zeitzeuge Dr. Hans-Joachim Martin fast schon entschuldigend anmerkt: 
„Man muss bei diesen Zeitzeugengesprächen überhaupt einkalkulieren, dass sie sich auf 
Vorgänge beziehen, die bald 50 Jahre zurück liegen. Inzwischen haben wir viel erlebt und 
getan, so dass die Erinnerung damalige Ereignisse oftmals nicht mehr scharf abbildet, dass 
also vieles verblasst ist, nicht mehr detailgetreu beschrieben werden kann. So darf es nicht 
verwundern, wenn es zu unterschiedlichen Aussagen und Urteilen der verschiedenen 
Interviewten kommt.“100 Da die befragten ehemaligen Studenten und Dozenten der VSA/ABF 
Rostock untereinander Kontakt haben, ist es allerdings nicht auszuschließen, dass Absprachen 
zu bestimmten Nachfragen stattfanden. Auffallend war, dass gerade bei vermeintlich „heiklen 
Fragen“ Erinnerungslücken auftraten. Trotzdem hat die gewählte Vorgehensweise einer 
Verbindung von frei erzähltem Lebensweg und gelenktem Interview, gerade bei der 
ideologisch aufgeladenen Geschichte der VSA/ABF, zu der damalige Einstellungen heute von 
den Zeitzeugen nicht ohne weiteres mehr vertreten werden, einem Legitimierungsglauben 
unterliegen oder lieber verschwiegen werden, den Vorteil, dass im freien Redefluss, aufgrund 
der notwendigen Darstellung von Zusammenhängen oder Details, Sachverhalte 
wiedergegeben werden, die schriftlich von den Interviewten nicht so fixiert worden wären.
101
  
Nach einer entsprechenden kritischen Auswertung der Zeitzeugengespräche lassen sich 
einerseits Einblicke in den Alltag an der VSA/ABF erzielen, die in dieser Form nicht aus den 
Archivakten zu entnehmen sind und damit einen Beitrag zur Sozialgeschichte darstellen. 
Andererseits konnten auch zweifel- oder lückenhafte Aktenlagen sinnvoll ergänzt werden. 
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Besonders bei normativen Dokumenten, wie Absichtserklärungen und Zielformulierungen, 
konnte einer Wirksamkeit bzw. Umsetzung nachgegangen werden. Letztlich ermöglichte die 
Methode des zeitgeschichtlichen Erinnerungsinterviews die Rekonstruktion der Werdegänge 
einer, wenn auch kleinen Anzahl, ehemaliger ABF-Angehöriger, die sich aus keinen anderen 
Dokumenten aufgrund datenschutzrechtlicher Gründe erschließen lassen. 
 
2 Prolog: Hochschulpolitik in der Sowjetischen Besatzungszone 
 Deutschlands 1945/46 
 
2.1 Grundgedanken der „Ersten Hochschulreform“ 
 
Die gesamte Bildungs- und Hochschulpolitik der SBZ unterstand mit Gründung der SMAD 
am 06.06.1945 diesem obersten Verwaltungsorgan der Besatzungszone. Für den 
Oberkommandierenden der SMAD Georgi K. Schukow stellte der Umbau des deutschen 
Bildungssystems eines von vielen Handlungsfeldern im besetzten Nachkriegsdeutschland dar. 
Er überließ es vorrangig der Abteilung für Volksbildung (AVB)
102
 und dessen Leiter Pjotr W. 
Solotuchin sich der bildungspolitischen Aufgabenstellung des Potsdamer Abkommens, der 
Entfernung aller nazistischen und militaristischen Lehren und der Entwicklung 
demokratischer Ideen,
103
 anzunehmen. Nach anfänglichen Umstrukturierungen der AVB, um 
ihre Funktionsfähigkeit zu gewährleisten,
104
 ist für den Bereich der Hochschulen und 
wissenschaftlichen Einrichtungen ein eigener Arbeitsbereich (Sektor) unter Nikolaj M. 
Voronov, ab 1948 unter Pjotr I. Nikitin, geschaffen worden. Auch wenn 
hochschulorganisatorisch durchaus Defizite, insbesondere in Hinblick auf die vorhandenen 
Erfahrungen mit den Spezifika des deutschen Hochschulwesens, bestanden, bot die AVB in 
ihrer personellen Zusammensetzung aus einem großen Teil ehemaliger Akademiker durchaus 
Fachpotenzial.  
Die hochschulpolitische Hauptzielsetzung der sowjetischen Besatzer und ihrer deutschen 
Protagonisten war zwar mit der Schaffung einer neuen sozialistischen Intelligenz klar 
umrissen,
105
 indes fehlte es aber an einem bildungspolitischen Konzept zur Umsetzung und 
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einer entsprechenden Anleitung sowohl durch das zuständige sowjetische Ministerium als 
auch die SMAD-Führung. Das bedeutete einerseits für Solotuchin verhältnismäßig großen 
Handlungsspielraum, der sich auch auf die nachgeordneten deutschen Verwaltungsstellen 
übertrug, andererseits standen den hochschulpolitischen Vorstellungen der Besatzungsmacht 
ganz praktische Probleme, wie die Verfügbarkeit qualifizierter deutscher Lehrkräfte mit der 
gewünschten politischen Einstellung, entgegen. Hinzu kam, dass es innerhalb der SMAD und 
ihrer jeweiligen Organe in den Ländern der SBZ zu nicht unerheblichen Weisungs- und 
Kompetenzstreitigkeiten kam,
106
 die nicht nur im Wirkungsbereich der AVB einer 
einheitlichen Bildungs- und Hochschulpolitik entgegenstanden. Ähnliches ist auch auf der 
Ebene der deutschen Bildungsbehörden zu beobachten. Mit der Etablierung der DVV im Juli 
1945 unter der Leitung Paul Wandels wurde zwar eine deutsche Entsprechung der AVB auf 
zentraler Ebene geschaffen, ein formelles Weisungsrecht gegenüber den Länderressorts hatte 
die DVV jedoch nicht, weshalb ihr bildungspolitischer Einfluss in der SBZ, abgesehen von 
der ihr direkt unterstellten Humboldt-Universität zu Berlin, bis Anfang 1947 eingeschränkt 
war.
107
  
In den ersten beiden Nachkriegsjahren war das hochschulpolitische Handeln der sowjetischen, 
wie deutschen Funktionsträger, in erster Linie pragmatisch geprägt. Die Wiederherstellung 
der Arbeitsfähigkeit der Universitäten und Hochschulen hatte zunächst Vorrang, sollte aber 
mit einschneidenden Veränderungen im Hochschulwesen einhergehen. Das die 1945 in der 
SBZ eingeleiteten Reformen, aus zeitgenössischer Perspektive, als eine einheitliche 
sogenannte „Erste Hochschulreform“ verstanden wurden, ist, in Anbetracht der beschriebenen 
diffusen Hochschulpolitik der sowjetischen und deutschen Akteure, fraglich
108
 und auch die 
Bezeichnung findet sich in den Zeitdokumenten nicht wieder. Trotzdem kann der Begriff in 
der historischen Rückschau zur chronologischen und thematischen Einordnung hilfreich sein. 
Grundanliegen der Ersten Hochschulreform war die Entnazifizierung der Hochschulen und 
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Universitäten. Was einerseits als notwendiger und verständlicher Schritt einer personellen 
Erneuerung durch die Entfernung aktiver Nationalsozialisten verstanden werden muss, wurde 
anderseits missbraucht, um politisch unerwünschte Personen zu entfernen.  
Neben diesem personellen Umbruch wurde auch in die Struktur der Hochschulen 
eingegriffen. Mit der Errichtung der VSA und späteren ABF sollte, wie einleitend geschildert, 
die Sozialstruktur der Studentenschaft möglichst zügig, im Sinne einer neuen sozialistischen 
Gesellschaftsordnung, verändert werden. Die Gründung der Pädagogischen Fakultäten, ab 
Juni 1946 auf Befehl Nr. 205
109
 der SMAD, folgte zunächst dem Zwang und der praktischen 
Überlegung, den durch Krieg und Entnazifizierung stark dezimierten Bestand an Lehrern zu 
begegnen. Die improvisiert und kurzfristig eingesetzten „Neulehrer“ erfüllten in vielen 
Bereichen nicht die an sie gestellten Anforderungen.
110
 Auch in Anbetracht des hohen 
Stellenwertes, den die deutschen Kommunisten der Volksbildung, zur Beeinflussung 
politischer Anschauungen und Einstellungen in der Bevölkerung, zuschrieben, war die 
Lehramtsausbildung auf eine neue, ideologisch gesicherte Basis zu stellen. Umgesetzt wurde 
diese Zielrichtung durch die Unterstellung der insgesamt sieben Pädagogischen Fakultäten 
unter die DVV und damit unter die Regie der SED. Die Einsetzung von Dozenten und 
Zulassung von Studenten an den neuen Einrichtungen erfolgte unter Umgehung universitärer 
Gremien, auf welche aber gleichzeitig mit der rechtlichen Gleichstellung als Fakultät, Einfluss 
durch entsprechende Wahl- und Mitspracherecht ausgeübt werden konnte.  
Direkte politisch-ideologische Wirksamkeit sollten die, ab Dezember 1946 auf Befehl Nr. 
333
111
 der SMAD in Leipzig, Rostock und Jena geschaffenen, 
Gesellschaftswissenschaftlichen Fakultäten entfalten.
112
 Mit ihren Vorlesungen über 
dialektischen und historischen Materialismus sowie über politische Ökonomie wurde der 
Grundstein für das, mit der zweiten Hochschulreform 1951/52 eingeführte, obligatorische 
gesellschaftswissenschaftliche Grundstudium gelegt.  
Sowohl die VSA, als auch die Pädagogischen und Gesellschaftswissenschaftlichen Fakultäten 
wurden aufgrund der ihnen von kommunistischer Seite zugewiesenen Aufgabenstellung, im 
Umgestaltungsprozess der Hochschulen, privilegiert. Vergleichsweise verfügten sie über 
einen höheren Etat, ihre Lehrkräfte wurden besser bezahlt, ihre Studenten erhielten höhere 
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Stipendien und bevorzugt Wohnraum
113
. Neben der personellen Erneuerung im Rahmen der 
Entnazifizierung und ideologisch motivierten Schließung von Instituten und Fakultäten waren 
diese drei strukturellen Neuerungen im Hochschulwesen der SBZ, trotz der nachkriegsbedingt 
eingeschränkten Effektivität, entscheidende Etappen auf dem Weg zu einer sozialistischen 
Hochschule.  
 
2.2 Wiedereröffnung der Universität Rostock 
 
Im Mai 1945 kontrollierte die Rote Armee den größten Teil Mecklenburgs, aber auch 
amerikanische und britische Verbände hielten Teile des Landes besetzt, gaben ihre 
Hoheitsrechte aber gemäß alliierter Vereinbarungen Anfang Juli 1945 an die sowjetischen 
Besatzungsbehörden ab.
114
 Auf Anordnung der SMAD vom 29.06.1945 wurde eine 
Landesregierung für Mecklenburg-Vorpommern
115
 gebildet und am 04.07.1945 von der 
SMAD bestätigt. Sie nahm ihre Arbeit nach dem Abzug der letzten britischen Truppen am 
07.07.1945 auf.
116
 Die Landesregierung unterstand der durch Befehl Nr. 5 der SMAD vom 
09.07.1945 gegründeten Sowjetischen Militäradministration des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (SMAM)
117
. Als Präsident setzte diese Wilhelm Höcker (SPD) ein, während 
Hans Warnke (KPD) Vizepräsident wurde. Daneben wurde der zunächst parteilose, spätere 
CDU-Abgeordnete Otto Müller zweiter und der Altkommunist Gottfried Grünberg dritter 
Vizepräsident. Präsident und Vizepräsidenten wurden durch die Landtagswahl im Oktober 
1946 in ihren Ämtern bestätigt.  
Besonders relevant für die Bildungspolitik der Landesregierung ist die Rolle Gottfried 
Grünbergs als verantwortlicher Minister und Hans Mantheys, der ab November 1945 als sein 
Stellvertreter und Ministerialdirektor der Abteilung für Kultur und Volksbildung, dem 
späteren MfV, fungierte. Innerhalb dieser Abteilung, mit ihren anfänglich 20 Mitarbeitern, 
übernahm im November 1945 ein enger Vertrauter Grünbergs, Oberregierungsrat Dr. Fritz 
Müller, die Leitung des Hochschuldezernates.
118
 Diesem übergeordnet war die Abteilung für 
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Volksbildung der SMAM. In Fragen der Landesuniversitäten war jedoch auch die Abteilung 
für Propaganda (Information) der SMAM, und hier speziell Major Iwan M. Jessin, der 
Aktenlage nach, ein wichtiger Ansprechpartner. 
Als Rostock 1945 von der Roten Armee besetzt wurde, musste die Universität den 
Lehrbetrieb einstellen. Ausgehend von der Universität und dem Engagement des amtierenden 
Rektors Prof. Dr. Kurt Wacholder
119
 setzte sich sowohl die Stadt Rostock als auch die 
Landesregierung für eine zügige Wiedereröffnung ein.
120
 Nach der von der Inneren 
Verwaltung des Landes festgelegten, durch die Arbeit eines universitätsinternen 
Untersuchungsausschusses bereits ab Juni 1945 freiwillig eingeleiteten, Entnazifizierung des 
Lehrkörpers, von der allerdings nominelle NSDAP-Mitglieder verschont blieben, um die 
Funktionsfähigkeit der Fachbereiche zu gewährleisten, beantragte Wachholder am 17.09.1945 
bei der Landesregierung die Wiedereröffnung der Rostocker Universität.
121
 Er stützte sich 
dabei auf die Bekanntgabe des Befehls Nr. 50 der SMAD vom 04.09.1945, nach dem die 
Aufnahme des Lehrbetriebs der Universitäten und Hochschulen vorzubereiten war
122
 sowie 
die zugesagte Unterstützung Grünbergs vom 15.08.1945
123
. Es zeigte sich jedoch, dass die 
SMAM nicht bereit war, ohne die Entlassung aller ehemaligen NSDAP-Mitglieder dem 
Ansinnen der Landesregierung und des Rektorats nachzukommen. In Unkenntnis der 
Vorgänge in Schwerin muss sich die Erwähnung von Ministerialdirektor Dr. Richard Moeller 
als Leumund für die einwandfreie Personalpolitik der Universitätsleitung im Antrag als 
besonders negativ für eine Bewilligung seitens der SMAM ausgewirkt haben. Moeller wurde 
aufgrund eines erstmals 1939 veröffentlichten, als antisowjetisch eingestuften, Buches, im 
September 1945 vom Volkskommissariat für Innere Angelegenheiten der UdSSR (NKWD) 
verhaftet und verstarb Ende 1945 im NKWD-Internierungslager Fünfeichen.
124
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Nach einem weiteren gescheiterten Versuch Kurt Wacholders im Oktober 1945 direkt über 
die SMAM die Wiederaufnahme des Lehrbetriebes zu erreichen,
125
 sollte erst der Antrag vom 
14.12.1945
126
 schließlich erfolgreich sein. Durch entsprechende Personallisten konnte die 
Besatzungsmacht nun einerseits vom Abschluss der Entnazifizierung überzeugt werden. 
Andererseits erfolgte mit der Neuwahl des Rektors im November 1945 ein entscheidender 
Personalwechsel an der Universitätsspitze, der die Wiedereröffnung mit sehr großer 
Wahrscheinlichkeit begünstigte. Der konservative Mediziner Wacholder hatte sich durch 
seine ambivalente Haltung gegenüber der Entnazifizierungspolitik der Besatzungsmacht 
sowie ständigen Forderungen zur Räumung von besetzten Gebäuden, Freigabe 
wissenschaftlicher Gerätschaften, Zuteilung von Heizmaterial und Rückführung von 
Bücherbeständen keine Fürsprecher innerhalb der Besatzungsbehörde gemacht.
127
 Die 
Amtsübergabe an den sozialdemokratischen Chemiker Prof. Dr. Günther Rienäcker im Januar 
1946 hat die SMAM sehr wahrscheinlich mit Wohlwollen bestätigt. Dank der umfangreichen 
personellen Umstrukturierungen erlaubte die SMAD am 29.01.1946 durch Befehl Nr. 28 die 
Wiederaufnahme des Lehrbetriebes an der Universität Rostock zum 25.02.1946: „Durch eine 
große Universitätsfeier in der Aula der Universität Rostock wurde in Anwesenheit des Chefs 
der SMA des Landes Mecklenburg-Vorpommern, Generaloberst Skossyrow
128
 […] die 
Universität eröffnet.“129 Allerdings wurden nicht alle ursprünglich fünf Fakultäten 
wiedereröffnet, da die medizinische Fakultät aufgrund ihrer hohen Zahl an NSDAP-
Mitgliedern den Lehrbetrieb noch nicht aufnehmen durfte. 
 
2.2.1 Entnazifizierung des Lehrkörpers 
Die Entnazifizierung des Lehrkörpers der Universität Rostock kann in drei Phasen unterteilt 
werden. In der ersten Phase, kurz nach Kriegsende, übernahm auf Initiative des Rektors Kurt 
Wacholder und des Kurators Richard Moeller
130
 ein universitätsinterner 
Untersuchungsausschuss die politische Überprüfung der etwa 53 von ehemals 123 in Rostock 
verbliebenen Wissenschaftler.
131
 Dieser Schritt erfolgte zwar ohne Direktive der 
Besatzungsmacht, wurde aber durch die neugegründete Landesregierung befürwortet. Infolge 
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dieses freiwilligen Selbstreinigungsprozesses wurden zunächst 14 Personen entlassen, fünf 
aufgrund ihrer nationalsozialistischen Vergangenheit und neun aufgrund ihrer Flucht aus der 
SBZ.  
Die zweite Phase begann im September 1945 mit der Weisung Gottfried Grünbergs, die 
Tätigkeit des universitätsinternen Untersuchungsausschusses einzustellen.
132
 Auf Anordnung 
der DVV sollte die „politische Überprüfung“ des Universitätspersonals nunmehr durch 
Ausschüsse der Landes- und Provinzialverwaltungen erfolgen.
133
 Obwohl die DVV keine 
Weisungsbefugnis für die Landesbehörden besaß, führte ihre Maßgabe zu einem strikteren 
Vorgehen der Volksbildungsabteilung des Landes. Die Eigeninitiative der Bildungsstätte hatte 
ein jähes Ende gefunden und wurde nun durch eine behördlich angeordnete und durchgeführte 
Entnazifizierung abgelöst. Grundlage hierfür bildete jedoch kein Befehl der SMAM, die sich 
mit offiziellen Handlungsanweisungen diesbezüglich auffallend zurückhaltend verhielt, 
sondern eine im August 1945 vom Innenminister Hans Warnke erlassene Verfügung, die eine 
Entlassung nach folgenden Kriterien festschrieb: Die Person musste entweder vor 1933 in die 
NSDAP eingetretenen sein oder bei einem Parteieintritt nach 1933 politisch aktiv gewesen 
sein. Alle anderen NSDAP-Mitglieder, die sogenannten „Nominellen“, sollten zwar ebenfalls 
gekündigt werden, aber ihnen wurde nach einer Einzelfallprüfung die Wiedereinstellung und 
Bewährung im antifaschistisch-demokratischen Aufbau in Aussicht gestellt.
134
 In der Praxis 
bedeutete diese, ab Mitte Oktober 1945 von der Volksbildungsabteilung angewandte, 
Entnazifizierungspolitik de facto die Entlassung aller aktiven, wie auch nominellen NSDAP-
Mitglieder.
135
 Damit war eine zügige Wiedereröffnung der Universität in Gänze unmöglich. 
Die enormen Einbußen an Fachpersonal, insbesondere an der medizinischen Fakultät,
136
 
waren kaum zu kompensieren. Ende Oktober 1945 wurden weitere 36 als belastet eingestufte 
Lehrkräfte durch die Landesregierung entlassen.
137
  
Im Sommer 1946 begann die dritte Phase der Entnazifizierung mit der Umsetzung der 
Direktive des Alliierten Kontrollrates Nr. 24 vom 12.01.1946,
138
 welche die Einzelfallprüfung 
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ehemaliger NSDAP-Mitglieder vorsah. Dass die Direktive erst derart spät durch die SMAD 
Anwendung fand, ist neben den fehlenden personellen Kapazitäten für eine solche 
umfangreiche Prüfung, auch auf den politisch beabsichtigten Elitenwechsel, speziell im 
Bildungssektor, zurückführbar. Mit der Einrichtung von Entnazifizierungskommissionen auf 
Stadt-, Kreis- und Landesebene bis November 1946 sollte die bisher betriebene 
Entnazifizierungspolitik zumindest gegenüber nominellen Mitgliedern der NSDAP und ihrer 
Gliederungen gelockert werden. Nun konnte sich auch dieser Personenkreis über 
kommissarische Besetzungen, Forschungs- und Lehraufträge wieder an der Universität 
betätigen, sofern eine aktive Rolle beim Aufbau demokratischer Strukturen in der SBZ 
nachgewiesen wurde. Vor dem Hintergrund fehlender Kompetenz- und 
Ausführungsbestimmungen der Besatzungsmacht kollidierten allerdings die Entscheidungen 
der Rostocker Entnazifizierungskommission mit den Interessen der Universitätsleitung sowie 
der Volksbildungsabteilung des Landes, ausgewiesene Spezialisten und Fachkräfte, wie 
beispielsweise Hermann Teuchert und Kurt Wacholder,
139
 an der Universität weiter zu 
beschäftigen.  
Erst mit Befehl 201 der SMAD vom 16.08.1947 wurde weitgehend Klarheit über den 
Umgang mit nominellen Parteimitgliedern geschaffen, die nun in vollem Umfang ihre 
„politischen und bürgerlichen Rechte“ zurückerhielten.140 Im Gegensatz zu vielen deutschen 
Verwaltungsstellen und insbesondere der DVV hatte die sowjetische Besatzungsmacht 
erkannt, dass ein durchgreifender Elitenwechsel zu diesem Zeitpunkt den Wiederaufbau 
Deutschlands und damit auch die zu leistenden Reparationen gefährdet hätte.
141
 Trotz dieser 
grundsätzlichen Erkenntnis gab es auch in der SMAD unterschiedliche Ansichten zum 
Umgang mit ehemaligen Nationalsozialisten und sogenannten „reaktionären“ Kräften, speziell 
im Bildungsbereich. So wurde dem Leiter der AVB, Solotuchin, von der SMAD-
Kaderabteilung unterstellt, er würde bei der Entfernung derartiger Personen von den 
Universitäten unzureichend durchgreifen.
142
 In wichtigen Fachbereichen, insbesondere an den 
medizinischen Fakultäten,
143
 hätte das Festhalten an einer strikteren Entnazifizierungspraxis 
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jedoch nicht nur die Wiederaufnahme der Lehre, sondern auch die Funktionsfähigkeit 
insgesamt gefährdet. 
 
2.2.2 Zulassungsbedingungen 
Für die Zulassung von Studenten an den Universitäten in der SBZ waren, trotz der 
landeshoheitlichen Zuständigkeiten, die Verordnung der DVV vom 30.09.1945 und die 
grundlegenden Hinweise der Zentralverwaltung vom 20.11. und 08.12.1945 
richtungsweisend.
144
 Vom Studium ausgeschlossen wurden diesen Richtlinien entsprechend 
ehemalige Mitglieder der NSDAP und ihrer Gliederungen der Geburtsjahrgänge vor dem 
01.01.1920 und Offiziere der Wehrmacht sowie der Polizei. Auch Kinder führender 
Nationalsozialisten sollten laut DVV vorerst kein Studium aufnehmen dürfen.
145
 Ausnahmen 
waren für diese Personengruppen nur möglich, wenn sie im Widerstand aktiv waren oder aus 
politischen Gründen festgenommen bzw. aus nationalsozialistischen Organisationen 
ausgeschlossen wurden.  
Neben diesen Reglementierungen im Sinne der Entnazifizierung sollte durch die bevorzugte 
Zulassung von Personen, die aus politischen oder rassischen Gründen während der 
nationalsozialistischen Herrschaft keine Hochschule besuchen durften oder denen bereits die 
Erlangung der Hochschulreife verwehrt war, ein Beitrag zur Wiedergutmachung geleistet 
werden.
146
 Gleichzeitig fand die politisch gewollte Veränderung der Sozialstruktur der 
Studentenschaft entsprechende Berücksichtigung in den Zulassungsmodalitäten, indem 
bislang sozial Benachteiligten, also nach kommunistischer Lesart Arbeiter- und 
Bauernkindern, der gleiche Vorzug bei der Immatrikulation gewährt wurde, wie NS-Opfern. 
Ein Studium ohne Abitur wurde beiden Personengruppen zugestanden,
147
 wenn sie an 
entsprechenden Vorbereitungskursen erfolgreich teilnahmen. Ab Juni 1946 wurde in 
Übereinstimmung mit neuen DVV-Hinweisen der Besuch der im Aufbau befindlichen VSA 
für diese Studienbewerber ohne Reifezeugnis verpflichtend.
148
 Eine NSDAP-Mitgliedschaft 
war nunmehr unabhängig vom Geburtsjahr ein Ausschlusskriterium für die Zulassung.
149
 
Über die Zulassung zum Studium entschied eine Kommission, bestehend aus einem „Mitglied 
der vom Bewerber gewählten Fakultät, das vom Rektor der gewählten Universität oder 
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Hochschule vorgeschlagen und vom Finanzträger bestätigt wird und drei Persönlichkeiten des 
öffentlichen Lebens, die vom Finanzträger berufen werden“150. Der Finanzträger, im Fall der 
Universität Rostock das Hochschuldezernat der Abteilung Kultur und Volksbildung der 
Landesverwaltung M-V, überprüfte daraufhin die von der Auswahlkommission 
vorgeschlagenen Kandidaten und die SMAM traf dann eine endgültige Entscheidung über die 
Zulassung. 
Die in der DDR-, wie bundesdeutschen Historiographie immer wieder betonte Auswahl der 
Studenten nach rein parteipolitisch vorgegebenen sozialen Gesichtspunkten kann für die 
beiden ersten Studentenjahrgänge nach der Wiedereröffnung der Universität Rostock nicht 
bestätigt werden. Im Gegenteil: Der Anteil der Studenten aus Arbeiter- und Bauerkreisen sank 
beispielsweise von 16,6 Prozent im Sommersemester 1946 auf 13,2 Prozent im 
Wintersemester 1946/47.
151
 Selbst SED-Mitglied und Rektor Günther Rienäcker stellte 
aufgrund des großen Andrangs an Studienbewerbern im Juni 1946 fest, dass eine Zulassung 
nur noch nach „Begabung, Leistung und Fleiß“ zu erfolgen hätte.152 Dafür spricht auch die 
frühzeitige Einrichtung der im folgenden Abschnitt behandelten Vorsemesterlehrgänge und 
Vorstudienkurse, für einen Personenkreis, der aus kommunistischer Perspektive eigentlich 
nicht für die Bildung einer neuen sozialistischen Intelligenz in Frage kam.  
 
2.2.3 Vorsemesterlehrgänge und Vorstudienkurse 
Schon wenige Monate nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges informierte die Abteilung für 
Kultur und Volksbildung des Landes M-V am 16.08.1945 die Direktoren der Oberschulen 
über die, „vorbehaltlich der Genehmigung der Militärregierung“, beabsichtigte Einrichtung 
von Vorsemesterlehrgängen.
153
 Ehemalige Gymnasialschüler der sechsten und siebenten 
Klasse mit einem entsprechenden Vorsemestervermerk oder einer Vorsemesterbescheinigung 
sollten demnach in fünfmonatigen Lehrgängen einen „ergänzenden Abschluss“ erwerben, der 
sie zum Hochschulstudium befähigen sollte. Damit wurde den zahlreichen Jugendlichen, die 
während des Krieges Arbeits- und Wehrdienst leisten mussten, die Möglichkeit eines 
Schulabschlusses geboten. Die kriegsbedingte Lücke an Abiturienten bzw. Studienanwärtern 
sollte auf diese Weise zügig und unkompliziert geschlossen werden. Allerdings hielten sich 
die von der Landesverwaltung vorgegebenen Lehrinhalte genauso vage wie die Möglichkeiten 
zur Durchführung derartiger Lehrgänge in einem von Hunger und Not gezeichneten Land, in 
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152
 Zitiert nach Handschuck, S. 148. 
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 UAR, ABF 1, Schreiben der Abteilung Kultur und Volksbildung des Landes M-V an die Direktoren der 
Höheren Schulen vom 16.08.1945. 
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dem die Menschen eher an die Beschaffung einer Mahlzeit oder einer trockenen Unterkunft 
dachten, als an Deutsch, Mathematik und Latein. Nur für den Deutschunterricht erwähnte die 
Abteilung, dass hauptsächlich solche Schriftsteller und Werke behandelt werden sollten, „die 
in den letzten Jahren verboten oder unerwünscht waren (Lessing, Heine, Don Carlos, Tell 
usw.)“. Auch die Forderung für den staatsbürgerlichen Unterricht, der den 
Geschichtsunterricht ablösen sollte, „nach Rücksprache mit den antifaschistischen Parteien“ 
geeignete Antifaschisten einzustellen, war angesichts des herrschenden Lehrermangels
154
 
kaum zu realisieren. So wurde dieses Vorhaben an den Oberschulen zunächst nicht weiter 
verfolgt. Ein funktionaler Zusammenhang mit der späteren VSA lässt sich gewiss nicht 
leugnen, auch weil in den ersten VSA-Jahrgängen eine nicht geringe Zahl ehemaliger 
Oberschüler unterrichtet wurde.  
Noch vor der Wiedereröffnung der Universität Rostock wurde im September 1945 von Seiten 
des Rektorats geplant, Studenten, „deren Ausbildungsstand zu wünschen übrig läßt“155, einen 
Vorstudienkursus direkt an der Universität anzubieten. Im November des Jahres erfolgte ein 
entsprechender Antrag bei der Abteilung für Kultur und Volksbildung des Landes.
156
 Es ist 
verständlich, dass für viele Studenten, die während des Krieges ihr Studium für längere Zeit 
unterbrechen mussten, einführende Lehrveranstaltungen notwendig waren. Diese Kurse sind 
erst im Nachhinein, im März 1946, „als Vorstudienschule157 von der Landesverwaltung in 
aller Form vorgeschrieben worden.“158 An diesem Sachverhalt zeigt sich einerseits, dass das 
Schweriner Volksbildungsministerium die Verordnung der DVV vom 30.09.1945
159
 
hinsichtlich der Einrichtung von „Sonderkursen an den Universitäten und Hochschulen“ zur 
Schließung von „Bildungslücken“ nicht umgesetzt hatte, sowie andererseits, dass gerade im 
ersten Nachkriegsjahr durchaus erfolgreich bildungspolitische Initiativen von der Universität 
selbst angestoßen wurden und nicht alle Maßnahmen zentral oktroyiert waren. Die 
Auffrischungskurse waren „für diejenigen Studenten, die auf Grund besonderer 
Bestimmungen ohne Reifezeugnis studieren, und auch für diejenigen Studenten, für die die 
akademischen Lehrer einen solchen Kurs [...] für erforderlich halten“160 obligatorisch. Anfang 
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 UAR, ABF 1, Schreiben des Rektors der Universität Rostock Prof. Dr. Günther Rienäcker an 
Oberstudiendirektor Dr. Willy Düker vom 04.03.1946. 
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Februar 1946 informierte der Dekan der Philosophischen Fakultät Prof. Dr. Guttenberg den 
Rektor der Universität Prof. Dr. Rienäcker über die Einteilung der Lehrkräfte.
161
 Die Leitung 
der Vorstudienausbildung übernahm der Nachfolger Guttenbergs, Prof. Dr. Hohl. Er wurde 
aber bereits im März vom Oberschulrektor Dr. Willy Düker trotz seiner „großen Belastung 
durch die Schule“162, abgelöst. Die Kurse in Deutsch (Frau Dr. von Harlem), Englisch (Frau 
Kegebein), Französisch (Frau Gehrig), Latein (Herr Dr. Förster), Mathematik/Physik (Herr 
Dr. Düker) und Russisch (Prof. Schneeweiß) fanden nachmittags von 16.30 bis 18.00 Uhr 
statt, so dass die Studenten ihre jeweiligen Fachvorlesungen trotzdem besuchen konnten.
163
 
Im Mai 1946 vermeldete Rienäcker an die Abteilung für Kultur und Volksbildung der 
Landesregierung, das „seit Anfang April die Kurse in vollem Betrieb“ seien. Im Juni 1946 
nahmen 141 Studenten am Vorstudienkursus teil. Der zusätzliche Aufwand der Lehrer und 
Dozenten, die ja weiterhin an ihren jeweiligen Schulen bzw. Fakultäten tätig waren, wurde 
vom Land nicht finanziell abgegolten. So bat der Rektor der Universität bei der 
Landesregierung um eine entsprechende Entschädigung der Lehrkräfte und insbesondere des 
Leiters Dr. Düker.  
Fälschlicherweise werden diese Universitätskurse und die ähnlich gearteten 
Volkshochschulkurse oftmals mit der späteren VSA der Universität gleichgesetzt.
164
 Die 
Landesverwaltung benutzte den Begriff „Vorstudienschule“ als Bezeichnung der 
Einführungs- und Wiederholungsveranstaltungen für bereits ordentlich immatrikulierte 
Studenten der Fachfakultäten. Dies ist nicht mit der VSA, die zur Erlangung der 
Hochschulreife eingerichtet wurde, zu verwechseln. Für die Universität Rostock ist auch nicht 
feststellbar, dass die Vorstudienkurse in die VSA übergingen.
165
 So fand keine Übernahme 
der Lehrkräfte, wie an der Universität Greifswald,
166
 statt. Stattdessen wurde ein völlig neues 
Kollegium zusammengestellt. 
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3 Die Vorstudienschule der Universität Rostock 1946 bis 1949 
 
3.1 Gründung und Funktion 
 
Die DVV als auch das Volksbildungsministerium in M-V, die im Vergleich mit anderen 
Ländern der SBZ eng zusammenarbeiteten,
167
 leiteten aus dem SMAD-Befehl Nr. 50 vom 
04.09.1945, nach dem „die Ausbildung solcher Kräfte zu sichern ist, die fähig wären, 
demokratische Grundsätze in die Praxis umzusetzen“168 und der Empfehlung des Leiters der 
AVB, Solotuchin, „zum 1. Mai (1946, C. H.) die Tätigkeit der Arbeiterkurse für die 
Vorbereitung zur Universität aufzunehmen“169, die Legitimation zur Bildung von 
Vorstudienschulen ab. Am 25.06.1946 informierte das Hochschuldezernat der Abteilung für 
Kultur und Bildung des Landes M-V die Universitäten Rostock und Greifswald über die 
bevorstehende Einrichtung von „Vorstudienschulen für Studienbewerber ohne 
Reifezeugnis“.170 Der Erlass der Landesregierung beruhte auf neuen Zulassungsrichtlinien der 
DVV
171
 und Absprachen mit der Volksbildungsabteilung der SMAM
172
. Anders als bei den 
Vorstudienkursen ging nun die Initiative von Schwerin aus.  
Es wurde festgelegt, dass nach einer achtmonatigen Ausbildung in einer von vier 
Fachgruppen, einer kulturkundlichen (Deutsch, Geschichte, Erdkunde), einer mathematisch-
naturkundlichem (Mathematik, Physik, Chemie, Biologie), einer sprachkundlichen (Russisch, 
Englisch, Französisch) oder einer juristisch-wirtschaftswissenschaftlichen Gruppe, die 
Hochschulreife erworben werden könnte. Bewerber zwischen 18 und 30 Jahren wurden 
aufgefordert, ihre Anmeldung an das Hochschuldezernat zu richten und neben dem 
Schulabschluss- und Führungszeugnis, Auskunft über ihre soziale Herkunft und politische 
Tätigkeit zu geben. Auch „politische Leumundszeugnisse von demokratischen 
Organisationen“173 wurden verlangt. Das konnten die zugelassenen Parteien oder 
Massenorganisationen wie die Freie Deutsche Jugend (FDJ) oder der Freie Deutsche 
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 LHAS, 6.11-21, 2614, Bl. 9, Schreiben des Hochschuldezernates an die DVV vom 06.07.1946. 
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 UAR, ABF 1, Abschrift eines Schreibens der Abteilung Kultur und Volksbildung M-V, Hochschuldezernat, 
an die Universitäten Greifswald und Rostock vom 25.06.1946. Vgl. auch: Lammel: Dokumente, Teil 1, S. 69. 
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Gewerkschaftsbund (FDGB) sein. Für die generell kostenlose Ausbildung wollte das Land je 
nach Bedürftigkeit Stipendien zur Verfügung stellen.
174
  
Bereits einen Tag nachdem die Planungen an die Universitäten ausgegeben wurden, 
veröffentlichte Oberregierungsrat Fritz Müller in der „Landes-Zeitung“, dem Organ der SED 
für Mecklenburg, einen Artikel unter der Überschrift: „Die Universität dem Volke – Zur 
Einrichtung einer Vorstudienschule für die Kinder der Werktätigen“.175 Während die 
Universitäten nur allgemeine Informationen erhielten, wurde öffentlich klar artikuliert, wer 
die zukünftigen VSA nutzen und welchen Zweck sie verfolgen sollten: „Söhne und Töchter 
solcher Schichten sollen die Universität beziehen, die aufgrund ihrer sozialen Herkunft 
fortschrittlich sind, die der Faschismus nicht angekränkelt hat und die nicht von Kindheit an 
im reaktionären Geist oder gar im Standesdünkel erzogen worden sind. Dies sind die Kinder 
der Arbeiter, Bauern und Angestellten. [...] Die Nutzbarmachung einer allen demokratischen 
Anforderungen gewachsenen neuen Generation, die völlig unbelastet ist, erscheint uns als das 
Gebot der Stunde. Dieser Aufgabe hat die Einrichtung der Vorstudienschule zu dienen.“176 
Interessanterweise bezog diese Formulierung noch die Kinder von Angestellten mit ein. 
Spätere Entwicklungen zeigten jedoch, dass das Hauptkriterium für die Zulassung zur VSA 
eindeutig auf der sozialen Kategorie des Arbeiters und Bauern lag. So wurde auf einer 
Dozentenkonferenz der VSA Rostock im Juli 1948 bezüglich des Begriffs des „Angestellten“ 
klargestellt, dass „werktätige Angestellte: Handwerker, die in Betrieben angestellt sind, als 
Arbeiter gelten“ und damit bevorzugt zuzulassen sind, im Gegensatz zu Büroangestellten 
beispielsweise.
177
  
Der Rektor der Universität erfuhr erst am 08.07.1946 durch den Kurator Prof. Dr. Erich 
Schlesinger von den Plänen des Hochschuldezernates. Schlesinger hatte das Schreiben der 
Landesregierung mit der konkreten Forderung zur Einrichtung einer VSA zwar schon am 
03.07.1946 erhalten aber nicht weitergeleitet.
178
 Dieses Versäumnis sorgte für große 
Aufregung im Rektorat. Sowohl der Kurator als auch der Rektor hatten keine Notiz von der 
Meldung in der „Landes-Zeitung“ genommen. Laut des Ministeriums sollte sich die 
Universitätsleitung aber gerade dort über den Zweck und die Gestaltung der VSA näher 
informieren. Mittlerweile war allerdings kein Exemplar mehr an der Universität  verfügbar. 
Dem parteilosen Kurator musste es schon sehr ungewöhnlich anmuten, wichtige 
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 UAR, ABF 17, Protokoll der Dozentenkonferenz vom 21.07.1948. 
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 UAR, ABF 1, Schreiben des Hochschuldezernates an den Rektor der Universität Rostock durch den Kurator 
vom 01.07.1946 mit Weiterleitungsvermerk vom 08.07.1946. Vgl. auch Lammel: Dokumente, Teil 1, S. 70. 
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Informationen aus der Parteizeitung der SED und nicht direkt von der Landesregierung zu 
erhalten. Trotzdem blieb ihm keine andere Wahl, als die Genossen des Schweriner Verlages 
gegen 15 Pfennig in Briefmarken, um die Zusendung der entsprechenden Ausgabe zu 
bitten.
179
 Diese wussten, worum es der Universitätsleitung ging, und schickten die Zeitung mit 
dem viel sagenden Hinweis „zur gefälligen Orientierung“180.  
Mit Schrecken musste Rienäcker feststellen, dass nur noch äußerst wenig Zeit für 
Vorbereitungsmaßnahmen blieb, da bereits „am 1. August 1946 eine Vorstudienschule für 
Kinder der Werktätigen an den Universitäten Rostock und Greifswald“181 eröffnet werden 
sollte. Dieser Zeitplan konnte aufgrund der umfangreichen Forderungen des Landes nicht 
eingehalten werden. Nicht nur, dass ein Leiter und eine ausreichende Anzahl entsprechend 
ausgebildeter Lehrkräfte für die VSA gefunden werden mussten, diese sollten unbedingt „in 
weltanschaulicher Hinsicht dem Kreis der Werktätigen nahe stehen“ und erst einer 
Überprüfung „höheren Orts“, d. h. durch die SMAM, unterzogen werden. Der Direktor und 
die Fachdozenten sollten dann „sofort“ mit der Aufstellung eines Lehrplanes aus den 
wichtigsten Abschnitten „des Lehrstoffes der letzten 3 Jahre einer Oberschule“ beginnen und 
den Entwurf dem Hochschuldezernat zur Prüfung vorlegen. Über Unterbringung, Verpflegung 
und Stipendienverteilung für die Schüler sollte ein „Empfangskomitee“ aus Lehrkräften der 
Vorstudienschule, Mitgliedern des FDGB und der FDJ befinden. Ausdrücklich wurde in 
diesem Zusammenhang darauf verwiesen, „die Vorstudienschüler [...] in engster Anlehnung 
an das Universitätsleben zu bringen.“ Bei alldem hatte die Landesverwaltung weder einen 
Haushaltsplan für die neue Bildungsstätte, noch Anweisungen über die Besoldung der 
Lehrkräfte oder die Höhe der Stipendien vorgelegt, weil der Finanzabteilung des Landes noch 
kein schriftlicher Befehl der SMAM zur finanziellen Durchführbarkeit des Vorhabens 
vorlag.
182
 Dieser war lediglich von „den Sachbearbeitern der SMA in Aussicht gestellt 
worden“.183 Wie sich noch zeigen wird – zu Unrecht. Wo der Unterricht stattfinden sollte, war 
ebenfalls noch nicht geklärt. Klar war hingegen, dass die VSA von Anfang an der Universität, 
also dem Rektor und dem Kurator, unterstellt sein sollte. Interessanterweise finden sich in den 
Akten des UAR keinerlei Anhaltspunkte für eine Diskussion innerhalb der Professoren- oder 
Studentenschaft, was darauf hindeutet, dass diese über die außergewöhnliche Neugründung an 
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der Universität – die im Grunde nicht zum tertiären Bildungsbereich gehörte – kaum 
informiert waren bzw. Desinteresse zeigten.
184
  
Mitte Juli 1946 schlug Rektor Rienäcker den Direktor eines Lehrerbildungskurses des 
Pädagogischen Instituts, Dr. Curt Zweiniger, beim Hochschuldezernat als Leiter der VSA 
vor.
185
 Zweiniger selbst wurde erst am 28.08.1946 vom Universitätsrektor angefragt. Er 
übernahm die äußerst kurzfristig zu besetzende Stelle vier Tage später. Nach der Bestätigung 
Zweinigers durch das Hochschuldezernat erhielt die neue Leitung der VSA ihr Domizil im 
bisherigen „Erfrischungsraum“ im Universitätshauptgebäude, der eilig hergerichtet wurde.186 
Obwohl in mehreren Zeitungsankündigungen die Öffentlichkeit auf die neue 
Bildungsmöglichkeit hingewiesen wurde, waren bis Anfang Juli, bei einem geplanten 
Gesamtkontingent von 450 Schülern für beide Einrichtungen in M-V, lediglich „ca. 30 
Bewerbungen eingegangen.“187 Im Oktober des Jahres wurde vom Volksbildungsministerium 
des Landes eine groß angelegte Werbungsaktion der Kreisbildungsämter in Kooperation mit 
dem FDGB, der FDJ und der Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe (VdgB) verlangt,
188
 
was darauf hindeutet, dass sich die angestrebten Kandidatenzahlen für die VSA noch immer 
nicht in einem ausreichenden Maße realisiert hatten. Auch der Kreisausschuss des FDGB in 
Rostock warb unter seinen Mitgliedern und in der Öffentlichkeit für die VSA.
189
 In 
verschiedenen Zeitungsanzeigen hieß es, dass ab Anfang November 1946 die unentgeltliche 
Ausbildung in drei verschiedenen Fachgruppen und bei Bedarf mit staatlicher Unterstützung 
beginnen sollte.
190
 Eine sprachkundliche Gruppe wurde nun nicht mehr angeboten. 
Tatsächlich finden sich auch keinerlei Hinweise, dass ein juristisch-
wirtschaftswissenschaftlicher Zweig an der VSA Rostock bestand. 
Eine zentrale Koordination der Gründung der einzelnen VSA in der SBZ fand nicht statt.
191
 
Zwar versuchte die DVV Ende Oktober 1946, für die sich weitestgehend unabhängig 
voneinander entwickelnden VSA der Länder eine „einheitliche Gestaltung der 
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Vorstudienausbildung“ nach dem Berliner Vorbild zu erreichen, dies gelang auf der 
Grundlage der unregelmäßig stattfindenden Ministerkonferenzen aber nur schleppend.
192
 Für 
die vergleichsweise spät eröffneten Einrichtungen in Greifswald und Rostock
193
 hatte die 
VSA der Humboldt-Universität zu Berlin, die direkt der DVV unterstellt war, aber sehr wohl 
Modellcharakter. So wurden die Zulassungsrichtlinien aus Berlin in Rostock weitestgehend 
übernommen.
194
 Demnach sollten die Bewerber, „die bisher aus sozialen, politischen oder 
rassischen Gründen eine zum Hochschulstudium befähigende Vorbildung nicht erwerben 
konnten“, folgende Bedingungen erfüllen: „1.) mindestens abgeschlossene 
Volksschulbildung, höchstens Mittlere Reife; 2.) überdurchschnittliche Begabung; 3.) 
demokratisch-antifaschistische Haltung; 4.) Bewährung in demokratischen Organisationen; 
5.) Entscheidung für ein bestimmtes Studienfach bzw. Berufsziel.“195 Bemerkenswert ist 
jedoch, dass nicht nur Volks- und Mittelschülern der Zugang zur VSA Rostock ermöglicht 
wurde. Entgegen der Verfügung der Landesverwaltung vom 09.11.1945,
196
 wonach alle 
Reife- und Vorsemestervermerke
197
 für ungültig erklärt wurden, und der vorläufigen 
Anweisung der DVV vom September 1946 wurden auch Inhaber von Reifevermerk-
Zeugnissen, sofern sie „sich für den demokratischen Aufbau bereits eingesetzt haben oder 
wollen“ als Bewerber zugelassen.198 Diese sollten in nur einem halben Jahr die 
Hochschulzugangsberechtigung erhalten.  
Von den 260 Bewerbungen, die Anfang Oktober 1946 vorlagen, wurde auch 62 ehemaligen 
Oberschülern, zum Teil mit Reifevermerk, die Aufnahmeprüfung ermöglicht. Weil Ende 
September 1947 bezüglich der Zulassung zur VSA immer noch Unklarheiten vorlagen, 
insbesondere im Umgang mit Bewerbungen ehemaliger Oberschüler, bat Direktor Curt 
Zweiniger die Hochschulabteilung um detailliertere Angaben. Die Aussagen des Ministeriums 
blieben jedoch vage. Der Anteil der Arbeiter- und Kleinbauernkinder sollte in einer Spanne 
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einjährigen Wehrdienstzeit ein Reifevermerk ausgestellt, der das Abitur gewissermaßen ersetzen sollte. Nach 
1945 wurden diese Reifevermerke von den Universitäten grundsätzlich jedoch nicht anerkannt. 
198
 Landes-Zeitung, Nr. 160 vom 19.10.1946, S. 5. 
 44 
zwischen 80-85 Prozent liegen, und „15-20 % antifaschistisch eingestellter Söhne und 
Töchter aus Kreisen der am demokratischen Neubau mitarbeitenden Kleinangestellten, freien 
Berufe usw.“199 sollten ebenfalls die VSA besuchen dürfen.200 Nähere Definitionen, wer in die 
entsprechenden Kategorien zu zählen war, wurden nicht gegeben. Im Oktober 1947 versuchte 
der Direktor nochmals mit der Landesregierung zu klären, wie mit der Aufnahme von 
ehemaligen Oberschülern zu verfahren sei, da verschiedene Äußerungen der 
Hochschulabteilung des Ministeriums vorlagen. So hieß es am 24.07.1947: „Schüler in 
niedrigeren Klassen als der 11. Klasse der Oberschule, sofern sie beim Abiturium über 21 
Jahre alt würden, (sollen, C. H.) freien Zugang zu den Vorstudienschulen haben.“201 Wenige 
Wochen später lautete die Anweisung von Ministerialrat Müller dagegen: „Es ist damit zu 
rechnen, dass der Schülerbestand einer jeden Vorstudienschule etwa 250-300 Schüler 
umfassen wird. Wir bitten Sie deshalb, alle Werbungsmaßnahmen in Presse und Rundfunk 
durchzuführen, damit bei Beginn des Wintersemesters am 16. September 1947 die Zahl von 
300 Schülern erreicht wird. Wir empfehlen insbesondere befähigte Studienbewerber, die 
soeben ihre Schulprüfung mit Erfolg bestanden haben, in einzelne Betriebe der näheren 
Umgebung zu entsenden, damit sie vor der Belegschaft über Wesen und Sinn der 
Vorstudienschulung vor Arbeitern Auskunft geben können. [ . . . ]  ( eh em al i ge )  
O b e rs chü le r  d e r  hö h e r en  Kl a s s en  u nd  s o l ch e  mi t  R e i fev e rm er k  s ind  
n i ch t  m eh r  z u  b erü cks i ch t i gen  (Hervorhebungen C. H.). “202 Curt Zweiniger und 
Universitätsrektor Günther Rienäcker stellten jedoch fest, dass diese Regelung den 
Vereinbarungen des MfV mit dem Kulturausschuss des Landtages widersprachen, weil dort 
festgelegt wurde, dass Personen über 21 Jahren zwar nicht mehr die Oberschule besuchen 
dürften, dafür aber neben den Abendschulen auch die Vorstudienschulen nutzen könnten.
203
 
Daraufhin korrigierte die Landesregierung ihre Anweisungen, so dass „Oberschüler, die 
wegen unverschuldeter Überalterung die Oberschule verlassen müssen“ trotzdem die VSA als 
Gasthörer besuchen durften.
204
 Hieran ist ablesbar, dass das kommunistisch geführte 
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Ministerium zu diesem Zeitpunkt noch zu Kompromissen, auch bei der Zulassungspolitik, 
bereit war und die VSA, neben dem Hauptziel der sozialen Umschichtung, durchaus noch 
dem Ausgleich kriegsbedingter Bildungslücken diente. 
Nikitin stellt als ehemaliger Hochschuloffizier der SMAD zu den VSA-Bewerbern folgendes 
klar: „Die Arbeiter und Bauern rissen sich nicht gerade um die Universität, u. a. auch aus 
materiellen Gründen. Kontrollen durch die AVB der SMAD belegten, dass die 
Vorbereitungskurse
205
 fast immer unterbelegt waren. Außerdem brachen viele das Studium 
nach kurzer Zeit wieder ab. [...] Die Qualität der Ausbildung bei diesen Intensivkursen 
entsprach außerdem in keinster Weise den Anforderungen, die an einen Universitätsstudenten 
zu stellen waren.“206 Ableitend von diesen frühen Erfahrungen in Sachsen und Thüringen 
wollte die mecklenburgische Landesregierung nicht die gleichen Fehler begehen und nahm 
nachweislich noch vor der Erörterung dieser Probleme, durch eine Konferenz der 
Volksbildungsminister der Länder der SBZ Ende 1947 und den Methodischen Rat der AVB, 
Verbesserungen vor. Anders als es noch der vorläufige Erlass vom Juni 1946 vorgab, wurde 
nun die Ausbildungszeit von acht Monaten auf zwei Jahre angehoben.
207
 Letztlich wurden 
Zwei- und Dreijahreskurse, je nach Vorbildung und Leistungsstand der Vorstudienschüler, 
durchgeführt. 
Insgesamt gesehen hat die SMAD den deutschen Länderverwaltungen bei der Gestaltung der 
VSA „ein Maximum an Freiheiten gewährt“ und keine „offiziellen Befehle oder 
Verfügungen“ diesbezüglich vorgegeben.208 D. h. jedoch nicht, dass konkrete Entscheidungen 
ohne die Zustimmung der Besatzungsbehörde möglich gewesen wären. Gerade in Fragen der 
Entnazifizierung verlangten die Sowjets ein entschlossenes Vorgehen von den deutschen 
Funktionären. Am 16.10.1946 gab die Landesregierung deshalb verschärfte 
Zulassungsrichtlinien für die VSA heraus. Demnach wurden „1.) ehemalige Pg´s 
(Parteigenossen der NSDAP, C. H.) und Parteianwärter, sowie 2.) alle Kinder, deren Väter 
Pg´s, Parteianwärter oder Offiziere waren, auch wenn es Arbeiter- und Bauernkinder sind“209, 
nicht zugelassen. „Als Ausnahme gilt nur, wenn sie vorzügliche Gutachten einer 
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demokratischen Organisation beibringen.“210 Gegen dieses rigorose Vorgehen erhob der 
Kreisvorstand der Rostocker FDJ Einspruch. Vielen bereits zugelassenen Schülern, 
ausgerechnet „Arbeiter- und Neubauernkindern“, hätten diese Richtlinien einen Besuch der 
VSA unmöglich gemacht. In dem Schreiben der Jugendorganisation heißt es: „Ein 
wesentlicher Grundsatz unserer Organisation ist doch Toleranz, d. h., wir sind gegen eine 
Sippenrache. Was können denn die Jugendlichen dafür, daß ihre Väter in der Partei oder 
Beamte waren? Soweit uns bekannt ist, besteht eine sogenannte Jugendamnestie, wonach alle 
Jugendlichen einschl. Jahrgang 1920 für unbelastet erklärt werden, soweit sie nicht Aktivisten 
oder Kriegsverbrecher sind.“211 Außerdem machte die FDJ auf den äußerst großen 
Lehrermangel an der VSA aufmerksam, „denn zur Zeit mussten wieder 5 Lehrer (ehemalige 
Pg´s) entlassen werden.“212 Nachdem im November 1946 Direktor Zweiniger die SMAM 
hinsichtlich dieser Probleme direkt konsultierte,
213
 wurde anscheinend weniger rigoros 
verfahren. Zumindest legt die Aktenlage keine weiteren Beschwerden diesbezüglich dar.  
Parallel zur Einrichtung der VSA informierte das Hochschuldezernat am 23.10.1946 die 
Kreisschulräte und Kreisbildungsämter, dass „das demokratische Element durch verstärkte 
Hinführung von Werktätigen zur Universität zu erweitern“ ist.214 Als Sofortmaßnahme 
wurden deshalb unter der Bekanntgabe: „Wer will sich neben seiner beruflichen Tätigkeit 
kostenlos zum Universitätsstudium vorbereiten?“ Abendkurse für „Arbeiter- und 
Bauernkinder“ an den Berufsschulen und Volkshochschulen eingerichtet.215 
Nach offiziellen Angaben begann der Unterricht mit den etwa 250 Vorstudienschülern in 
Rostock am 18.11.1946 um 14.00 Uhr in der Goetheschule.
216
 Dass sich die Eröffnung der 
Einrichtung so lange hinzog – laut Vorgabe der Landesregierung sollte sie eigentlich am 
01.08.1946 erfolgen – hatte nichts mit der von Lehmann konstruierten ablehnenden Haltung 
einflussreicher Angehöriger des Lehrkörpers der Universität zu tun.
217
 Vielmehr führten die 
viel zu kurz geplante Vorbereitungszeit, die von Seiten der Landesregierung ungeklärte 
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Finanzierungsfrage, die geringen Bewerberzahlen und die sich hinziehende Überprüfung von 
etwaigen Lehrkräften und Studenten zu dieser Verzögerung.  
Die Gründungsfeier fand am 02.12.1946 in der Aula der Universität Rostock statt.
218
 Auf 
seiner Eröffnungsrede sprach der Rektor der Universität, Günther Rienäcker, auch die 
Funktion und die Perspektive der VSA an: „Wenn nun den begabten Töchtern und Söhnen 
aller Schichten in Zukunft der Zugang zur Universität geöffnet werden soll, so hat das sowohl 
in einer endgültigen Form auf lange Sicht und in Form einer augenblicklichen 
Übergangslösung zu geschehen. Die endgültige Lösung wird auf dem Wege der Schulreform, 
der neuen Schule, erreicht werden. Diese Schule kann aber nur organisch, von unten herauf, 
aufgebaut werden und kann auch diejenigen nicht mehr erfassen, die der Schule jetzt schon 
entwachsen sind und schon im Berufsleben stehen. Daher muss für den Augenblick und die 
folgenden Jahre ein Weg gefunden werden, die Begabten dieser Menschen trotzdem noch zur 
Hochschule zu bringen, und das ist der Weg über die Vorstudienschule, die im Rahmen der 
Universität Rostock heute eröffnet wird.“219 Durch diese Aussage betonte Rienäcker den 
Übergangs- und Bedarfscharakter der VSA, der auch von der DVV so eingeschätzt wurde.
220
 
In der Rede brachte der Rektor auch zum Ausdruck, dass die VSA die „menschliche und 
politische Formung [...] mit der wissenschaftlichen Formung untrennbar verknüpft.“221 Wenn 
zu diesem Zeitpunkt auch noch nicht offen formuliert, entsprach diese Zielsetzung letztlich 
der kommunistischen Hochschulpolitik zur Heranbildung einer neuen sozialistischen 
Intelligenz.
222
  
  
3.2 Zuordnung, Finanzierung und Struktur  
 
Auf einen wichtigen Fakt, der auch vom Rektor der Universität Rostock in seiner 
Eröffnungsrede zwei Mal hervorgehoben wurde,
223
 ist zunächst deutlich hinzuweisen: Es ist 
nicht korrekt, wenn generalisierend davon ausgegangen wird, dass die Eingliederung der VSA 
an die Universitäten erst mit ihrer Umwandlung in Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten vollzogen 
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wurde.
224
 In Rostock, sowie übrigens auch in Greifswald, gehörte die Einrichtung seit ihrer 
Planung und Gründung zur Universität, auch wenn es anfänglich einige Diskrepanzen 
hinsichtlich der Finanzierung über den Universitätshaushalt oder der Bezeichnung der 
Lehrkräfte gab. 
Noch kurz vor der feierlichen Eröffnung der VSA bestätigte das MfV in einem Schreiben an 
die Rektoren der Universitäten Rostock und Greifswald vom 26.11.1946 nochmals die 
Auffassung des Ministeriums, dass die jeweilige VSA als Teil der Universität anzusehen sei, 
„was rein äußerlich in dem Namen «Vorstudienschule an der Universität» zum Ausdruck 
kommt“.225 Deshalb habe der jeweilige Rektor die volle verantwortliche Leitung, sei der 
Lehrkörper der Universität am Unterricht der Schule zu beteiligen
226
 und hat die Universität 
gegebenenfalls entsprechende Räumlichkeiten zur Verfügung zu stellen. Deutlich hieß es in 
dem offiziellen Schreiben, „j ed e  nu r  e rden k l i ch e  U nt e r s t ü t zu n g  der Schule 
angedeihen zu lassen, damit sie nicht mehr als Fremdkörper im Rahmen der Universität 
erscheint.“227 Dies kam auch darin zum Ausdruck, dass die VSA in M-V von Anfang an der 
Hochschulabteilung im MfV unterstellt waren. Für die gesamte SBZ wurde diese 
verwaltungstechnische Zuordnung erst durch den Beschluss zur „Vereinheitlichung der 
Ausbildung von Nichtabiturienten in Vorstudienanstalten“ der Ministerkonferenz vom 
19.12.1946 vorgenommen. Darin wurde festgelegt, dass die „Vorstudienanstalten den 
Hochschulabteilungen der Volksbildungsministerien zu unterstellen seien.“228 Bis dahin gab 
es in der DVV keine klaren Vorstellungen, ob die VSA eher den Schulen, den Hochschulen 
oder der Erwachsenenbildung zugerechnet werden sollten.
229
 Mit Blick auf die Situation in 
den Ländern Sachsen und Thüringen, in denen sich die VSA zu relativ selbstständigen 
Bildungsstätten entwickelt hatten, konnten sich die Minister jedoch nicht darauf einigen, eine 
generelle Angliederung der VSA der SBZ an die Hochschulen durchzuführen.
230
 Selbst die 
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geforderten einheitlichen, zentral von den Schul- und Hochschulabteilungen der Länder zu 
erarbeitenden Lehrpläne entstanden, zumindest in M-V, nicht. Hier übernahmen diese 
Aufgabe die VSA zunächst selbst.  
Entgegen der vom Hochschuldezernat großzügig zugesagten Unterstützung musste sich der 
Direktor der Rostocker VSA, Curt Zweiniger, am 14.12.1946 mit dem Kurator der Universität 
in Verbindung setzen. Der Kurator hatte zuvor die Bitte um die Auszahlung der 
angepriesenen Stipendien an die Vorstudienschüler und des seit September ausstehenden 
Gehaltes eines Büroangestellten der Schule als unerfüllbar abgelehnt. Nun vor Weihnachten 
bat Zweiniger nochmals eindringlich um einen Vorschuss von je 100 Reichsmark (RM) für 
zunächst 63 Vorstudienschüler und um die Auszahlung von 300 RM an den Büroangestellten 
Ernst Schmidt. Er unterstrich seine Forderungen damit, dass es notwendig sei, „den 
Vorstudienschülern und den hinter ihnen stehenden antifaschistischen Parteien nach der 
langen Anlaufzeit von 5 Monaten zu zeigen, daß solche Vollmachten (Schreiben des MfV 
vom 26.11.1946, C. H.) da sind und daß der rechte Gebrauch von ihnen gemacht wird.“231 
Doch es lag nicht an der Universität, dass die notwendigen Finanzmittel fehlten. Vielmehr 
hätte die Landesregierung hierfür Sorge tragen müssen. Aber der zwischenzeitlich zum 
Ministerialrat ernannte Dr. Fritz Müller wollte nun gerade den Teil der amtlichen Mitteilung 
vom 26.11., auf den sich der Direktor der VSA berief, als persönliche Meinungsäußerung 
eines Mitarbeiters abtun.
232
 Dem Kurator war diese Verfahrensweise bereits bekannt: „[...] es 
sei eben so schwer mit Schwerin zu verhandeln, da diese Taktik amtliche Verfügungen 
hinterher als privatpersönliche Stellungnahmen hinzustellen von den Herrn der 
Landesregierung häufiger angewandt würde, wenn ihnen eine eigene Verfügung nicht mehr 
zusage.“233 Zweiniger trug die Schwierigkeiten Ende Januar 1947 dem Rektor der Universität 
vor, der sich direkt an den Minister für Volksbildung, Gottfried Grünberg, wandte: „Da mir 
als Rektor die Verantwortung für die Vorstudienschule übertragen ist, fühle ich mich 
verpflichtet, darauf hinzuweisen, daß es dieser Einrichtung und ihrem Ansehen schwersten 
Schaden zufügt, wenn man die Vorstudienschüler zur Aufgabe ihres Berufes veranlasst, sie 
bei der Vorstudienschule annimmt und dann nicht für die ihnen zugesicherten 
Unterhaltsmittel sorgen kann.“234 
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Die fehlende Finanzierung der VSA war aber im Grunde nicht der deutschen Landesregierung 
anzulasten, sondern der, in der DDR-Literatur stets als hilfsbereit dargestellten, sowjetischen 
Besatzungsmacht. Obwohl das Volksbildungsministerium des Landes die VSA nach 
Absprachen mit der Volksbildungsabteilung der SMAM einrichtete, wäre das Vorhaben fast 
an der Etatstreichung der Besatzungsbehörden gescheitert. In der durch die Demontagen und 
den harten Winter 1946/47 zugespitzten ökonomischen Krisensituation in der SBZ sah sich 
die Finanzabteilung der SMAD dazu veranlasst, umfangreiche Haushaltskürzungen 
vorzunehmen. Hiervon war der Gesamtetat der DVV für alle VSA der SBZ in Höhe von 
sieben Millionen RM betroffen.
235
 Aus dem Blickwinkel der SMAD-Finanzabteilung war 
diese Maßnahme gerechtfertigt, weil kein konkreter Marschallbefehl zur Eröffnung der VSA 
vorlag, und die enormen Kosten der gegenprivilegierenden Bildungspolitik zu diesem 
Zeitpunkt nicht tragbar waren. Alleine für die vergleichsweise kleine Rostocker VSA
236
 
betrugen die Etatforderungen für den Zeitraum 01.04. bis 30.06.1947 zirka 90.000 
Reichsmark (RM) an Stipendiengeldern und 34.800 RM für die Bezahlung der Lehrkräfte und 
notwendigen Materialien.
237
 Die Forderungen stiegen mit der Anhebung der 
Zulassungszahlen im Zeitraum 01.10.1947 bis 31.03.1948 auf 225.000 RM für 250 
Stipendienempfänger bei einem durchschnittlichen Stipendiensatz von 150 RM im Monat, 
und 111.000 RM für die Lehrkräfte und Materialien.
238
 Nachdem sich der Leiter der DVV, 
Paul Wandel, bezüglich der Freigabe der Gelder im Januar 1947 direkt an Wassili D. 
Sokolowski, den Obersten Chef der SMAD, wandte und auf die negativen Auswirkungen 
hinsichtlich der verfolgten Hochschulpolitik verwies, wurde die Festlegung getroffen, die 
VSA bis zur Ausfertigung eines entsprechenden Marschallbefehls aus eingesparten 
Haushaltsmitteln zu finanzieren.
239
 Somit konnte das Schweriner Volksbildungsministerium 
am 11.02.1947 den Rektor der Universität Rostock darüber informieren, dass „die finanziellen 
Belange [...] durch eine kürzlich von hier erfolgte Bereitstellung von Sondermitteln anstelle 
der höheren Orts gestrichenen Haushaltsmittel für das I. Quartal 1947 gesichert“ seien.240 Da 
ein entsprechender SMAD-Befehl aber nie erfolgte, blieb die finanzielle Lage der VSA 
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weiterhin ungeklärt, auch weil die Landesregierung kein klares Finanzierungskonzept 
ausgearbeitet hatte.  
Noch im Mai 1947 wurde auf der Konferenz der Leiter der VSA und der Vertreter der 
Landesregierungen zur finanziellen Sicherstellung der Arbeit der Einrichtungen in M-V 
festgestellt: „Da (der) Etat von der SMA gestrichen wurde, gibt die Universität die Gelder.“241 
Doch die Universität sah sich hierzu nicht immer in der Lage oder hatte keine entsprechenden 
Durchführungsbestimmungen erhalten, wie Direktor Zweiniger Ende September 1947 
konstatierte: „Die Finanzierung der Vorstudienschule befindet sich in einem Engpass. [...] 
Wie der Kurator gestern mitteilte, besteht zur Zeit keine Möglichkeit für ihn die notwendigen 
Mittel für die Deckung der persönlichen und sachlichen Ausgaben anzuweisen.“242 Immerhin 
konnte Erich Schlesinger bis Oktober die „sächlichen Kosten der Vorstudienschule“ über die 
Planmittel der Universität begleichen.
243
 Er forderte jedoch, für die „persönlichen Kosten für 
die Lehrkräfte und das Verwaltungspersonal“ und die Stipendien „die notwendigen Mittel 
überplanmäßig“ bereitzustellen, weil diese Ausgaben aufgrund der Verfügungen des MfV 
über die Aufstellung eines eigenen Haushaltsplans für die VSA nicht im Finanzplan der 
Universität berücksichtigt wurden.
244
  
Mehrere Schlussfolgerungen lassen sich aus diesem finanziellen Anfangsdebakel ziehen: 
Erstens gab es klare inhaltliche, vermutlich aber auch machtpolitische, Differenzen
245
 
zwischen der Finanzabteilung der SMAD, die einen haushaltspolitischen Konsolidierungskurs 
verlangte und der Volksbildungsabteilung der SMAD, die sich für eine umfangreiche 
Förderung des Arbeiter- und Bauernstudiums stark machte. Hinsichtlich der VSA kann von 
der oft postulierten monolithischen Struktur der SMAD und der einheitlichen Vorgehensweise 
von deutscher Zentralverwaltung und Militäradministration nicht gesprochen werden. 
Zweitens gab es seitens der Landesregierung Unklarheiten hinsichtlich der etatmäßigen 
Zuordnung der VSA, d. h. ob sie direkt über das Volksbildungsministerium oder indirekt über 
den Haushalt der Universität zu finanzieren sei. Zwar gehörte die VSA zur Universität, die 
Lehrkräfte waren jedoch personal- und besoldungsmäßig nicht beim Kuratorium erfasst, weil 
vom MfV, Abteilung Hochschulen, ein eigener Etat geführt wurde. Dieses Vorgehen des 
Ministeriums deutet sowohl auf eine inkonsequente Verwaltungsstruktur, intendierte aber 
auch die Absicht, eine möglichst große Kontrolle über die Personalgestaltung der VSA zu 
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erlangen. Zusätzlich wurde die Etatfrage als Teil einer Verzögerungstaktik genutzt, weil die 
nötigen Mittel nicht von der SMAM freigegeben wurden. Daraus aber eine ablehnende 
Haltung der Landesregierung zur Eingliederung der VSA an die Universität zu 
konstruieren,
246
 würde zu weit führen.  
Aus der beschriebenen Situation heraus hatte Curt Zweiniger schon im März 1947 im Auftrag 
der Hochschulabteilung im Landesministerium mit dem Dezernenten für Nachwuchsfragen in 
der Zentralverwaltung für Volksbildung, Rudolf Böhm, und mit dem Leiter der 
Vorstudienschule der Universität Berlin, Rudolf Brock, die Probleme der VSA Rostock 
erörtert. Die zentralen Forderungen aus der Kooperation mit der Berliner VSA lauteten: „1. 
Die Organisation und Finanzierung der Vorstudienschulen soll auch ohne Befehl Marschall 
Sokolowskis einheitlich durchgeführt werden. [...] 3. Die Stipendien für die Vorstudienschüler 
sollen von den Hochschulabteilungen beantragt und von den Ländern aufgebracht werden. 4. 
Die hauptamtlichen Dozenten und nebenamtlichen Lehrkräfte der Vorstudienschule sind [...] 
ein Teil des Universitätslehrkörpers. Sie sind daher aus den freien Dozentenstellen bzw. ihren 
nicht ausgeschöpften Etats bei den verschiedensten Fakultäten zu besolden.“247 Durch dieses 
Vorgehen wird ersichtlich, dass nicht nur die VSA in Greifswald,
248
 sondern auch die 
Rostocker Einrichtung, das Modell der Berliner VSA zur Orientierung nutzte und dass sich 
Zweiniger, bezüglich der letzten Forderung, demonstrativ gegen die Vorgaben aus Schwerin 
wandte.  
Das betraf aber nicht nur die Finanzierung, sondern auch die Bezeichnung und das Gehalt der 
Lehrkräfte der VSA. Zur Dienstbezeichnung der Lehrkräfte gab es verschiedene 
Auffassungen. Während Rienäcker von der Universitätsstruktur ableitend zwischen 
planmäßigen oder außerplanmäßigen Professoren, Dozenten, Lektoren und 
Vorlesungsbeauftragten unterschied und die Lehrkräfte der Vorstudienschule als Lektoren 
oder Oberstudienräte einstufte, wollten die Betroffenen selbst ihre alten Titel als Studien-
/Oberstudienräte oder Dozenten nicht aufgeben bzw. als „Dozenten an der Vorstudienschule 
der Universität“ bezeichnet werden.249 Hier stellte das Landesministerium klar, dass die 
Bezeichnung „Lehrer an der Vorstudienschule“ zu verwenden sei und die Amtsbezeichnung 
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Dozent „künftig zu unterbleiben habe“.250 Doch auch nun richtete sich Zweiniger wieder 
gegen die Maßregelung aus Schwerin. Er bestand auf der Bezeichnung als „Dozent an der 
Vorstudienschule“ und legte den Vergleich mit seinen Berliner Kollegen nahe, die diese 
Bezeichnung führten, das entsprechende „Gehalt eines Dozenten eines 
Lehrerbildungskursus“, die Lebensmittelkarte für Arbeiter und 20 Prozent Steuerermäßigung 
erhielten.
251
 Die Hochschulabteilung im Volksbildungsministerium lehnte diese Forderungen 
brüskiert ab. Das änderte sich auch nicht durch die Vorschläge der DVV vom 25.07.1947, 
aufgrund des Lehrkräftemangels, „günstigere Bedingungen für den Lehrkörper der 
Vorstudienanstalten“, wie die „Anerkennung der Lehrkräfte [...] als eine Gruppe innerhalb der 
Hochschuldozentenschaft“ zu gewähren.252 Der Ton in den Briefwechseln nahm deutlich 
schärfere Züge an, auch weil Zweiniger in späteren Schreiben bei der Bezeichnung „Dozent“ 
blieb. Weiterhin kritisierte er Nachlässigkeiten der Hochschulabteilung: „wenn Verfügungen 
der Landesregierung zu kurzfristige Termine enthalten, voller Unklarheiten und 
Widersprüchen stecken und wenn Akten [...] nicht ankommen bzw. verlegt werden.“253 Wohl 
verärgert über diese Kritik war die Behörde dann noch nicht einmal bereit, dem Direktorat 
nach dem Diebstahl einer Schreibmaschine ein neues Gerät zur Verfügung zu stellen.
254
 Die 
von Rektor Rienäcker in seiner Rede zur Eröffnung der VSA am 02.12.1946 ausgesprochene 
Dankbarkeit gegenüber der „SMA und der Landesverwaltung für die […] Unterstützung 
dieser Institution“255 ist in Anbetracht der geschilderten Komplikationen weitgehend 
unbegründet. 
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Zusammenfassend lässt sich folgende administrative Hierarchie für die VSA rekonstruieren: 
 
 
Abbildung 1: Administrative Zuständigkeiten für die VSA (bis 1949) 
 
Ausgehend von der AVB der SMAD und der Hochschulabteilung der SMAM wurden sowohl 
direkt als auch indirekt über die DVV und inoffiziell über die Abteilung Kultur und Erziehung 
des Parteivorstandes (PV) der SED Anordnungen bezüglich der VSA an die Landesregierung 
in M-V weitergeleitet. Die Hochschulabteilung des Landes hatte schließlich über den Rektor 
der Universität den Direktor der VSA in Kenntnis zu setzen. Indem im zuständigen MfV 
SED-Mitglieder Leitungspositionen besetzten, unterlagen die VSA in M-V seit ihrer von der 
Landesregierung verordneten Gründung den Beschlüssen der Partei. Ab 1948 nahm mit der 
zunehmenden Vereinheitlichung und Zentralisierung der Vorstudienausbildung durch die 
DVV der Einfluss der SED auf die VSA der SBZ weiter zu, denn auch in der DVV 
dominierten Parteigenossen
256
. Das aufgezeigte Zuständigkeitsschema sollte aber nicht dazu 
verführen, einen Automatismus zwischen Weisungsbefugnis und -umsetzung vorauszusetzen 
oder Ausgestaltungsspielräume untergebener Ebenen zu unterschätzen. 
 
 
 
 
 
                                                 
256
 Vgl. Welsh, Helga A.: Deutsche Zentralverwaltung für Volksbildung (DVV). In: Broszat, Weber, S. 231. 
 55 
3.3 Studienbedingungen 
 
Die Gründung der VSA fiel in eine Zeit außerordentlicher Entbehrungen. Im strengen Winter 
1946/47 mangelte es in der SBZ vorrangig an Nahrung, Wohnraum und Heizmaterial. Unter 
diesen Umständen war ein geregelter Lehrbetrieb kaum möglich, weshalb die 
Vorstudienschüler bereits am 19.12.1946 in die Winterferien entlassen wurden, „die infolge 
des großen Mangels an Heizmaterial bis zum 20.1.1947 dauerten.“257 Neben unzureichend 
beheizten Unterrichtsräumen gab es im Frühjahr 1947, wie insgesamt in der Bevölkerung, 
große Probleme mit der ausreichenden Lebensmittelversorgung der Studenten. Zwar erhielten 
die Vorstudienschüler im März 1947 die Erlaubnis zum Besuch der Mensa, allerdings „nutzen 
nur wenige von ihnen die Möglichkeit aus, dort zu essen. Das liegt allerdings wohl daran, 
dass die Mensa wegen der mangelnden Unterstützung der in Frage kommenden Stellen der 
Stadtverwaltung nicht in der Lage ist, ein Essen zu verabfolgen, wie es früher als Mensaessen 
bekannt war.“258 Wiederholt setzte sich Direktor Zweiniger für die Erhöhung der Kategorie 
der Lebensmittelkarten mit der Begründung ein, „daß sich Schüler und Lehrer der 
Vorstudienschule nicht mehr ausreichend von den Lebensmittelkarten ernähren können, da 
keine Kartoffeln und kein Gemüse greifbar ist [...]“259. Die Vorstudienschüler erhielten 
daraufhin seit September 1947 die Lebensmittelkarte II für Arbeiter und seit Dezember 1947 
sogar die Lebensmittelkarte III für Schwerarbeiter. Die Lehrer der VSA Rostock erhielten die 
Lebensmittelkarte II erst nach Weisung der Deutschen Hauptverwaltung für Handel und 
Versorgung im Mai 1948.
260
 
Die typischen Probleme der Nachkriegsjahre finden sich auch innerhalb der Lehrerschaft der 
VSA wieder. Hauptsächlich betraf das die ausreichende Besoldung, Brennstoff- und 
Lebensmittelversorgung aber auch die Zuteilung von Petroleum und erhöhten 
Stromkontingenten, damit die Lehrer auch in den Abendstunden ihre 
Unterrichtsvorbereitungen durchführen konnten.
261
 Einige Lehrer verfügten nicht einmal über 
eine Taschen- oder Armbanduhr, um den Unterricht pünktlich beginnen bzw. schließen zu 
können. Ein Klingelzeichen gab es schließlich in den Universitätsräumlichkeiten nicht. Es 
fehlte auch an „Schlüpfern, Strümpfen, Hosen, Pullovern und Herrensocken“, weshalb im 
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Oktober 1948 von Seiten der Lehrerschaft um eine entsprechende Kontingentierung gebeten 
wurde.
262
  
Auf Initiative von Rektor Prof. Dr. Günther Rienäcker, der sich, im Gegensatz zu seinem 
Greifswalder Kollegen Prof. Dr. Rudolf Seeliger, sehr für die Belange der VSA engagierte,
263
 
konnte schon im Januar 1947 durchgesetzt werden, dass die Schüler der Vorstudienschule die 
gleichen Personalausweise wie die Studenten, jedoch ohne entsprechende Matrikelnummer 
und mit der Bezeichnung Vorstudienschüler statt Student, erhielten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorstudienschüler wurden damit zwar noch nicht, wie später an der ABF, immatrikuliert, 
konnten aber ebenfalls die öffentlichen Verkehrsmittel und Einrichtungen wie Museen, 
Theater, Kino usw. günstiger nutzen.
264
 Zusätzlich wurden sie in die studentische 
Krankenfürsorge aufgenommen. Somit konnten die Vorstudienschüler in „akuten 
Krankheitsfällen unentgeltliche Beratung und Behandlung in den Universitätskliniken“ 
erhalten.
265
 Der Besuch der VSA war ohnehin kostenlos.  
Ursprünglich wurden den Vorstudienschülern auch umfangreiche Stipendien versprochen, 
was aber aufgrund des geschilderten Finanzierungsengpasses
266
 in den ersten Monaten des 
Bestehens der Einrichtung nicht umgesetzt wurde. Bei Gründung der VSA war die 
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Abbildung 2: Ausweisekarte des Vorstudienschülers Günther Busch, der von 1948 bis 
1950 die Rostocker VSA/ABF besuchte. (Privatbesitz Günther Busch) 
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Stipendienvergabe an die Bedürftigkeit und nicht an die soziale Herkunft/Stellung der Hörer 
gebunden. Dies änderte sich jedoch schon im März 1947 durch den generellen Beschluss der 
Konferenz der Volksbildungsminister der SBZ bezüglich der Stipendienvergabe.
267
 Darin 
wurde festgelegt, „daß bei der Verteilung von Stipendien an erster Stelle Kinder von 
Arbeitern und Bauern und Studierende, die selbst Arbeiter und Bauern waren, berücksichtigt 
werden, wenn die notwendigen politischen, sozialen und wissenschaftlichen Voraussetzungen 
gegeben sind.“268 Der letzte Teilsatz lässt den Schluss zu, dass innerhalb der bevorzugten 
Kategorie der Arbeiter und Bauern zusätzlich deren politische Einstellung als 
Auswahlkriterium an erster Stelle stand.  
Da an der Universität Rostock Kritik an der finanziellen Bevorzugung von Seiten des Senats 
und des Studentenrates hervortrat,
269
 wurde die Verteilung eines Großteils der staatlichen 
Stipendienmittel mit der Neuregelung der Zulassungsbestimmungen im Frühjahr 1948 nicht 
mehr der Universität zugestanden, sondern an den Landesausschuss zur Förderung des 
Hochschulstudiums der Arbeiter und Bauern e. V. (LFH) bzw. seinen Organen übertragen.
270
 
Entgegen der offiziellen Darstellung, dass dieser Schritt unternommen wurde, um 
„aufgetretenen Benachteiligungen der Arbeiter- und Bauernstudenten“ entgegenzuwirken,271 
von denen mit Blick auf die deutlich überproportionale Förderung von Vorstudienschülern 
keine Rede sein kann,
272
 ging es grundsätzlich darum, dem bedürftigen Studenten zwar ein 
Grundstipendium zuzugestehen, dessen Höhe aber von seiner politisch-gesellschaftlichen 
Aktivität abhängig zu machen: „Als ich an der Universität war, erhielt ich monatlich ein 
Stipendium von 180 Mark. Im zweiten Jahr kriegte ich nur 75 Mark – ich war noch nicht in 
der FDJ – und sprach deshalb den FDJ-Sekretär an: «Kannst du dir vorstellen, wie das 
zusammenhängt?» Der antwortete mir: «Da kannst du ja mal drüber nachdenken!» Das hing 
also damit zusammen, dass ich nicht in der FDJ war.“273 Auch an der VSA wurde die Vergabe 
von Stipendien durch den LFH genutzt, um Hörer, die sich nicht ausreichend gesellschaftlich 
beteiligten, zur „Mitarbeit am Neuaufbau Deutschlands“ zu veranlassen: „Sie können 
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andererseits nicht erwarten, daß ihnen weitere Förderung in späteren Semestern gewährt 
wird.“274 
Als die VSA im Dezember 1946 ihren Unterrichtsbetrieb aufnahm, verfügte sie über keine 
eigenen Räumlichkeiten. Schon im Vorfeld der Eröffnung führte dies zu Problemen, weil die 
Schulverwaltung der angestrebten Nutzung von Unterrichtsräumen für die VSA in der 
Goetheschule eine Absage erteilen musste.
275
 Auch der Rektor konnte aufgrund der 
Raumproblematik innerhalb der Universität keine Lösung anbieten und bat deshalb die Stadt 
nochmals ausdrücklich um die versprochene Zuweisung von Räumen in der Goetheschule.
276
 
Als Kompromiss wurde vereinbart, sowohl Räume der verschiedenen 
Universitätseinrichtungen, als auch der Goetheschule, je nach Leerstand innerhalb des 
Tagesablaufes, in den Unterrichtsplan der VSA einzubeziehen. Der Unterricht gestaltete sich 
deshalb etwas schwierig: „Wir mussten ständig die Räume wechseln. Eine Stunde im 
Volkshaus, dem späteren Rostocker Hof, eine andere in irgendeinem freien Raum im 
Hauptgebäude. [...] Viel Zeit verging schon mit der Wanderung von einem Raum in den 
anderen.“277 Aufgrund der Planung des Unterrichts nach der Verfügbarkeit von Räumen 
musste dieser mitunter in die Nachmittags- oder Abendstunden verschoben werden. Trotz 
dieser Anpassungen kam es vor, dass keine Räumlichkeiten zur Verfügung standen: „Der 
damalige Rektor
278
 der Universität war der Vorstudienabteilung nicht sonderlich gewogen, 
und als wir wieder einmal keinen Raum für den Unterricht zur Verfügung hatten, hielten wir 
die Stunde auf der Treppe vor dem Rektorat im Hauptgebäude ab. Das war nicht nur ein 
Protest – wir wollten auch einfach die Stunde nicht ausfallen lassen.“279 Mit diesem 
Pragmatismus der Vorstudienschüler verband sich sehr gut die politische Absicht, 
öffentlichkeitswirksam gegen etwaige bürgerliche Kräfte, wie Rektor Hans Hermann Schmid, 
an der Universität aufzutreten.  
Doch nicht nur Unterrichtsräumlichkeiten fehlten, sondern auch Möglichkeiten der 
Unterbringung für die Vorstudienschüler, die nicht aus Rostock kamen. Da es nur wenige 
Plätze in den Studentenwohnheimen gab und auch private Zimmer nach den schweren 
Zerstörungen des Bombenkrieges nicht ohne weiteres zu vermitteln waren, mussten die 
angehenden Studenten auf die Jugendherbergen in Gehlsdorf und Warnemünde sowie auf 
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kleinere Hotels in der Stadt ausweichen:
280
 „Als ich herkam waren wir zunächst 14 Tage oder 
mehr im Hotel in der Schröderstraße/Ecke Karlstraße untergebracht [...]“281. Aus dieser Lage 
heraus wies der damalige Direktor der VSA, Helmut Schenkowitz, das MfV wiederholt auf 
die Raumprobleme hin.
282
 Anfang Juni 1948 bat er um die Nutzung von zwei Kasernenbauten 
in der Ulmenstraße, die die Besatzungsmacht geräumt hatte und die der Universität zur 
Verfügung gestellt werden sollten, mit folgender Begründung: „Da es sich bei den 
Vorstudienschülern fast ausschließlich um junge Menschen aus den sozial ärmsten Schichten 
handelt und es vielen auch noch an den nötigen Lebensformen fehlt, erscheinen gerade hier 
die internatsmäßige Zusammenfassung und Unterbringung besonders erwünscht.“283 Das 
Ansinnen wurde auch durch das Rektorat der Universität und die Stadt unterstützt.
284
 Nach 
einer längeren Planungsphase begannen die ersten Umbauarbeiten in der Ulmenstraße im 
August 1949 mit Unterstützung der VSA-Hörer, die in freiwilligen Aufbaustunden 
mithalfen.
285
 Bereits wenige Wochen später wurden die Baumaßnahmen aber durch die 
sowjetische Besatzungsmacht gestoppt. Am 05.09.1949 musste Schenkowitz den Rektor der 
Universität um einen neuen Raumverteilungsplan ersuchen, da der Umbau der Kaserne in der 
Ulmenstraße „laut Mitteilung des Regierungsbeauftragten für Bauwesen vom MfV vom 
30.08.1949 aus Finanzierungsgründen nicht durchführbar ist“.286 Wie aus einer Aktennotiz 
des Jahres 1951 hervorgeht, beanspruchte in Wirklichkeit die Rote Armee die Kasernen für 
sich.
287
 Zumindest konnte aber die Nutzung von Unterrichtsräumen in der Goetheschule, „im 
Block, der zum Schulhof zeigte, in der obersten Etage“288, für die VSA gesichert werden.289 
An eine internatsmäßige Unterbringung der Vorstudienschüler war unter diesen Umständen 
allerdings nicht zu denken. Zumeist wohnten sie in „Studentenbuden“ bei Privatpersonen.290 
Gegen diese Praxis hatte schon 1948 der Direktor der VSA Bedenken erhoben. Wie aus dem 
bereits zitierten Schreiben zur Nutzung der Ulmenkaserne hervorgeht, verband Schenkowitz 
mit der Beherbergung der VSA-Hörer in Wohnheimen nicht nur die Absicht soziale Härten in 
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der Zeit äußersten Wohnraummangels auszugleichen, sondern auch erzieherisch besser auf 
die „jungen Menschen“ einwirken zu können.291 Aus pädagogischer Sicht mag diese 
Forderung durchaus verständlich wirken, doch mit Blick auf die bereits am 06.02.1948 vom 
PV verabschiedete „Entschließung über die Aufgaben und die Politik der Partei an den 
Hochschulen“ erscheint die Einstellung des SED-Genossen Helmut Schenkowitz in einem 
anderen Licht. Darin hieß es deutlich, „alles zu unternehmen, im Interesse einer besseren 
i d eo l o g i s chen  Bee in f lu s su n g  die Unterbringung der Vorstudienschüler, der Studenten 
der Pädagogischen und Gesellschaftswissenschaftlichen Fakultäten in Internaten in die Wege 
zu leiten.“292 Direktor Schenkowitz vertrat diese Position noch einmal explizit im September 
1948, indem er darauf hinwies, dass die „Angliederung eines Internates“ für „eine einheitliche 
Gestaltung der Lebens- und Arbeitsverhältnisse der Vorstudienschüler und ihre feste 
politische Weltanschauung und Zusammenfassung“293 sehr wünschenswert wäre. Dieses 
Anliegen konnten aber erst ab 1953 mit der Fertigstellung des ABF-Wohnheimes in der 
heutigen St.-Georg-Straße umgesetzt werden. 
 
3.4 Umwandlung der Vorstudienschule zur Vorstudienabteilung 
 
Ab Dezember 1947 änderte sich die Bezeichnung der bis dahin als Vorstudienschule 
benannten Einrichtung in Rostock. Zur Vereinheitlichung erhielten die gesamten VSA in der 
SBZ laut Weisung der Abteilung Hochschulen und Volksbildung der DVV den Titel 
„Vorstudienabteilung der Universität“.294 Obwohl die VSA in Rostock ohnehin seit ihrer 
Gründung als Zweig der Universität angesehen wurde, handelte es sich nicht nur um eine 
namensrechtliche Formalie, denn nun wurden die Lehrkräfte auch offiziell als „Dozenten der 
Vorstudienabteilung“ anerkannt und hatten Anspruch auf eine bessere 
Lebensmittelversorgung.
295
 
Die insgesamt gesehen sehr entscheidenden „Richtlinien für die Vorstudienabteilungen der 
Universitäten und Hochschulen der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands“296 der DVV 
vom 16.12.1947 brachten für die VSA Rostock in der Praxis nur geringfügige Veränderungen. 
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Sie war von vornherein eine „Einrichtung der Universität“, und ihre Hörer hatten bereits „die 
gleichen Rechte und Pflichten wie die ordentlich immatrikulierten Studenten“,297 selbst 
bezüglich der Wahl des Studentenrates. Neu war die Anweisung, „vorzugsweise Arbeiter- und 
Bauernkinder mit Volksschulbildung“ aufzunehmen und „Bewerber, die über die mittlere 
Reife hinaus eine Oberschule besucht haben und [...] älter als 21 Jahre sind, an besondere 
Abendkurse der Oberschulen zu verweisen.“298 Damit wurde die bisherige Regelung der 
Landesregierung, dass auch diese Personen die Vorteile
299
 einer Ausbildung an der VSA 
nutzen konnten, gekippt.
300
 Diese Entscheidung war in Anbetracht der angestrebten 
Veränderung der Sozialstruktur an den Universitäten nachvollziehbar, musste doch davon 
ausgegangen werden, dass Oberschüler vor 1945 nur in geringer Zahl aus Arbeiter- und 
Bauernkreisen stammten und somit nicht die Gewähr für die intendierte politische 
Grundhaltung dieser Schüler vorlag. Die VSA verlor dadurch zusehends ihren ursprünglichen 
Charakter des Ausgleichs von kriegsbedingten Bildungslücken.  
Ein Novum der Richtlinie war auch die Festlegung, dass die Leiter der VSA Sitz und Stimme 
im Senat erhalten sollten. Großen Einfluss hatten diese auf das Universitätsgremium jedoch 
nicht, weil sie nur bei Fragen zur Vorstudienabteilung bzw. zum Arbeiterstudium 
stimmberechtigt waren.
301
 Die in Rostock von Beginn an praktizierte Unterteilung des 
Unterrichts in Abhängigkeit vom späteren Studienfach wurde nun allgemein für alle VSA 
festgeschrieben. Lediglich die Bezeichnungen veränderten sich: Statt kulturkundlicher und 
mathematisch-naturkundlicher Fachgruppe hieß es nun geisteswissenschaftlicher
302
 und 
naturwissenschaftlicher Zug.
303
 Trotz dieser Spezialisierung war ein „Kernunterricht in allen 
anderen Fächern für alle Hörer verbindlich.“304 Dem wurde dadurch Rechnung getragen, dass 
erst nach dem allgemeinbildenden ersten Jahr an der VSA, die Hörer in die verschiedenen 
Zweige eingeteilt wurden.
305
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Ende Januar 1948 erließ das MfV konkrete Ausführungsbestimmungen zu den allgemeinen 
Richtlinien der DVV vom Dezember 1947.
306
 Erstmals erfolgte eine Definition der Kategorie 
„Arbeiter- und Bauernkinder“. Um als Arbeiterkind zu gelten, musste der Vater vor 1945 
Arbeiter oder unselbstständiger Handwerker gewesen sein. Hierfür war ein Nachweis der 
Arbeitsstätte und des Monatslohnes notwendig. Als Bauernkind galt nur, wessen Vater 
Kleinbauer mit weniger als 60 Morgen (15 ha) Landbesitz war.  
Kinder aus anderen Berufsschichten mussten für den Besuch nachweisen, dass sie „aus 
sozialen, rassischen oder politischen Gründen vom Besuch der Mittel- und Oberschule 
ausgeschlossen waren.“ Bei der Eignungsprüfung sollte „weniger Wert auf vorhandene 
Kenntnisse“ gelegt werden, als vielmehr auf die „Begabung des Bewerbers für geistige 
Arbeit, seinen Arbeitswillen und seine Arbeitskraft [...] wenn möglich, ist der Nachweis einer 
Betätigung in antifaschistisch-demokratischen Organisationen zu verlangen.“ Außerdem 
sollten Bewerber aus Mecklenburg „vor denen aus anderen Ländern den Vorrang haben.“ 
Damit wurde nicht nur der Einzugsbereich der VSA Rostock festgelegt, sondern auch 
Bewerbern aus den anderen Besatzungszonen der Zugang erschwert. 
Mit den Bestimmungen der DVV für die Aufnahme von Studenten in die Universitäten und 
Hochschulen der SBZ vom 22.07.1947 wurde erstmals die Zulassung von Absolventen der 
VSA geregelt.
307
 In der dort festgelegten Reihenfolge wurden diese in die oberste 
Aufnahmekategorie eingeordnet, was für den ersten Absolventenjahrgang der VSA Rostock 
zum Wintersemester (WS) 1947/48 beste Startbedingungen bot, weil sie damit „die Gewißheit 
der Zulassung zum Fachstudium“308 hatten. Im März 1948 wies das MfV in Schwerin die 
VSA und die Universität Rostock noch einmal explizit auf die Richtlinie der DVV vom 
16.12.1947 hin und betonte: „[...] haben die Abiturienten der Vorstudienschulen309, die nach 
den Bestimmungen ordnungsgemäß aufgenommen sind, nach Absatz V, 5 das Recht, sofort 
und vorzugsweise für das ordentliche Studium immatrikuliert zu werden.“310 
Bereits im April 1948 erfolgte eine Novellierung der Richtlinien aus der Wilhelmstraße in 
Berlin.
311
 Darin wurden die Hörer der VSA „nach der Verpflichtung durch den Rektor“ als 
Angehörige der Studentenschaft betrachtet. Deshalb ist nun nicht mehr die Rede von der 
vorzugsweisen Immatrikulation der Vorstudienschüler, sondern es heißt ohne wenn und aber: 
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„Nach bestandener Abschlußprüfung werden die Hörer der Vorstudienabteilung in derjenigen 
Fakultät der Universität bezw. Hochschule immatrikuliert, für die sie vorbereitet wurden.“312 
Allerdings machte die DVV die Direktoren der VSA im Juni 1948 auch darauf aufmerksam, 
dass „in Anbetracht der Bevorzugung der Abiturienten der Vorstudienabteilungen bei der 
Immatrikulation an der Universität [...] Prüfungskandidaten, die in einem Fach eine 
mangelhafte Leistung aufweisen, nur in besonderen Fällen, d. h. wenn sie diese mangelhaften 
Leistungen durch sehr gute Leistungen in anderen Fächern ausgleichen können, das 
Reifezeugnis zu erteilen ist.“313 Es galt folglich auch weiterhin, unabhängig von den 
beschriebenen Bevorzugungen, das Leistungsprinzip.  
 
4 Die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät der Universität Rostock  
 1949 bis 1963 
 
4.1 Von den Vorstudienabteilungen zu den Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten 
 
Am 31.03.1949 erließ die Deutsche Wirtschaftskommission (DWK)
314
 die „Verordnung über 
die Erhaltung und die Entwicklung der deutschen Wissenschaft und Kultur, die weitere 
Verbesserung der Lage der Intelligenz und die Steigerung ihrer Rolle in der Produktion und 
im öffentlichen Leben.“315 Grundanliegen der Kulturverordnung, die Kowalczuk als „die 
wohl wichtigste Basis für die gesamte Intelligenzsozialpolitik bis zum Mauerbau“316 
bezeichnet, war die Verhinderung einer weiteren Abwanderung und die „Gewinnung der alten 
Intelligenz“317 durch umfangreiche soziale Privilegierungen, wie Prämienzuschläge, erhöhte 
Lebensmittelrationen, günstigere Eigenheimkredite, Steuervorteile u. v. m.  
Bezüglich der VSA hieß es in der Verordnung, dass „die bestehenden Kurse zur Vorbereitung 
von Arbeitern, Bauern und ihren Kindern für das Studium an den Hochschulen [...] in 
dreijährige Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten umzugestalten“318 sind. Damit war der Anstoß 
zur Bildung von Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten durch die Länder- und 
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Kommunalverwaltungen in der gesamten SBZ gegeben. Durch Befehl Nr. 36 der SMAD vom 
02.04.1949 wurde der Beschluss der DWK bestätigt und die Unterstützung der Organe der 
sowjetischen Militärverwaltung zugesichert.
319
  
Tatsächlich nahm die AVB wichtige Koordinierungsaufgaben war, indem beispielsweise die 
Verwaltung für Landwirtschaft der SMAD Ende Juli 1949 darum gebeten wurde, „die 
Deutsche Zentralverwaltung für Landwirtschaft anzuweisen, unter den Arbeitern der 
Maschinen-Ausleih-Stationen und der volkseigenen Güter für die Arbeiter-und-Bauern-
Fakultäten zu werben und den Arbeitern und Bauern, die zum Studium an die Arbeiter-und-
Bauern-Fakultäten (benutzt wurde der Begriff „Rabfak“, C. H.) delegiert wurden, ein 
Stipendium zu zahlen.“320 Gerade die Anwerbung von Bauern(kindern) bereitete, selbst im 
ländlich geprägten Mecklenburg, große Schwierigkeiten,
321
 weshalb mit Blick auf die 
angestrebte Erhöhung der Zahl der Kursteilnehmer um 75 Prozent
322
 Anwerbungsmaßnahmen 
durch die Zentralverwaltung für Landwirtschaft mit entsprechenden finanziellen 
Lockmöglichkeiten
323
 auch notwendig waren. 
Mit der Gründung der DDR am 07.10.1949 und der faktischen Umbildung der SMAD zur 
Sowjetischen Kontrollkommission (SKK) am 10.10.1949 veränderten sich auch die 
administrativen Zuständigkeiten für die ABF. Die strukturell und personell an die SMAD 
angelehnte SKK fungierte zwar nicht mehr als Besatzungsbehörde, hatte aber auch weiterhin 
volle Kontroll- und Interventionsrechte über die an die Provisorische Regierung der DDR 
übertragenen Verwaltungsfunktionen.
324
 So mussten die ABF auf Anordnung eines Vertreters 
der SKK ausführliche Arbeitsberichte erstellen und wurden sogar einer intensiven 
persönlichen Prüfung durch Hospitationen und Aussprachen mit der Schulleitung 
unterzogen.
325
 Moskau hatte mittlerweile ein vergleichsweise großes Interesse entwickelt, die 
ABF als Gradmesser der sozialistischen Umgestaltung der Hochschulen zu kontrollieren und 
anzuleiten.  
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Offiziell waren die ABF zunächst der Hauptabteilung für Hoch- und Fachschulwesen des 
MfV der DDR bzw. nachgeordnet den jeweiligen Hochschulabteilungen der 
Länderministerien unterstellt, bis Anfang 1951 die eigens gebildete Abteilung ABF des SfH 
die administrative Kontrolle übernahm.
326
 Tatsächlich lagen die Entscheidungskompetenzen 
jedoch bei der zuständigen Abteilung des PV, ab 1950 des ZK der SED. So wurden auch die 
entscheidenden Richtlinien für die Umwandlung der VSA in ABF unter der Federführung der 
Abteilung Kultur und Erziehung des PV ausgearbeitet.
327
 In der für die DDR typischen 
Kopplung von Partei und Staat waren die ABF ab 1950 der Kulturabteilung, ab 1952 der 
Abteilung Wissenschaft und Hochschulen des ZK zugeordnet,
328
 welche die Entscheidungen 
des MfV der DDR bzw. SfH steuerte. Auf Universitätsebene unterstanden die ABF dem 
Rektor, der auch die Einstellung der Dozenten vornahm. Eine kollektive Leitung, wie an 
anderen Fachfakultäten mit einem Rat der Fakultät, gab es an den ABF nicht mehr.
329
 
 
 
Abbildung 3: Administrative Zuständigkeiten für die ABF (ab 1949) 
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4.2 Gründungsakt der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät der Universität Rostock 
 
Es kann nicht als Zufall gewertet werden, dass die Gründung der ABF „in eine Stunde von 
weltweiter politischer Bedeutung“330 fiel. Tatsächlich stellte das Jahr 1949 eine Zäsur dar, 
weil der erste Markstein für die Teilung Deutschlands gesetzt wurde. Am 24.05. konstituierte 
sich durch das Inkrafttreten des Grundgesetzes aus der so genannten Trizone, der 
amerikanischen, britischen und französischen Besatzungszone, die Bundesrepublik 
Deutschland. Fünf Monate später wurde am 07.10.1949 die SBZ zur Deutschen 
Demokratischen Republik mit Ost-Berlin als Hauptstadt. Obwohl zunächst sowohl Konrad 
Adenauer als auch Otto Grotewohl den vorläufigen Charakter der jeweiligen Verfassungen 
betonten und damit eine deutsche Wiedervereinigung jederzeit möglich schien, sollte dieses 
Ereignis erst nach 41 Jahren eintreten. 
Wenige Wochen nach der Gründung der DDR fand am 28.10.1949 die Eröffnungsfeier der 
Arbeiter-und-Bauern-Fakultät der Universität Rostock statt. Für die Festivität wurden eigens 
vom LFH 5.000 DM zur Verfügung gestellt,
331
 und das Ministerium für Handel und 
Versorgung der Landesregierung erließ aus dem Fond für Konferenzen und Tagungen eine 
großzügige Lebensmittelzuteilung für den Festakt.
332
 Außerdem spendete der Rostocker 
Oberbürgermeister Max Burwitz im Namen des Rates der Stadt Rostock 1.500 DM für die 
Einrichtung einer Bibliothek an der ABF.
333
 Neben einer Sondervorführung von Maxim 
Gorkis „Wassa Schelesnova“ im „festlich mit den Symbolen unserer Freien Deutschen Jugend 
geschmückt(en)“334 Stadttheater reiste eigens der Nationalpreisträger Fred Oelßner für die 
Festrede an und „zeigte der neuen Fakultät ihren Weg“. Deutliche Worte sprach auch der 
Landesminister für Volksbildung, Gottfried Grünberg, zu den Studenten: „Vergeßt nie eure 
Herkunft [...] denkt immer daran,  w em  i h r  d a s  G lü ck  so l ch er  M ö gl i chk e i t en  
v e r d an k t  (Hervorhebung C. H.). “335 Eine eindeutigere Forderung zur Loyalität war kaum 
möglich. Das Studium an der ABF wurde offiziell nicht als Privatangelegenheit, sondern als 
Klassenauftrag dargestellt. Der FDJ-Organisationssekretär der Fakultät, Erich Biester, der die 
ABF-Gründungsveranstaltung im Theater mit organisiert hatte, sah es indessen wohl als 
seinen „Auftrag“ an, Kontakt zu den Damen des Theaterballetts zu knüpfen, um dem 
                                                 
330
 UAR, ABF 26, Volksbildung, Nr. 22 vom 15.11.1949. 
331
 UAR, ABF 26, Schreiben des LFH an die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät der Universität Rostock vom 
19.10.1949. 
332
 UAR, ABF 26, Schreiben der Landesregierung M-V, Ministerium für Handel und Versorgung an den Rat der 
Stadt Rostock, Dezernat Handel und Versorgung vom 27.10.1949. 
333
 UAR, ABF 26, Amt für Volksbildung des Rates der Stadt Rostock an Prof. Erich Sielaff. 
334
 UAR, ABF 26, Volksbildung, Nr. 22 vom 15.11.1949. 
335
 Ebenda. 
 67 
deutlichen Überhang an männlichen ABF-Studenten
336
 bei künftigen Veranstaltungen zu 
begegnen.
337
 Als neuer Leiter der ABF wurde Prof. Erich Sielaff aus Greifswald berufen.
338
 
 
4.3 Veränderung der Zulassungsrichtlinien 
 
Im Mai 1949 übermittelte die DVV der mecklenburgischen Landesregierung, mit Blick auf 
die anstehende Umwandlung der VSA in ABF, neue „Richtlinien für die Arbeiter- und 
Bauernfakultäten (bisher Vorstudienabteilungen) an den Universitäten und Hochschulen der 
sowjetischen Besatzungszone Deutschlands.“339 Auffällig ist, dass diese als „Vertrauliches 
Material“ über die SED-Bezirksleitung Schwerin an die Rostocker VSA gelangten. Ganz 
offensichtlich sollten zunächst nur die Genossen davon Kenntnis erhalten, um sich 
beratschlagen und auf mögliche Diskussionen vorbereiten zu können.  
Anders als die zentrale Richtlinie des Dezember 1947, die den Zweck der VSA in der 
Wiedergutmachung von sozialen, rassischen und politischen Benachteiligungen des 
nationalsozialistischen Bildungswesens definierte, war die Aufgabe der ABF „befähigte 
Bewerber aus Arbeiter- und Bauernkreisen auf das Hochschulstudium vorzubereiten.“340 
Anderen Personengruppen, auch Opfern des Faschismus (OdF), wurde das Recht auf den 
Besuch der ABF nicht mehr ausdrücklich eingeräumt, außer sie gehörten der genannten 
Klientel an. Im Grunde genommen fixierten die neuen Richtlinien damit nur eine 
Zulassungspraxis, die schon in den Jahren zuvor betrieben wurde. Schließlich finden sich 
innerhalb der 17 Jahre des Bestehens der VSA/ABF in Rostock nur etwa zwölf Personen von 
insgesamt 3.072, die tatsächlich der Kategorie „OdF/OdN“ (OdN = Opfer der Nürnberger 
Gesetze) entsprachen. 
Die überwiegende Mehrheit der Vorstudienschüler und ABF-Studenten ist nicht aufgrund 
nationalsozialistischer Repression vom Besuch einer höheren Schule abgehalten worden. Weil 
aber die Zugehörigkeit zur „Arbeiterklasse“ bereits als Kennzeichen einer bildungspolitisch 
gewollten Unterprivilegierung vor 1945 gewertet wurde, waren prinzipiell alle Arbeiter- und 
Bauern(kinder) für den Besuch der VSA prädestiniert, sofern sie folgende 
Aufnahmebedingungen erfüllen konnten:  
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„1. Der Besuch der Arbeiter- und Bauernfakultät setzt im Allgemeinen Kenntnisse der 
achtjährigen Grundschule voraus. 
2. Die Aufnahme zur Arbeiter- und Bauernfakultät erfolgt nach der bestandenen Prüfung 
durch die Universitätsaufnahmekommission, [...] 
3. Aufgenommen werden Arbeiter und Bauern beiderlei Geschlechts in der Regel im Alter 
von 18-35 Jahren. Bei der Aufnahme werden Aktivisten bevorzugt. 
a) Als Arbeiter gelten Bewerber, die in der Regel 2 Jahre als ungelernte, angelernte oder 
gelernte Arbeiter tätig sind. 
b) Als Bauern gelten Bewerber, deren Grundeigentum (ihr eigenes oder das ihrer Eltern) nach 
der in der sowjetischen Besatzungszone durchgeführten Bodenreform 15 ha durchschnittlicher 
Bodengüte nicht überschreitet.“341  
An der ABF wurde folgender sozialer Einstufungsschlüssel verwendet:
 342
  
Klassifizierg. A B C 
1 Arbeiter   
2 Landarbeiter   
3 werktätiger Bauer   
4  schaffende Intelligenz  
5   Angestellte 
6   selbstständige Handwerker 
7   selbstständige Gewerbetreibende 
8   Freie Berufe 
9   Großbauern 
10   Sonstige 
Nur in dieser angegebenen Reihenfolge wurden die Zulassungen erteilt, wobei auch staatliche 
Kontingentierungen zu beachten waren. 
Im Vergleich zu den vorhergehenden Ausführungsbestimmungen der Landesregierung vom 
28.01.1948 rückte die soziale Herkunft nun eher in den Hintergrund und es wurde stärker die 
soziale Stellung der Bewerber selbst berücksichtigt. Dadurch konnten vermehrt Personen die 
Einrichtung besuchen, die ursprünglich nicht aus der Arbeiter- oder Bauernschicht stammten, 
sondern sich diesen Bildungsweg durch die eigene Berufstätigkeit erst erschlossen.  
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Die Studiendauer wurde nun grundsätzlich auf drei Jahre festgelegt, wobei bei 
entsprechenden Vorkenntnissen auch Semester übersprungen werden konnten
343
 und 
kurzfristig auch Einjahreskurse, beispielsweise für die Vorbereitung auf ein 
Pädagogikstudium in Zeiten des Lehrkräftemangels, durchgeführt wurden. Um eine stärkere 
Selektion vornehmen zu können, wurden Zwischenprüfungen am Ende des zweiten und 
vierten Semesters eingeführt, die über den weiteren Verbleib des Hörers entscheiden sollten. 
Die bereits vorhandene Einteilung des Unterrichts, in eine geistes- bzw. 
gesellschaftswissenschaftliche und naturwissenschaftliche Richtung, wurde in Rostock durch 
die Einführung eines medizinisch-biologischen
344
 Zweiges, die vorrangig dem Ärztemangel 
geschuldet war, weiter verfeinert. Die Zuweisung in diese Studienzweige erfolgte nach dem 
ersten allgemeinbildenden Studienjahr. 
Zwei Tage nach der Bekanntgabe der ABF-Richtlinien wurde durch die „Vorläufige 
Arbeitsordnung der Universitäten“ die Lehrer- und Hörerschaft der ABF dem Lehrkörper und 
der Studentenschaft der jeweiligen Universität zugeordnet.
345
 Damit erhielt der Direktor der 
ABF nunmehr das volle Stimmrecht im Senat. Vorher wurde er nur bei Fragen, die die VSA 
direkt betrafen, hinzugezogen. Zwischen den Dozenten der ABF und der Fachfakultäten blieb 
trotzdem eine soziale und finanzielle Differenzierung bestehen. Der Leiter der ABF durfte 
nicht die Bezeichnung Dekan führen. Dies blieb den Hochschulprofessoren, die einer 
Fachfakultät vorstanden, vorbehalten. Auch das Grundgehalt eines ABF-Dozenten lag weit 
unterhalb (1960: 800 Mark) dem eines Hochschuldozenten (1960: 1500 Mark).
346
 Trotz der 
mehrfach eingeforderten Gleichberechtigung der Dozenten der ABF mit denen der 
Fachfakultäten,
347
 insbesondere in Fragen der Ernennung und Betitelung, bestand das SfH 
weiterhin darauf, dass „Ernennungsurkunden für Angehörige des Lehrkörpers der Arbeiter- 
und Bauernfakultät nicht“ ausgestellt werden könnten, weil „die Verleihung des Titels 
«Professor» oder «Dozent» […] an bestimmte Voraussetzungen der wissenschaftlichen 
Ausbildung gebunden“ ist. So mussten sich die ABF-Dozenten mit der Dienstbezeichnung 
„Dozent an der Arbeiter- und Bauernfakultät“ begnügen.348 
Für die Studenten hingegen bedeutete die Umwandlung der VSA zur ABF „in erster Linie die 
damit völlig klare Entscheidung: Sie wurden an der Universität immatrikuliert.“349 Zwar fand 
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für die ABF-Studenten eine gesonderte Immatrikulationsfeier durch den Rektor statt,
350
 
rechtlich änderte dies aber nichts an ihrem Status. Sie waren den anderen Studenten 
gleichgestellt und für ihren Übergang an eine Fachfakultät nach dem Abitur, war keine 
Neuimmatrikulation notwendig, sondern lediglich ein Fakultätswechsel.
351
 „Das war die 
zentrale Veränderung zwischen der Vorstudienabteilung und Arbeiter-und-Bauern-Fakultät. 
Hinzu kamen dann die klaren Regelungen mit Stipendien, mit Studiendauer, 
Studienorganisation bis hin zu den zentral ausgearbeiteten Lehrplänen. Das Ganze wurde 
kompakter, institutionalisiert und zentralisiert.“352 Ein Recht, an einer bestimmten Hochschule 
ein frei gewähltes Fach zu studieren, bestand allerdings nicht.
353
  
 
4.4 Lehrpläne, Lehrinhalte und Erziehungsziele 
 
Während bislang jede VSA ihre Lehrpläne selbst erarbeitete, sollten die neuen Richtlinien für 
die ABF auch zu einer Vereinheitlichung der Lehrplangestaltung für die gesamte SBZ 
führen.
354
 Im Zuge der Zentralisierungsmaßnahmen wurde 1949 die Bestätigung der Pläne 
von den Volksbildungsministerien der Länder auf die DVV übertragen.
355
 Diese nutzte die 
Gelegenheit, um im Rahmen ihrer Kontrollaufgaben eine Vereinheitlichung der Lehrpläne 
voranzutreiben.
356
 Neben der Prüfung durch die Zentralverwaltung wurden die Lehrpläne 
„ebenso vom kleinen Sekretariat der SED diskutiert und beschlossen“,357 wodurch sich die 
Parteispitze eine größere Einflussnahme, auch auf die Lehrinhalte, sicherte.
358
  
Dabei wurde das Schwergewicht der politischen-ideologischen Erziehungsarbeit an der ABF 
nachvollziehbarerweise auf den Geschichts-, Gegenwartskunde-, Russisch- und 
Deutschunterricht gelegt.
359
 Beispielsweise wurden als zentrale Aufgaben und Ziele des 
Geschichtsunterrichts die „Erziehung zum sozialistischen Patriotismus und Weckung der 
Verteidigungsbereitschaft“ definiert.360 Aber auch die naturwissenschaftlichen Fächer sollten 
„in Ansehung der ausserordentlichen gesellschaftlichen und politischen Bedeutung der 
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jüngsten Fakultät“ durch „zeitnahe Fragen […] zur ideologischen Festigung der Studenten“361 
beitragen. Als äußerst wichtig wurde in diesem Zusammenhang „der Hinweis auf die 
politische Bedeutung des Nachrichtenwesens und der Kernphysik“362 erachtet. Aus diesen 
Fachgruppen gab es aber auch vorsichtige Kritik an den neuen verbindlichen Lehrplänen und 
es wurde die Forderung gestellt, zumindest „die zeitliche Aufteilung und methodische 
Gliederung des Stoffes“ der Lehrkraft freizustellen.363 Wenn also schon politisch-ideologische 
Lehrinhalte in Mathematik und Physik vermittelt werden mussten, dann wenigstens im 
Ermessen des Dozenten. In den zweijährigen medizinisch-biologischen und 
naturwissenschaftlichen Kursen konnten, aufgrund der knappen Zeit zur Vorbereitung auf ein 
Fachstudium, ohnehin derartige Themen nur am Rande abgehandelt werden.
364
  
Erste zentrale Lehrpläne lagen, nach der Bildung des SfH und der dortigen Abteilung ABF im 
Februar 1951, ab Ende des Jahres vor. Diese griffen hauptsächlich auf die Inhalte der 
Oberschulausbildung zurück und enthielten mitunter gar identische Formulierungen.
365
 Wie 
sich bei einer Überprüfung sämtlicher Lehranstalten in der DDR im Juni 1951 herausstellte, 
erwies sich das jedoch als unzureichend für die politischen Zielsetzungen, die mit den ABF 
verbunden waren.
366
 Der Unterricht wurde ausgerechnet in den Fächern Deutsch und 
Geschichte als zu objektiv und nicht ausreichend parteilich eingestuft.
367
 Um dem entgegen zu 
wirken wurden ab September 1951 staatspolitische Schulungen in Zusammenarbeit mit der 
SED und dem FDGB für die Dozenten durchgeführt, in denen ihnen „die richtige Beurteilung 
der Rolle der Arbeiterklasse und der nationalen Frage“ vermittelt werden sollte.368 Trotz 
derartiger Schulungen und der Verpflichtung der Dozenten zur täglichen Auseinandersetzung 
mit der Tagespresse, wurde die politisch-ideologische Unterrichts- und Erziehungsarbeit, 
besonders in den naturwissenschaftlichen Fächern, bis 1960 in Berichten an das SfH 
beanstandet. 
Zur Unterstützung des SfH bei der Ausarbeitung und Verbesserung der Lehrpläne aller Fächer 
wurden Ende 1952 an jeder Einrichtung ständige Lehrplankommissionen gebildet.
369
 Die 
Kommissionen sollten sich bei ihrer Arbeit speziell auf die „Erfahrungen und Erkenntnisse 
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der Sowjetwissenschaft“370 stützen. Aus diesem Grunde wurde die polytechnische Ausbildung 
und Praxisverbundenheit des Unterrichts vorangetrieben, was den ABF-Studenten mit 
beruflicher Erfahrung durchaus entgegen kam. Die Untersuchung aller Fachlehrpläne bis 1953 
ergab, dass zu jedem Unterrichtsfach einführend politisch-ideologische Erziehungsziele 
formuliert wurden. Dazu zählten vorrangig der „Kampf um die Einheit Deutschlands“, unter 
Hinweis auf die Vorbildwirkung der Errungenschaften der DDR für Gesamtdeutschland, die 
Geißelung der Imperialisten, welche die Werktätigen „missbraucht (haben) um Kriege 
vorzubereiten und durchzuführen“, die Hervorhebung der „uneigennützigen Hilfe der 
Sowjetunion“ sowie die Erziehung „zur Liebe zum Sowjetvolk“ und zum sozialistischen 
Patriotismus.
371
  
Besonders drastisch fallen in diesem Zusammenhang die methodischen Bemerkungen für das 
Fach Chemie auf, denn dort heißt es 1953: „Erziehung der Gefühle der internationalen 
Solidarität und des Hasses gegen die kapitalistischen Ausbeuter […] Erziehung zum Haß 
gegen die menschenfeindlichen Imperialistischen Barbaren. Die Ermordung Hunderttausender 
koreanischer und deutscher Menschen und die Zerstörung unschätzbarer Kulturgüter durch 
die amerikanischen Terrorflieger, die sich des Phosphors als Mordwaffe bedienten, muß zum 
Haß der Studenten gegen die Kriegsbrandstifter führen.“372 Das Schüren eines verhassten 
Feindbildes als zentrales Erziehungsziel des Chemieunterrichts festzulegen und mit den 
Bombardements der westlichen Alliierten auf deutsche Städte während des Zweiten 
Weltkrieges zu begründen, zeigt wie verbrecherisch nah sich an diesem Punkt die beiden 
deutschen Diktaturen standen.  
Dagegen wirkt der Lehrplan der Fachgruppe Mathematik und Physik für das Jahr 1953 kaum 
ideologisch aufgeladen: „Ziel des Lehrplanes ist es, den Studenten das für das 
Hochschulstudium notwendige Wissen zu vermitteln. […] Der Forderung, selbständig 
denkende und verantwortungsbewußt patriotisch handelnde Menschen heranzubilden, muß 
auch der Mathematikunterricht genügen. Der mathematische Stoff ermöglicht in besonderem 
Maße eine Erziehung zu Ehrlichkeit und Wahrheitsliebe, zu Sorgfalt und Sauberkeit, zu 
Ausdauer, Selbstbeherrschung und Konzentration.“373 Es finden sich aber auch klare 
politische Absichten im Zusammenhang mit dem Ausbau der Kasernierten Volkspolizei 
(KVP) ab 1952, indem die „Polytechnische Bildung und Vertiefung der Heimatliebe“ bei der 
„Vermessung und Auswertung im heimatlichen Gelände und in der Karte stattfinden“ 
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sollte.
374
 Dieses Anliegen zielte auf die Vermittlung vormilitärischer Kenntnisse im 
Mathematikunterricht, insbesondere weil auch die Gesellschaft für Sport und Technik (GST) 
bei den Geländeexkursionen mit einbezogen werden sollte. 
Insgesamt ist aber festzuhalten, dass die Lehrpläne bis 1953, trotz der genannten eindeutig 
kritisch einzuordnenden Anweisungen, auch für die gesellschaftswissenschaftlichen 
Richtungen grundsätzlich fachlich orientiert waren. Letztlich hing das Maß der Indoktrination 
von der Einstellung des jeweiligen Dozenten ab.
375
 In den Studienjahresberichten wurde 
vielfach kritisiert, dass sich ein „großer Teil der Dozenten“ nicht als „aktive politische 
Kämpfer, die bereit sind, das Letzte für die Erhaltung und Festigung unserer Arbeiter- und 
Bauernmacht zu geben“ verstanden und den Unterricht „nicht genügend parteilich“ 
gestalteten.
376
 Auch die Arbeit der Fachgruppen der Dozenten „beschränkte sich noch viel zu 
sehr auf die Festlegung von stofflichen Schwerpunkten und berücksichtigte zu wenig über 
Erziehungsziele und die Parteilichkeit im Unterricht zu sprechen.“377  
Gerade über die achtköpfigen Lehrplankommissionen der ABF, auf deren fachliche 
Kompetenz und Verbindung mit der Unterrichtspraxis das SfH vorläufig nicht verzichten 
konnte, blieb ein gewisser Gestaltungsspielraum des Kollegiums erhalten. Dies änderte sich 
mit der langfristigen gesetzlichen Zementierung der Lehrpläne ab dem Studienjahr 
1954/55.
378
 Von da an hatten die Lehrplankommissionen eher überprüfende Funktionen, 
beispielsweise durch Hospitationen, bei denen neben der Hebung des fachlichen Niveaus der 
Studenten, „besonderer Wert auf die ideologische Erziehung“ durch die Vorbildwirkung der 
Dozentenpersönlichkeit gelegt wurde.
379
  
Dem Ziel der politisch-erzieherischen Vorreiterrolle der ABF-Studenten während des späteren 
Fachstudiums gerecht zu werden und „die Politik unserer Partei richtig zu verstehen“380, 
diente auch der für alle Studienzweige obligatorische Unterricht in 
Gesellschaftswissenschaften, der 1956 von den an der Oberschule üblichen vier 
Wochenstunden auf sechs bis acht Stunden an der ABF erhöht wurde.
381
 Das Fach sollte laut 
Lehrplan den Studenten eine feste „Meinung über die Deutung der Welt und ihrer 
Gesetzmäßigkeiten“ oktroyieren, zu der sie sich „immer und in jeder Lage vorbehaltlos 
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bekennen und die letztlich ihr gesamtes Verhalten […] bestimmt.“382 Der Aufbau des 
Sozialismus sollte demnach als naturgegebene Gesetzmäßigkeit verstanden werden, „die von 
Karl Marx entdeckt und von den marxistisch-leninistischen Parteien planmäßig erfüllt 
wird.“383 Der hohe Stellenwert des Faches wurde 1953 durch die Abiturordnung unterstrichen. 
Eine Zulassung zur Abschlussprüfung war nur möglich, wenn die Vorzensur in 
Gesellschaftswissenschaften nicht schlechter als die Note Drei war. Ein Ausgleich mit sehr 
guten Leistungen in anderen Fächern war nicht möglich.
384
 Gute und sehr gute Endnoten 
sollten im gesellschaftswissenschaftlichen Unterricht nur vergeben werden, wenn der Student 
auch entsprechende gesellschaftspolitische Aktivitäten nachweisen konnte.
385
 Im 
Abschlusszeugnis der ABF wurde schon seit 1950 die gesellschaftliche Betätigung, „unter 
Verwendung der Prädikate: sehr aktiv – aktiv – positiv – negativ“, vermerkt.386  
Um die Umsetzung der in den Lehrplänen enthalten Erziehungsziele zu überprüfen, fanden ab 
1956 von Seiten der Fachgruppenleiter und Studiendirektoren
387
 deutlich häufiger 
Unterrichtsbesuche statt. Durch die überraschenden Hospitationen wurden auch die 
parteilosen Dozenten praktisch dazu genötigt, die vorgegebene politische Linie im Unterricht 
ausreichend zu vertreten. Ansonsten mussten sie mit unangenehmen Aussprachen vor der 
gesamten Fachgruppe oder gar der Fakultätsleitung rechnen. So fiel dann 1959 der 
Jahresbericht der ABF bezüglich der Umsetzung der in den Lehrplänen festgehaltenen 
politisch-ideologischen Unterrichtsziele auch wesentlich positiver aus, als noch 1953: „Der 
weltanschauliche politische Gehalt des Unterrichts wurde in allen Fächern verbessert.“388 Als 
besonders vorbildhaft wurde die Fachschaft Chemie hervorgehoben, der, wie aufgezeigt, auch 
besonders strikte Erziehungsziele im Lehrplan vorgegeben waren. Da in diesen Jahren die 
SED-Führung dem Glauben erlag, die wirtschaftlichen Probleme in der DDR mit Hilfe des 
Ausbaus der chemischen Industrie lösen zu können, wurde auch den ABF-Studenten die 
besondere Bedeutung der propagierten Losung „Chemie gibt Brot, Wohlstand und Schönheit“ 
vermittelt: „Dazu war es notwendig, unseren Studenten zu erklären, daß wir durch eine rasche 
Steigerung der chemischen Produktion, der Erzeugung von synthetischen Fasern und Plasten 
und verschiedensten Waren des Massenbedarfs Voraussetzungen schaffen, um 
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Westdeutschland im Pro-Kopf-Verbrauch zu überrunden.“389 Auch die Verurteilung „der 
Chemie in Westdeutschland zur Vorbereitung eines neuen Krieges“ im Gegensatz zur 
„friedlichen deutschen Chemie“ in der DDR wurde laut Hospitationsbeobachtungen 
erfolgreich vermittelt.
390
  
Im Jahresbericht für das Studienjahr 1958/59 wurde aber auch darauf verwiesen, daß in 
anderen naturwissenschaftlichen Fächern aktuelle politische Ereignisse noch nicht 
ausreichend in die Unterrichtsstunde mit einfließen würden, weil beispielsweise nach der 
Berlin-Note
391
 Chruschtschows über die Aufkündigung des Viermächtestatus über Berlin und 
Gesamtdeutschland am 27.11.1958 in den „naturwissenschaftlichen Unterrichtsstunden kein 
Dozent es für notwendig erachtete, auf dieses entscheidende politische Ereignis einzugehen. 
Besonders in den Fächern Biologie und Physik ist die philosophische Durchdringung des 
Unterrichts noch nicht befriedigend […] Wir glauben, daß besonders manche jüngere 
Kollegen noch von der fehlerhaften und unpädagogischen Auffassung ausgehen, sie dürften 
im Unterricht sogenannten weltanschaulichen […] «Selbstverständlichkeiten» keinen Platz 
einräumen.“392 Diese erzieherischen Fehleinschätzungen wurden vom SfH auf eine seit Jahren 
fehlende „wissenschaftlich exakte, von den grundsätzlichen Parteibeschlüssen hergeleitete, 
politisch richtige Konzeption“393 für die ABF zurückgeführt. Das bis dahin in den Lehrplänen 
enthaltene Erziehungsziel der Selbstständigkeit der Studenten im Denken und Handeln wurde 
nun als Ausdruck von Liberalismus und Subjektivismus angeprangert. Ungenügendes 
Studium und ungenügende Umsetzung der Parteibeschlüsse, Einfluss der bürgerlichen 
Ideologie, Missachtung von Kritik und Selbstkritik, spießerhafte Tendenzen, 
Selbstzufriedenheit und Sektierertum – die ganze Bandbreite parteipolitischer 
Totschlagargumente wurde ursächlich den „über einen ganzen Zeitraum unkritisch 
hingenommenen, zum Teil äusserst liberalistischen Lehrpläne(n)“ zugeschrieben.394 
Deshalb erarbeiteten 1960 der pädagogische Beirat der ABF und die Fachkommissionen ein 
neues Lehrplanwerk. Das darin formulierte zentrale Ziel der Erziehung und Ausbildung der 
Studierenden an den ABF lag neben der Erfüllung der wissenschaftlichen Anforderungen für 
das spätere Fachstudium auf der Schaffung eines politisch bewussten Kernes innerhalb der 
Studentenschaft zur weiteren sozialistischen Umgestaltung der Universitäten und 
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Hochschulen: „Als Bahnbrecher des Sozialismus müssen sie (die ABF-Absolventen, C. H.) an 
den Universitäten und Hochschulen unter Führung der SED im ideologischen Kampf an 
vorderster Front stehen.“395 Um diesem Ziel gerecht zu werden, wurden für die einzelnen 
Fächer grundsätzliche Lehranweisungen erteilt. Zwar stand in diesen an erster Stelle das 
Fachwissen, beispielsweise im Deutschunterricht der sichere Gebrauch der Muttersprache, 
doch folgte sofort die politisch-ideologische Komponente, bei der „durch die parteiliche 
Interpretation wertvoller literarischer Werke“ die sozialistische Persönlichkeit geformt 
werden sollte. Als besonders wertvoll wurden überdies nur solche literarischen Werke 
eingestuft, „welche die vielfältigen Probleme beim Aufbau und bei der Vollendung der 
sozialistischen Gesellschaftsordnung gestalten […] helfen. So ist die sozialistisch-realistische 
Literatur am besten geeignet, die Studenten der Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten auf die 
gesellschaftliche Praxis vorzubereiten.“396 Interpretationen sollten stets auf der Grundlage des 
Marxismus-Leninismus erfolgen.
397
 Auf diese Weise wurde in die fachliche Ausbildung die 
politische Erziehung eingeflochten.  
Dies spiegeln auch die vom SfH gestellten Vorgaben zur Leistungseinschätzung der 
Studenten wider. In allen Unterrichtsfächern mussten für Bewertungen mit dem Prädikat 
„sehr gut“ und „gut“ bei entsprechenden Aufgabenstellungen, die studentischen Leistungen 
eine „parteiliche Stellungnahme“ enthalten.398 In dem Bewusstsein, dass das spätere 
Fachstudium eine ausreichende fachliche Vorbildung verlangt und aufgrund eines gewissen 
Konkurrenzdrucks durch die Oberschulen
399
, war es allerdings nicht möglich fachlich 
mangelhafte oder ungenügende Leistungen „durch Parteilichkeit der Darstellung oder Ansätze 
zur Parteilichkeit“ auszugleichen.400 Laut der Prüfungsordnung aus dem Jahr 1960 reichte 
jedoch allein fachliche Leistung nicht aus, um eine Zulassung zur Abiturprüfung an der ABF 
zu erhalten.
401
 Hierfür musste ebenso die „notwendige politische und moralische Reife“ 
nachgewiesen werden.
402
 Mit Wirkung zum 01.09.1961 trat das neue verbindliche 
Lehrplanwerk für alle ABF in der DDR in Kraft und hatte bis zur Auflösung der 
Einrichtungen Gültigkeit.  
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4.5 Studienbedingungen 
 
Mit der Eröffnung der ABF Ende Oktober 1949 und der Erhöhung der Klassenzahlen stellte 
sich erneut die akute Frage der Unterbringung der Fakultät selbst, als auch ihrer Hörer. 
Innerhalb kürzester Zeit musste hierfür eine tragbare Lösung gefunden werden, so gab es das 
Volksbildungsministerium vor.
403
 Da bereits im Juli 1949 mit der Wiederherstellung der im 
Krieg stark beschädigten Sieben-Linden-Schule als Kaufmännische Berufsschule begonnen 
worden war, konnte dieses Gebäude vermeintlich am schnellsten für die Zwecke der ABF 
hergerichtet werden. Hierfür wurden drei Räume mit Hörsaalgestühl ausgestattet und der 
Zeichensaal zu einer Aula mit Bühnenpodest umgestaltet. Außerdem wurden einige Räume 
als Studentenunterkünfte eingerichtet.
404
 Die Umbauarbeiten dauerten allerdings, auch 
aufgrund der Unterfinanzierung des Projektes durch die Landesregierung, länger als 
geplant.
405
 Obwohl das Fakultätsgebäude fristgerecht schon am 01.09.1950 fertiggestellt sein 
sollte,
406
 um der großen Zahl der Neuzulassungen zum Beginn des WS 1950/51 ausreichend 
Platz zu bieten, konnten die Baumaßnahmen erst im Frühjahr 1951 abgeschlossen werden. 
Trotzdem wurde bereits Anfang Oktober 1950 der Unterrichts- und Internatsbetrieb 
aufgenommen, auch wenn zunächst noch kein elektrisches Licht im Gebäude vorhanden 
war.
407
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Abbildung 4: Das Fakultätsgebäude der ABF („Paul-Sack-Haus“) in der 
Lindenstraße in den fünfziger Jahren (Privatbesitz Günther Busch) 
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Die Baumaßnahmen waren kaum abgeschlossen, schon wurden in einem Festakt mit dem 
Rekordmaurer, Stralsunder Ehrenbürger und Nationalpreisträger Paul Sack
408
 das neue 
Fakultätsgebäude als „Paul-Sack-Haus“ benannt und mit einer lebensgroßen Bronzebüste des 
Geehrten ausgestattet.
409
 Agitatorisch zweckdienlicher konnte es kaum sein, als genau an der 
Stelle, wo sich vor den Bombenangriffen des Jahres 1942 das Realgymnasium befand, „das 
fast ausschließlich Kindern aus den Kreisen der Besitzenden“410 vorbehalten war, das 
Gebäude der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät einzurichten und mit dem Namen eines 
Maurerpoliers zu schmücken. Wie Fotos und Zeitzeugenaussagen verdeutlichen, hätte der 
Maurer Sack an dem kargen und wohl auch räumlich nicht hinreichenden Gebäude durchaus 
noch einmal Hand anlegen sollen. Erst mit der Zeit haben die Lehrkräfte es erreichen können, 
„dass dieses s ch r eck l i ch e  Gebäude in der Lindenstraße über den Direktionsräumen ein 
bisschen aufgestockt wurde, damit wir einen Laboratoriumsraum hinzugewannen.“411 
Anders sah es hingegen mit der ausgebombten Villa in der damaligen St.-Georg-Straße 108 
aus. Diese hatte die Universität Ende 1949 erworben und mit dem Umbau zu einem Klubhaus 
begonnen.
412
 Kurz vor der Fertigstellung forderte die Landesregierung jedoch am 08.09.1950, 
dass das Gebäude für die dringende Unterbringung von ABF-Studenten zur Verfügung 
gestellt werden sollte.
413
 So waren in dem für seinen ursprünglichen Zweck eingerichteten 
Gebäude ab April 1951 etwa 40 bis 60 ABF´ler „in einem der schönsten Klubhäuser im 
Republikmaßstab“414 beherbergt. Da verwundert es kaum, dass nur ausgewählte ABF-
Studenten, „die politisch Besten das Wohnheim beziehen“ durften: „Die Freunde werden von 
der FDJ-Leitung und Parteileitung ausgesucht. [...] Es werden nur Freunde in Frage kommen, 
die ein ziemlich gefestigtes Bewußtsein haben.“415 Diskussionen gab es in der SED-
Abteilungsgruppe der ABF bezüglich einer getrennten Unterbringung von männlichen und 
weiblichen Studenten. Während die studentischen Genossen innerhalb der SED-Leitung sich 
dafür aussprachen, Jungen und Mädchen zusammen in der Villa unterzubringen, wollten die 
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Genossen Lehrer, aufgrund der schlechten Erfahrungen an anderen Fakultäten, eine Trennung 
vornehmen und dort nur Mädchen unterbringen. Letztlich sollte sich die nicht ganz 
uneigennützige studentische Position durchsetzen. Im September 1955 übernahm das 
Industrie-Institut für Schiffbau die Villa.
416
  
Mit der Festlegung Rostocks als Bezirkshauptstadt 1952 war eine deutliche Erhöhung der 
Studentenzahl an der ABF verbunden,
417
 wodurch „die arbeitsmäßige und unterkunftsmäßige 
Unterbringung sehr viel Schwierigkeiten bereitet(e).“418 Das für etwa 40 Personen ausgelegte 
Klubhaus sollte nun 130 Studenten beherbergen. Selbst im beengten Fakultätsgebäude musste 
„der Veranstaltungsraum und Chemie-Hörsaal ebenfalls zur Unterbringung von Studenten 
herangezogen werden.“419 Hauptsächlich waren die ABF-Hörer bis zur Fertigstellung des 
Wohnheimes 1953 in „Zimmer(n) für Studenten bei Privatpersonen“420 untergebracht. 
Vor dem Hintergrund stark ansteigender Studentenzahlen und neuer Fakultätsgründungen
421
 
an der Universität Rostock, welche die Unterbringungsproblematik verschärften, hatte die 
Plankommission der Universität schon im Mai 1951 Projektierungen für einen größeren 
Neubau vorgenommen. Da zu diesem Zeitpunkt absehbar war, dass die Kaserne in der 
Ulmenstraße nicht für Universitätszwecke bereitgestellt werden würde, „ist der Bau eines 
Internats, in der St. Georgstraße neben dem Studentenwohnheim vorgesehen.“422 Doch die 
Grundstücke neben der dortigen Villa, die wie beschrieben bereits als Wohnheim für die ABF 
genutzt wurde, gehörten Privatpersonen. Um trotzdem an den günstig gelegenen Bauplatz zu 
gelangen, hatte die Plankommission bereits „über den Rat der Stadt bei der DDR beantragt 
[...] die Grundstücke zum Aufbaugebiet zu erklären.“423 Diesem Antrag wurde stattgegeben 
und im Frühjahr 1952 begann der Volkseigene Betrieb (VEB) Bau-Union mit den Arbeiten. 
Verantwortlicher Architekt der VEB(Z) Projektierung Mecklenburg war Kurt Tauscher. Die 
gesamten Projektkosten wurden auf rund 1,8 Millionen DM kalkuliert, tatsächlich beliefen sie 
sich aber bei 3,4 Millionen DM.
424
 Am 19.01.1953 titelte die CDU-Tageszeitung „Der 
Demokrat“ zum Richtfest und zum Zweck des Gebäudes: „Das erste sozialistische Bauwerk 
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der Universität Rostock gerichtet.“ Der zwei- bis dreistöckige Bau sollte entgegen den 
Vorgaben bei der Projektierung nicht 300, sondern 360 Studenten in Vierbettzimmern 
aufnehmen. Mit der enormen Steigerung der Studierendenzahl an der ABF 1954 mussten gar 
Fünfbettzimmer eingerichtet werden. Die Unterbringung im ABF-Wohnheim war trotzdem zu 
dieser Zeit immer noch angenehmer, als an anderen Internatsstandorten, wo zum Teil „24 
Freunde in einem Zimmer wohnen musste(n)“425.  
Für die Verpflegung der ABF-Studenten wurde im Keller eine Küche und Mensa eingerichtet. 
Zudem erhielt der Bau eine durchaus imposant wirkende, über zwei Geschosse und mit einer 
Galerie und Aufenthaltsräumen versehene, Veranstaltungshalle. Die Inneneinrichtung 
stammte von der Rostocker Schiffsmontage. Obwohl das Gebäude schon zur Jahresfrist 
1952/53 fertiggestellt werden sollte, konnte es erst im September 1953 bezogen werden.
426
 
Für die Stirnseite des Hauses fertigte die bekannte Rostocker Künstlerin Margarete Scheel 
(1881-1969) eine große Reliefplastik mit dem Titel „Jugend“ an, die auch heute noch den 
Zeitgeist der Entstehung zum Ausdruck bringt.
427
 Frei interpretiert verortet das Kunstwerk die 
ABF-Studenten zwischen körperlicher Ertüchtigung und geistiger Bildung als Fahnenträger, 
als politische Vorreiter der Studentenschaft. 
Als kleiner Exkurs sei an dieser Stelle erwähnt, dass das ehemalige ABF-Wohnheim in der 
St.-Georg-Str. 104-107 derzeit vom Rostocker Studentenwerk genutzt wird und immer noch 
der Unterbringung und Verpflegung von Studenten dient. In das ehemalige Fakultätsgebäude 
(„Paul-Sack-Haus“) der ABF in der Lindenstraße 3a zog nach Abschluss der rund drei 
Millionen Euro teuren Sanierung zum Schuljahresbeginn 2009/2010 die Jenaplanschule 
„Peter Petersen“ ein. Interessant ist dabei nicht nur das Lernkonzept der Schule, das auf 
jahrgangsübergreifenden Klassenverbänden beruht, in denen sich Schüler unterschiedlichen 
Alters gegenseitig unterstützen können, was auch an der VSA/ABF der Fall war, sondern 
auch der Namensgeber der Schule. Der Pädagoge Peter Petersen
428
 war der Gründungsvater 
der ersten VSA der SBZ an der Sozialpädagogischen Fakultät der Universität Jena am 
28.11.1945. Seine reformpädagogische Arbeit in Jena, die nicht auf einer politisch motivierten 
sozialen Umstrukturierung der Studentenschaft fußte, brachte ihm allerdings die Missgunst 
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der SED und damit der DVV ein, weshalb er schon 1948 als Dekan der Sozialpädagogischen 
Fakultät zurücktreten musste.
429
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bau eines eigenen ABF-Wohnheimes folgte, wie schon die Ausführungen zu den 
Studienbedingungen an der VSA verdeutlichen, nicht allein sozialen Erwägungen. Durch 
diese Form der Unterbringung konnten die ABF-Studenten der negativen „Beeinflussung 
durch bürgerliche Studenten von der Universität“430 stärker entzogen und kontrolliert 
werden.
431
 Die Ziele der politisch-ideologischen Beeinflussung und Abschottung von den 
„bürgerlichen“ Studenten kommen auch darin zum Ausdruck, dass die Internatsunterbringung 
im ersten und zweiten Studienjahr
 
obligatorisch war.
432
 Diese bereits gängige Praxis wurde 
1957 durch eine Richtlinie des SfH bestätigt, in der es hieß, „möglichst alle Arbeiter- und 
Bauernstudenten in Heimen unterzubringen.“433 So traten absurde Fälle auf, bei denen 
Studenten, die bereits eine Familie gegründet hatten und einen eigenen Haushalt führten, 
trotzdem im Internat wohnen mussten. Auch die Teilnahme an der Vollverpflegung im 
Wohnheim war verbindlich, obwohl das dortige Essen zumindest Anfang der fünfziger Jahre 
keinen guten Ruf hatte.
434
 Dabei ist weniger davon auszugehen, dass „nur dadurch die 
                                                 
429
 Miethe: Bildung und soziale Ungleichheit, S. 149 f. 
430
 UAR, UPL 350, Protokoll über die erweiterte Leitungssitzung der SED-Grundeinheit der Arbeiter-und-
Bauern-Fakultät Rostock vom 01.-02.07.1952. 
431
 LHAS, 6.11-21, 2624, Bl. 114 f. Auswertung des Berichts der ABF über den Abgang von Studenten vom 
23.01.1951. Vgl. auch Handschuck, S. 90. 
432
 Jugend Mecklenburgs! Die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät „Ernst Thälmann“ an der Universität Rostock ruft 
euch zum Studium. o. O. u. J. (vermutlich 1955), S. 7 f. 
433
 UAR, ABF 20, Richtlinie des SfH über die Entwicklung und die Hauptaufgaben der ABF im 2. Fünfjahrplan 
vom 03.05.1957. Bereits am 11.03.1957 ging ein Entwurf der Richtlinie an das ZK der SED. 
434
 UAR, ABF 45: Klassenkonferenzen I, Arbeitsgruppenbesprechungen 1950-1951, passim. 
 
Abbildung 5: Das Studentenwohnheim der ABF in der heutigen  
St.-Georg-Straße (PArch Christian Hall) 
(PArch Christian Hall) 
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Gewähr gegeben (ist), daß jeder Student seine Mahlzeiten regelmäßig und pünktlich 
einnimmt“,435 als vielmehr jeglichen Kontakt zu den Studenten der Fachfakultäten zu 
unterbinden.  
Der straff durchorganisierte studentische Alltag an der ABF ließ auch nur wenig Zeit für 
derartige Kontakte. Am Vormittag fand in der Regel von 07.00 bis 14.00 Uhr der 
Fachunterricht statt. Nachdem die ABF über ein eigenes Gebäude verfügte, „entfiel das 
Durcheinander mit dem Vor- und Nachtmittagsunterricht. Wir hatten dann nur noch 
vormittags Unterricht […].“436 Am Nachmittag erfolgte unter der Leitung des 
Gruppendozenten von 15.30 Uhr bis 18.30 Uhr das „organisierte Selbststudium“ aller im 
Heim wohnenden Studenten.
437
 Dazu wurden Studiengemeinschaften bzw. sogenannte 
„Zirkel“ geschaffen, wie beispielsweise Foto- oder Sprachzirkel,438 die Ausbildungs- und 
Freizeitaktivitäten miteinander verbanden. Der Besuch der Studiengemeinschaften war ab 
1950 verpflichtend,
439
 weil laut Plankommission der ABF auf diese Weise eine Hebung des 
politischen Niveaus erreicht wurde.
440
  
Am Abend hatten die Studenten in der Regel noch Sitzungen oder Versammlungen der 
Parteien und Massenorganisationen, denen sie angehörten, zu besuchen.
441
 Anschließend 
mussten zumeist noch Unterrichtsaufzeichnungen oder Hausaufgaben beendet werden, so 
dass die Studenten teilweise bis 24.00 Uhr beschäftigt waren. In den protokollierten 
Besprechungen der Arbeitsgruppen
442
 der ersten ABF-Jahrgänge wurde deshalb fortlaufend 
die hohe Arbeitsbelastung, aus der sich wiederum gesundheitliche Probleme ergaben, 
kritisiert.
443
 Hinzu kam, dass die umfangreichen politischen und/oder gesellschaftlichen 
Funktionen bei vielen Studenten zu einem fachlichen Leistungsabfall führten. Es wurde 
deshalb vom MfV der DDR gefordert, dass die gesellschaftliche Arbeit auf die Fakultät und 
Universität zu beschränken sei, die ABF´ler nicht mehr als „Lückenfüller für alle möglichen 
Veranstaltungen“ ausgenutzt werden und die Massenorganisationen „davon abgehen, die 
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Arbeiter- und Bauernstudenten als Funktionäre, Referenten und ähnliches im Kreisgebiet 
einzusetzen“, sofern das Landesministerium dem nicht ausdrücklich zustimmt.444 
Abwechslung in den belastenden Studienalltag brachten kleinere Ausflüge und 
Klassenfahrten, wobei die Dozenten auch hier Wert auf den erzieherischen Charakter  und die 
„Herausbildung eines sozialistischen Bewusstseins und Verhaltens der Studenten“445 legen 
sollten. Als beispielhaft, und einigen Zeitzeugen bis dato präsent,
446
 war demnach ein 
Skilehrgang in Frauenwald 1951 zu dem folgender Bericht entstand: „Ein grosser Teil der 
Studierenden zeigte bei seinem Auftreten in der Öffentlichkeit starke Hemmungen. Es fehlte 
vielen ein sicheres, natürliches Auftreten. Ihr Benehmen beispielsweise bei Tisch, in Lokalen 
oder gegenüber ihnen nicht bekannten Personen war unsicher und verstiess zuweilen gegen 
die Allgemeinsitten. So ist z.B. die Einstellung zur Frau bei einigen Studenten sehr zu rügen. 
Es zeigt sich, dass die Studenten nicht in der Lage sind, sich feste moralische Prinzipien und 
Gewohnheiten zu bilden, die unsere neue Gesellschaftsordnung von ihnen fordert.“447 
Um diese Prinzipien bei der Unterbringung der Studenten durchzusetzen, galt im ABF-
Wohnheim eine rigide Hausordnung, die u. a. den Besuch von Freundinnen oder Freunden 
nur kurz, zu festgelegten Zeiten und nach vorheriger Kontrolle der Ausweispapiere durch den 
Studentenwachposten erlaubte. Zur Umsetzung der Heimordnung war der Heimleiter, ein 
Dozent der zumeist selbst im Wohnheim lebte, und ein Heimaktiv aus zuverlässigen 
Genossen und FDJ-Angehörigen der Studentenschaft, eingesetzt. Diese schritten 
beispielsweise „bei bestimmten Veranstaltungen, wo die sich dann gegenseitig in die Betten 
krochen“448 ein und sorgten für Ordnung. Grundsätzlich sind die getroffenen 
Disziplinarmaßnahmen immer wieder auf Probleme in der „Geschlechterfrage“ im ABF-
Internat zurückzuführen. Entgegen der sozialistischen Moralvorstellungen brachten männliche 
Studenten unerlaubterweise weiblichen Besuch mit ins Internat oder hielten sich oftmals noch 
zu später Stunde in den Zimmern der Studentinnen auf.
449
 Vorträge vom Institut für 
Sozialhygiene zum Thema „Die Geschlechterfrage in unserem Heim“450 konnten dagegen 
kaum Abhilfe schaffen. Auch „Verstösse gegen die Wachsamkeit“, die sich in ablehnenden 
oder geringschätzenden Einstellungen gegenüber den paramilitärisch organisierten 
nächtlichen Einsätzen als Wachposten zur Abwehr sogenannter „Saboteure und 
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447
 Ebenda. 
448
 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 08.04.2008 mit Herrn Wolfgang Bull, S. 340. 
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Klassenfeinde“ zeigten, und das Abhören von westlichen Radiosendern, waren während das 
gesamten Bestehens der ABF Anlass für Kritik in den Rechenschaftsberichten.
451
  
Dies gilt ebenfalls für die fortlaufend beanstandete Studiendisziplin. Bereits an der VSA 
wurde deshalb die Stipendienvergabe genutzt, um einerseits hervorragende fachliche 
Leistungen zu honorieren, andererseits aber auch mangelnde politisch-gesellschaftliche 
Aktivität zu bestrafen. Diese Vorgehensweise wurde durch die Richtlinien für die ABF vom 
Mai 1949 untermauert. Darin wurde festgelegt, dass sich die Höhe der Stipendien nicht nur an 
der sozialen Lage und fachlichen Qualifikation der Hörer, sondern auch an der Betätigung im 
Sinne des demokratischen Aufbaus zu orientieren habe.
452
 Aufgrund dieser Regelung war es 
beispielsweise möglich 1955 mehreren Studenten die knapp bemessenen Stipendien zu 
kürzen, lediglich weil sie auf einer Maidemonstration keine Fahnen tragen wollten.
453
 Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass durch die Neufassung der Stipendienordnung im März 1955 das 
Grundstipendium ohnehin schon von 130,- DM auf 100,- DM herabgesetzt wurde, die 
Stipendienhöhe generell vom Einkommen der Eltern abhängig gemacht wurde und der 
bisherige Kinderzuschlag entfiel. Eine große Anzahl der Studenten empfanden diese 
Kürzungen als unzumutbar, auch weil sie mit einem Teil des Stipendiums noch ihre Familien 
unterstützten.  
Etwa 30 Studenten, darunter sogar der FDJ-Sekretär der Fakultät, stellten aufgrund der neuen 
Stipendienordnung schließlich einen „Antrag auf Exmatrikulation mit der Begründung, daß 
sie nunmehr nicht mehr mit dem Stipendium auskommen könnten.“454 Um den Abgang der 
Studenten von der ABF zu verhindern, wurden sie von der Direktion zu eindringlichen 
Aussprachen vorgeladen, in denen ihnen mitgeteilt wurde, „daß ihnen der Staat die 
Möglichkeit gibt, sorgenfrei zu studieren und daß sie dieses Angebot nicht ablehnen dürfen, 
wenn sie nicht ein Gegner der Arbeiterklasse sein wollen.“ Sollten sie trotzdem auf das 
angeblich „sorgenfreie“ Studium verzichten und die eindeutige Warnung oder gar Drohung, 
dann als „Gegner der Arbeiterklasse“ zu gelten, ignorieren, hatte dies weitreichende Folgen. 
Ihnen wurde keine Exmatrikel erteilt, wodurch ein Studium an einer Universität in der DDR 
für sie nicht mehr möglich war. Den Betrieben von denen die Studenten delegiert wurden und 
den Kreisleitungen der Heimatorte wurde übermittelt, „daß sie nicht in den Betrieb  
zurückkehren dürfen, sondern in der Landwirtschaft eingesetzt werden.“ Derart drakonische 
Maßnahmen zeigen, auf welch repressive Art und Weise mit Problemlagen und 
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Selbstbestimmungsrechten der Studentenschaft der ABF, aber auch generell mit non-
konformen Verhalten umgegangen wurde. Gleichzeitig spiegelt das Vorgehen die, dem 
Berichts- und Rechenschaftswesen in der DDR geschuldete, Angst der ABF-Direktion wider, 
Abgänge von Studenten gegenüber der UPL und dem SfH verantworten zu müssen.  
Nicht nur die Stipendienvergabe kam als Erziehungsinstrument zum Einsatz. Noch vor der 
Gründung der ABF hatte die „Erfahrung gezeigt, dass verschiedentlich die Vorbildung der 
Absolventen der VA für das Studium nicht ausreicht.“455 Es wurde daher vorgeschlagen, 
Arbeitsgemeinschaften zu bilden, besonders für Mathematik und Sprachen. Diese 
Arbeitsgemeinschaften zur fachlichen Förderung der Studenten sind als Vorstufe zum 
Kollektiv zu betrachten. Der schon in der Landwirtschaft und den Betrieben der DDR 
betriebene Kollektivismus nach sowjetischem Vorbild wurde als kommunistische Leitidee 
auch auf die ABF übertragen. Zur Etablierung des Kollektivgedankens wurden drei bis vier 
Studenten einer Arbeitsgruppe, „die sich gut verstehen und die zusammenhalten“, vom 
Gruppendozenten als „Keim des Kollektivs“ ausgesucht.456 Da mit Vorbehalten in der 
Studentenschaft gerechnet wurde, sollte „aber vorsichtigerweise das Wort «Kollektiv» 
überhaupt nicht“ verwendet werden.457  
Trotz dieser Verschleierungstaktik blieb die Akzeptanz der Kollektiverziehung gering. Für 
fachlich unzureichende Studenten bot die gemeinsame Studienarbeit mit Sicherheit Vorteile. 
Durch die Einführung kollektiver Leistungsbewertungen sowie den Zwang sich nach den 
Grundsätzen der sozialistischen Moral, auch für private „Verfehlungen“, vor der Gruppe 
rechtfertigen zu müssen,
458
 empfanden viele Arbeiter- und Bauernstudenten das Kollektiv und 
die damit verbundene „Unterordnung unter die Interessen der Gesamtheit“ als eine Last.459 
Mit dem Grundsatz der Einheit der Erziehung in der Fakultät und im Wohnheim wurden die 
Arbeitsgruppen auch im Internat als Brigade
460
 organisiert.
461
 Die Studenten versuchten 
deshalb und wegen der strengen Heimordnung, „mit aller Macht dem Studentenwohnheim zu 
entkommen“462 und ein privates Zimmer zu finden.  
Das geförderte kollektive Leben und Arbeiten im Wohnheim diente nämlich nicht nur der 
gegenseitigen Erziehung und Hilfeleistung, sondern gleichermaßen auch der Kontrolle der 
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Studenten hinsichtlich des richtigen „Klassenstandpunktes“. So wurde von Seiten der SED-
Fakultätsgruppe darauf geachtet, dass in jedem Zimmerkollektiv auch ein aktiver Genosse 
oder zumindest aktives FDJ-Mitglied eingeteilt war, um als „leuchtendes“ Vorbild und auch 
als Informationszuträger zu dienen. Dies verdeutlicht die Aussage der ABF-Absolventin 
Gisela Jeroschewski: „Trotzdem empfand ich das (Leben im Wohnheim, C. H.) etwas 
bedrückend, auch weil [...] ein Mädchen dabei war, die stets das Parteibuch um den Hals trug 
und sogar damit schlief. Der habe ich durchaus zugetraut, persönliche Erzählungen und 
andere Dinge an die Leitung weiter zu tragen. Die hatte nämlich einen sehr guten Stand bei 
der Leitung der ABF. Ich bin dann später privat untergekommen, so dass ich das Internat 
verlassen konnte.“463 In einem solchen Verhalten wurden allerdings gefährliche 
individualistische Tendenzen ausgemacht, die auf ein mangelndes Klassenbewusstsein 
zurückgeführt wurden.
464
 
Die Fakultätsleitung war sehr daran interessiert, möglichst umfassende Informationen zu 
jedem einzelnen Studenten zusammenzutragen. Dafür wurden nicht nur eindringliche 
Kadergespräche geführt und studentische „Zuträger“ in den Zimmerkollektiven platziert, 
sondern gar medizinische Befunde angefordert. Bei Krankheit und Befreiung vom 
Sportunterricht verlangte der ABF-Direktor Wolfgang Brauer von der Städtischen Poliklinik, 
in der die Studenten ärztlich betreut wurden, ihm die Untersuchungsberichte zu übermitteln. 
Als sich ein Arzt der Poliklinik mit Hinweis auf die ärztliche Schweigepflicht weigerte, die 
Diagnosen von zwei ABF-Studenten bekannt zu geben, wurde der Klinikdirektor 
eingeschaltet und von Brauer darüber in Kenntnis gesetzt, dass es für die „pädagogische 
Arbeit und richtige Gesamteinschätzung der Studenten […] unerläßlich“ sei, die 
Informationen zu erhalten, was schließlich auch geschah.
465
 Unabhängig davon inwiefern 
tatsächlich oder angeblich „pädagogische“ Zielsetzungen damit verfolgt werden sollten, 
wurde durch die Verletzung der Intimsphäre der Studenten, ein Tabubruch begangen. 
Spätestens an diesem Punkt lässt sich der Charakter des Überwachungsstaates DDR, der 
gläserne „sozialistische“ Mensch, in den Studienbedingungen an der ABF manifestieren. 
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5 Der Weg zum Studium: Anwerbung und Auswahlverfahren  
 
5.1 Interessen der Zielgruppe und der Betriebe 
 
Wie schon die Gründungsphase der VSA zeigte, war der Andrang der gewünschten 
Zielgruppe aus Arbeiter- und Bauernkreisen, die Einrichtung zu besuchen, nicht so groß, wie 
von den Initiatoren gewünscht. Diese Grundtendenz ist für die gesamte Zeit des Bestehens der 
VSA und der ABF feststellbar und hatte mehrere Ursachen. Zum einen lag dies an einer 
allgemein tradierten Bildungsskepsis, sowohl der etwaigen Kandidaten selbst,
466
 als auch 
ihrer Eltern
467
. Zum anderen war gerade in der Nachkriegszeit diese Zurückhaltung auch 
nachvollziehbar, da es vielen Familien finanziell sehr schlecht ging und die geringen 
Stipendienzahlungen, wenn sie denn überhaupt erfolgten, den Ausfall eines Arbeitslohnes 
nicht ersetzen konnten.  
Aber auch nach der Gründung der DDR und einer zunehmenden Erhöhung der Stipendien gab 
es kaum Gründe für junge Arbeiter, ihre gut bezahlten Tätigkeiten in den Betrieben 
aufzugeben: „Ich bin 1951 auf Werbeaktion in die «Arbeiterklasse» geschickt worden und 
habe eine Heidenüberraschung erlebt. Ich wollte junge Arbeiter in Ribnitz und in 
Altentreptow für die ABF werben. In Ribnitz kam die Frage von jemandem: «Was verdiene 
ich dann danach?» Das war nicht besonders viel – im Monat zwischen 565 Mark für normale 
und 665 Mark für technische Berufe. Als ich ihm antwortete, meinte er: «Was!? Dafür drei 
Jahre ABF und vier Jahre Studium!? Das verdiene ich heute schon. Das kommt also für mich 
nicht in Frage.» Das lief mehrfach so ab und lag an der Situation, dass die Intelligenz in der 
DDR schlecht bezahlt wurde. Es gab kaum einen Anreiz für einen Arbeiter, seinen sicheren 
Job, die geregelte Arbeitszeit und seine gute Bezahlung deshalb aufzugeben.“468 Dabei 
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handelte es sich nicht um einen Einzelfall, wie andere Zeitzeugenaussagen bestätigen.
469
 Im 
ländlich geprägten Einzugsgebiet der VSA/ABF Rostock kam hinzu, dass viele Neubauern 
und kleinere landwirtschaftliche Familienbetriebe nicht bereit waren bzw. nicht die 
Möglichkeit besaßen, ohne weiteres für längere Zeit auf ein mitarbeitendes Familienmitglied 
zu verzichten.
470
  
Aber auch größere Betriebe schlugen besonders in Zeiten zunehmenden Fachkräftemangels 
nur widerwillig Mitarbeiter für eine Ausbildung an der ABF vor,
471
 was folgender 
Protokollauszug verdeutlicht: „Kollegin Riedel berichtet über die Auswahlarbeit der 
Werbefahrten in den einzelnen Betrieben. […] Im Fischkombinat ist es sehr schwierig, 
Jugendliche zu werben. Hier hat unserer Ansicht nach die Betriebsleitung viel schuld, die die 
Jugendlichen lieber als Facharbeiter behalten möchte […]“.472 Nicht ohne Grund wurde in 
Zeitungsartikeln und von der Parteileitung der ABF immer wieder festgestellt, dass die 
Auswahl der Delegierten und die Kandidatenwerbung in den Betrieben nicht gründlich genug 
bzw. nur formal durchgeführt wurde.
473
 Außerdem waren die Betriebe „nicht immer bestrebt, 
nur die besten Jugendlichen herzuschicken (zur ABF, C. H). Diese werden viel lieber zu den 
Fachschulen delegiert, weil sie hier viel schneller fertig werden und dann meist wieder zum 
Betrieb zurückkehren.“474 Neben diesem als „Betriebsegoismus“ bezeichneten Phänomen 
zogen aber auch viele Werktätige die schnelleren und berufsbezogenen Ausbildungswege 
über die Fachschulen dem Weg über die ABF vor.
475
 Aber nicht nur die Fachschulen traten in 
Konkurrenz zur ABF. Auch die Anwerbungsmaßnahmen der Volkspolizei (VP) in den 
Betrieben hatten zum Ziel „die Jugendlichen vom Besuch der Arbeiter- und Bauern-Fakultät 
(sic!) abzuhalten […], indem sie auf die sofortige bessere Verdienstmöglichkeit 
hinwiesen.“476 Unter diesen Ausgangsbedingungen konnten die angestrebten 
Zulassungskontingente kaum erreicht werden. 
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5.2 Maßnahmen zur Kandidatenwerbung 
 
Durch verschiedene Instrumente sollte dem Problem der geringen Bewerberzahlen begegnet 
werden. Mit unterschiedlicher Intensität wurde immer wieder Breitenwerbung für die 
VSA/ABF betrieben. Die Bekanntmachung des neuen Bildungsweges durch Veranstaltungen 
in den Betrieben, Zeitungsanzeigen, Kinovorführungen, Rundfunkmeldungen, Flugblätter und 
Plakate mag durchaus weltanschauliche Einstellungen zugunsten der DDR und der SED 
geprägt haben, die anvisierte Zielgruppe erreichten die Werbekampagnen aber nicht, was in 
den ländlichen Gegenden auch auf die mangelhafte FDJ-Arbeit und die geringe 
Zeitungslektüre zurückgeführt wurde.
477
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Deshalb wurde bereits ab Ende 1947 neben der Breitenwerbung verstärkt auf das Prinzip der 
individuellen Auswahl und Betriebsdelegierung gesetzt. Ablesbar ist dies an der Schaffung 
des LFH am 29.10.1947, an dem das MfV und die Landesvorstände des FDGB, der FDJ, des 
VdgB, des Demokratischen Frauenbund Deutschlands (DFD) und der Volkssolidarität (VS) 
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Abbildung 6: Zeitungsannonce der VSA von 1948  
(Privatbesitz Günther Busch) 
 
  
Abbildung 7: Titelblatt einer Werbebroschüre  
der ABF Mitte der fünfziger Jahre 
(PArch Christian Hall) 
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beteiligt waren.
478
 Schon im Frühjahr 1947 plante die DVV in der gesamten SBZ, Ausschüsse 
zur Förderung des Arbeiter- und Bauernstudiums auf Landesebene zu bilden.
479
 Ausgehend 
von den schon zitierten „Richtlinien für die Vorstudienabteilungen der Universitäten und 
Hochschulen der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands“, die am 16.12.1947 von der 
DVV erlassen wurden, ist dieses Vorhaben auch nicht nur in M-V vollzogen worden.
480
 
Hauptaufgaben des LFH, sowie seiner 1948 gebildeten Kreis- und Hochschulausschüsse war 
es, Arbeiter- und Bauern(kinder), nicht nur für die VSA/ABF, sondern allgemein für ein 
Universitätsstudium, zu werben und sie in sozialen wie fachlichen Belangen zu unterstützen. 
Dazu zählte die Koordinierung der Werbungsmaßnahmen der Massenorganisationen und 
Parteien, die Verteilung von Stipendien, die medizinische Betreuung, die Einrichtung von 
Wohnheimen, Einführungsveranstaltungen für junge „Arbeiterstudenten“ und Fachberatungen 
durch Professoren bzw. ältere Studenten.
481
  
Auch die VSA Rostock schickte Vertreter in den LFH. Die „bewährten“ Vorstudienschüler 
Manfred Krüger und Fritz Köhler warben zusammen mit anderen Mitgliedern der SED-
Betriebsgruppe der VSA neue Arbeiter- und Bauernstudenten,
482
 „weitgehend auf Parteibasis 
[...] und zwar im guten Einvernehmen mit der Leitung der Vorstudienabteilung und der 
Mehrheit ihrer Dozenten. Die besten Genossen [...] – Dozenten und Studenten – wurden dafür 
in die Betriebe, Schulen und Institutionen entsandt, um geeignete Arbeiter und Bauern direkt 
am Arbeitsplatz zu gewinnen.“483 Dabei ging es nicht nur um die Erhöhung der 
Bewerberzahlen, sondern auch um eine bessere „klassenmäßige Zusammensetzung.“484 Nach 
der Aussage von VSA-Direktor Schenkowitz auf dem Landeskulturtag des SED am 19. und 
20.06.1948 war die Auswahlarbeit trotzdem keinesfalls zufriedenstellend: „Die 
Kommissionen in den Kreisen und Städten haben Oberschulen überzeugt, um Bewerber für 
die Vorstudienabteilung zu gewinnen, das war falsch, denn Oberschüler sollen nicht die 
Vorstudienabteilungen absolvieren. In den Betrieben muss geworben werden, gerade die 
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Stillen und Bescheidenen, die hervorragend und unauffällig an ihren Platz arbeiten, sind 
oftmals die geeignetsten, die wir auf diesen Weg bringen können.“485  
Diese Forderung, die auf eine direkte Auswahl von „Mauerblümchen“ in den 
Produktionsstätten zielte, ließ sich aber zunächst noch nicht umfassend realisieren, weil dem 
vorrangig für die Anwerbung zuständigen FDGB in den ersten Nachkriegsjahren die nötige 
organisatorische und personelle Struktur hierfür fehlte.
486
 So nennt ein Bericht des LFH vom 
02.05.1949 die „Arbeitsüberlastung der Sekretäre und das Fehlen von Zeit, Schwung und 
Erfahrung“487 im FDGB als Gründe für die Mängel in der Anwerbung. Aufgrund dessen und 
weil ab 1950 die Delegierung der neuen Studenten durch die Betriebe erfolgen sollte,
488
 
wurden für die „notwendige Aufklärung über die richtige Auswahl […] Studenten der 
höheren Semester der Arbeiter- und Bauernfakultät und Studenten der Universität, die aus den 
Arbeiter- und Bauernfakultäten gekommen sind“489 als Instrukteure eingesetzt.490  
Auch diese Verfahrensweise konnte die Auswahlergebnisse nicht verbessern, was laut der 
Landesauswahlkommission (LAK) auch darauf zurückgeführt wurde, „dass von Seiten der 
Studenten negative Argumentationen verbreitet wurden.“ Eine Brigadeleiterin aus Wismar 
berichtete, dass eine ABF-Studentin auf einer Informationsveranstaltung davon sprach, „dass 
die Studenten nachts mit dem Gewehr rumlaufen müssen.“491 Dies entsprach zwar den 
Tatsachen, wirkte sich aber nicht positiv auf die Bewerberzahlen aus. Die LAK sah darin gar 
eine „negative Diskussion“ und veranlasste den Direktor und die FDJ-Hochschulgruppe die 
Studentin „von der Notwendigkeit des Schutzes unserer Fakultät (zu) überzeugen.“492 
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Diagramm und Tabelle 1: 
 
Gesamt Mecklenburg(-Vorpommern) Brandenburg Sachsen Sachsen-Anhalt Thüringen Berlin (Ost) Berlin (West) Westzonen/BRD Ausland ohne Angabe
3072 2673 208 46 58 14 12 3 37 5 16
100,0% 87,0% 6,8% 1,5% 1,9% 0,5% 0,4% 0,1% 1,2% 0,2% 0,5%  
Die auch an der Herkunft der VSA/ABF-Studenten ablesbare starke regionale Begrenzung des 
Einzugsbereichs der Rostocker Einrichtung auf Mecklenburg(-Vorpommern), mit seiner eher 
ländlich geprägten und bildungsfernen Bewerberstruktur erschwerte die Mobilisierung 
zusätzlich.
493
 Dieses Manko im Vergleich zu industriell geprägten Regionen 
Mitteldeutschlands, in denen in Großbetrieben die Facharbeiter einfacher zu erreichen und 
über den Sinn und Zweck der VSA/ABF aufzuklären waren, spiegelte sich auch in 
Briefanschriften wider, „die die ABF vom Lande erreichten [...] Dort hieß es beispielsweise: 
«An die Faktualität für zurückgebliebene Bauern [...]». Das war ernst gemeint. Was die Leute 
sich teilweise unter der ABF vorstellten, das war kurios und abstrus.“494  
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass sich nur aufgrund intensivster Werbungspraktiken, sowohl 
auf dem Weg der Breitenwerbung als auch der direkten Kontaktaufnahme mit potenziellen 
Kandidaten und der Delegierung durch die Betriebe bzw. Massenorganisationen, Arbeiter und 
Bauern bereitfanden, die VSA/ABF zu besuchen.  
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5.3 Organisation des Auswahlverfahrens 
 
In der novellierten Richtlinie der DVV vom April 1948 wurden die Kompetenzen der LFH 
neben dem Werbe- auch auf das Auswahlverfahren erweitert.
495
 Folgerichtig wurden die 
Volksbildungsministerien der Länder darauf hingewiesen, dass vor einer fachlichen Prüfung 
der Bewerber durch die VSA eine Überprüfung durch die „Kommission zur Förderung des 
Studiums der Arbeiter und Bauern“ zu erfolgen hätte.496 Hierfür wurden 
Kreisauswahlkommissionen (KAK) und die zuvor erwähnten LAK gebildet. 
Bis zur Verwaltungsreform 1952 fand ein dreistufiges Auswahlverfahren Anwendung: 
Zunächst sichteten die in den KAK tätigen Vertreter der kommunalen Bildungsverwaltung 
und der Massenorganisationen die Aufnahmeanträge zur VSA/ABF und trafen eine 
Vorauswahl. Die eigentliche fachliche Eignungsprüfung erfolgte dann direkt durch eine 
Aufnahmekommission der VSA/ABF. In den Prüfungen wurden Grundkenntnisse in Deutsch 
und Mathematik abverlangt und ein persönliches Gespräch mit jedem Bewerber geführt. Nun 
wurde eine Liste der übrig gebliebenen Kandidaten zur Befürwortung an die LAK, welche 
sich wiederum aus Vertretern des MfV und der Massenorganisationen zusammensetzte, 
gesandt. Auch wenn die SED offiziell im Aufnahmeverfahren nicht in Erscheinung trat, 
waren ihre Parteimitglieder doch in allen drei Stufen mehrfach präsent, da in der 
Bildungsverwaltung, den Massenorganisationen und in der Lehrerschaft der VSA/ABF 
Genossen in entscheidenden Positionen tätig waren. 
 
Abbildung 8: Struktur des Auswahlverfahrens 
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Im Frühjahr 1951 änderte sich der institutionelle Rahmen der Hochschulpolitik grundlegend. 
Die Hochschulabteilungen der Länderministerien wurden auf Beschluss des Sekretariats des 
ZK aufgelöst und ihre Aufgaben zusammen mit der Hauptabteilung für Hoch- und 
Fachschulwesen des Volksbildungsministeriums der DDR in das zentral zuständige SfH unter 
der Leitung Gerhard Harigs überführt.
497
 Im Zuge dieser Zentralisierung wurde neben den 
bereits bestehenden LAK und KAK eine Zentrale Auswahlkommission (ZAK), die für eine 
DDR-weite Vereinheitlichung des Auswahlverfahrens sorgen sollte, eingerichtet.
498
 Die ZAK 
setzte sich aus einem Vertreter des SfH als Vorsitzenden, einem Vertreter des 
Bundesvorstandes des FDGB, des Zentralverbandes der VdgB, des Zentralrates der FDJ und 
des Bundesvorstandes des DFD zusammen. Ihre Aufgabe war „die zu bildenden 
Landesauswahlkommissionen zu bestätigen und in ihrer Arbeit anzuleiten und zu 
kontrollieren.“499 Darüber hinaus sollte sie „in einigen Schwerpunktbetrieben der Deutschen 
Demokratischen Republik Beispiele“ schaffen. Diese Organisations- und Aufgabenstruktur 
setzte sich über die LAK und KAK fort, allerdings mit dem Unterschied, dass die 
Hauptaufgabe, d. h. die Gewinnung und Auswahl von ABF-Kandidaten in den Betrieben, bei 
den KAK lag.  
Das Auswahlverfahren lief dabei wie folgt ab: „Die Leitungen der Massenorganisationen in 
den Betrieben und Dörfern, auf den VEG und MAS teilen den Kommissionen die für das 
Arbeiter- und Bauernstudium vorgeschlagenen Kandidaten, insbesondere die vorgesehenen 
Delegierungen, mit. Die Kommissionen verschaffen sich in persönlichen Aussprachen, die 
nicht den Charakter von Prüfungen annehmen dürfen, einen Überblick über die Eignung der 
Kandidaten.“ Erst daraufhin sollten die Aufnahmeanträge an die Kandidaten ausgehändigt 
werden, „die sie mit den erforderlichen Unterlagen bei den zuständigen 
Kreisauswahlkommissionen“ einreichen mussten, wo die Überprüfung, Beurteilung und 
Weiterleitung erfolgte. Es gab allerdings auch die Möglichkeit direkt Anträge auf Zulassung 
zum Studium an den ABF bei der jeweiligen KAK einzureichen, sofern diese von einer in der 
Kommission vertretenen Organisation (FDGB, VdgB, FDJ) unterstützt wurden. Die fachliche 
Eignung der vorgeschlagenen Kandidaten wurde, wie bisher, durch eine Prüfungskommission 
der ABF getestet, welche formal der Anleitung und Kontrolle des SfH unterlag.
500
 Vertreter 
des SfH waren bei den Prüfungen im Regelfall jedoch nicht anwesend. Nach erfolgreicher 
                                                 
497
 Schneider: Bildung für neue Eliten, S. 33. 
498
 Vgl. ebenda. 
499
 UAR, ABF 142, Richtlinien des SfH für die Gewinnung und Auswahl zum Studium an den ABF vom 
01.03.1951. Demnach auch die folgenden Zitate. 
500
 UAR, ABF 68, Protokoll der Dozentenkonferenz vom 06.04.1951. 
 95 
Aufnahmeprüfung und Befürwortung der LAK erfolgte „ohne weiteres die Immatrikulation 
und Benachrichtigung“ der Kandidaten.501 
Durch diese Zentralisierungsmaßnahmen – in allen drei Gremien (ZAK, LAK, KAK) war ein 
Beauftragter des SfH Vorsitzender – sollten die in Berlin gefassten Kriterien auch eine 
stärkere Anwendung in der Zulassungspraxis finden. Den Berichten der ABF zufolge 
verbesserte sich die Auswahlarbeit im Laufe der Jahre zwar, eine Reihe von Missständen 
blieb aber bestehen. So wurden die Antragsformulare entgegen den genannten Vorgaben 
generell ohne vorherige Gespräche zur „gesellschaftlichen Befähigung des Bewerbers“502 und 
verhältnismäßig wahllos von den KAK vergeben und „immer noch von den 
Massenorganisationen «Gefälligkeitsbescheinigungen» ausgestellt, d. h. die Gutachten 
entbehren bei der Überprüfung des konkreten Gehalts. Beispiel: Eine Bewerberin gehört dem 
Leitungskollektiv der FDJ an und leitet die Propagandaarbeit. Bei der Besprechung stellt sich 
heraus, daß diese Bewerberin nichts vom Stalinaufgebot weiß und daß sie weder vom Begriff 
der Propaganda noch von der Propagandaarbeit auch nur die geringste Ahnung hat.“503 
Außerdem kritisierte die ABF, dass immer wieder Bewerber abgelehnt werden mussten, weil 
diese gar nicht studieren wollten: „Einige KAK haben Bewerber geschickt, die Stenotypistin 
und Schneiderin werden wollen.“504 
Im Rahmen der Verwaltungsreform in der DDR 1952,
505
 der damit verbundenen Aufhebung 
der Länder und der Bildung von Bezirken wurden schließlich die LAK in 
Bezirksauswahlkommissionen (BAK) umgebildet. Ab 1953 wurde die Aufklärungsarbeit über 
das Studium an den ABF nicht mehr zentral durchgeführt, sondern den einzelnen ABF 
übertragen. Deshalb wurden von der ABF Rostock Mittel und Papierkontingente für die 
Erstellung von Broschüren und Einladungskarten zur „Woche der offenen Tür“ sowie ein 
Dienstwagen für den Besuch von Betrieben durch Mitglieder der Aufnahmekommission der 
Fakultät bei der Universitätsverwaltung beantragt.
506
 Zum Einzugsbereich der ABF Rostock 
gehörte der Bezirk Schwerin und der westliche Teil des Bezirkes Rostock mit den Kreisen: 
Rostock Stadt, Rostock Land, Wismar Stadt, Wismar Land, Grevesmühlen und Bad Doberan. 
Um die gesamte Auswahlarbeit besser zu organisieren wurden zwei BAK gebildet, eine im 
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Bezirk Schwerin, die andere für den Bezirk Rostock, wobei die östliche Hälfte des Bezirkes, 
die zum Bereich der ABF Greifswald gehörte, mit bearbeitet wurde.
507
 In den BAK saßen 
Vertreter der SED, des FDGB, der FDJ, des DFD, der VdgB sowie als Vorsitzender der 
Dozent für Kader und Erziehung der ABF. Die Vertreter der BAK wurden auf die einzelnen 
Kreise verteilt und sollten in den Betrieben Kommissionen bilden und unter den Jugendlichen 
werben.
508
  
Dabei herrschte in den BAK nicht immer Klarheit über die anzuwerbende Klientel und den 
Begriff Arbeiter: „Z. B. wurde in der Bezirkskommission Rostock allgemein der Standpunkt 
vertreten, dass kaufmännische Lehrlinge und Kellner unter den Begriff «Arbeiter» fallen.“509 
Diese „falsche Einschätzung“ war sicher darauf zurückzuführen, dass es große 
Schwierigkeiten bereitete die Fünfprozentgrenze bei der Aufnahme „Sonstiger“ nach der 
sozialen Herkunft und die Zehnprozentgrenze „Angestellter“ nach dem sozialen Stand 
einzuhalten: „Es war nicht immer leicht, den Bewerben, die unter «Sonstige» fielen, 
klarzumachen, welchen besonderen Zweck die Arbeiter- und Bauern-Fakultät verfolgt 
[…].“510 Gegen diese Privilegierung wurde nachvollziehbarer Widerspruch laut: „Sie 
schreiben die Ablehnung zum Studium an der ABF erfolgte daraus, weil meine «soziale 
Herkunft» nicht den Richtlinien entspricht. Warum macht man den Besuch einer Schule von 
der Herkunft eines Menschen abhängig? Was soll meine Mutter noch mehr sein als eine 
Arbeiterin (nach 1949 Arbeiterin, zuvor Verkäuferin, C. H.)? Mein Vater lernte Kaufmann 
und ist als Angestellter niemals selbstständig gewesen und heute bereits 8 Jahre tot. Dies sind 
doch wirklich keine Gründe, einen Menschen für das Studium abzulehnen, wo er etwas lernen 
will.“511 Die Bewerberin wurde trotz ihres Einspruchs mit der Begründung abgelehnt, dass sie 
nicht unter die Rubrik „Arbeiterkinder“ zählen würde, da die Richtlinien diese Kategorie nur 
für Kinder vorsahen, deren Eltern schon 1942 Arbeiter waren.
512
 
Sowohl aus der archivalischen Überlieferung als auch aufgrund der Zeitzeugenaussage des 
Dozenten für Kader und Erziehung an der ABF, Hans-Joachim Martin, kamen die BAK, wie 
auch die KAK, „nie so recht zum Zuge. Das waren «totgeborene Kinder». Sie bezogen sich 
nicht nur auf ABF-Studenten, sondern auf das Studium und Bildungsmaßnahmen ganz 
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allgemein.“513 Zumindest die ABF Rostock arbeitete eher direkt mit dem jeweiligen Rat des 
Bezirkes bzw. den Kreisleitungen und den jeweiligen Betrieben bezüglich der Anwerbung 
zusammen: „Ich habe auch Werbung für die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät durchgeführt und 
war für den Bezirk Schwerin zuständig. Alle 14 Tage war ich für ein paar Tage im Bezirk 
Schwerin unterwegs und habe mit den Betrieben und auch mit dem Rat des Bezirkes in 
Schwerin verhandelt. Ich bin dann direkt in die Betriebe und Dörfer gefahren.“514 
 
5.4 Probleme der Delegierungen 
 
Ab 1950 wurde die Breitenwerbung zurückgefahren und das aus der Kaderschulung bewährte 
Prinzip der Delegierung
515
 zur ABF angewandt.
516
 Trotzdem waren neben den 
Betriebsdelegierungen zu diesem Zeitpunkt auch noch freie Bewerbungen über die 
Kommissionen zur Förderung des Arbeiter- und Bauernstudiums bzw. die darin vertretenen 
Massenorganisationen möglich, bildeten aber zusehends die Ausnahme. Bereits zwei Jahre 
später konnte von der ABF-Leitung festgestellt werden, dass die große Mehrheit der 
Bewerber delegiert wurde.
517
 Kritisch wurde jedoch angemahnt, dass die Delegierungen oft 
von den Studenten selbst initiiert wurden und sich damit, dass „eigentliche Prinzip der 
Delegierung noch nicht genügend durchgesetzt hat.“518 Die betriebliche Abordnung sollte 
keine freie Entscheidung sein, sondern als Pflicht- und Ehrerfüllung für das sozialistische 
Kollektiv betrachtet werden. 
In der Realität sank durch den Zwangscharakter
519
 der Delegierungen und die Erhöhung der 
Zulassungskontingente aber das fachliche und politisch-gesellschaftliche Engagement der 
Bewerber.
520
 Daran konnten auch Vorbereitungslehrgänge der SED oder FDJ, in denen 
ausgewählte ABF-Kandidaten auf ihre neue Aufgabe eingestimmt wurden, kaum etwas 
ändern.
521
 Die Aussagen des letzten Direktors der ABF, Wolfgang Brauer, bestätigen dieses 
Bild: „Die ersten Jahrgänge waren etwa die Leute, die bei Hermann Kant dargestellt sind. Das 
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betraf besonders die persönliche Reife. Das waren Enthusiasten, die sich dieser Aufgabe mit 
voller Kraft widmeten, mit einem Idealismus, der oft an die Grenze der körperlichen und 
geistigen Leistungsfähigkeit ging – bewundernswerte junge Leute. Die nächste Generation, 
also mit dem Übergang zur Delegierungsstufe, die waren zum Teil schon nicht mehr die ganz 
Freiwilligen. Die wurden in den Betrieben agitiert und man informierte sie, was für Chancen 
sie haben und welche Möglichkeiten, und je nach der Einstellung der Person haben manche 
zugesagt, und manche sind auch solchen Werbungen verschlossen geblieben. Aber in der 
Regel haben wir auch in der Rostocker Zeit, auch vom Lehrkörper der ABF selbst, eine ganze 
Menge dazu beigetragen, dass wir die genügende Anzahl von Studenten bekamen. Es wurden 
einzelne Dozenten und kleine Gruppen zu den wichtigsten Delegierungspartnern geschickt, 
um Gespräche mit jungen Leuten zu führen. Da musste man noch eine ganze Menge von 
Vorbehalten und Ängsten beseitigen, ehe sich dann mancher entschloss die Bewerbung 
einzureichen. Dieser ganz große Schwung aus Begeisterung und totaler Überzeugung dämpfte 
sich seit der Zeit in Rostock (die Direktorenstelle wurde 1956 durch Brauer übernommen, C. 
H.), und es setzte mit dem Delegierungsprinzip auch ein gewisser Steuerungsmechanismus 
ein.“522  
Ab 1957 wurden schließlich nur noch „Personen (zur ABF, C. H.) zugelassen, die von 
volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben, von volkseigenen Gütern, Maschinen-
Traktoren-Stationen und Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften oder von den 
demokratischen Massenorganisationen vorgeschlagen und delegiert“523 wurden, wobei auch 
Vorschläge durch die „zuständigen Dienststellen der Nationalen Volksarmee, des 
Ministeriums des Innern und des Ministeriums für Staatssicherheit“524 möglich waren. Der 
Parteileitung der ABF zufolge kam es trotzdem nicht zu einer besseren Auswahl der ABF-
Studenten: „So gibt es häufig im ersten Studienjahr ernste Auseinandersetzungen mit jungen 
Genossen, die in den letzten Tagen ihrer Berufstätigkeit in die Partei aufgenommen wurden, 
meistenteils nur ein halbes Jahr Kandidatenzeit haben, aber in sehr geringem Maße 
Vorstellungen von ihren Rechten und Pflichten als Genossen haben [...]“525. Obwohl Anton 
Ackermann schon 1949 darauf hinwies, dass die gewünschte Nähe der Arbeiter- und 
Bauernstudenten zum Sozialismus nicht allein durch eine Parteimitgliedschaft gegeben ist, 
weil „sich hinter dem Mitgliedsbuch der SED oft zweifelhafte Elemente“526 verbergen, haben 
noch 1961 Betriebe bewusst die Delegierung von bestimmten Arbeitern durch deren 
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 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 01.04.2008 mit Prof. Dr. Wolfgang Brauer, S. 285. 
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 Lammel: Dokumente, Teil 2, S. 186. 
524
 Ebenda. 
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 UAR, UPL 361, Informationsbericht der Parteileitung vom 15.05.1961 (gez. Erich Hass, Parteisekretär). 
526
 Zit. nach Schneider: Bildung für neue Eliten, S. 27. 
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Aufnahme in die SED gefördert. Aus den Informationsberichten des Parteisekretärs der ABF, 
Erich Hass, geht indes hervor, dass es sich bei diesen Personen nicht immer um die 
qualifiziertesten Kandidaten handelte, sondern um Mitarbeiter, auf die die Betriebe wohl am 
ehesten verzichten konnten.
527
 
 
6 Die „führende Rolle“ der SED an der Lehranstalt 
 
6.1  Etablierung der Partei 
 
Für den 08.04.1948 ist die erste Mitgliederversammlung der SED-Untergruppe an der VSA 
nachweisbar. Aufgrund der hohen SED-Mitgliederzahl ist davon auszugehen,
528
 dass schon 
im ersten Jahrgang „ein stabiler Kern von Genossen“529 vorhanden war, dessen 
organisatorischer Aufbau zu einer Abteilungsgruppe
530
 der Betriebsgruppe der Universität 
Rostock laut Protokollbuch im Herbst 1948 abgeschlossen war.
531
 Großzügige Unterstützung 
gewährte dabei die Kreisleitung der SED und die sowjetische Stadtkommandantur. Der 
grundsätzliche Parteiauftrag der GO lautete: „Absolventen mit guten Leistungen und 
parteilicher Haltung auf ihr Studium an unseren Universitäten und Hochschulen 
vorzubereiten.“532 Um diesen Auftrag erfüllen zu können, wurde die Festigung des 
Parteikollektivs durch Lehrgänge für VSA-Hörer in Warnemünde und der SED-
Landesparteischule in Klein-Trebbow vorangetrieben. Außerdem sollten durch Vorträge 
sowjetischer Dozenten neue Mitglieder geworben werden. Für die Zeit der VSA ist 
feststellbar, dass die Parteiarbeit in erster Linie durch Studenten getragen wurde, die 
entsprechende Funktionärsposten besetzten. Dies war in den ersten Jahren der SBZ insgesamt 
an den Hochschulen verbreitet,
533
 also kein Alleinstellungsmerkmal der VSA.  
Dass schon in dieser Phase eine enge Kopplung von Partei und Staatsorganen bestand, lässt 
sich auch am Beispiel der Einrichtung in Rostock nachweisen. Der Minister für Volksbildung 
Gottfried Grünberg stand im direkten Kontakt mit der GO an der VSA. Auf diesem Weg 
fanden vorherige Absprachen unter den Genossen über anstehende Maßnahmen des 
Ministeriums stand, wie folgende Abschrift verdeutlicht:  
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 UAR, UPL 361, Informationsbericht der Parteileitung vom 15.05.1961 (gez. Erich Hass, Parteisekretär). 
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 Vgl. hierzu Diagramm und Tabelle 11, S. 163. 
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 Köhler: Parteikollektiv, S. 22.  
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 Köhler: Parteikollektiv, S. 22. 
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 Vgl. Kowalczuk: Geist im Dienste der Macht, S. 236. 
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„Unter Bezugnahme auf die heute mit Dir (Gottfried Grünberg, C. H.) gehabte Unterredung 
teilen wir Dir kurz die Punkte unserer Unterredung mit, die noch einer Klärung, bezw. einer 
Veranlassung (des MfV, C. H.) bedürfen. 
1) [...] Genosse Kersten (aus der Klasse N 4, C. H.) spricht vom schlechten Arbeiten 
überhaupt. Er sagt weiter, daß Genosse Höppner und er nur allein unserer Partei angehören 
und die Zusammensetzung der Klasse sich größtenteils aus Oberschülern ergibt. Mit 
Zeitproblemen darf man überhaupt nicht an sie herantreten und außerdem stehen sie dem 
Geschichts- und Gegenwartskundeunterricht derart ablehnend gegenüber, daß es 
unverantwortlich ist, diese Elemente an unserer Anstalt noch zu dulden [...] 
Die angeregte Überprüfung der Klassen G 2, G 4, N 4 bitten wir nach anliegendem 
Stundenplan überraschend vorzunehmen [...] 
Wir bitten um baldige Erledigung. 
Mit sozialistischem Gruß 
Drachsel   Fritz Köhler 
Org.-Leiter   Fak. Vorsitzender“534 
Tatsächlich fand eine Kontrolle der Zusammensetzung der angeführten Klassen statt und über 
die Stipendienvergabe durch den LFH wurde Druck auf Studenten ausgeübt, die sich nach 
Meinung der Genossen nicht ausreichend gesellschaftlich einbrachten.
535
 Damit erfüllte die 
Parteiorganisation an der VSA die 1947 vom ZS eingeforderte Verpflichtung zur Meldung 
reaktionärer Elemente an die SED-dominierten Verwaltungsbehörden.
536
  
Als im WS 1949/50 Prof. Erich Sielaff Direktor der neu eingerichteten Arbeiter-und-Bauern-
Fakultät der Universität Rostock wurde, zeigten sich innerhalb des nach außen sehr 
geschlossen auftretenden Vorstandes der GO Unstimmigkeiten, die auf das hohe 
Anforderungsprofil des neuen Leiters zurückzuführen waren. Die Vorstandssitzungen arteten 
deshalb im Dezember 1949 zu einem Schlagabtausch zwischen dem Genossen Direktor und 
den Genossen Dozenten aus. Sielaff wurde vorgeworfen, er würde die Schüler und Lehrer „zu 
hart anpacken“ und er wurde darauf hingewiesen, dass „der Direktor unserer Fakultät [...] wie 
ein Vater zu seinen Kindern sein“ müsse.537 Dabei war der Germanist unter den ABF-
Studenten keinesfalls unbeliebt: „Er war unser Deutsch-Dozent, und ich habe die besten 
Erinnerungen an ihn wegen seines fundierten und interessanten Unterrichts. [...] Er war 
                                                 
534
 UAR, ABF 5, Schreiben der Untergruppe der SED an der VSA an den Minister für Volksbildung vom 
20.09.1948. 
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 UAR, ABF 6, Schreiben des LFH an den Fakultätsrat der VSA vom 25.09.1948. 
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 Kowalczuk: Geist im Dienste der Macht, S. 236. 
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 UAR, UPL 350, Protokoll über die Vorstandssitzung vom 20.12.1949. 
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sachlich und freundlich und für die Studierenden ein guter Partner.“538 Die 
Parteivorstandssitzungen wurden von einigen Dozenten dazu genutzt, ihrem Vorgesetzten, 
nun gleichberechtigt als zu duzenden Genossen, Vorhaltungen zu machen. So übte der 
„unerfahren(e) und jung(e)“539 Russischlehrer Kurt Hückel540, ABF-Absolvent und 
dogmatisches SED-Mitglied, scharfe aber letztlich haltlose Kritik am sozialdemokratisch 
geprägten Erich Sielaff.
541
 Dabei ging es weniger um pädagogische Fragen, als vielmehr um 
persönliche Ressentiments.  
Der Eindruck, dass die SED-Parteileitung sich nur mit internen Querelen oder 
parteipolitischen Fragen beschäftigte, täuscht jedoch. Sie fällte Entscheidungen für die 
gesamte VSA/ABF. Ob der angetrunkene Hausmeister „Genosse K.“ Ärger mit den 
Putzfrauen hatte, weil sich diese bei der Betriebsgewerkschaftsleitung wegen seines 
Verhaltens und seiner Ausdruckweise beschwerten,
542
 ob mal wieder die Wandzeitung einen 
zu schlichten Eindruck machte, ob Genossen und Kollegen zu duzen oder zu siezen seien oder 
wie die Arbeit der FDJ-Zirkel zu verbessern sei – die Parteileitung sah sich für alles und jeden 
zuständig. Neben diesen, zwar stark diskutierten aber trotzdem nicht sonderlich 
entscheidenden Problemen, wurde auch über so wichtige Themen wie die Planung des 
Unterrichts, die Besetzung der FDJ- sowie FDGB-Fakultätsgruppe, die Auswahl von 
Studienbewerbern, die Überprüfung von einzelnen „reaktionären“ Klassen durch das 
Ministerium, die Relegation von Studenten und die Einstellung bzw. Entlassung von 
Dozenten entschieden.  
Wie die erstaunlich offenen Aussagen des Parteivorsitzenden Fritz Köhler zeigen, hatte die 
Leitung der GO schon an der VSA entscheidenden „Einfluss […] sowohl auf die Aufnahme 
neuer Studenten als auch bei den Prüfungen“543. Gleiches galt für die Exmatrikulation von 
Studenten, die ab 1955 sogar nach offizieller Weisung durch das SfH prinzipiell nicht „ohne 
vorherige Beratung und Zustimmung der Fakultätsparteileitung ausgesprochen werden 
darf!“544 Die GO nahm auch direkten Einfluss auf die Unterrichtsvorbereitung, -gestaltung 
und -methodik.
545
 Auf Beschluss des PV der Fakultät wurde 1950 die ausführliche 
Behandlung des III. Parteitages der SED im Deutsch- und Gegenwartskundeunterricht 
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 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 02.04.2008 mit Prof. Dr. Manfred Haiduk, S. 321. 
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 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 06.05.2008 mit Prof. Dr. Erich Biester, S. 450. 
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 UAR, UPL 350, Protokoll über die Vorstandssitzung vom 20.12.1949. 
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 UAR, ABF 73, Schreiben das SfH an die ABF vom 03.01.1955. 
545
 Ebenda. 
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festgelegt.
546
 Dies war möglich, weil eine deutliche Mehrheit der Dozenten Parteimitglied 
war.
547
 In Fachgruppen, in denen die führende Rolle der Partei nicht ausreichend zum Tragen 
kam, insbesondere in den Fächern Mathematik und Physik, deren Dozenten noch in erster 
Linie als Wissensvermittler und nicht als politische Erzieher auftraten, ergab sich für die 
Parteileitung die Aufgabe, „die Angehörigen des Lehrkörpers viel mehr als bisher 
gesellschaftlich einzusetzen und den guten Willen, den unsere Dozenten zeigen, in den Dienst 
unserer Sache zu stellen.“548 Neu einzustellende Lehrkräfte in diesen Fachrichtungen sollten 
überdies vorrangig SED-Mitglieder sein.
549
 
Die Genossen wurden dazu angehalten die Unterrichtsstunde als Propagandisten und 
Agitatoren der Partei auszunutzen und „jede Frage, wann und wo immer sie auftritt, ob im 
Direktions-, Fachgruppen-, Arbeitsgruppenrahmen“ stets als Fragen der Partei zu 
betrachten.
550
 Auf diesem Wege sollte die Vormachtstellung der Partei an der ABF 
verwirklicht werden, so dass „auch parteilose und anders parteilich organisierte Kollegen und 
Jugendfreunde überzeugt der Führung der Partei folgen und sich […] eng um die Partei 
scharen.“551 Als wichtigste Aufgabe aller Dozenten wurde schließlich „die gründliche 
Auswertung von Beschlüssen der Partei der Arbeiterklasse“ definiert, welche nicht nur als 
politische Dokumente zu verstehen waren, sondern auch als Handlungsleitfaden für die 
konkrete Bildungsarbeit.
552
 
Vor dem Hintergrund, dass jedem Dozenten der ABF bewusst gemacht wurde, dass eine 
erfolgreiche Erziehertätigkeit „mit der bedingungslosen Anerkennung der Beschlüsse der 
Sozialistischen Einheitspartei und der Erkenntnisse des dialektischen Materialismus“553 
verbunden sei, fanden regelmäßig Aussprachen über das Verhältnis der Studenten und 
Dozenten zur SED statt. Sie dienten einer „zahlenmäßigen Verstärkung der 
Grundorganisation der Partei“. Unter der Maßgabe, dass sich die Studenten der ABF aufgrund 
ihrer sozialen Herkunft besonders „eng mit der Vorhut der Arbeiterklasse verbunden fühlen 
müssen, wenn sie selbst an den Universitäten der Kern der sozialistischen Studentenschaft 
werden wollen“, war es nur schwer möglich, sich den Anwerbungsversuchen zu entziehen. 
Studenten die diesen Weg nicht beschreiten wollten, wurden schnell als passiv und 
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rückständig deklassiert. Nicht selten traten deshalb ganze Klassenverbände geschlossen der 
Einheitspartei bei.
554
  
Sich in der SED zu engagieren, war mit Sicherheit nicht nur eine Frage der politischen 
Einstellung, sondern ebenso der ideellen und materiellen Besserstellung. Weil Genossen in 
fachlicher Hinsicht oft nicht zu den Besten gehörten, „sondern die Freunde, die eine bessere 
Vorbildung genossen haben (z. B. schon einige Jahre Oberschule (sic!) besuchten)“555 wurden 
die Dozenten mit Parteibuch aufgefordert, „besser mit den Genossen Studenten (zu) arbeiten 
und diese in ihrer Arbeit an(zu)leiten.“556 Unabhängig davon, wie dies im Einzelfall 
ausgestaltet wurde, sollten SED-Mitglieder unter den Studenten mehr fachliche Unterstützung 
erhalten. Daneben erfolgte eine materielle Privilegierung von besonders aktiven Genossen. 
Die Untersuchung der Stipendienlisten der VSA ergab, dass gerade solche Personen, wie der 
schon erwähnte Parteivorsitzende Fritz Köhler, den höchsten Stipendiensatz erhielten.
557
 
Neben dem möglichen finanziellen Vorteil, sich in der Partei zu engagieren, lockte auch eine 
bessere Verpflegung und Unterbringung.
558
 Es ist zwar zu betonen, dass die Genossen sich 
nicht nur gegenseitig unterstützten, sondern insgesamt für eine Verbesserung der 
Lebensbedingungen der Studenten, beispielsweise durch die Beschaffung von Zimmern zur 
Untermiete, beitrugen. Doch auch diese Maßnahmen wurden letztlich parteipolitisch 
instrumentalisiert. 
Dass die ABF Rostock ab 1954 den Namen Ernst Thälmann trug, war ebenfalls auf eine 
Initiative der SED-Fakultätsgruppe 
zurückzuführen: „In Diskussionen unter 
den Studenten und Dozenten und in 
Wandzeitungsartikeln kam der Wunsch 
zum Ausdruck, da wir eine Fakultät an der 
Ostseeküste sind und uns im Laufe des 
Studienjahres das Ernst Thälmann-Banner 
der Universität errungen haben, dem 
Zentralkomitee unserer Partei die Bitte 
vorzutragen, unserer Fakultät den Namen 
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Abbildung 9: Rosa Thälmann, die Tochter des 
Namensgebers der Fakultät, zu Besuch an der ABF 
(Privatbesitz Günther Busch, o. D.) 
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des größten Sohnes der deutschen Arbeiterklasse Ernst Thälmann zu geben.“559 Die feierliche 
Namensverleihung wurde schließlich zum 01.10.1954 vorgenommen. 
Dass das ZK der Namensverleihung zugestimmt hat, ist in Anbetracht eines deutlich 
negativen Berichtes einer Kontrollbrigade des SfH von 1954 erstaunlich. Darin wurde der 
Direktion unter der Leitung von Arthur Wruck, der Mitglied der Fakultätsparteileitung war, 
vorgeworfen, politische Aufgabenstellungen, besonders die politisch-ideologische Kontrolle 
der Fachgruppen „in ungenügendem Maße“ an der Fakultät umzusetzen und zu wenig 
politisch-erzieherisch einzuwirken.
560
 Das SfH kam zu dem Ergebnis, dass „die 
Parteiorganisation der ABF [...] bei der Lösung der entscheidenden Probleme nicht ihre 
führende Rolle“ durchsetzt und „nur sehr wenige Verbindungen zu den fachlichen und 
anderen konkreten Problemen der Fakultät“ hat. Diese Mängel wurden auf die „ungenügende 
Koordinierung der Arbeit der Direktion mit der Partei- und FDJ-Arbeit“ und die geringe 
Einbindung des Parteisekretärs bei den Direktionsbesprechungen zurückgeführt.  
Um Abhilfe zu schaffen, sollte in Zusammenarbeit mit der Partei ein Gruppenaktiv politisch 
zuverlässiger Dozenten gebildet werden, um „die richtige politische Linie im Lehrkörper zu 
erläutern und durchzusetzen und eine richtige öffentliche Meinung unter den Dozenten 
herauszubilden.“ Außerdem wurde die Kopplung von Fakultäts- und Parteileitung forciert, 
indem der Parteisekretär vom Unterricht entlastet wurde, um regelmäßig an den 
Direktionssitzungen teilnehmen und Aussprachen mit Dozenten durchführen zu können. Noch 
entscheidender war die vom SfH nahegelegte und Ende 1955 von der SED-Bezirksleitung 
beschlossene Bildung von zwei Parteiorganisationen an der ABF, die GO Dozenten und die 
GO Studenten, mit jeweils einer eigenen Leitung.
561
 Schon im Studienjahr 1955/56 stellte die 
Direktion fest, dass sich trotz der schwierigen politischen Situation, aufgrund mehrerer 
Republikfluchten unter den Dozenten, nach der Wahl getrennter Parteileitungen „ein 
Aufschwung in der gesamten politisch-erzieherischen Arbeit bemerkbar“ machte, weil die 
Aktivität der Genossen Studenten gefördert wurde und es „in beiden Grundorganisationen zu 
offeneren, ungehemmteren Aussprachen als früher“ kam.562 Offensichtlich gelang es nun auch 
in den einzelnen Fachgruppen, eine einheitliche politische Linie für den Unterricht 
durchzusetzen, indem durch personelle Verzahnungen eine „engste Verbindung zwischen 
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Partei und Fachgruppe“ hergestellt wurde.563 Auf diese Weise wurden Informationen über die 
Situation innerhalb der Fachgruppen und das politische Bewusstsein der Kollegen an die 
Leitung der GO übermittelt.  
Mit der Übernahme des Direktorenamtes durch Wolfgang Brauer ab 1956 festigte sich die 
Vormachtstellung der SED weiter, was ihn rückblickend zu der Äußerung veranlasste, dass 
„alle wesentlichen Entscheidungen, die die ABF betrafen, zunächst in der Parteileitung 
besprochen, durch sie bestätigt und erst dann ausgeführt“ wurden.564 Trotz alledem kam es 
noch 1959 zu genereller Kritik des SfH am Arbeitsstil der Direktionen, welche „ungenügend 
von den Prinzipien des demokratischen Zentralismus“ ausgingen und „sich zu wenig auf die 
Parteiorganisationen an den ABF“ stützten.565 Ihnen wurde verdeutlicht, niemals die führende 
Rolle der Partei zu unterschätzen und über die gesamte Arbeit an den ABF, auch die der 
staatlichen Leitungsebene, „kritische Auseinandersetzungen in den Parteileitungen und in den 
Parteiorganisationen“ zu führen.566 Es ist anzunehmen, dass diese Einschätzung mit wieder 
aufflammenden Diskussionen über die Schließung der ABF in der DDR einherging.
567
 Auch 
wenn innerhalb des ZK derartige Pläne noch keine Zustimmung fanden, wurde die hohe 
Abbrecherquote schon beanstandet,
568
 weil sie der SED-Doktrin folgend, auf die 
unzureichende politisch-erzieherische Arbeit an den ABF zurückgeführt wurde.  
Über entsprechende Anweisungen des SfH, wohlgemerkt eine staatliche Behörde, sollte auch 
in den letzten Jahren des Bestehens der ABF die Parteiarbeit nicht nur aufrechterhalten, 
sondern forciert werden, insbesondere in Anbetracht der 1959 eingeführten Erhöhung der 
Pflichtschulzeit auf zehn Jahre und der damit einhergehenden Verkürzung der 
Ausbildungszeit an den ABF. Die Rostocker ABF griff die Vorschläge des SfH auf und führte 
entsprechende „kritische Auseinandersetzungen“ mit der Erkenntnis durch, dass die 
Mitglieder der Direktion den Dozenten „in vielen Einzelaussprachen und ständiger operativer 
Arbeit Beschlüsse der Partei in der Verwirklichung konkreter Erziehungsaufgaben (…) 
erläutern“  und ihnen helfen diese „bis in alle Konsequenzen zu durchdenken.“569 Die gesamte 
Erziehung sollte als politisch-ideologische Überzeugungsarbeit verstanden werden.
570
 Zur 
Unterstützung der Überzeugungsarbeit wurde zum 01.07.1959 ein neuer Studiendirektor für 
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Kader und Erziehung zunächst kommissarisch berufen. Mit Hans-Joachim Martin war hierfür 
ein passender Genosse gefunden.
571
 Brauer rechtfertigte die Berufung gegenüber der UPL, 
trotz Martins jungen Alters, mit dessen gesellschaftlicher Tätigkeit als Instrukteur im 
Prorektorat für Studienangelegenheiten unter Kurt Hückel, wo er „seine Arbeit in jeder 
Hinsicht zufriedenstellend“ erfüllte und auch in der Fakultätsparteileitung arbeitete er als 2. 
Sekretär „mit großer Einsatzfreude und klarem politischen Verantwortungsbewußtsein.“572 
Auf die Frage, ob es Maßnahmen gab, die von der SED-Fakultätsgruppe beschlossen aber 
nicht von der Fakultätsleitung umgesetzt wurden, antwortete der letzte Direktor der ABF 
Wolfgang Brauer: „Ich kann mich nicht erinnern, dass das vorgekommen ist. Sie dürfen sich 
das aber nicht so vorstellen, dass dort die Parteileitung existierte, die nun immer misstrauisch 
und wachsam die staatliche Leitung beobachtete.“573 Dies war auch gar nicht nötig, da die 
Fakultätsleitung ausnahmslos aus SED-Mitgliedern bestand. Faktisch wurden Staats- und 
Parteifunktionen in Personalunion vereint, wobei „sich die Genossen Direktionsmitglieder 
auch in erster Linie als Mitglieder unserer Partei betrachten und nicht als 
Staatsfunktionäre“574, so wie es die führende Rolle der SED in Staat und Gesellschaft vorsah. 
 
6.2 Rolle der Massenorganisationen als Transmissionsriemen 
 
Unmittelbar zur Arbeit der FDJ, des FDGB, der GST und anderen Organisationen an der 
VSA/ABF Rostock lassen sich nach den umfangreichen Recherchen im UAR kaum 
archivalisch verifizierbare Auskünfte geben. Wie Gerd Lehmann schon mit Bedauern 
feststellen musste, gibt es hierzu „keinerlei Unterlagen“.575 Aufgrund der Tatsache, dass ab 
1950 ausnahmslos alle Studenten der Rostocker ABF Mitglied in einer Massenorganisation 
waren, deren Tätigkeiten über den Rahmen von Tanzveranstaltungen, Sportfesten, 
Maidemonstrationen und Prämienverleihungen hinausreichten, waren sie doch auch stets 
„Transmissionsriemen“576 der SED-Politik. Die Parteimitglieder an der VSA/ABF wurden 
dazu angehalten in den verschiedenen Organisationen im Sinne der SED tätig zu sein, 
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entsprechende Einflussnahme auszuüben und die Parteileitung stets über dortige 
Vorkommnisse zu informieren.
577
 
Auf diese Weise wurde die offiziell „parteiunabhängige“ Freie Deutsche Jugend als alleinige 
Vertretung der ABF-Studentschaft von der Partei durchherrscht. Bei jeder Leitungssitzung der 
Jugendorganisation musste ein Parteiberater oder ein Beauftragter der Parteileitung anwesend 
sein und der FDJ-Sekretär war verpflichtet, „vor der Parteileitung über die einzelnen 
Maßnahmen der FDJ laufend zu berichten.“578 Laut den Protokollen der Leitungssitzungen 
der GO ist prinzipiell über die Besetzung von Posten bei der FDJ-Fakultätsgruppe entschieden 
worden. In diesem Zusammenhang wurde auch darauf hingewiesen, dass die Anzahl der 
Genossen im Vorstand der FDJ-Gruppe der ABF zu groß sei und ebenso parteilose Studenten 
dort tätig werden sollten. Schließlich durfte nicht der Eindruck entstehen, die FDJ würde unter 
alleiniger Kontrolle der SED stehen. Tatsächlich wurden die Neuwahlen des FDJ-Vorstandes 
stets auf den Parteileitungssitzungen vorbereitet und dort Kandidaten benannt, die oftmals erst 
im Nachgang über ihre Nominierung informiert wurden.
579
  
Weil sie entscheidenden Einfluss auf alle „Jugendfreunde“, nicht nur die Parteimitglieder, 
hatte,
580
 wurde die FDJ neben dem Unterricht als wichtigster Träger der politischen Erziehung 
der Studenten eingestuft: „Dabei gibt die SED die politischen Direktiven, der FDJ obliegt die 
Durchführung der Maßnahmen für die politische Erziehung ihrer Mitglieder.“581 In 
sogenannten „Gruppenerziehungsplänen“ oder „Arbeitsplänen“ wurden von den FDJ-
Sekretären der einzelnen Klassen Aufgaben hinsichtlich der politisch-ideologischen 
Erziehungsarbeit, der Verbesserung der Studienarbeit und der kulturellen Arbeit für ein 
Studienquartal formuliert und entsprechende Verantwortliche innerhalb der Klasse 
festgelegt.
582
 Mit der Verkündung von Verpflichtungserklärungen sollte einerseits die 
Studiendisziplin verbessert werden, beispielsweise nach dem Motto: „Wir Studenten der A 8 
verpflichten uns pünktlich zum Unterricht zu erscheinen. Studenten die zu spät zum 
Unterricht erscheinen, haben sich vor der gesamten Gruppe zu verantworten.“583 Andererseits 
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diente die Durchführung täglicher „Politinformationen“ durch die FDJ dazu, die wichtigsten 
Tagesereignisse, den Parteivorgaben folgend, politisch zu instrumentalisieren. 
Sie sollte Beschlüsse der Parteileitung der Fakultät bei den Studenten „durchdrücken“, ohne 
dass dies direkt auf die SED zurückfiel. Die von der „Parteileitung und Direktion angeordnete 
Durchführung der Landeinsätze nach den Prüfungen und vor Beginn der Semesterferien“ war 
eine derartige „unliebsame“ Maßnahme, die deshalb von der FDJ-Leitung initiiert wurde.584 
Ähnliches galt für die Bildung von Kollektiven in den Arbeitsgruppen und „die individuelle 
Erziehung des einzelnen Studenten zum sozialistischen Bewusstsein“, die von Seiten der 
Parteileitung angeordnet und von der FDJ „zum Mittelpunkt ihrer Arbeit gemacht“ werden 
sollten.
585
 Um die individuelle Erziehungsarbeit bei den einzelnen Studenten zu entwickeln, 
war es notwendig, genauestens über diese informiert zu sein. Auch hierfür wurde die Arbeit 
des Jugendverbandes missbraucht, indem beispielsweise beim Umtausch der 
Mitgliedsausweise ausführliche Aussprachen mit jedem FDJ´ler geführt und protokolliert 
wurden.
586
 Vor dem Hintergrund der Bevormundung durch die SED-Parteileitung erhält die 
Kritik, dass es der Fakultätsleitung der FDJ an Eigeninitiative fehlte und dass sie „sich zu sehr 
auf die Anleitung von Seiten der Partei und der Direktion verlässt“587, geradezu lächerliche 
Züge. 
Es gelang der SED jedoch nicht immer, die FDJ an der ABF voll für ihre Zwecke zu 
vereinnahmen. Insbesondere der Volkskammerbeschluss zur Gründung der NVA und die 
Prager Deklaration
588
 von 1956 führten zu kritischen Diskussionen über den „Charakter der 
Volksarmee“ und die Möglichkeit eines „Bruderkrieges“.589 Ausgerechnet im C-Jahr, den 
Abschlussklassen, die durch die bisherige Zeit an der ABF doch besonders politisch gefestigt 
sein sollten, zeigten sich „besonders heftige Auseinandersetzungen“ und „eine große Anzahl 
von Unklarheiten“. Angeführt wurde die ablehnende Haltung zur Remilitarisierung 
interessanterweise durch den FDJ-Sekretär der Zwischenleitung des C-Jahres: „Der Student 
Meckel brachte sogar die Tendenz in das C-Jahr, daß die Arbeiter gar nicht die Forderung 
gestellt haben, sondern daß es lediglich eine Maßnahme der Regierung ist, die schon lange 
Zeit vorbereitet war. Er war der Meinung, daß die Regierung die Werktätigen hintergehe. […] 
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Meckel ging sogar so weit, daß er sich zum Sprecher des C-Jahres und seiner Arbeitsgruppe 
machte und sogar die Arbeitsgruppe veranlaßte, keine Verpflichtungserklärung und auch 
keine Zustimmungserklärung abzugeben.“ Als Konsequenz für sein aufrührerisches Verhalten 
wurde Johannes Meckel auf Beschluss der FDJ-Delegiertenkonferenz von seinen Funktionen 
entbunden. Die Abstimmung der Delegierten verlief allerdings nicht ganz nach den Plänen der 
Parteileitung: „Jedoch zeigte sich bei dieser Abstimmung, daß Meckel es verstanden hatte, 
etwa 30% der Studenten des C-Jahres auf seine Seite zu ziehen. Von rund 180 Studenten 
stimmten 61 für seine Absetzung, 33 stimmten gegen die Absetzung und der Rest enthielt sich 
der Stimme. Das zeigt und ganz klar, daß im C-Jahr sehr bedenkliche Erscheinungen 
vorhanden sind, gegen die jetzt mit allen Mitteln vorgegangen werden muß. Es zeigt auch 
weiter, daß gerade im C-Jahr die kleinbürgerliche Ideologie sehr stark ausgeprägt ist“ und 
dies, obwohl vorab extra Arbeiter der Neptun-Werft für Aussprachen in die Klassen 
eingeladen wurden, um den FDJ-Sekretär „von seiner störrischen und feindlichen Haltung zu 
überzeugen“ und ihn vor den anderen Studenten zu diskreditieren.590 
Derartige Fälle abtrünniger FDJ-Funktionäre sind, der Aktenlage nach, aber die Ausnahme. 
Zur Sondierung der Studenten, die nicht den von der Partei eingeforderten hohen politisch-
ideologischen Ansprüchen an einen ABF-Absolventen als Vorkämpfer der Arbeiterklasse 
genügten, auch wenn sie erfolgreich das Abitur an der Einrichtung bestanden hatten, half 
ebenfalls die FDJ-Fakultätsleitung, indem sie „die vierwöchige militärische Ausbildung bei 
den Nationalen Streitkräften als Prüfstein für die endgültige Zulassung zum 
Hochschulstudium für jeden Lehrgangsteilnehmer“591 erklärte. Zwar gab es hierfür offiziell 
keine Legitimierung durch die ABF-Direktion, doch durch die Selbstverpflichtung ganzer 
Abschlussjahrgänge entstand letztlich ein, ausdrücklich von der FDJ-Leitung geförderter, 
Gruppenzwang. Jugendfreunde, die einen solchen „Prüfstein“ aufgrund der Einschätzung der 
FDJ-Gruppe nicht bestanden, hatten „zur Erhöhung ihrer politischen Reife und zur Festigung 
der Disziplin, vor Beginn des Hochschulstudiums den zweijährigen Ehrendienst in der NVA 
zu absolvieren
“592
. Da die Alternative, nach der mühevoll errungenen Hochschulreife an der 
ABF, inklusive einer beruflichen Degradierung wieder in „die Produktion zurückzukehren“, 
im Regelfall kaum verlockender war, führte das Vorgehen der Jugendorganisation zu 
mehreren „illegalen Republikfluchten“ von ABF-Studenten.593 
                                                 
590
 UAR, ABF 38, Bericht über die politisch-erzieherische Situation an der ABF „Ernst Thälmann“ im Monat 
Januar vom 08.02.1956. 
591
 UAR, ABF 74, Schreiben an das Prorektorat für Studienangelegenheiten vom 05.09.1958. 
592
 Ebenda. 
593
 UAR, ABF 74, Schreiben an das Prorektorat für Studienangelegenheiten vom 29.09.1958 
 110 
Die „führende Rolle der Partei“ wurde aber nicht nur innerhalb der FDJ verwirklicht, sondern 
ebenso bei der 1948 gegründeten FDGB-Fakultätsgruppe, dessen Gewerkschaftswahlen „auf 
Grundlage des Beschlusses der Parteileitung“594 erfolgten. Die größte Massenorganisation der 
DDR unterlag auch an der ABF den Weisungen der Partei. Die 
Abteilungsgewerkschaftsleitung (AGL) hatte demnach für die ABF-Dozenten vorrangig als 
ein „Erziehungsorgan […] durch welches vor allem auch die parteilosen Kollegen erzogen 
werden können“595, zu fungieren. Um dieser Aufgabe umfassend gerecht zu werden, wurde ab 
1954 die Arbeit der Gewerkschaftsgruppen auf der Grundlage der Parteigruppen 
organisiert.
596
 Neben der Mobilisierungsfunktion des FDGB zu politischen Ereignissen ging 
es der Parteileitung auch darum, alle Angehörigen der Fakultät gewerkschaftlich zu 
organisieren. Der FDGB sollte „zur Transmission an der Fakultät werden.“597 Entgegen dem 
gewerkschaftlichen Prinzip den Interessen der Arbeitnehmerschaft verpflichtet zu sein, hatte 
die AGL die Forderungen der Partei und Direktion zu erfüllen,
598
 weshalb der Begriff der 
Pseudogewerkschaft
599
 in diesem Zusammenhang durchaus treffend ist.  
Abgesehen vom Auswahlverfahren, schien der FDGB, im Vergleich zur FDJ, an der ABF 
aber keine entscheidende Rolle zu spielen. Inwiefern die Gewerkschaftsarbeit mehr als 
formelle Züge trug, was Zeitzeugenberichte nahelegen, lässt sich anhand der vorliegenden 
Dokumente schwer beurteilen. Spätestens ab 1957, mit der Festlegung des Bundesvorstandes 
zur ruhenden Mitgliedschaft bei Studenten,
600
 ist die ohnehin kaum nachweisbare Aktivität 
der studentischen Gewerkschaftsgruppe an der ABF völlig zum erliegen gekommen. Dass erst 
1960 die Funktion der Gewerkschaftsgruppenorganisatoren überhaupt Erwähnung findet, weil 
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sich die Gewerkschaftsgruppen der Dozenten „immer mehr, und im ganzen (sic!) recht 
erfolgreich, zu Gremien des pädagogischen Erfahrungsaustausches, der politischen 
Meinungsbildung und der gegenseitigen Kritik im Lehrkörper“601 entwickelt hätten, spricht 
dafür, dass sie im Sinne der SED zuvor kaum im Kollegium wirksam wurden. 
Neben der FDJ und dem FDGB war die 1950 gegründete Fakultätsgruppe der Gesellschaft für 
Deutsch-Sowjetische-Freundschaft (DSF) mitgliederstärkste Organisation an der ABF.
602
 
Allerdings konnte erst ein Schreiben der Hochschulabteilung des Landes der DSF größeren 
Zuspruch einbringen, denn offensichtlich war die SED-geführte Behörde mit der bisherigen 
Mitgliederzahl unter den Studenten unzufrieden: „Bedenklich stimmt uns die geringe 
Mitgliedschaft der Studenten zu der Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft. Wir 
müssen verlangen, dass jeder Arbeiter- und Bauernstudent sich als Freund der Sowjetunion 
bekennt. […] Wir werden andernfalls Studenten, die sich nicht positiv und rückhaltlos zur 
Freundschaft mit der Sowjetunion bekennen, aus der Universität ausschließen.“603 Tatsächlich 
konnten durch diesen deutlichen Hinweis, Wandzeitungsartikel und individuelle Anwerbung 
die Mitgliederzahl innerhalb eines Monates von 59 Prozent auf 75 Prozent gesteigert 
werden.
604
 Am Ende des Sommersemesters 1950 waren 98 Prozent der Studenten und 60 
Prozent der Dozenten in der Gesellschaft organisiert.
605
 Dabei handelte es sich zumeist aber 
um formale Mitgliedschaften, was kontinuierlich von der Direktion kritisiert wurde.
606
 Die 
aktive politisch-agitatorische Arbeit an der Fakultät im Sinne der DSF beschränkte sich auf 
das Einstudieren russischer Jugendlieder im ABF-Chor
607
, das Verfassen von pro-
sowjetischen Wandzeitungsartikeln, und den Aufbau von Brieffreundschaften, u. a. zu einer 
Rabfak im Ural
608
. Ob diese Arbeit das positiv überzeichnete Bild der Sowjetunion und die 
Verbundenheit mit dem Mutterland des Sozialismus in den Köpfen der ABF-Angehörigen 
verankern konnte, ist schwer zu ermitteln. Aus Berichten zu disziplinarischen Maßnahmen 
geht allerdings hervor, dass besonders in den ersten Studentenjahrgängen an der ABF 
antisowjetische Einstellungen – möglicherweise durch das persönliche Erleben von 
Übergriffen, Flucht und Vertreibung – vorhanden waren.609 Dem Muster der politischen 
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Formierung folgend, war auch auf den Arbeitsbesprechungen der Fakultätsgruppe der DSF 
stets ein Vertreter der SED anwesend und musste die dort unterbreiteten Vorschläge 
absegnen. 
Die Etablierung des Kulturbundes zur demokratischen Erneuerung Deutschlands (KB) an der 
ABF war indessen sogar nur durch direkte Eingriffe der GO gelungen, indem 1953 die Partei 
den „Fachgruppenleiter für Deutsch, in den vereinigten Vorstand der Hochschul- und 
Ortsgruppe delegiert hat.“610 Zuvor war eine Studentengruppe des KB „infolge mangelhafter 
Anleitung und unregelmäßiger Kassierung […] nicht lebensfähig geblieben.“611 Das Interesse 
am KB blieb insgesamt gering, trotz wiederholter Appelle der Direktion weitere Mitglieder zu 
gewinnen. 
Mehr Anklang unter den überwiegend männlichen Studenten fand die Mitgliedschaft in der 
GST. Sie verfügte schon kurz nach ihrer Gründung im August 1952 an der ABF über die 
Sektionen Motorsport, Nachrichten- und Funksport sowie Sportschießen. Besonders der 
Motorsport fand großes Interesse, auch weil über diesen Weg äußerst kostengünstig 
verschiedene Führerscheinklassen erworben werden konnten: „Wir sind Motorrad gefahren. 
Das hat richtig Spaß gemacht, weil wir auch Geländefahrten und Wettkämpfe gemacht haben. 
[…] Ich war Fahrlehrer. Das war in der Schwaanschen Straße, da wo früher die Mensa und 
heute die Container der Bibliothek, die jetzt von der Physik übernommen wurden, stehen.“612 
Die Fakultät verfügte dort über einen Motorradstützpunkt. Die Ausbildung in der GST diente 
aber nicht der reinen Freizeitgestaltung, sie verfolgte eindeutig ideologische und 
militärpolitische Zielsetzungen. Es war kein Zufall, dass im Jahr der Bildung von 
Kampfgruppen der Arbeiterklasse und der Gründung der KVP, aus der 1956 die NVA 
hervorging, auch die GST entstand.  
Gerade die ABF-Studenten sollten sich aufgrund ihrer sozialen Herkunft zur Verteidigung der 
„Errungenschaften unserer Arbeiter- und Bauernmacht“ bereitfinden, weshalb das SfH 
entsprechende Berichte über die Durchführung der GST-Lehrgänge verlangte.
613
 Die aktive 
Mitarbeit in der GST blieb jedoch insgesamt hinter den Erwartungen zurück und besonders 
zur Ausbildung im Sportschießen erschien „immer nur ein geringer Teil der erfaßten 
Mitglieder“, was auf die unzureichende Zusammenarbeit mit der Direktion, Partei und FDJ 
zurückgeführt wurde.
614
 Um dem entgegen zu wirken, wurden Dozenten der ABF vom SfH 
dazu aufgefordert „unter Berücksichtigung des Ausbildungsplanes der GST“ Stoffgebiete zu 
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behandeln, „die der Erreichung einiger militärwissenschaftlicher Kenntnisse dienen sollen.“615 
Praktisch fand auf diese Weise eine Kopplung bestimmter Lehrinhalte an die Ausbildung in 
der GST statt, vorzugsweise im Geografie- und Sportunterricht. Damit ohne Schwierigkeiten 
alle Studierenden an den GST-Lehrgängen teilnehmen konnten, wurde vom Rektor der 
Universität mehrfach die Weisung erteilt, den Mittwochnachmittag von allen 
Lehrveranstaltungen freizuhalten.
616
 Eine weitere Institutionalisierung erfuhr die GST durch 
die organisatorische Einbeziehung der Kampfgruppen ab 1954 und die Übernahme der für 
alle ABF-Studenten obligatorischen vormilitärischen Ausbildung ab 1959,
617
 die in enger 
Zusammenarbeit mit der NVA erfolgte.  
Der militärstrategische Nutzen der GST war, angesichts der unmittelbaren atomaren 
Bedrohung während des Kalten Krieges, mehr als zweifelhaft. Vielmehr verfügte die SED 
durch die mit Hilfe der GST vorangetriebene Militarisierung der gesamten Gesellschaft über 
ein „gesinnungspolizeiliches Instrumentarium“618, an dem das Maß der Ideologisierung des 
Individuums ablesbar wurde. Diese herrschaftssichernde Aufgabe einte die 
Massenorganisationen in der DDR. Ihr Wirken hatte aber auch an der ABF Grenzen, denn 
trotz der Bereitschaft einer großen Zahl von Studenten und Dozenten, natürlich insbesondere 
der Genossen, zur gesellschaftlichen Arbeit, gab es auch Mitte der fünfziger Jahre „noch eine 
Anzahl von Dozenten und Studenten […] die sich für diese Aufgaben noch nicht zur 
Verfügung stellen“, was einerseits auf den ungenügenden „Kontakt von Seiten der 
Parteileitung zu den Studenten und Dozenten, besonders aber den Parteilosen“ zurückgeführt 
wurde und andererseits, weil „bei einem großen Teil der Angehörigen der Fakultät noch keine 
Klarheit über die Rechtmäßigkeit des Staates der DDR besteht, was darin zum Ausdruck 
kommt, daß bei den Studenten noch die Meinung vertreten ist, daß wohl bei uns gewählt 
worden ist, daß es aber keine freien, geheimen Listenwahlen waren, durch die jeder richtig 
seine Meinung zum Ausdruck hätte bringen können.“619 Diese völlig korrekte Einschätzung 
des pseudodemokratischen Charakters der Wahlen in der DDR, wohlgemerkt durch Studenten 
der ABF, ist angesichts des enormen Aufwandes den die SED mit Unterstützung der 
Massenorganisationen zur politisch-ideologischen Beeinflussung betrieben, bemerkenswert. 
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6.3 Überwachung, Disziplinierung und Repression 
 
Dem totalen Kontroll- und Führungsanspruch der faktischen Einparteienherrschaft folgend, 
beriet die Leitung der SED-GO nicht nur über das Verhalten der Genossen an der Fakultät, 
sondern über alle ABF-Studenten und -Dozenten. Ihr Hauptaugenmerk lag dabei nicht auf 
einer fachlichen, sondern einer politisch-ideologischen Einschätzung der jeweiligen Person. 
Obwohl sie formaljuristisch nicht weisungsbefugt war, entschied sie auch über 
Disziplinarmaßnahmen bis hin zu Relegationen. Ein politisch-gesellschaftlich oder 
disziplinarisch begründeter Ausschluss aus der Fakultät bedeutete, nie wieder ein 
Hochschulstudium in der DDR aufnehmen zu können und hatte darüber hinaus unmittelbare 
negative Folgen für den weiteren beruflichen Werdegang. Eine Rückkehr an den 
ursprünglichen Arbeitsplatz war in der Regel ausgeschlossen bzw. mit einer Herabstufung 
verbunden. Auf welcher Basis eine derart weitreichende Entscheidung getroffen wurde, zeigt 
der Fall Benjamin Zache: „Genosse Hückel: Zache ist mir seit Anfang dieses Semesters 
bekannt. Er ist mir dadurch aufgefallen, dass er sich immer sehr flegelhaft hinsetzt. So wie ich 
hörte, soll er sich einmal geäußert haben, dass das Studium zu einem russischen Sprachzirkel 
ausarte. [...] Auf einer Klassenversammlung mit den Genossen wurde dann einiges über 
Zache aufgezeigt, was mir zu denken gab. 
Genosse Kuschel: Zache brachte während des Geschichts- und Deutschunterrichts immer 
einige Argumente und religiöse Fragen, meiner Meinung nach ganz bewusst, in den 
Unterricht, um diesen zu stören, auf die er sich allem Anschein nach zu Hause vorbereitet 
hatte. [...] Bei der zweiten Besprechung in der Angelegenheit Zache [...] fassten wir den 
Beschluss, dass Zache [...] von der Fakultät gehen müsse“620 und das obwohl er fachlich zu 
den Besten der Arbeitsgruppe gehörte.
621
 Benjamin Zache wurde exmatrikuliert, weil er die 
„ideologisch noch nicht gefestigten Studenten der Klasse“ mit so genannten „bürgerlichen 
Ressentiments“ beeinflusste.622 Dieses Vorgehen gegen in der Parteirhetorik als 
„Objektivisten“, „Bürgerliche“, „Individualisten“ und „Klassenfeinde“ geächtete  Studenten 
war kein Einzelfall. Anhand der Akten des UAR lassen sich zahlreiche politisch motivierte 
Fakultätsausschlüsse von ABF-Hörern auf Beschluss der Leitung der GO nachweisen. 
Beispielhaft gibt eine Liste der Leitungssitzung vom Juli 1952 über alle „negativen oder 
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undurchschaubaren Jugendfreunde“ Aufschluss über die Gründe, die zu einer Exmatrikulation 
oder zumindest zur Androhung derselben führen konnten: 
„M. Bartenwerfer: 
Politisch unzuverlässig. Vater Leiter der KPKK (Kreisparteikontrollkommission, C. H.) in 
Parchim [...] B. hat keine Verbindung zu seinem Vater. Die Mutter ist streng religiös. In der 
Fakultät ablehnende Diskussion bei der Frage Schießzirkel, Rias-Hörer, Weigerung nach 
Leipzig zum Jugendtreffen zu fahren. 
Beschluß: Ausschluß aus der Fakultät 
[...] 
Saß: 
Objektivist, Versöhnler, ausweichende Haltung bei Diskussionen, Diskussionsbeiträge lassen 
darauf schließen, daß er feindliche Sender abhört. Beeinflussung durch bürgerliche Studenten 
von der Universität (Psychologie).  
Beschluß: Bevor eine endgültige Entscheidung getroffen wird, soll sich das Kollegium noch 
einmal eingehend mit dem Studenten S. befassen. 
[...] 
Schaumann: 
Er leistet nur gesellschaftliche Arbeit, wenn er diese präsentieren kann; er zweifelt die 
Richtigkeit der Nachrichten unseres Informationsbüros an, lernt im 
gesellschaftswissenschaftlichen Unterricht, um eine gute Note zu erreichen. [...] Egoist. 
Beschluß: Ausschluß. 
[...] 
Lüthen: 
Zweifelt die Nachrichten unseres Informationsbüros an. L. ist für negative Argumente 
besonders empfänglich. Er steht in Verbindung mit dem Studenten Schaumann [...] Er setzt 
die faschistische Organisation KdF unserer heutigen Sorge um die Menschen gleich. 
Wahrscheinlich Riashörer.  
Der Student L. ist noch sehr jung. Er kann bei fehlender negativer Beeinflussung noch 
erzogen werden. 
Ruth Haak: 
[...] Sie ist eine Einzelgängerin und isoliert sich vom Kollektiv. Sie nimmt keinerlei Anteil am 
Leben der Arbeitsgruppe. [...] Mitglied der christlichen «Jungen Gemeinde», wo sie 
wahrscheinlich ihre gesamte Freizeit verbringt. 
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Beschluß: Ausschluß.“623 
In allen diesen Fällen waren rein politisch-ideologische Motive für einen vorzeitigen 
Entlassungsbeschluss bzw. eine „eingehende“ Prüfung durch das Kollegium feststellbar. Ein 
fachliches Versagen der Personen lag nicht vor. Im Gegenteil, die angeführten Studenten 
hatten gute bis sehr gute Fachnoten. 
Es musste aber nicht sofort zu einem Ausschluss von der ABF kommen. Von Fall zu Fall 
wurde zunächst das Verhalten der Betroffenen genauer analysiert, was im Grunde einer 
Bespitzelung gleichkam, wie der Fall der Genossin Dorle Rechel zeigt. Sie hatte in 
„Diskussionen eine sehr falsche Stellung“ eingenommen, was von der Führung der GO auf 
Einflüsse von außen zurückgeführt wurde.
624
 Deshalb wurde ihr Kommilitone Genosse 
Willumelis beauftragt, „sich mit Rechel zu beschäftigen und sich auch etwas um ihren 
Umgang außerhalb der Fakultät und an ihrem Heimatort zu kümmern.“625 Hierüber erstattete 
Willumelis der Parteileitung Bericht: „Er sagte, dass ihre Mutter Genossin und in 
verantwortlicher Stellung in einer Verwaltung ist, Dorle von ihrer Mutter kaum negativ 
beeinflusst werden kann. Dorle hat in Rostock viel Umgang mit drei Studenten, einer davon, 
Rolf Schreiber, ein Mediziner, scheint wesentlichen Einfluss auf sie auszuüben. Es wurde 
Gen. Willumelis aufgetragen, sich um die politische Einstellung der drei Studenten zu 
kümmern und den Klassengenossen der Jugendfreundin Rechel zu sagen, dass sie sich etwas 
mehr mit ihr beschäftigen.“626 Trotz dieser nicht näher definierten Beschäftigung konnte die 
ehemalige Stadtleiterin der Jungen Pioniere aus Grevesmühlen nicht an der ABF verbleiben 
und wurde 1952 „wegen Verleumdung der Roten Armee und der SU aus der Fakultät 
entlassen.“627 
Dadurch dass die Arbeitsgruppen, wie die Klassenverbände an der ABF genannt wurden, so 
eingeteilt waren, dass möglichst mehrere Genossen einer Gruppe angehörten und deren 
Führung zu übernehmen hatten,
628
 war die Leitung der GO über Vorkommnisse in den 
einzelnen Gruppen gut informiert und forderte immer wieder eine „Verstärkung der 
Wachsamkeit.“629 Den Berichterstatter im Fall Rechel traf es ein Jahr später indes selbst. Ihm 
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wurden Überheblichkeit und schlechte Arbeit vorgeworfen, so dass er sich ein Jahr „in der 
Produktion bewähren sollte“, um anschließend wieder an die ABF zurückkehren zu 
können,
630
 was auch geschah. 
Es mussten also nicht unbedingt negative politische Äußerungen sein, die zu 
Disziplinarmaßnahmen führten. Beim Studenten Heinz Walter reichte es auf den ersten Blick 
schon, dass „er ständig über das Mensaessen genörgelt“ hat, so dass das Prorektorat für 
Studienangelegenheiten auf ihn aufmerksam wurde: „Anläßlich der Essensausgabe am 
Dienstag, dem 23.2.1954, äußerte er sich zu den Küchenfrauen, die das Mittagessen, Reis mit 
Gulasch, ausgaben, in einer anmaßenden Art, und zwar «das Essen mag ich nicht, ich hebe 
mir die Marke für den nächsten Tag auf.» Die Frauen machten darauf aufmerksam, daß die 
Essenmarken jeweils an den betreffenden Tag gebunden sind, worauf er die freche und 
unverschämte Äußerung machte «das sind Spitzbubenstreiche» […] Durch diese Äußerung 
hat Walter Anordnungen unserer Staatsorgane mißachtet und darüber hinaus unsere 
Staatsorgane beschimpft.“631 Diese, auch für die damaligen Verhältnisse, eindeutige 
Übertreibung, führte zumindest offiziell zum Entzug der Studienerlaubnis. Wie aus den 
Personalunterlagen hervorgeht, ging es tatsächlich aber weniger um die Kritik am 
Mensaessen, die überdies auch von anderen Studenten erfolgte, sondern vielmehr um Heinz 
Walters angebliche soziale Herkunft. Nach Angaben eines Kommilitonen hatte sich Walter 
nur als „Arbeiter- und Bauernkind“ ausgegeben, „jedoch ist jetzt nach Aussage eines 
Studenten, der gegebenenfalls namentlich benannt werden kann und der die 
Familienverhältnisse des Walter kennt, ein völlig anderes Bild entstanden. Der Vater war vor 
dem 2. Weltkrieg Angehöriger der Kriminalpolizei, während des Krieges Angehöriger des SD 
in Polen. Nach Beendigung des Krieges begab er sich in die britische Besatzungszone. Dort 
wurde er verhaftet und wegen Kriegsverbrechen zu 15 Jahren Zuchthaus vom englischen 
Gericht verurteilt.“632 Trotz der geltenden Jugendamnestie und lediglich aufgrund eines 
Einzelberichtes eines Studenten, der offenbar persönliche Informationen an die Partei- und 
Fakultätsleitung weitertrug, musste Heinz Walter das Wohnheim und die Fakultät sofort 
verlassen. In das propagierte Antifaschismusbild der DDR passte definitiv kein ABF-Student, 
dessen Vater möglicherweise Kriegsverbrechen begangen hatte. 
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Nicht nur der Ausschluss von Studenten oblag der SED-Führung der ABF. Auch über die 
Entlassung von Dozenten entschied letztlich der Parteisekretär. Auf eine Anfrage der SED-
Bezirksleitung zum Standpunkt der parteilosen Dozenten gab die GO folgende Hinweise: 
„Reaktionäre Kräfte gibt es im Dozentenkörper der ABF nicht, wohl aber einige Kollegen, die 
durch Passivität, Gleichgültigkeit und mangelnde Arbeitsauffassung die sozialistische 
Erziehung hemmen. Deshalb wurde festgelegt, dass die Kollegen Kreienbring und Brand zum 
Studienjahresende die Fakultät verlassen. Gleichzeitig sind Verhandlungen im Gange, dem 
Koll. Lehmann eine andere Arbeitsstelle nachzuweisen.“633 Während bei Kreienbring und 
Brand wohl fachliche Mängel ausschlaggebend waren, sollte der neuapostolische 
Mathematik- und Physiklehrer Eberhardt Lehmann aus anderen Gründen die ABF verlassen. 
Gegen die Forderung der 3. Hochschulkonferenz Anfang 1958 die Aneignung des 
dialektischen Materialismus als Weltanschauung für jeden Dozenten zur Pflicht zu machen,
634
  
erhob sich, angeführt durch seine Person, Protest unter den parteilosen Dozenten der ABF.
635
 
„Im Mittelpunkt der Diskussion mit den parteilosen Kollegen stand die Frage: Ist es 
notwendig, in jedem Unterrichtsfach auf Grundlage des Diamat (dialektischen Materialismus, 
C. H.) zu unterrichten bzw. sozialistische Parteilichkeit zu zeigen? Alle Kollegen bejahten 
diese Frage, nur Koll. Lehmann versuchte zu beweisen, daß die Mathematik und Physik 
«jenseits der Weltanschauung» ständen.“636 Daraufhin kam die Frage auf: „Kann man, wenn 
man nicht Marxist ist, weiter an der ABF unterrichten? [...] Einzig wieder Koll. Lehmann 
(dem die Behandlung dieser Frage gewidmet war, C. H.) glaubte unterrichten zu können, ohne 
während seines Unterrichts jemals vor ideologische Konsequenzen gestellt zu werden. [...] 
Koll. Lehmann anerkennt offenbar nicht die Forderung unserer Partei, wonach sich jeder 
Lehrer den Marxismus-Leninismus aneignen soll. Er argumentiert: Wenn ich mich um die 
Aneignung einer anderen Weltanschauung bemühen soll, dann muß ich doch zuvor mit 
meiner eigenen unzufrieden sein und somit den Drang fühlen, mir die neue anzueignen. Ich 
persönlich aber bin fest in meiner christlichen Weltanschauung und nicht geneigt, diese 
jemals «zu vertauschen».“ Daraufhin stand für die Genossen fest, dass sich die Fakultät „von 
dem Kollegen Lehmann, der während des gesamten Studienjahres ein ungebührliches Maß an 
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Zeit führender Genossen absorbiert hat, die sich beharrlich mit ihm auseinandergesetzt 
haben“, trennen muss.  
Wie mehrere Absolventen der ABF in den durchgeführten Zeitzeugengesprächen bestätigten, 
war Eberhardt Lehmann ein sehr guter Mathematiklehrer. Der damalige Direktor der ABF, 
Wolfgang Brauer, äußerte sich dazu in ganz ähnlicher Weise: „Er war ein ganz 
hervorragender Fachmann und unterrichtsmethodisch sehr erfolgreich. [...] Auf jeden Fall gab 
es an der Universität die Meinung: «Wo Lehmann hinkommt, da funktioniert der 
Mathematikunterricht.» Er war erfolgreich.“637 Trotzdem sollte er die ABF verlassen. Die 
Ursachen hierfür zeichnen nicht nur die UAR-Akten nach, sondern auch die diesbezüglich 
sehr offenen Äußerungen von Brauer: „Seine weltanschaulichen Vorstellungen liefen dem 
Muster der ABF total zuwider und dort eckte er immer wieder an. Auf jeden Fall gab es aus 
der Fachgruppe heraus die Forderung: «Er muss weg!». Dann habe ich die sehr schwierige 
Aufgabe übernommen, den Eberhardt Lehmann irgendwo anders unterzubringen. Ich bin mit 
ihm übers Land gefahren und habe versucht, ihn an verschiedenen Einrichtungen 
unterzubringen. Das ist nicht gelungen. Er ist dann, wenn ich nicht irre, in der 
Bezirksakademie des Bauwesens gelandet. Dort hat er zunächst Mathematik unterrichtet, ist 
dann aber später wieder an die Universität gekommen. Er war einer dieser Fälle an der ABF, 
die ihrer weltanschaulichen Auffassung zum Opfer gefallen sind.“638 Andere ABF-Dozenten, 
wie die ebenfalls kirchlich gebundene Deutsch- und Lateinlehrerin Ruth Kniest, haben dem 
Druck weniger standhalten können. Die Genossin verließ die DDR nachdem sie einer 
intensiven Parteiaussprache bezüglich ihrer Stellung zur Kirche unterzogen worden war.
639
  
Nach der Flucht von Ruth Kniest und des Geschichtsdozenten Kurt Sauer 1958 wurden zur 
stärkeren Kontrolle der Dozenten vermehrt Hospitationen durchgeführt. Dies wurde von den 
Kollegen selbstverständlich bemerkt, und es „mussten Auseinandersetzungen geführt werden, 
da sie den Wert der Hospitationen in Abrede stellten. Das ist letztlich eine Scheu vor 
Kritik.“640 Was die SED-GO der Dozenten als „Scheu vor Kritik“ bezeichnete, war in 
Wirklichkeit die Angst vieler parteiloser Lehrkräfte, einer ständigen Überwachung am 
Arbeitsplatz zu unterliegen. 
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6.4 17. Juni 1953 und die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät 
 
Der flächendeckende Volksaufstand des 17. Juni 1953 war eine Zäsur in der Geschichte der 
DDR. Nur durch das gewaltsame Eingreifen sowjetischer Truppen konnte sich die SED-
Diktatur weiter an der Macht halten. Wie ein Damoklesschwert schwebte das Datum stets 
über den Köpfen der Parteielite und bestimmte bis zum ihrem Untergang 1989/90 politische 
Entscheidungen. Obwohl das Ereignis in der DDR aus der öffentlichen Erinnerung gelöscht 
und eine wissenschaftliche Beschäftigung mit dem Thema unterbunden wurde,
641
 geben die 
umfangreichen Informationsberichte der Parteiorganisationen, die im Juni 1953 entstanden, 
wichtige Informationen über den Ablauf des Aufstandes. Ursprünglich dienten sie in erster 
Linie der parteiinternen Einschätzung von Personen, aber auch ganzen Institutionen.  
Auch an der ABF wurde das Verhalten der Dozenten, Studenten und Angestellten in den 
Tagen der Erhebung besonders akribisch erfasst. In dieser Krisensituation des SED-Regimes 
sollte sich zeigen, inwiefern die ABF ihre politische Funktion erfüllte. Der Stimmungsbericht 
zum 17. Juni zeichnete im Allgemeinen ein systemloyales Bild der ABF´ler: „Wir sind 
durchaus der Meinung, daß bei weiterer Ausbreitung dieses Vorfalles der weitaus größere Teil 
unserer Studenten nicht schwankend geworden wäre. Das zeigt sich darin, daß unsere 
Studenten bei Einsätzen und bei der Lösung von besonderen Aufgaben große Bereitwilligkeit 
zeigten.“642 Vom Wachhabenden der UPL, dem ABF-Absolventen Erich Biester, war die „in 
dem Sinne «kasernierte» ABF-Studentenschaft“ gar als schnelle Eingreiftruppe, neben 
anderen zuverlässigen Kräften, für etwaige Unruhen an der Universität vorgesehen.
643
 ABF-
Studenten erstellten auch Propagandaflugblätter gegen den Aufstand und verteilten diese in 
der Stadt: „Faschistische Provokateure und feindliche Agenten versuchen im Auftrag der 
schlimmsten Feinde unseres Volkes, der westdeutschen und West-Berliner (sic!) und der 
amerikanischen Monopolherren und Kriegstreiber, die Bevölkerung zu staatsfeindlichen 
Handlungen aufzuputschen.“644 Dies entsprach der offiziellen aber letztlich völlig 
unglaubwürdigen Parteidiktion, dass der Aufstand ein von außen gesteuerter faschistischer 
Putschversuch gewesen sei. 
In den Flugblättern der ABF wurden die Rostocker Bürger aufgefordert, sich nicht von 
„bezahlten Rowdies und Agenten“ verleiten zu lassen und „alle Provokateure und Agenten zu 
ergreifen und den staatlichen Machtorganen zur strengsten Bestrafung zu übergeben.“645 
                                                 
641
 Vgl. Steininger, Rolf: 17. Juni 1953. Der Anfang vom langen Ende der DDR. München 2003, S. 13. 
642
 UAR, ABF 52, Stimmungsbericht über die Ereignisse des 17./18.06.1953 vom 19.06.1953. 
643
 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 06.05.2008 mit Prof. Dr. Erich Biester, S. 453. 
644
 UAR, ABF 52, Stimmungsbericht über die Ereignisse des 17./18.06.1953 vom 19.06.1953. 
645
 Ebenda. 
 121 
Diese Aufforderung zum Denunziantentum traf indes Studenten der ABF selbst, die 
festgenommen wurden, weil sie in ihrem jugendlichen Auftreten als Provokateure angesehen 
wurden.
646
 Tatsächlich tauchten neben den üblichen Zustimmungsbekundungen zu den 
vermeintlichen „Sicherungsmassnahmen zum Schutze des Volkes“ auch kritische 
Äußerungen an der ABF auf.
647
 So wurde von einem Studenten Aufklärung über das 
gewaltsame Vorgehen der Sicherheitskräfte in Berlin und den Gebrauch von Schusswaffen 
gefordert.
648
 Außerdem wurden in Diskussionen in einer Arbeitsgruppe des dritten 
Studienjahres Fehler der Staats- und Parteiführung als Ursache der Unruhen benannt und 
Argumente gegen den Einsatz der VP und den Ausbau des Polizeistaates vorgebracht.
649
 
Diese Äußerungen wurden von der Parteileitung aber sofort als Verkennung des 
„wohlvorbereiteten politischen Putschversuch der Imperialisten“ und Stimmungsmache gegen 
die VP diffamiert.
650
  
Über ABF-Studenten, die den Volksaufstand offen unterstützten, finden sich in den Akten, bis 
auf einen Fall, leider keine Informationen. Im Fall des Studenten Paul Makowsky
651
 wurde 
noch Monate nach den Ereignissen ein Exempel statuiert. Er wurde im Zusammenhang mit 
den Ereignissen des 17. Juni 1953, über die er angeblich schon am 16. Juni informiert war, 
der „systematische(n) Verhetzung ideologisch schwächere(r) Studenten“ und der 
„Agententätigkeit“ bezichtigt, weil er „andere Studenten von den Vorbereitungen für die 
Zwischenprüfungen abzuhalten“ versuchte.652 Makowsky wurde aber erst im März 1954 auf 
Drängen der Direktion aus der FDJ ausgeschlossen.
653
 Die FDJ stellte schließlich den Antrag, 
ihn „von der Fakultät zu verweisen und ihn den Organen der Staatssicherheit zu 
übergeben.“654 Trotz solcher einzelnen Ausnahmen diente auch Jahre später das generell 
loyale Verhalten der ABF-Studenten während des Volksaufstandes der Legitimation der ABF 
insgesamt.
655
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7 Die Zusammensetzung des Lehrkörpers und der Studentenschaft der 
 Vorstudienschule/-abteilung und Arbeiter-und-Bauern-Fakultät der 
 Universität Rostock 
 
7.1 Struktur und Entwicklung des Lehrkörpers 
 
7.1.1 An der Vorstudienschule/-abteilung 
Als die VSA ihren Lehrbetrieb aufnahm, waren zunächst nur sechs Lehrkräfte und zwei 
Angestellte hauptamtlich dort tätig.
656
 Der erste Direktor der VSA, Dr. Curt Zweiniger, 
Jahrgang 1898, hatte noch in der Weimarer Republik seine Lehrbefähigung für höhere 
Schulen erhalten und eine Beamtenlaufbahn bis zum Studienrat durchlaufen. Als früherer 
Sozialdemokrat wurde er zwar im April 1946 Mitglied der SED, seines Werdeganges und der 
Personalakte zufolge aber eher aus Konformitätsgründen, als aus tatsächlicher politischer 
Überzeugung.
657
 Eine aufschlussreiche Perspektive der ersten VSA-Hörer auf den Lehrkörper 
bietet der Erinnerungsbericht des Vorstudienschülers und späteren Professors an der Sektion 
Sprach- und Literaturwissenschaften, Hans-Joachim Bernhard: „Das «Neue» (die VSA, C. H.) 
hauste in einem düsteren kleinen Raum im Hauptgebäude [...] und zeigte sich erst einmal als 
Familienbetrieb: der Herr Direktor der Vorstudienschule – seine Frau gab Deutsch, ihr Bruder 
war der Sekretär des Unternehmens. Überhaupt die Lehrer! Es gab keinen, der nicht durch 
und durch ein Original war. [...] So Herr T. (Arthur Than, C. H.), kaiserlicher Marineoffizier – 
Erzieher in einem bürgerlichen Haus – Reichswehr – Offizier der Kriminalpolizei in einer 
sächsischen Großstadt gegen Ende der Weimarer Republik. Von den Nazis entfernt, aber eben 
doch ziemlich konservativ. Lebendiger Geschichtsunterricht [...]“.658 Insgesamt prägte der 
Typus des sozialdemokratischen, aber eher konservativ-bürgerlich geprägten Studienrates 
oder Beamten der Vorkriegszeit das Bild des frühen Lehrerkollegiums der VSA. 
Aufgrund des Mangels an geeigneten Fachlehrkräften, der sich mit zunehmender Schülerzahl 
und der sich hinziehenden Entnazifizierung von Lehrern noch verschärfte, konnte der 
Forderung des Hochschuldezernates vom 01.07.1946, dass die Lehrkräfte „in 
weltanschauliche(r) Hinsicht dem Kreis der Werktätigen nahe stehen“659 sollten, nicht 
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entsprochen werden. Dem Minister für Volksbildung musste gar der Vorschlag unterbreitet 
werden, „einige belastete Lehrkräfte um der Kontinuität des Unterrichts willen in Rostock zu 
belassen.“660 Das MfV reagierte auf das Problem: „Die Besetzung der Lehrerstellen der 
Vorstudienschule ist vordringlich, es ist nach Rücksprache mit den Stadtschulräten auf 
Lehrkräfte der Oberschulen bzw. Zentralschulen zurückzugreifen. Auch nominelle Pgs (sic!) 
kommen nach Entnazifizierung in Frage. [...] Hauptgrundsatz der Auswahl ist persönliche, 
methodische und wissenschaftliche Tüchtigkeit [...]“.661 So wurde zunächst auf eine große 
Anzahl von nebenamtlichen Lehrkräften aus den Oberschulen, in geringerem Maße auch aus 
der Universität, zurückgegriffen. Im WS 1947/48 wurden bei einem Gesamtpersonalbestand 
von 14 Lehrern neun nebenamtliche Lehrkräfte beschäftigt. Eine besondere Auswahl nach der 
politischen Zuverlässigkeit erfolgte bei dieser ersten Lehrergeneration noch nicht.  
Weil die Einrichtung in Rostock angeblich nicht ihrem sozialen/politischen Zweck 
entsprechen würde, wurden in einem anonymen Leserbrief, der am 14.11.1947 in der 
Zeitschrift „Start“ unter dem Titel „In Rostock stimmt was nicht!“ erschien, schwerwiegende 
Vorwürfe gegen die Leitung der VSA erhoben: „Wir haben in der Vorstudienschule eine 
Klasse in der nur Oberschüler sitzen, und weitere Klassen, in denen von 30 Schülern z. B. 
neun Volksschüler sind. Ja, stell dir vor, es gibt sogar Söhne von ehemaligen 
Großgrundbesitzern und Unternehmern. Wie das möglich ist? Sehr einfach. Der Betreffende 
geht in das Sekretariat der Vorstudienanstalt und empfängt dort Weisung, wie die bestehenden 
Richtlinien am besten umgangen werden können. Z. B. ein ehemaliger Oberschüler von der 6. 
Klasse gibt seinen Antrag ab, auf dem steht «Schulbildung: sechs Jahre Oberschule.» Der 
Sekretär sagt zu dem Betreffenden: «Warum sechs Jahre, schreiben Sie doch zwei, die andere 
Zeit, sagen Sie, waren Sie eingezogen.» Ein anderer: Beruf des Vaters Handwerksmeister, 
sagt der Sekretär: «Warum Handwerksmeister, warum nicht Handwerker?» Vielleicht hat er 
schon bei einem Großgrundbesitzer gesagt: «Großgrundbesitzer arbeiten doch auf dem Lande, 
also schreiben Sie getrost Landarbeiter.» R. W., Rostock“.662 Der Verfasser des Artikels war 
Günter Bonow, ein Student der VSA.
663
 Sehr wahrscheinlich aufgrund dieses Artikels verließ 
VSA-Direktor Curt Zweiniger Ende 1947 die SBZ und nutzte einen Interzonenschein, den er 
ursprünglich für die Vorbereitung eines Studentenaustausches mit der Universität Kiel 
erhalten hatte,
664
 für die Flucht nach Westdeutschland. 
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Die Auswertung einer Bewerberliste des ersten Jahrganges 1946 erhärtet die von Bonow 
erhobenen Vorwürfe. Die maschinengeschriebenen Daten zur Vorbildung und zum Beruf des 
Vaters wurden bei vielen Bewerbern handschriftlich korrigiert. Der ehemalige Oberschüler 
der siebenten Klasse wurde zum Absolventen der Mittelschule, der Molkereibesitzende Vater 
zum Molkereiarbeiter, der städtische Verwaltungsdirektor zum Büroarbeiter und zahlreiche 
„Meister“ ihres Handwerks zu einfachen Angestellten um deklariert.665 Darüber hinaus 
verwies schon im Januar 1947 die Volksbildungsabteilung der SMAM im Zusammenhang mit 
der Bestätigung der Kandidatenlisten auf „die wenig gediegene Auswahl bei der 
Zusammenstellung der Teilnehmer an diesen Kursen“,666 was auf Probleme mit Zweinigers 
Zulassungspraxis schließen lässt. Der Artikel im „Start“ scheint, trotz der überspitzten 
Formulierungen, richtige Angaben zu enthalten. Es ist jedoch falsch, wenn Lehmann feststellt, 
dass „der damalige Leiter und sein Sekretär bewusst die Aufnahme von Arbeiter- und 
Bauernkindern hintertrieben.“667 Einerseits gab es aus diesen Kreisen zu wenige Bewerber, 
und andererseits hatte die Landesregierung bis dahin keine konkreten sozialen 
Zulassungskriterien in den Richtlinien zur VSA erlassen. Ende September 1947 bat Zweiniger 
die Hochschulabteilung wiederholt um detailliertere Vorgaben zur Aufnahme von Bewerbern, 
die sie ihm aber letztendlich schuldig blieb.
668
  
Wenige Tage nachdem der Artikel im „Start“ erschienen war, wurde die Entlassung des 
Direktors ausgesprochen. Zu diesem Zeitpunkt hielt sich Curt Zweiniger vermutlich aber 
schon nicht mehr in der SBZ auf. Am 19.11.1947 erschien eine Überprüfungskommission in 
Rostock. Sie bestand aus Vertretern der Landesregierung, des FDGB, des Kreisvorstandes der 
FDJ, der Studentenschaft der VSA und der kommissarischen Direktorin Lotte Jahn. Die 
Kommission sollte die „Klagen gegen den Leiter des Sekretariats der Vorstudienschule Herrn 
Schmidt“ untersuchen. Der Vertreter der Studentenschaft der VSA, Günther Hamann, stellte 
fest, „daß zur Zeit eine Krise an der Vorstudienschule besteht, die auf den dauernden Wechsel 
der Dozenten, auf die bisherige Leitung Herrn Zweiniger, sowie auf den Leiter des 
Sekretariats Herrn Schmidt, zurückzuführen ist. Die Studentenschaft billigt die Entlassung des 
bisherigen Direktors Zweiniger, beklagt sich aber sehr über das unmögliche Verhalten des 
Leiters des Sekretariats Herrn Schmidt und fordert die sofortige Entlassung. Herr Schmidt ist 
der Schwager von Herrn Zweiniger: ehemaliges Mitglied der NSDAP seit 1933: Jetzt 
ordentliches Mitglied der SED. !!! Es ist doch kaum denkbar, daß ein Mann der im Jahre 1933 
                                                 
665
 UAR, ABF 3, Liste der Bewerber zur VSA, welche die Oberschule besucht haben. o. D. 
666
 Lammel: Dokumente, Teil 1, S. 90. 
667
 Lehmann, S. 49. 
668
 Vgl. hierzu die Ausführungen auf S. 43 f. 
 125 
mit fliegenden Fahnen zu den Nazis gelaufen ist, heute maßgeblich an einer Vorstudienschule 
Personalpolitik betreibt. [...] In seinen Ausführungen stellt Hamann fest, daß an der 
Vorstudienschule auch die politische Linie voll und ganz fehlt. Herr Wunderlich (FDJ) 
erklärte ebenfalls, daß der Lehrkörper politisch vollkommen versagt [...] Herr Binder (FDGB) 
äußerte Bedenken, ob Frau Jahn als junge Frau und immerhin mit ihren 7 Jahren Praxis als 
Anfängerin bei allem guten Willen in der Lage sein wird, die vorhandenen Schwierigkeiten zu 
beseitigen und der Vorstudienschule mit etwa 12 ehemaligen PG´s bei 16 Lehrkräften [...] das 
notwendige politische Gesicht zu geben.“669 Der Sekretär Ernst Schmidt bestritt gegenüber 
der Kommission Äußerungen, wie sie im „Start“ zu finden waren, getätigt zu haben. Schmidt 
wurde kurze Zeit später trotzdem entlassen, legte jedoch Klage gegen die fristlose Kündigung 
ein. Die Begründung der Klage nimmt Bezug auf den auslösenden Zeitschriftenartikel, wobei 
der „Kläger bestreitet, dabei das allgemein übliche Maß überschritten zu haben, solche 
Hinweise (bezüglich der sozialen Herkunft, C. H.) seien verlangt und üblich gewesen.“670 
Nachdem das Arbeitsgericht Rostock zugunsten des 
Klägers entschieden hatte
671
, legte die Landesregierung 
gegen das Urteil beim Landesarbeitsgericht in Schwerin 
erfolgreich Berufung ein.
672
  
Im November 1947 übernahm die Mathematiklehrerin 
Lotte Jahn als kommissarische Leiterin die VSA. Wenn 
auch nur vorübergehend eingesetzt, schien Jahn trotz ihres 
jungen Alters und ihrer Ausbildung im Dritten Reich eine 
bessere politische Gewähr zu bieten, als die bisherige 
Leitung. Die Vorfälle um den „Start“-Artikel wurden 
genutzt, um alle hauptamtlichen Lehrkräfte, bis auf einen, 
auszutauschen und das obwohl eine deutliche Mehrheit 
zuvor bereits in der SED organisiert war.
673
 Die Hälfte des gesamten Kollegiums verließ die 
VSA. Laut Lehmann gehörte der überwiegende Teil der Dozenten, die teilweise schon 
während des Kaiserreiches im Oberschuldienst tätig waren, zur „bisherigen pädagogischen 
Intelligenz“ und hatte „ihrer politisch-ideologischen Einstellung nach, [...] nur zum Teil an 
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den sich vollziehenden progressiven Prozeß in der sowjetischen Besatzungszone Anschluß 
gefunden.“674 Bei den geschilderten finanziellen und statusmäßigen Einbußen, die für die 
Lehrer an der VSA bestanden, verwundert diese Einstellung jedoch nicht. Sehr deutlich 
kommt dies durch die Aussage des erwähnten Studienrat-Kapitän Arthur Than (Mathematik, 
Gegenwartskunde) zum Ausdruck: „Es ist mir nicht ganz klar, wie die dirigierenden Herren 
sich das vorstellen, daß man als alter SPD Mann und führender aktiver Gewerkschaftler ein 
System den anvertrauten jungen Menschen nahe bringen soll, das bisher so viel Unruhe und 
Verärgerung hervorzurufen imstande war.“675 Obwohl es sich um sehr gute Fachlehrer 
handelte – von den 14 haupt- und nebenamtlichen Dozenten waren im WS 1947 immerhin 
sechs promoviert – mussten sie einer politisch und ideologisch gefestigteren Lehrerschaft 
weichen. Nach den Vorkommnissen um Curt Zweiniger war die SMAM sogar bereit, 
verstärkt auf ehemalige Mitglieder der NSDAP zu vertrauen und drängte auf eine schnelle 
Entscheidung des Rostocker Entnazifizierungsausschusses zur „Eingruppierung der an der 
Vorstudienschule beschäftigten Pg-Lehrkräfte“676. Die verschiedenen Briefwechsel zur 
Entnazifizierung der ehemaligen NSDAP-Mitglieder Josef Boser, Herbert Liedtke, Walter 
Nachtigall, Gustav Rolle, Erich Stüwe und Georg Wahl legen den Schluss nahe, dass eine 
genauere Überprüfung weder gewollt war, noch stattfand. Alle betroffenen Lehrer wurden im 
Januar 1948 entnazifiziert.
677
  
Bereits im März 1948 wurde Lotte Jahn durch Helmut Schenkowitz als Leiter der VSA 
abgelöst. Dass die Landesregierung diesen Schritt ohne Abstimmung mit dem Senat vollzog, 
wurde vom Rektor Hans Hermann Schmid kritisiert, auch weil das Lehrerkollegium und die 
Schülerschaft der VSA mit der Arbeit von Frau Jahn sehr zufrieden waren.
678
 Im Grunde hätte 
der Rektor der Universität dem Volksbildungsministerium einen neuen Leiter vorschlagen 
müssen. Da das Ministerium mit dem ersten Direktor und seiner bürgerlichen Ausrichtung der 
VSA unzufrieden war, nahm es diesmal die Auswahl selbst vor. Der Wechsel in der Leitung 
der VSA und weitere personelle Umgestaltungen sind indes auch auf den, für die SED 
unbefriedigenden, Ausgang der ersten Studentenratswahlen in der SBZ zurückzuführen.
679
 
Aus Sicht der SMAD sollten die VSA als sichere Bastionen der SED die „Zuverlässigkeit der 
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neu immatrikulierten Studenten bereits 1948 gewährleisten“.680 Neben der „Überprüfung der 
Zusammensetzung der Kursteilnehmer“ und der Entfernung der „(vor allem aus politischen 
Gründen) ungeeigneten Elemente“ veranlasste die AVB auch die Überprüfung des gesamten 
Kollegiums, um „ungeeignete Lehrer […] durch neue zu ersetzen, die in der Lage sind, die an 
die Kurse gestellten Aufgaben zu lösen.“681 Die Ablösung von Lotte Jahn als Leiterin der 
VSA erfolgte sehr wahrscheinlich aufgrund ihres, bereits im Überprüfungsbericht vom 
November 1947 kritisierten, verhältnismäßig jungen Alters und ihrer beruflichen 
Unerfahrenheit für diesen Leitungsposten. Neben dem Fakt ihrer kriegsbedingt verkürzten 
Lehramtsausbildung könnten allerdings auch vorhandene geschlechterspezifische 
Rollenvorstellungen die Entscheidung mit beeinflusst haben. Jahn war schließlich noch für 
kurze Zeit stellvertretende Direktorin der VSA. Sie flüchtete später mit ihrem Mann, Werner 
Jahn, der als Germanist an der Universität tätig war, nach Westdeutschland.  
Warum Helmut Schenkowitz neuer Leiter der VSA wurde, lässt sich anhand der vorhandenen 
Dokumente zu seiner Person nur mutmaßen. Er trat vor 1933 bzw. vor 1945 politisch nicht in 
Erscheinung und seine Lehrtätigkeit in den Fächern Erdkunde und Biologie an der 
Luftwaffen-Fachschule in Berlin-Spandau von 1939 bis 1945 spricht nicht für diese 
Personalentscheidung. Sicher bot Schenkowitz eine bessere Ausbildung und mehr 
Berufserfahrung als Lotte Jahn, entscheidender war aber vermutlich seine bisherige Arbeit als 
Regierungsdirektor in der Landesverwaltung und sein früher Eintritt in die KPD/SED nach 
1945. Das Amt des VSA-Direktor nahm er vorrangig als parteipolitische Aufgabe wahr, was 
zahlreiche seiner Äußerungen und Maßnahmen, insbesondere zum Auswahlverfahren, zur 
Unterbringung der Vorstudienschüler sowie zu den Studentenratswahlen und seine Berichte 
an die Landeshochschulabteilung untermauern. Die Leitung der im Oktober 1949 gegründeten 
ABF übernahm Helmut Schenkowitz indes nicht. Er ging stattdessen als Fachlehrer und 
Schulstellenverwalter an eine Rostocker Oberschule. Der neue ABF-Direktor Erich Sielaff bot 
gegenüber Schenkowitz zwei entscheidende Vorteile: Ihm konnte keine Verstrickung mit dem 
Nationalsozialismus vorgeworfen werden und er verfügte als Germanistikprofessor über eine 
entsprechende akademische Reputation, die für die Etablierung einer neuen Fakultät in den 
universitären Strukturen sicherlich wichtig erschien.  
Trotz des seit der Gründung der VSA bestehenden personellen Bestätigungsrechtes der 
Hochschulabteilung, der rigiden Maßnahmen zur Umgestaltung des Lehrkörpers im 
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November 1947 und der mit der Einsetzung Schenkowitz´ zum Leiter durch die 
Landesregierung betriebenen Zentralisierung und Politisierung von Personalentscheidungen 
entsprach die Zusammensetzung des VSA-Kollegiums nicht den Vorstellungen der SED. Die 
Lehrerschaft blieb insgesamt bürgerlich geprägt, weil in den ersten Nachkriegsjahren nicht 
auf das nötige Fachwissen der vor 1945 bzw. vor 1933 ausgebildeten Fachkräfte verzichtet 
werden konnte. Diese waren zwar an der Rostocker VSA schon überwiegend Mitglieder der 
SED, vertraten aber oft nur formal deren Positionen. Ein solches Ergebnis bestätigen auch die 
Zeitzeugenaussagen: „Die Dozenten an der Vorstudienabteilung bzw. ABF waren 
hervorragende Fachleute. Man hatte dort wirklich gute Leute ausgesucht. Nicht nach der 
Parteizugehörigkeit – obgleich die meisten auch schon zu der Zeit Mitglied der SED waren – 
sondern entscheidend war die fachliche Qualifikation. Ich hatte zum Beispiel einen Englisch-
Dozenten, Herrn Dr. Stüwe, [...], der ganz hervorragend war und für den wir durchs Feuer 
gegangen wären. Er ist aber nie politisch in Erscheinung getreten. Es gab auch einige 
ehemalige NSDAP-Mitglieder unter den Dozenten. Von Joseph Boser und Erich Stüwe war 
dies bekannt. Es spielte aber zu der Zeit keine Rolle. Sie waren ja nicht irgendwie belastet, 
sondern formale Mitglieder gewesen. Der Umgang mit den Dozenten war freundschaftlich 
aber respektvoll, was nicht gewisse Neckereien ausschließt. Wir hatten zum Beispiel einen 
Dozenten, Paul Beutz, der hätte auch in der Feuerzangenbowle mitspielen können. 
Überwiegend gab es einen deutlichen Altersunterschied zwischen den Studenten und 
Dozenten, obwohl es auch einige jüngere Dozenten gab. Letztlich war es eine 
Erwachsenenbildung, was sich auch im Unterricht bemerkbar machte.“682  
 
7.1.2 An der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät 
Die für die VSA getroffenen Feststellungen galten auch noch nach der Umgestaltung zur ABF 
für die frühen fünfziger Jahre, in denen erst nach und nach die älteren Lehrkräfte durch neue, 
an den Pädagogischen Fakultäten indoktrinierte und agitierte Lehrer ersetzt werden konnten. 
Beispielhaft verdeutlichen dies die Äußerungen des Zeitzeugen Erich Biester, der von 1949 
bis 1952 die Einrichtung besuchte: „Zum  Lehrkörper an der ABF: Wir, [...] hatten alte, 
erfahrene und gute Lehrer. Mit gut meine ich fachliche Erfahrung und Wissen. [...] Ich 
möchte hierzu noch zwei Beispiele anführen: In der Zeit der biologischen Revolution in der 
UdSSR waren 1951 Weltfestspiele in Berlin und dort haben wir uns jarowisiertes Getreide, d. 
h. Wintergetreide was im Frühjahr nach dem Kälteschock ausgesät wurde und vom Frühjahr 
bis zum Sommer reifte, angesehen. Das Verfahren nannte sich damals Jarowisation. Mein 
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Biologielehrer «Papa» Boser sagte dann in diesem Rahmen: Das wurde in den zwanziger 
Jahren von deutschen Wissenschaftlern erforscht und heißt eigentlich Vernalisation. Damals 
war ja alles von den Russen entdeckt worden. Die Lehrer waren erfahren genug, um uns nicht 
voll in dem Trend der Zeit und nur auf Linie laufen zu lassen. Im Deutschunterricht mussten 
wir mal einen Aufsatz über Gogol schreiben. Der war in den bürgerlichen Realismus 
eingeordnet [...] Jedenfalls schrieb ich das Gegenteil der offiziellen Meinung und begründete 
dies. Damals wurde alles bestimmten Kategorien zugeordnet und Gogol eben dem 
bürgerlichen Realismus. Ich hatte dazu eine andere Meinung. Dann stand unter meinem 
Aufsatz: «Mit der Meinung des Autors nicht einverstanden, aber eine sehr gute Begründung 
seiner Position. Note: 1». Ich will Ihnen damit sagen, dass diese Lehrer ihre eigene Position 
hatten, aber im Zwang der Zeit steckten, genauso wie alle anderen. Trotzdem haben sie uns 
dazu gebracht, auch eigene Positionen zu entwickeln.“683  
Wie sich herausstellte, entsprach auch der erste Direktor der ABF Rostock, Prof. Erich 
Sielaff, seiner eindeutig sozialdemokratisch-bürgerlich geprägten Vita – er hatte seine 
Lehramtsausbildung noch im Kaiserreich absolviert – und den Diskussionen innerhalb der 
SED-Untergruppe der ABF nach,
684
 nicht den Vorstellungen, welche die Landesregierung 
hinsichtlich der Leitung der ABF hegte: „Der Direktor der Arbeiter- und Bauernfakultät muß 
ein politischer Funktionär sein; ob er Pädagoge ist, oder aus einem anderen Beruf stammt, ist 
nebensächlich. Er hat in erster Linie eine politische Aufgabe und ist verantwortlich für die 
Politik an der Arbeiter- und Bauernfakultät.“685 Ungeachtet verstärkter politischer Schulungen 
der Dozenten, um ihnen Gelegenheit zu geben, „sich über die gegenwärtigen Fragen der 
Gesellschaft und Politik grundlegend […] zu orientieren“686, hat sich Erich Sielaff mehr als 
Pädagoge, denn als Parteifunktionär verstanden, weshalb seine politische Arbeit vom 
Ministerium für Volksbildung kritisch gesehen wurde: „Wir sind der Ansicht, dass ein Lehrer 
nicht erst eine Schulungsstunde oder eine Schulungsreihe mitzumachen braucht, um sich über 
Gegenwartsfragen zu informieren […] Die Schulungen sollten auch nicht dazu dienen, sich 
gegenseitig zu «orientieren», sondern die Lehrerschaft mit den grundsätzlichen Fragen des 
Marxismus-Leninismus vertraut zu machen, sie zum Studium der grundsätzlichen Werke des 
Marxismus-Leninismus zu verpflichten. In Seminaren und Übungen muss ihnen die 
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 130 
Anwendung der Kenntnisse des Marxismus-Leninismus auf ihre fachliche Arbeit gezeigt 
werden.“687  
Mit der fachlichen Arbeit der neuen, vorrangig nach politischen Erwägungen ausgewählten 
Kollegen, war Sielaff allerdings nicht zufrieden und „verstieg sich (gegenüber dem SfH, C. 
H.) zu der Behauptung […], daß das Ministerium für Volksbildung, Schwerin, die 
schlechtesten Kräfte an die A. u. B. Fakultät schickte.“688 Auf eine gute Zusammenarbeit 
zwischen dem Volksbildungsministerium des Landes und dem ABF-Direktor lässt sich daraus 
definitiv nicht schließen. Trotz alledem ist ein ambivalentes Verhalten der Fakultätsleitung im 
Rahmen ihres Vorschlagsrechtes bei der Auswahl und Entlassung von Lehrpersonal nicht zu 
leugnen. Die Berichte über den Austausch von Lehrkräften machen deutlich, dass es nicht nur 
auf fachliche, methodische und pädagogische Gesichtspunkte ankam, sondern auch auf die 
gesellschaftspolitische Aktivität und die Ausbildung an einer Pädagogischen Fakultät nach 
1945: „Herr F. (Fandrey, Lehrer für Russisch und Absolvent der Pädagogischen Fakultät in 
Rostock, C. H.) ist nach Aussage der maßgebenden Stellen der Universität und der pol. 
Organisationen an der Universität fachlich und gesellschaftlich gut geeignet. […] Herr Dr. 
Oehlschlegel (Lehrer für Mathematik/Physik, C. H.) genügt zwar den Anforderungen der 
Fakultät in seinen wissenschaftlichen Leistungen und in der Methodik seiner Fächer, ist aber 
durch seine Zurückhaltung, gesellschaftliche Probleme der Gegenwart zu erörtern wenig 
geeignet […]“, weshalb er in seine alte Stellung zurückkehren sollte.689 Dass Erich Sielaff 
derartige Personalentscheidungen mit verantwortete, ist in Anbetracht seines Lebensweges 
schwer nachvollziehbar, wurde er doch nach der Machtergreifung durch die NSDAP aus 
politischen Gründen seines Amtes als Schulleiter enthoben und zwangsversetzt. Es ist 
anzunehmen, dass dem altgedienten Sozialdemokraten und hervorragenden Fachdidaktiker 
letztlich die starke Betonung der politischen Rolle eines ABF-Direktors aber nicht 
entgegenkam. Der in der Lehramtsausbildung bewanderte Germanist verließ bereits nach zwei 
Jahren die ABF und nahm dankend einen Ruf auf die Professur für Methodik des 
Deutschunterrichts in Rostock an.   
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Der Erich Sielaff in der ABF-Leitung zur Seite gestellte Studiendirektor Johannes Rempel 
hatte sein Studium, ähnlich wie Lotte Jahn, unter nationalsozialistischer Herrschaft begonnen, 
musste dieses aber kriegsbedingt unterbrechen und konnte erst nach 1945 seine Ausbildung 
zum Geschichtslehrer beenden. Er trat schon Anfang Januar 1946 der KPD bei und war für 
etwa drei Jahre Mitglied der Parteileitung an der ABF. Als linientreues SED-Mitglied kann 
Rempel dennoch nicht betrachtet werden. So leitete er beispielsweise Berichte, die für das 
SfH bestimmt waren, trotz entsprechender Absprachen, nicht vorab an die UPL, weil er der 
Meinung war, „dieses sei nur eine Angelegenheit der Fakultät.“ Die UPL monierte sein 
Verhalten, weil „die Parteileitung von allen Problemen, die an der Fakultät bestehen, in 
Kenntnis gesetzt werden muß.“690 Außerdem ziemte es sich für einen Genossen nicht, schon 
den bloßen Verdacht eines Verstoßes gegen das „Gesetz zum Schutz des Volkseigentums“ zu 
erregen.
691
 Rempel wurde Anfang 1953 vorgeworfen sich unrechtmäßig Gardinenstoff aus 
dem Studentenwohnheim der ABF angeeignet zu haben. Ob die Vorwürfe berechtigt waren 
oder nur als Vorwand genutzt wurden, um den Studiendirektor wegen seiner ungenügenden 
Parteidisziplin zu maßregeln, kann nicht mehr eindeutig aufgeklärt werden. Der zeitliche 
Zusammenhang zwischen der negativen Einschätzung der Arbeit der ABF-GO durch 
Parteiinstrukteure und der plötzlich aufkommende Vorwurf der Unterschlagung deuten aber 
eher auf einen Vorwand. So hatte Rempels nachvollziehbarer Widerspruch gegen seine 
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Abbildung 11: Prof. Erich Sielaff  
Direktor der ABF 
von 1949 bis 1951 (UAR) 
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Studiendirektor der ABF von 1949 bis 
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sofortige Entlassung keine Aussicht auf Erfolg.
692
 Rektor Erich Schlesinger hatte ihn mit dem 
Hinweis der „schwere des Verdachtes“ und des „Einvernehmens mit dem Staatsekretariat für 
Hochschulwesen“ seiner Funktionen enthoben und ihm jeglichen Zugang zur Fakultät 
untersagt.
693
 Es lag jedoch weder eine besonders schwere Straftat vor, noch eine Bestätigung 
des SfH. Die Farce um den Gardinenstoff endete in der Flucht des ehemaligen ABF-
Studiendirektors nach Westdeutschland am 21.03.1953.
694
 Da Johannes Rempel seit Februar 
1953 auch vorübergehend die Leitung der ABF von Werner Loch, „der zur Dienstleistung ins 
Staatssekretariat abgeordnet“ war, übernommen hatte, wurde nach Rempels Entlassung 
kurzfristig Prof. Dr. Fritz Müller – neben seiner bisherigen Funktion als Leiter der 
Pädagogischen Fakultät – für etwa zwei Monate zum kommissarischen Direktor der ABF 
ernannt.
695
  
Eine Rückkehr von Werner Loch, der seit September 1951 Direktor der ABF war, schien im 
Rektorat als unwahrscheinlich, weshalb Schlesinger die „baldige definitive Besetzung der 
Stelle“ als besonders dringlich betrachtete.696 Loch, ein typischer Parteikarrierist, hatte nach 
seinem Lehramtsstudium im Fach Geschichte in Leipzig kurzzeitig als Dozent an der dortigen 
ABF unterrichtet, bevor er, immerhin erst mit etwa einem Jahr Berufserfahrung als Lehrer, 
den Direktorenposten in Rostock übernahm und hier bereits 1952 für seine „ausgezeichneten 
Leistungen“ geehrt wurde. Anfang März verließ er jedoch sehr kurzfristig die ABF, um nicht 
näher erläuterte „Sonderaufgaben“ im SfH zu übernehmen und fungierte dort als 
Kommandeur der neu aufgestellten Betriebskampfgruppe und stellvertretender Vorsitzender 
der Parteileitung. Mit den Ereignissen um den 17. Juni 1953 stieg Werner Loch zum Leiter 
der Abteilung ABF im SfH auf. Ob ihn seine nur eineinhalbjährige Direktorenfunktion an der 
ABF dafür prädestinierte, bleibt mit Blick auf die wenigen im ABF-Bestand des UAR 
enthaltenen Dokumente zu seiner Person und Tätigkeit in Rostock, die dann auch 
grundsätzlich im Rahmen der damals üblichen politischen Proklamationen zu sehen sind, eher 
fraglich. 
Das Bitten des Universitätsrektors auf eine zügige Besetzung des offenen Leitungspostens 
fand in Berlin Gehör. Im Mai 1953 wurde der ehemalige Dozent für Kader und Erziehung an 
der ABF und „angesehene Genosse“ Arthur Wruck zum Direktor ernannt. Wruck passte 
aufgrund seines Werdeganges hervorragend an die ABF. Er stammte aus einer Arbeiterfamilie 
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und war selbst bis zur Einberufung zur Wehrmacht als Hilfsarbeiter in einem Sägewerk tätig. 
In den Kriegsjahren 1940/41 absolvierte er eine Schlosserlehre, wurde 1944 wieder zum 
Kriegsdienst in Frankreich eingezogen und geriet in amerikanische Gefangenschaft. Nach 
seiner Entlassung im Februar 1946 nahm er in Schwerin an einem Neulehrerkurs teil, war 
anschließend Schulamtsanwärter, in den Jahren 1947 bis 1949 Leiter einer Dorfschule und 
übernahm mit Gründung der Rostocker ABF im Oktober 1949 dort eine Fachlehrerstelle für 
Geschichte und Gegenwartskunde. Wruck, der seit April 1946 SED-Mitglied war, sollte die 
Fakultät in fachlicher und politischer Hinsicht voranbringen, was ihm der Aktenlage nach 
aber nur kurzzeitig gelang. Der Abschlussbericht einer Kontrollbrigade des SfH stellte im 
Studienjahr 1954 zahlreiche Mängel in der „politisch-ideologischen Arbeit“ an der ABF 
fest.
697
 Besonders enttäuscht war das SfH über die fehlende „einheitliche Erzieherfront“ und 
darüber das „kein fester Kern von Dozenten, der die gegebene politische Linie im Lehrkörper 
durchsetzt, der die Beschlüsse und Vorschläge der Direktion vom politischen Gesichtspunkt 
aus betrachtet“ vorhanden wäre. Die Kontrolleure monierten, dass der „Lehrkörper sehr 
geneigt (ist, C. H.), sogar gegen die Beschlüsse der Direktion aufzutreten oder Anordnungen 
[…] nur formal durchzuführen oder zu übersehen“. In den Fachgruppensitzungen wurde offen 
„die übermäßige Betonung der politisch-ideologischen Verantwortung der Dozenten, die 
Heranziehung zu politischen Vorträgen und die dauerhafte «nationale Notstandssituation» 
kritisiert.“ Nur ein kleiner Teil der Dozenten vertrat, dem Bericht zufolge, im Unterricht 
„überzeugend die richtige politische Linie.“ Die Ursachen für diese Mängel wurden vor allem 
in der ungenügenden Kontrolle durch die Direktion gesehen. Im Zuge steigender 
Studentenzahlen ist zu berücksichtigen, dass sich seit Gründung der ABF der Lehrkörper bis 
1954 um 73 Prozent, auf einen Höchststand von 63 Dozenten, vergrößerte. Ein 
Zusammenhang mit der Einstellung zahlreicher neuer Lehrkräfte und dem negativen SfH-
Bericht ist kaum abzustreiten.  
Als im April 1955 auf einer der turnusmäßigen ABF-Direktorenkonferenzen beim SfH, 
Abteilungsleiter Werner Loch bezüglich der Qualifizierung der einzelnen Leitungsmitglieder 
festlegte, „daß alle Direktoren zumindest das Staatsexamen haben müssen“698, wurde klar, 
dass Arthur Wruck nach den aufgetretenen Schwierigkeiten und ohne den geforderten 
Abschluss nicht mehr in seiner Position verbleiben konnte. Wruck sollte deshalb in 
Abstimmung mit der Abteilung Wissenschaft des ZK für seine weitere Qualifizierung eine 
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Delegierung für einen einjährigen Staatsfunktionärslehrgang an die Parteihochschule Karl 
Marx als „Anerkennung und Auszeichnung für die geleistete Arbeit“ erhalten, um „nach 
erfolgreichem Abschluß des Lehrgangs eine größere Fakultät“ zu übernehmen. Es stellte sich 
jedoch heraus, dass eine entsprechende Delegierung von Seiten der Partei nicht erfolgen 
würde. In einem Kadergespräch in der SED-Kreisleitung kamen die Gründe seiner Ablösung 
zum Vorschein: „Der Gen. Wruck muß abgelöst werden, da er am Rande seiner 
Leistungsfähigkeit steht, wodurch eine Stagnation in der Weiterentwicklung der Fakultät 
eingetreten ist.“ Wruck wurden keine politischen oder groben fachlichen Fehler vorgeworfen, 
er wurde gar als „einer der fleißigsten und bewußtesten Direktoren“ mit einer ausgeprägten 
Parteiverbundenheit gelobt. Derartige Floskeln konnten aber nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass er mit seinem Dienstposten überfordert war und dies nicht nur wegen seiner 
unzureichenden Vorbildung, sondern auch aufgrund seiner Alkoholprobleme, weshalb er im 
September und Oktober 1955 eine entsprechende Kureinrichtung aufsuchte.
699
 Trotzdem blieb 
er für die ABF in Rostock untragbar. Im August 1956 übernahm er eine Dozentenstelle an der 
Kadettenanstalt der NVA in Naumburg.  
Mit der Einsetzung von Wolfgang Brauer
700
 sollte die ABF „Ernst-Thälmann“ in ruhigeres 
Fahrwasser steuern. Obwohl Brauer seit 1942 in der Kriegsmarine diente, konnte er nach 
seiner Entlassung aus britischer Kriegsgefangenschaft zügig Anschluss an die neuen 
politischen Strukturen in der sowjetischen Besatzungszone finden und wurde bereits im 
Sommer 1945 in seinem sächsischen Heimatort zum Neulehrer der dortigen Dorfschule. Auch 
wenn er während des Krieges nur ein Notabitur ablegen konnte, schien er für diese Aufgabe 
dennoch geeignet, möglicherweise weil sein Vater, der sich noch bis 1947/48 in 
Kriegsgefangenschaft befand, zuvor Kantor und Volksschullehrer im Ort war. Brauer 
bewährte sich und so delegierte ihn das Kreisschulamt 1948 zum Studium an die 
neugegründete Pädagogische Fakultät nach Leipzig. Hier studierte er bis 1951 Pädagogik, 
Deutsch und Englisch und unterrichtete nach seinem Abschluss an der Leipziger ABF. Auch 
wenn Brauer seiner sozialen Herkunft nach nicht dem geforderten Typus eines ABF-
Dozenten, wie beispielsweise Arthur Wruck, entsprach, so identifizierte er sich doch sehr 
schnell mit der Fakultät: „Diese Tätigkeit an der ABF hat mich vom ersten Augenblick an 
fasziniert, vor allem wegen dieses völlig ungewöhnlichen kameradschaftlichen Verhältnisses 
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zwischen Lehrkörper und Studenten.“701 Politisch lernte er schnell von seinen Schülern des 
gesellschaftswissenschaftlichen Abschlussjahrganges, die „sich auf diesem Gebiet zum Teil 
viel besser aus(kannten) als ich“702 und wurde innerhalb eines Jahres zum Fachgruppenleiter 
und schließlich Studiendirektor der ABF Leipzig. Mit der Erlangung der Lehrbefähigung für 
die Oberstufe 1956 qualifizierte sich Wolfgang Brauer für den Direktorenposten in Rostock. 
Hilfreich war bei diesem Karriereweg mit Sicherheit auch sein langjähriges Engagement in 
der SED-Parteiorganisation sowie seine Freundschaft mit dem ehemaligen Leipziger 
Kollegen, Volker Hildebrand, der bereits als Studiendirektor für Gesellschaftswissenschaften 
an der ABF in Rostock tätig war und sich beim SfH für seine Einsetzung aussprach
703
. Brauer 
verstand es durch seine Personalpolitik sehr gut, die ABF wieder „gesellschaftlich 
voranzubringen“. Er legte weniger Wert auf die soziale Herkunft der Lehrkräfte, als vielmehr 
darauf, dass „sie in dieser Einheit von fachlicher Tüchtigkeit und politischer Überzeugung für 
diese Einrichtung brauchbar waren.“704 Einerseits vertraute er deshalb auf alte Kollegen aus 
Leipzig, die wichtige Funktionen wahrnahmen, wie Volker Hildebrand als Studiendirektor 
und Gernot Pflugk als Heimleiter. Andererseits konzentrierte der neue Direktor die 
Personalsuche auf Absolventen der entsprechenden Fachfakultäten der Universität Rostock 
die „einen mindestens guten Fachabschluss erreichten und die ein gewisses Maß ein 
politischer Aktivität und Erfahrung zeigen konnten. Denn sich bei den Aufgaben und Zielen 
der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät, die wir ja erreichen wollten, mit Leuten zu versehen, die in 
der einen oder anderen Hinsicht zusätzlich Arbeit machten, das war nicht nötig.“705 Wie mit 
Dozenten verfahren wurde, die dann doch „zusätzlich Arbeit machten“ oder „ein 
ungebührliches Maß an Zeit führender Genossen absorbiert(en)“ wurde bereits geschildert.706 
In dieser Hinsicht war Wolfgang Brauer deutlich weniger tolerant als sein, vom Kollegium als 
sehr „kameradschaftlich“ angesehener, Vorgänger Arthur Wruck. Auch die „innere Disziplin“ 
des Lehrkörpers bzw. die „Erziehung der Erzieher“ wurde von der neuen Direktion wesentlich 
stringenter durchgesetzt. Aufbauend auf seinen Erfahrungen aus Leipzig stärkte Brauer die 
Funktion des Fachgruppenleiters, „ein besonders erfahrener und politisch zuverlässiger Mann 
bzw. eine Frau“707. Dieser war angehalten, regelmäßig bei seinen Fachkollegen zu 
hospitieren, um deren Arbeit zu beurteilen und ausführliche Einschätzungen zu verfassen. Die 
Hospitationen wurden parallel noch unterstützt durch die Studiendirektoren, so dass ein, 
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durchaus DDR-typisches, umfangreiches Protokollwesen entstand. Auf den monatlichen 
Fachgruppensitzungen wurde schließlich die Gesamtsituation der Fachgruppe selbstkritisch 
reflektiert und über entsprechende Maßnahmen, wie Fortbildungen, beraten: „Da herrschte 
eine strenge interne Disziplin. Das musste man aushalten und musste wissen, wozu man sich 
da verpflichtet. Das war sicherlich sehr viel strenger und geordneter als an den Erweiterten 
Oberschulen.“708 
Mit der Einsetzung von Hans-Joachim Martin als Studiendirektor 1959 erhielt Brauer eine 
wertvolle Stütze bei der politischen Formung des Dozentenkollektivs. Martin hatte sich schon 
in der SED-Parteiarbeit an der Fakultät bewährt.
709
 Auch wenn er rückblickend betont, dass es 
zahllose parteilose Lehrkräfte gab und kein „Monolith von Parteiangehörigen bestand“,710 so 
bleibt doch festzuhalten, dass im letzten Jahr des Bestehens der ABF von 35 Dozenten nur 
acht keiner Partei angehörten und nur ein Kollege Mitglied der CDU war. Die Parteilosigkeit 
von Dozenten war indessen an der ABF durchaus ein Kriterium für Argwohn und Kritik: „Es 
gibt bei uns noch eine Reihe von Kollegen, die gute Lehrer und Fachleute sind, aber noch 
nicht den Sprung zum bewußten Kämpfer für den Sozialismus getan haben, die in politischen 
Problemen immer interessiert sind, aber in wesentlichen Grundfragen noch bei der 
theoretischen Auseinandersetzung stehenbleiben und nicht konsequent und in der vordersten 
Reihe den Standpunkt der Arbeiterklasse vertreten.“711 Alle daraufhin genannten Kollegen 
waren parteilos. Diese und ähnliche Gesamteinschätzungen der Jahre 1962/63 verdeutlichen 
zwar, dass sich die Zusammensetzung des Lehrkörpers im Vergleich zu den Jahren 1954/55 
politisch und fachlich deutlich verbessert hatte, die hohen politisch-ideologischen 
Anforderungen an die ABF-Dozenten konnten aber auch in den letzten Jahren des Bestehens 
der Fakultät nicht vollständig erfüllt werden. 
 
7.1.3 Vergleich der Kollegien 
Der Blick auf die Zusammensetzung des Lehrkörpers im Vergleich der Jahre 1948, 1952 und 
1960 verrät dessen zunehmende Umstrukturierung.
712 
In der Phase der VSA dominierten, trotz 
der hohen Kriegsverluste, die männlichen Lehrkräfte mit bis zu 95 Prozent. Der Einsatz von 
wissenschaftlichen Mitarbeitern der Universität, die in den ersten Nachkriegsjahren fast 
ausschließlich von einer männlichen Dozentenschaft geprägt war, spiegelte sich auch an der 
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VSA wider. Erst mit der Umbildung zur ABF, einem deutlich gestiegenen Lehrkräftebedarf 
verbunden mit einem landesweiten Lehrkräftemangel, stieg der Frauenanteil auf etwa 21 
Prozent und hielt sich ungefähr bei diesem Wert bis zur Schließung der Einrichtung 1963. 
Diagramm und Tabelle 2: 
 
Gesamt männlich weiblich SED CDU Arbeiter und Bauern Angestellte freie Berufe Intelligenz Pomovierte
1948 19 18 1 9 5 0 10 0 9 9
100,0% 94,7% 5,3% 47,4% 26,3% 0,0% 52,6% 0,0% 47,4% 47,4%
1952 33 26 7 23 4 14 12 2 5 4
100,0% 78,8% 21,2% 69,7% 12,1% 42,0% 36,4% 6,1% 15,2% 12,1%
1960 40 31 9 29 1 15 # # # 0
100,0% 77,5% 22,5% 72,5% 2,5% 37,5% # # # 0,0%  
Die Einstellung von Frauen wurde nie mit besonderer Priorität verfolgt, was auch auf die 
ausschließlich von männlichen ABF-Direktoren betriebene Personalpolitik zurückführbar ist. 
Damit blieb der Frauenanteil ähnlich gering, wie auch innerhalb der Hörerschaft. Dies machte 
möglichweise neben der geforderten strengen fachlichen, wie politischen Disziplin und den 
mitunter militärisch anmutenden Erziehungsmethoden, eine Anstellung an der ABF für junge 
Lehramtsabsolventinnen nicht sonderlich attraktiv.  
Stärker als der Frauenanteil veränderte sich die politische und soziale Zusammensetzung des 
ABF-Kollegiums. So stieg der Anteil der SED-Mitglieder, der 1948 im Vergleich zu den 
Universitätslehrkräften schon sehr hoch lag,
713
 bis 1952 um 23 Prozentpunkte an. In späteren 
Jahren hielten sich die Mitgliedswerte etwa konstant zwischen 70 bis 75 Prozent. Neben der 
bei der Neueinstellung von Lehrkräften positiv wirkenden Zugehörigkeit zur SED, konnte 
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dieser hohe Prozentsatz auch durch eine kontinuierliche Anwerbung bisher parteiloser 
Dozenten erreicht werden.  
Insgesamt lässt sich seit 1948, u. a. anhand der Vorlesungsverzeichnisse,
714
 eine hohe 
Personalfluktuation feststellen. Der personelle Wechsel fand einerseits ungewollt, durch die 
Westmigration von Lehrkräften statt und war andererseits gewollt, indem neue politisch und 
ideologisch gefestigtere Lehrer, die ihre Ausbildung nach 1945 bzw. 1949 absolviert hatten, 
verstärkt zur ABF herangezogen wurden. Viele von ihnen kamen sogar direkt nach ihrem 
Studienabschluss an die Einrichtung und nicht selten waren es selbst ehemalige Absolventen 
der ABF, z. B. Günther Busch, Heinz Fox, Marianne Golla, Manfred Haiduk und Gerhard 
Roger. Damit veränderte sich auch das soziale und fachliche Profil. Während an der VSA alle 
Dozenten aus Angestellten- oder Akademikerhaushalten stammten,
715
 ihre Ausbildung 
größtenteils noch in der Weimarer Republik bzw. sogar im Kaiserreich abgeschlossen hatten, 
war dieser Personenanteil an der ABF zugunsten neu ausgebildeter junger Fachlehrer, die 
ihrer überwiegenden Herkunft aus Arbeiter- und Bauernkreisen nach als systemloyale „neue 
Intelligenz“ angesehen wurden, eingebrochen. Bis 1952, bedingt durch umfangreiche 
Entlassungen bzw. Versetzungen und zahlreiche Neueinstellungen, konnte der Anteil der 
Lehrkräfte, die der sozialen Herkunft oder Stellung nach, dem Arbeiter- und Bauernmilieu 
zugeordnet wurden, auf 42 Prozent erhöht werden. 
Verfügte 1948 aufgrund der personellen Verflechtung mit der Universität noch etwa die 
Hälfte der VSA-Dozenten über einen Doktortitel, ist in den folgenden Jahren ein starker 
Rückgang der Promovierten erkennbar, der darauf hindeutet, dass die ABF durch den Aufbau 
eines eigenen Mitarbeiterstammes, weniger auf den Einsatz von Universitätslehrkräften 
angewiesen war, womit wiederum eine stärkere Verschulung des Unterrichts einherging. 
Spätestens mit der Übernahme des Direktorenamtes durch Wolfgang Brauer wurde die 
Umgestaltung des Lehrkörpers zu einer „einheitlichen Erzieherfront“ im Sinne der politischen 
Ziele der SED nochmals forciert, auch unter Inkaufnahme, dass die Zahl der Dozenten aus 
dem Arbeiter- und Bauernmilieu leicht zurückging. Nun wurden Lehrkräfte, unabhängig 
davon, ob sie den gewünschten sozialen Hintergrund oder ob sie hervorragende fachlich-
pädagogischen Leistungen vorweisen konnten, ohne eine eindeutige politisch-ideologische 
Positionierung nicht mehr an der ABF toleriert. 
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 Das bestätigen auch Zeitzeugenaussagen: Vgl. Transkription des Zeitzeugengespräches vom 28.04.2008 mit 
Prof. Dr. Otto Pulow, S. 398. 
715
 In allen Fällen war mindestens ein Elternteil akademisch vorgebildet und in der Regel sind drei 
Berufsgruppen vertreten: Studienräte, Professoren und Ingenieure. 
 139 
7.1.4 Westmigration 
Wie mehreren Berichten der SED-Fakultätsgruppe zu entnehmen ist,
716
 kam es auch an der 
ABF Rostock, jedenfalls bis zum Mauerbau 1961, nicht selten vor, dass „die Schmiede selbst 
dann schon republikflüchtig“ wurden.717 Insgesamt flüchteten 22 Dozenten der ABF „Ernst 
Thälmann“ zwischen 1949 bis 1963 in die Bundesrepublik.718 Der Anfang 1955 einsetzenden 
Verschärfung der politisch-ideologischen Arbeit mit dem Zwang zur Bildung eines 
Erzieherkollektivs, zur besseren „Überzeugungsarbeit“ und „Bewusstseinsbildung“, führte zu 
einer bis dahin nicht aufgetretenen Zahl von Republikfluchten unter den Dozenten: 
„Selbstverständlich hat es auch Angehörige des Lehrkörpers gegeben, die ihre Pflichten nicht 
ernst nahmen. […] Das zeigt sich darin, das im laufenden Kalenderjahr 8 Dozenten, darunter 
6 Genossen, die Fakultät verlassen haben und sich nach dem Westen abwerben ließen.“719 Die 
Ursachen hierfür wurden selbstverständlich nicht in „Objektiven Schwierigkeiten“, wie der 
„Nicht-Gestellung einer Wohnung oder sonstige kleine Verärgerungen“ gesehen, sondern 
wiederum in einer Schwäche der Parteiarbeit, die der „Klassengegner“ ausgenutzt hätte – eine 
zirkuläre Schlussfolgerung, während die ABF-Studenten bereits spekulierten, „wer wohl der 
nächste sein werde.“720 Um die Gründe für eine solche Flucht und einen möglichen 
Zusammenhang mit anderen republikflüchtigen Dozenten zu ermitteln, schickte die 
Parteileitung der ABF im November 1955 den Heimpädagogen Bernhard Thum nach 
Hamburg, um mit dem Dozentenehepaar Schwerthalter zu sprechen. Weil dies ein einmaliger 
Vorgang war und der Bericht die wahren Hintergründe einer Flucht darlegt, ist er von großem 
Interesse: „Frau Schwerthalter behauptete, daß die Vorbereitungen zu Republikflucht nicht 
miteinander abgesprochen waren, sondern dieser Entschluß bei jedem Einzelnen selbst gereift 
sei ohne Beeinflußung durch andere. Als Gründe für die Republikflucht (auch bei allen 
anderen!) gab das Ehepaar Schwerthalter, insbesondere Frau Schwerthalter […] an: Ihr 
Entschluß sei nicht plötzlich gekommen, auch nicht bedingt durch die Versetzung von Egon 
Schwerthalter wegen der bekannten «Affäre» mit der ehemaligen Studentin Dalisda und auch 
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nicht ausschließlich wegen der Situation an der ABF, sondern seit langer Zeit trugen sie sich 
mit diesem Gedanken. […] Im Laufe der Jahre seien sie zu der Überzeugung gekommen, daß 
die Praxis nicht mit der Theorie übereinstimme. Unser ganzes System hier in der DDR gefalle 
ihnen nicht; man hätte zu wenig persönliche Freiheit. […] Überall gebe es zuviel Druck, und 
keiner könnte seine wahre Meinung äußern. […] Sie selbst hätten es nicht gewagt, 
irgendwelche Bedenken zu äußern, weil sie dann gleich als «verdächtig» weggekommen 
wären. Es seien so viele unberechtigte Verhaftungen vorgenommen worden. […]  
Die Wahlen zur Volkskammer wären keine demokratischen, freien Wahlen gewesen, sondern 
nur ein Stimmenfang. Wozu die ganze «Bearbeitung der Bevölkerung» vorher? Befragt über 
ihre Meinung zur Fakultät erklärten sie, daß auch die führenden Funktionäre an der Fakultät ja 
gar nicht anders könnten. Wenn sie anders auftreten wollten, wären sie ja nicht mehr 
«linientreu». Als besonderer «Scharfmacher» bezeichneten sie die Genossin Regenstein, die 
als Intrigantin aufgetreten wäre, indem sie Nachrichten über die Fakultät an das 
Staatssekretariat, speziell an den Genossen Loch, überbrachte, ohne mit den Kollegen darüber 
zu sprechen. Mit dem Gedanken der Rückkehr haben sie sich noch nicht beschäftigt. Sie 
haben das bisher für unmöglich gehalten, aus Furcht, hier dann vollkommen «zerschmettert» 
zu werden. […] Auf die spätere Verantwortung hingewiesen, kam deutlich zum Ausdruck, 
[…] daß sie der Meinung sind, daß es eine Einheit Deutschlands, wie wir sie uns vorstellen, 
nicht geben wird. Sie haben große Zweifel an der revolutionären Kraft der Arbeiterklasse […] 
Es zeigt sich, daß sie […] z.T. von dem hohen Warenangebot geblendet sind, vor allem aber 
jetzt «unbelästigt» sind und sich «frei» fühlen.“721 
Die von der Familie Schwerthalter dargelegten Fluchtursachen erwiesen sich als 
systemimmanent für die DDR. Die Leitung der ABF unter Wolfgang Brauer versuchte 
deshalb möglichst schon bei der Einstellung neuer Kollegen, ihr systemloyales Verhalten 
festzustellen, dieses dann kontinuierlich zu prüfen und sich von möglichen Problemfällen 
rechtzeitig zu trennen. Schließlich wurde das, für die ABF-Direktion besonders heikle, 
Problem der Republikflucht von Lehrkräften durch den Mauerbau im August 1961 prinzipiell 
eingedämmt, weshalb Brauer diesen Schritt Walter Ulbrichts „mit einer gewissen 
Erleichterung“ aufnahm: „Zumal dann auch sehr bald zu spüren war, dass sich nach dem 
Mauerbau die Verhältnisse in der DDR verbesserten. Das ganze Leben wurde ruhiger. Es war 
nicht mehr diese Anspannung und diese Hektik da, mit der ständigen Überraschung der 
Republikfluchten. Man war ja vorher nicht gewiss, wer am nächsten Tag noch da ist. Das fiel 
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weg und es setzte eine Art «Entspannung» ein.“722 Der Preis für diese Art «Entspannung» war 
aber letzten Endes einer Mehrheit der DDR-Bürger zu hoch.  
 
7.2 Struktur und Entwicklung der Studentenschaft 
 
7.2.1 Anzahl 
Als die VSA Ende 1946 ihren Betrieb aufnahm, wurden 254 Vorstudienschüler an der 
Einrichtung aufgenommen.
723
 Bis zum 31.12.1947 fiel diese Zahl jedoch um rund 39 
Prozentpunkte. Dieser Abschwung ist vornehmlich mit der Verschärfung der 
Zulassungsbedingungen durch die DVV-Richtlinie vom 16.12.1947 zu erklären. Außerdem 
fanden mit der Tätigkeit der Überprüfungskommission im November 1947 nicht nur 
umfangreiche Umstrukturierungen im Lehrkörper statt, sondern es mussten auch viele Schüler 
die VSA verlassen, weil sie falsche Angaben zu ihrer sozialen Herkunft gemacht hatten. 
Hinzu kamen die besonders in den ersten Nachkriegsjahren gehäuften Abgänge aufgrund 
gesundheitlicher Probleme, vor allem durch Tuberkuloseerkrankungen oder 
familiärer/finanzieller Schwierigkeiten, u. a. durch verspätete bzw. zu geringe 
Stipendienzahlungen.
724
 Dass nach einem kurzzeitigen Anstieg der Schülerzahlen auf das 
Niveau von 1946 wiederum 1949 ein leichter Einbruch zu verzeichnen ist, kann erneut mit 
den strafferen Zulassungsbedingungen des Mai 1949 in Verbindung gebracht werden, die 
erstmals eine Tätigkeitsdauer von zwei Jahren für das Privilegierungskriterium „Arbeiter“ 
festschrieben.  
In den Jahren bis 1954 stieg die Studentenzahl um mehr als das Dreifache auf einen 
Höchststand von 818 Personen an, was immerhin einem Anteil von rund 29 Prozent an der 
Gesamtstudierendenschaft der Universität ausmachte. Im Jahr der Benennung der ABF 
Rostock nach dem „größten Sohn der deutschen Arbeiterklasse Ernst Thälmann“725 war die 
Fakultät die zweitgrößte Einrichtung der Universität Rostock.
726
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Diagramm und Tabelle 3:  
 
Jahr 1946 1947 1948 1949 1950 1951 1952 1953 1954 1955 1956 1957 1958 1959 1960 1961 1962 1963 Mittelwert
Anzahl 254 155 252 239 355 407 510 704 818 656 541 410 377 409 411 397 316 246 414  
Die drastische Erhöhung der Studentenzahl ist auf die offiziell im Juli 1950 vom Ministerrat 
der DDR,
727
 zeitlich nah mit gleich lautenden Forderungen des III. Parteitages der SED, 
beschlossene und im „Gesetz über den Fünfjahrplan zur Entwicklung der Volkswirtschaft der 
Deutschen Demokratischen Republik für die Jahre 1951-1955“728 vom 01.11.1951 sowie im 
Volkswirtschaftsplan 1953 nochmals angehobene Steigerung der Zulassungskontingente 
zurückführbar. Hierfür sind sowohl politische Gründe, wie die Erhöhung des „proletarischen“ 
Elements an den Universitäten, u. a. zur besseren Durchsetzung der Zweiten Hochschulreform 
1951/52, als auch ökonomische Gründe, wie der Ausgleich des Mangels an qualifizierten 
Fachkräften, auszumachen.
729
 Weil die neuen Hochschulabsolventen möglichst aus der, als 
SED-loyal angesehenen, Gruppe der „Werktätigen“ stammen sollten, wurden gerade die 
Kapazitäten der ABF derart stark ausgebaut. 
Nach 1954 gingen die Zulassungskontingente allerdings bis 1957/58 stetig zurück. Dieser 
Rückgang deutet auf die für das Jahr 1957 vom SfH geplante Reduzierung bzw. 
Umstrukturierung der ABF in der DDR hin.
730
 Allerdings wurde dieses ökonomisch und 
pädagogisch nachvollziehbare Anliegen des SfH durch das ZK aus eindeutig politischen 
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Gründen (Ungarnereignisse, Fraktionskämpfe in der SED) im März 1957 abgelehnt.
731
 Selbst 
die Interviewten ehemaligen ABF-Angehörigen wunderten sich über dieses Vorgehen: „Wir 
stellten uns die Frage: Wieso gibt es die ABF noch? So etwas wurde diskutiert. Es war auch 
bekannt, dass die ABF 1957 eigentlich geschlossen werden sollten. Im Grunde genommen 
waren wir damit einverstanden. Die hatten ihre Aufgabe erledigt. Außerdem gab es auch 
andere Möglichkeiten der Erwachsenenbildung, zum Beispiel das Abitur an der 
Volkshochschule nachzuholen.“732 Noch 1986 beschäftigte sich Hans-Joachim Lammel, 
langjähriger Abteilungsleiter im SfH, mit der Mitte der fünfziger Jahre diskutierten 
Reduzierungskampagne, für die er „im wesentlichen zwei reale Ansatzpunkte“, sah: „Die 
1953 einsetzende starke Verjüngung der Studierenden an den ABF (1956 waren 78 % von 
ihnen 17 bzw. 18 Jahre alt) sowie die Mitte der fünfziger Jahre erreichte soziale 
Zusammensetzung der Schüler der Oberschulen (49 % von ihnen waren Kinder von Arbeitern 
oder werktätigen Bauern). Daraus wurde abgeleitet: diese Studierenden der ABF hätten in der 
ersten Hälfte der fünfziger Jahre die Möglichkeit gehabt, das Abitur an den Oberschulen zu 
erwerben und in absehbarer Zeit könnten die ABF ihre Funktion an die Oberschule 
abtreten.“733 Auf die Frage weshalb die ABF allerdings weiter bestehen blieben und 
schließlich doch Anfang der sechziger Jahre bis auf zwei „Spezial-ABF“ geschlossen wurden, 
suchte der ehemalige ABF-Abteilungsleiter allerdings nur Ausflüchte, indem er auf rein 
agitatorische Äußerungen hoher Parteifunktionäre verwies und die faktische Schließung der 
Einrichtungen als ökonomisch orientierte Konzentration auf Schwerpunkte darstellte.
734
  
Aufgrund des politisch gewollten Weiterbestehens stabilisierten sich die Werte bis 1961 bei 
durchschnittlich 400 Studenten, was in etwa dem Mittelwert (414) im gesamten 
Untersuchungszeitraum entspricht. Nach 1961 ging jedoch die Studentenzahl kontinuierlich 
zurück, da keine Neuimmatrikulationen in Rostock stattfanden. In diesem Jahr hatte die 
Staatliche Plankommission (SPK) für den Volkswirtschaftsplan festgestellt, dass „die 
gegenwärtige Arbeitskräftelage im Bereich der materiellen Produktion“735 die Reduzierung 
der Zulassungskontingente erforderte und dass ab 1964 die Abiturabgänge die 
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Zulassungskapazitäten der Universitäten und Hochschulen bei weitem übersteigen würden. 
Nun stimmte das ZK diesen Planungen zu,
736
 vermutlich auch mit der Gewissheit, dass nach 
dem Mauerbau, die Abwanderung von Fachkräften nach Westdeutschland gestoppt wurde, 
und deshalb auf den sehr kostenintensiven Weg der Heranbildung systemtreuer 
Wissenschaftler über die ABF verzichtet werden konnte. Im Juli 1963 wurde die Rostocker 
ABF geschlossen, und die bis dahin verbliebenen Studenten „sind dann noch an die ABF nach 
Halle gegangen“737, um ihre Abiturausbildung zu beenden. Im Zeitraum zwischen 1946 bis 
1963 fanden insgesamt 3.180 Neuzulassungen statt,
738
 von denen 3.072 Studentenakten 
überliefert sind. Die Diskrepanz zwischen der, nach Aktenlage berechneten, Anzahl an 
Zulassungen und der Gesamtzahl der existierenden Studentenakten kann möglicherweise mit 
der falschen Erfassung von Neuimmatrikulationen, den Verlust von Karteien oder der 
Übernahme der Unterlagen durch andere Einrichtungen, insbesondere bei der 
schließungsbedingten Überführung von Studenten an andere ABF, begründet werden. Am 
wahrscheinlichsten ist jedoch die Annahme, dass ein Teil der Neuzulassungen eine 
Ausbildung an der VSA/ABF letztlich doch nicht begonnen hat, und deshalb keine 
entsprechenden Studentenakten erstellt wurden. 
 
7.2.2 Alter 
Mit 15 Jahren war Ursula Kientopf im Immatrikulationsjahrgang 1950 die jüngste Studentin 
in der Geschichte der ABF, während Fritz Fechner 1959 noch mit 40 Jahren seine 
Abiturausbildung als insgesamt ältester Student begann. Hieran ist grob erkennbar, wie groß 
der altersmäßige Unterschied zwischen den ABF´lern mitunter war. Hinsichtlich der 
Altersstruktur fällt in der chronologischen Betrachtung zunächst auf, dass die 
Vorstudienschüler insgesamt älter waren, bei Studienbeginn im Durchschnitt etwa 20 Jahre, 
nicht selten machten sie ihr Abitur gar erst mit 30 Jahren,
739
 als die ABF-Studenten, die im 
Mittel etwa ein Jahr jünger waren. Während der Zeit der VSA kam es sogar vor, dass 
Lehrkräfte „vor Studenten unterrichteten, die älter waren als sie“740 selbst.  
                                                 
736
 Miethe: Bildung und soziale Ungleichheit, S. 198. 
737
 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 05.05.2008 mit Erich Hass, S. 436. 
738
 UAR, ABF 42, Berechnung der Neuzulassungen 1946-1962. 1963 wurden keine neuen Studenten an der ABF 
immatrikuliert, weil die Schließung bevorstand. 
739
 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 07.05.2008 mit Günther Busch, S. 462. 
740
 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 01.04.2008 mit Prof. Dr. Wolfgang Brauer, S. 278. 
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Diagramm und Tabelle 4: 
 
1946 1947 1948 1949 1950 1951 1952 1953 1954 1955 1956 1957 1958 1959 1960 1961
bis 19 Jahre 30 34 71 83 125 109 225 372 323 189 162 146 112 97 38 6
54,5% 44,7% 35,3% 50,6% 59,2% 67,7% 75,0% 88,6% 88,0% 87,5% 92,6% 83,0% 78,9% 64,7% 55,9% 50,0%
20-25 Jahre 20 35 108 74 79 46 69 48 41 27 10 29 28 41 22 5
36,4% 46,1% 53,7% 45,1% 37,4% 28,6% 23,0% 11,4% 11,2% 12,5% 5,7% 16,5% 19,7% 27,3% 32,4% 41,7%
über 25 Jahre 5 7 22 7 7 6 6 0 3 0 3 1 2 12 8 1
9,1% 9,2% 10,9% 4,3% 3,3% 3,7% 2,0% 0,0% 0,8% 0,0% 1,7% 0,6% 1,4% 8,0% 11,8% 8,3%
Gesamt 55 76 201 164 211 161 300 420 367 216 175 176 142 150 68 12  
Dass an der VSA 1946 noch verhältnismäßig viele junge Bewerber im Alter zwischen 17 bis 
19 Jahren immatrikuliert wurden,
741
 deutet darauf hin, dass besonders ehemalige Oberschüler, 
denen die Hochschulreife kriegsbedingt verwehrt blieb, das neue Ausbildungsangebot 
nutzten. Überdies lagen zu dieser Zeit noch keine festen Kriterien zu einem Mindestalter der 
Bewerber vor. Das änderte sich in den Zulassungsrichtlinien vom Dezember 1947,
742
 die nun 
auch festlegten, dass ehemalige Oberschüler unter 21 Jahren vom Besuch der VSA 
ausgeschlossen seien, weshalb gleichzeitig mit der Heimkehr zahlreicher Kriegsgefangener, 
die Altersgruppe der 20- bis 25-Jährigen bis 1948 deutlich zunahm.  
Mit der Gründung der ABF und dem Ausbau der Studentenzahlen änderte sich die 
Altersstruktur hin zu einer zunehmenden Verjüngung. Noch im Juli 1950 beschloss der 
                                                 
741
 Die hier zugrundeliegenden Daten beziehen sich bis auf einen Fall auf die zweite Zulassungswelle vom 
Dezember 1946. Für die ersten Zulassungen vom November 1946 konnte anhand der vorliegenden Dokumente 
das Alter der Studenten nicht bestimmt werden. 
742 UAR, ABF 1, Richtlinien der DVV für die VSA der Universitäten und Hochschulen der SBZ vom 
16.12.1947. Siehe auch Lammel: Dokumente, Teil 1, S. 117-120. 
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Ministerrat der DDR das Mindestaufnahmealter von 18 auf 17 Jahre herabzusetzen.
743
 
Während der Anteil der bis 19-Jährigen bis zu einem vorläufigen Höchststand von 89 Prozent 
im Jahr 1953 stieg, fiel proportional hierzu der Anteil der 20- bis 25-Jährigen. Auch die 
Zeitzeugenaussagen bestätigen diesen Trend: „Es ist ja tatsächlich so gewesen, dass im 
Vergleich zu den ersten Jahren, ich war ja immerhin zehn Jahre an der ABF, wenn ich die 
Jenaer Zeit da mit hineinrechne, die Studenten sehr viel jünger geworden waren. Die kamen 
zumeist gleich nach der Ausbildung, nach ihrer Lehre zu uns“744, so dass viele nur knapp die 
geforderten zwei Jahre Berufstätigkeit mit der Lehrzeit abdecken konnten. Wolfgang Brauer, 
der als ABF-Direktor die statistischen Erhebungen sehr gut kannte, ergänzte hierzu: „Die 
Altersgruppen zwischen 21 bis 25 nahmen beträchtlich ab und die bis 20-Jährigen nahmen 
zu.“745 Indem die ABF-Studenten mit der Zeit jünger wurden und sich ihr Alter immer mehr 
dem der Oberschüler anpasste, setzte auch eine zunehmende Verschulung an der ABF ein. 
Interessanterweise konnte sich in den ersten drei Jahren der ABF die Anzahl der älteren 
Studienanfänger (über 25 Jahre) noch bei etwa vier Prozent konstant halten. Eine Ursache 
hierfür lässt sich zunächst nicht eindeutig bestimmen. Mit Blick auf die Daten bezüglich der 
Geschlechterverteilung und der sozialen Herkunft/Stellung kann aber ein Zusammenhang mit 
der Erhöhung des Anteils an Frauen und Bauern bzw. von in der Landwirtschaft tätigen 
Frauen ausgemacht werden. Der Einbruch bei den 20- bis 25-Jährigen im Jahr 1956 ist 
dagegen schwer zu deuten. Als eine Ursache hierfür ist die vorrangige Anwerbung in dieser 
Alterskohorte für den Dienst in der, im März des Jahres gegründeten, NVA durchaus denkbar, 
so dass die ABF zur Kontingenterfüllung auf jüngere Bewerber zurückgreifen musste.
746
  
Ab 1957 ist ein kontinuierlicher Anstieg der Gruppe der 20- bis 25-Jährigen zu Lasten der 
unter 20-Jährigen zu erkennen.
747
 Hierfür waren mehrere Punkte ausschlaggebend: Mit der 
Übernahme des Direktorenamtes durch Wolfgang Brauer und der Senkung der 
Zulassungszahlen wurde und konnte stärker auf die politische Zuverlässigkeit der 
Studienanwärter geachtet werden. Die Diskussionen der Jahre 1954 bis 1956 hatten gezeigt, 
dass gerade jüngere ABF´ler schneller politisch schwankten oder gar unter den Einfluss 
bürgerlicher Studentenkreise an der Universität gerieten. Indem ab 1957 nur noch über eine 
entsprechende Delegierung die Zulassung an den ABF möglich war, konnten die Kandidaten 
bereits vorab über die delegierenden Einrichtungen bzw. Organisationen (VEB, LPG, FDJ 
                                                 
743
 Lammel: Dokumente, Teil 2, S. 71. 
744
 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 09.05.2008 mit Gerda Martin, S. 487. 
745
 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 01.04.2008 mit Prof. Dr. Wolfgang Brauer, S. 285. 
746
 Vgl. hierzu auch die von den ABF zu diesem Zeitpunkt vom SfH eingeforderter Kontingente an Abiturienten 
für die Offizierslaufbahn in der NVA. UAR, ABF 70, Bericht der Auswertung der Studienwünsche und 
Festlegung der Zulassungskontingente für das C-Jahr vom 11.01.1956. 
747
 Lammel: Dokumente, Teil 2, S. 186. 
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etc.) genauer geprüft und eine gezieltere Auswahl getroffen werden. Offensichtlich 
funktionierte dieses Prinzip sehr gut und Brauer berichtete gegenüber dem SfH: „Der 
Aufnahmejahrgang 1957 ist seit mehreren Jahren hinsichtlich der sozialen, politischen und 
fachlichen Zusammensetzung der beste seit mehreren Jahren. […] Durch politische 
Überzeugungsarbeit gelang es ihm (Studiendirektor Bernhard Thum, C. H.) in beiden Jahren, 
die Delegierungskontingente in den wichtigsten Fachrichtungen zu sichern und die besten 
Studenten für Studienfächer zu gewinnen, in denen der Einsatz von Absolventen der ABF 
besonders notwendig ist.“748 Ein weiteres Novum der Zulassungsrichtlinie des Mai 1957 war 
für den Anstieg des Durchschnittsalters der ABF-Studenten noch entscheidender: Die 
Erhöhung der Zahl der Tätigkeitsjahre in Industrie oder Landwirtschaft, einschließlich der 
Lehrzeit, auf fünf Jahre.
749
 Zuvor reichte die zweijährige Lehrzeit als Zugangsvoraussetzung 
aus. Außerdem wurden nun auch herausragende Arbeitsleistungen gefordert, die sich 
beispielsweise durch entsprechende Auszeichnungen als Aktivist nachweisen ließen und in 
der Regel erst mit längerer Erfahrung im Berufsleben erreichbar waren.  
Auch wenn den Angaben für den letzten Immatrikulationsjahrgang 1961 aufgrund einer sehr 
geringen Datenbasis keine ausreichende Signifikanz unterstellt werden kann, ist doch 
aufgrund der Vorjahre ein Trend zum Ausgleich der Altersgruppen zwischen unter und über 
20-Jährigen auszumachen. Damit blieb die Einrichtung dem Anspruch nach eine Form der 
Erwachsenenbildung,
750
 auch wenn zwischenzeitlich nicht nur aufgrund des Alters der 
ABF´ler, sondern auch der Lehrplangestaltung, eine Annäherung an die Oberschulausbildung 
stattfand. Der Anstieg des Durchschnittsalters in den letzten Jahren des Bestehens der 
Rostocker ABF, in denen keine Neuimmatrikulationen vorgenommen wurden, ist mit der 
Übernahme von Abiturjahrgängen von der zuvor geschlossenen Fakultät in Greifswald zu 
erklären.  
 
7.2.3 Geschlechterverteilung 
Als „Bestandteil des Kampfes um die Brechung des Bildungsprivilegs“751 wurde die 
Gleichstellung und -behandlung der Geschlechter von der SED stets öffentlichkeitswirksam 
propagiert. Gerade die VSA/ABF sollten in diesem Sinne eine „Pionierrolle“752 einnehmen 
und waren laut der Aussage der ABF-Absolventin, Prof. Dr. Ursula Kleinpeter, „ganz auf 
                                                 
748
 UAR, ABF 29, Schreiben des Direktors der ABF (Wolfgang Brauer) an das SfH vom 14.07.1958. 
749
 Lammel: Dokumente, Teil 2, S. 186. 
750
 Hierfür spricht auch das Durchschnittsalter der Grundgesamtheit mit 18,7 Jahren. 
751
 Huschner, S. 15. 
752
 Ebenda. 
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Frauenförderung und Gleichberechtigung ausgerichtet.“753 Nach dem Kriegsende war die 
Ausgangslage für eine emanzipatorische gegenprivilegierende Bildungspolitik günstig, da 
kriegsbedingt ein Frauenüberschuss bestand, der „buchstäblich zur stärkeren 
gesamtgesellschaftlichen“ und damit auch bildungsmäßigen „Einbindung der Frauen 
drängte.“754  
Trotz dieser positiven politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen war der Anteil 
der Frauen im ersten Jahrgang der VSA Rostock mit 30 Prozent sogar unterhalb des 
Universitätsdurchschnittes, der bei rund 37 Prozent lag.
755
 Zwar erhöhte sich ihr Anteil 1947 
auf 34 Prozent, ein Wert der in späteren Jahren nicht mehr erreicht wurde, aber trotzdem 
blieben weibliche Hörer deutlich unterrepräsentiert. Als Grund für die große Dominanz der 
männlichen Hörer ist nicht nur das tradierte Frauenbild auszumachen, sondern auch die 
Funktion der VSA als nachholende Bildungseinrichtung. Während Schülerinnen im Zweiten 
Weltkrieg zumeist noch die Möglichkeit hatten, ihre Schulausbildung mehr oder weniger 
geordnet zu beenden, waren viele männliche Oberschüler mit Notreifevermerken ausgestattet 
zum Krieg eingezogen worden. Insbesondere für sie stellte die VSA eine Möglichkeit dar, 
kriegsbedingte Bildungslücken zu schließen.
756
  
Dass der Frauenanteil an der Gesamthörerschaft bis 1949 kontinuierlich auf einen Tiefststand 
von 18 Prozent sank, ist auf die steigende Zahl von Kriegsheimkehrern, speziell von 
Kriegsgefangenen aus der Sowjetunion, zurückzuführen.
757
 In den Jahrgängen bis 1949 war 
laut Studentenkartei etwa die Hälfte (53 Prozent) der männlicher Hörerschaft bis 1945 im 
Wehrdienst, acht Prozent davon im Offiziers- und Unteroffiziersrang.  
Ein weiterer Grund für den Rückgang kann auch in der diagnostizierten verschärften 
Zulassungspolitik und -praxis gesehen werden, da Frauen, die eine höhere Bildung überhaupt 
in Erwägung zogen und anstrebten, aufgrund familiärer Prägungen oftmals nicht der 
bevorzugten Arbeiter- und Bauernschicht entstammten. Hinzu kamen überlieferte 
Rollenmuster patriarchalischer Vorstellungswelten: „Unser Ausbilder, ein Prof. Biastock, hat 
dem Jungen gestattet ein Jahr früher die Lehrabschlussprüfung zu machen und an die 
Vorstudienanstalt zu gehen. Als ich das auch wollte, meinte er: «Du bist ein Mädchen, du 
                                                 
753
 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 09.04.2008 mit Prof. Dr. Ursula Kleinpeter, S. 373. 
754
 Kowalczuk: Geist im Dienste der Macht, S. 297. 
755
 Ders. S. 298; König: Entwicklung nach Plan, S. 25. 
756
 Vgl. hierzu das Transkription des Zeitzeugengespräches vom 02.04.2008 mit Prof. Dr. Manfred Haiduk, S. 
310. 
757
 Der Zeitzeuge Günther Busch, der 1948 aus sowjetischer Kriegsgefangenschaft nach Rostock zurückkehrte 
und eine Ausbildung an der VSA aufnahm, steht beispielhaft für einen solchen Werdegang. Transkription des 
Zeitzeugengespräches vom 07.05.2008 mit Günther Busch, S. 460 f. 
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kriegst Kinder, du brauchst das nicht.» Dann musste ich also das dritte Lehrjahr auch noch 
machen.“758 
Diagramm und Tabelle 5: 
 
Jahr 1946 1947 1948 1949 1950 1951 1952 1953 1954 1955 1956 1957 1958 1959 1960 1961 1962 1963 Mittelwert
Männer 178 103 191 196 254 294 343 516 633 503 421 314 289 306 286 306 252 182 309
70% 66% 76% 82% 72% 72% 67% 73% 77% 77% 78% 77% 77% 75% 70% 77% 80% 74% 74%
Frauen 76 52 61 43 101 113 167 188 185 153 120 96 88 103 125 91 64 64 105
30% 34% 24% 18% 28% 28% 33% 27% 23% 23% 22% 23% 23% 25% 30% 23% 20% 26% 26%
Gesamt 254 155 252 239 355 407 510 704 818 656 541 410 377 409 411 397 316 246 414  
Ab 1950 pegelte sich der Anteil der Studentinnen an der ABF bei durchschnittlich 25 Prozent 
ein. Dass sich Anfang der fünfziger und sechziger Jahre kurzfristig der Anteil erhöhte, ist mit 
der zeitweisen Einführung von einjährigen Kursen zur schnelleren Vorbereitung auf ein 
Lehramtsstudium, für das Frauen in größerer Zahl zu gewinnen waren,
759
 und mit 
gelegentlichen politischen Fokussierungen zu erklären. So konstatierte Walter Ulbricht auf 
dem III. Parteitag der SED im Juli 1950: „[…] der prozentuale Anteil der Studentinnen ist am 
ständigen Absinken […]. Noch schlimmer ist die Lage an den Arbeiter-und-Bauern-
Fakultäten. Gegenüber 19 Prozent im Jahre 1948/49 sind […] nur noch 16 Prozent der 
Studenten an der ABF Mädchen. Wir fordern, daß 40 Prozent der Studenten an den Arbeiter-
und-Bauern-Fakultäten Mädchen sein müssen.“760 Davon abgesehen, dass das ZK und PB 
                                                 
758
 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 09.04.2008 mit Prof. Dr. Ursula Kleinpeter, S. 368. 
759
 Insgesamt lag der Anteil der Studentinnen an Pädagogischen Hochschulen und Instituten deutlich über dem 
Gesamtdurchschnitt. Siehe die Aufstellung von Kowalczuk: Geist im Dienste der Macht, S. 303. 
760
 Protokoll der Verhandlungen des III. Parteitages der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands: 20. bis 24. 
Juli 1950 in der Werner-Seelenbinder-Halle zu Berlin. Bd. 1. Berlin 1951, S. 397. 
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keineswegs Vorbildfunktionen im Sinne der Gleichberechtigung einnehmen konnten,
761
 war 
diese Zielstellung „sicher nicht real“762 und wurde während des Bestehens der ABF auch nicht 
erreicht.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Schließlich führten die öffentlichen Postulate, bis auf vereinzelte Kleinanzeigen in 
Frauenzeitschriften, zu keiner dauerhaften und gezielten Anwerbungs- bzw. Aufnahmepolitik 
in dieser Richtung.
763
 Das wäre aber notwendig gewesen, weil nicht nur mangelndes 
Selbstvertrauen oder fehlendes Verständnis im sozialen Umfeld Frauen von der Aufnahme 
eines langjährigen Studiums abhielten, sondern auch der damit vermutete Verzicht auf Ehe 
und Familie. Die Frauen orientierten sich auch deshalb ab Mitte der fünfziger Jahre vermehrt 
auf die Fachschulen,
764
 die ihnen eine kürzere Ausbildungszeit und durch ihr verzweigteres 
Standortnetz eine größere Wohnortnähe garantierten. 
Trotz der eindeutigen Diskrepanz zwischen männlichen und weiblichen Studenten an den 
VSA/ABF bleibt festzuhalten, dass die Einrichtungen dennoch einer nicht unerheblichen Zahl 
                                                 
761
 Zum Frauenanteil in der SED-Führung siehe Schneider, Eberhard: Die politische Funktionselite in der DDR. 
Eine empirische Studie zur SED-Nomenklatura. Opladen 1994, S. 163. 
762
 Huschner, S. 15. Für eine Arbeit, die noch während des Bestehens der DDR entstand, ist dies eine 
bemerkenswerte Äußerung. 
763
 Vgl. Woywodt: Land der unbegrenzten Möglichkeiten, S. 177. In den Richtlinien der VSA/ABF wurde, im 
Gegensatz zu der Auswahl von Bauern, nie besonderer Wert auf die stärkere Beteiligung von Frauen gelegt. 
764
 Dies legt der vergleichsweise hohe Frauenanteil von 37 Prozent unter den dortigen Direktstudenten nahe. Vgl. 
hierzu die Angaben des Statistischen Amtes der DDR (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch der Deutschen 
Demokratischen Republik 1955. Berlin 1956, S. 65. 
 
Abbildung 13: Die Unterrepräsentanz von ABF-Studentinnen zeigt sich auch auf diesem Bild 
des Jahres 1950 der Arbeitsgruppe von Günther Busch (letzte Reihe mit Brille; vorne rechts: 
Manfred Haiduk). 
(Privatbesitz Günther Busch) 
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von Frauen ein Universitätsstudium ermöglichten.
765
 Wie Prof. Dr. Ursula Kleinpeter 
allerdings entgegen der „ganz großen Rolle“ der Gleichberechtigung der Frau in der DDR 
feststellte, „hörte die bei der Professur auf.“766 
 
7.2.4 Schulbildung 
Die schulische Vorbildung der VSA/ABF-Bewerber war neben der sozialen 
Herkunft/Stellung das entscheidende Kriterium für eine Zulassung. Bereits im ersten 
Merkblatt der DVV vom September 1946 wurde die „mindestens abgeschlossene 
Volksschulbildung, höchstens Mittlere Reife“ als Bedingung für den Besuch der VSA klar 
benannt und hervorgehoben, dass Inhaber von Reifevermerkzeugnissen oder „Schüler, die 
gegenwärtig eine Oberschule – gleichgültig in welcher Klasse – besuchen“ von der Zulassung 
ausgenommen seien.
767
 Wie bereits dargestellt, hatten diese Kriterien der Berliner VSA 
Vorbildwirkung auch für die Einrichtung in Rostock.
768
 In der Praxis erfuhren die zentralen 
Vorgaben zur Schulbildung jedoch eine deutliche Aufweichung, so dass im ersten 
Immatrikulationsjahrgang auch eine große Zahl ehemaliger Oberschüler die VSA besuchen 
durfte, um kriegsbedingte Bildungslücken zu schließen und zügig zu einem 
Hochschulstudium zu gelangen. Für 1946 ergibt sich deshalb noch ein sehr ausgewogenes 
Bild der zuvor besuchten Schulformen. 
                                                 
765
 Nach der Aussage des Staatssekretärs für Hochschulwesen, Prof. Dr. Gerhard Harig, konnten bis 1954 ca. 
3.500 ehemalige ABF-Studentinnen ein Hochschulstudium aufnehmen. Lammel: Dokumente, Teil 2, S. 130. 
766
 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 09.04.2008 mit Prof. Dr. Ursula Kleinpeter, S. 373. 
767
 Lammel: Dokumente, Teil 1, S. 76. 
768
 Siehe hierzu S. 43. 
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Diagramm und Tabelle 6: 
 
Immatrikulationsjahr 1946 1947 1948 1949 1950 1951
Volksschule 18 36 137 87 119 79
34% 50% 69% 57% 59% 93%
Mittelschule 18 20 33 41 39 5
34% 28% 17% 27% 19% 6%
Oberschule 17 16 29 24 43 1
32% 22% 15% 16% 21% 1%
Gesamt 53 72 199 152 201 85  
Dies änderte sich bereits mit der Anwerbung für das Wintersemester 1947, da ehemalige 
Oberschüler der höheren Klassen und solche mit Reifevermerk laut dezidierter Vorgaben des 
MfV nicht mehr berücksichtigt werden sollten.
769
 Auf Drängen der VSA- und 
Universitätsleitung konnten jedoch weiterhin Ausnahmenregelungen bei Oberschülern älteren 
Jahrgangs greifen, so dass immerhin noch 22 Prozent der Zugelassenen eine gymnasiale 
Vorbildung hatten. Die Analyse der Studentenakten zeigt jedoch, dass die verschärften 
Zulassungsrichtlinien der Jahre 1947 und 1948 Wirkung zeigten und die ehemaligen 
Volksschüler nun mindestens die Hälfte der VSA-Hörerschaft stellten. Dass in den Jahren 
1949 und 1950 ihr Anteil zurückging und parallel der Anteil der vormaligen Mittel- und 
Oberschüler auf bis zu 43 Prozent anstieg, kann mit einer Erweiterung des 
Zulassungskriteriums der sozialen Herkunft um die soziale Stellung erklärt werden, wodurch 
auch jenen Personen der Ausbildungsweg eröffnet wurde, die ihrem Elternhaus nach, nicht 
                                                 
769
 UAR, ABF 3, Schreiben des Ministerialrats Dr. Müller an den Leiter der VSA Curt Zweiniger vom 
23.08.1947. 
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zwangsläufig einem bildungsfernen Milieu zugeordnet werden können. Der Blick auf die 
soziale Herkunft verrät in diesen Jahren auch einen Anstieg der Kategorie der „Angestellten“ 
und der „Sonstigen“,770 zu der beispielsweise Akademiker, Freiberufler, Unternehmer und 
Großbauern zählten, deren Kinder eher weiterführende Schulformen besuchten. Bestätigt wird 
diese typische Annahme durch die Verknüpfung der Angaben zur Schulbildung mit den Daten 
zur sozialer Herkunft. Jeder dritte Student der zu den „Angestellten“ und „Sonstigen“ zählte, 
besuchte vor der VSA/ABF eine Oberschule, während bei den „Arbeiter- und Bauernkindern“ 
nur jeder siebente diesen Bildungsweg einschlug. 
Diagramm und Tabelle 7: 
 
soziale Herkunft Arbeiter und Bauern Angestellte Sonstige
Volksschule 434 61 50
65% 44% 46%
Mittelschule 140 37 24
21% 27% 22%
Oberschule 98 40 34
15% 29% 31%
Gesamt 672 138 108  
In den ersten Zulassungsrichtlinien zur ABF vom Mai 1949 wurden im Vergleich mit den 
Vorjahren sehr unscharfe Formulierungen bezüglich der Vorbildung verwendet, da der 
Besuch der ABF nun „im Allgemeinen Kenntnisse der achtjährigen Grundschule“ 
voraussetzte, womit ehemalige Mittel- und Oberschüler nicht ausdrücklich ausgeschlossen 
                                                 
770
 Vgl. hierzu Diagramm und Tabelle 10, S. 158. 
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wurden.
771
 Dieser Umstand wurde bereits in den folgenden Richtlinien im März 1950 
korrigiert, indem nun diejenigen Bewerber, die durch ihre eigene berufliche Tätigkeit den 
Arbeiterstatus erreichten, nur noch zugelassen wurden, wenn sie „nach Abschluß der 
Grundschule (Volksschule) als Arbeiter tätig waren oder sind“.772 Dies ist eine mögliche 
Erklärung für den deutlichen Anstieg der Immatrikulierten mit einem Volks- bzw. 
Grundschulabschluss auf 93 Prozent im Jahr 1951, obgleich nachweisbar zumindest bis zum 
Abgangsjahr 1953 auch weiterhin ehemalige Mittel- und Oberschüler an der ABF unterrichtet 
wurden.  
Leider ließen sich die besuchten Schulformen nach Immatrikulationsjahren nur bis 1951 auf 
einer stabilen Datenbasis nachverfolgen. Indem diejenigen Studentenakten, die keine Angabe 
zum Studienbeginn, aber ein Abgangsjahr enthalten in die Auswertung mit einbezogen 
wurden, konnte die Datenmenge bis 1953 erweitert werden. Dass bei den Neuaufnahmen ab 
1952 die schulische Vorbildung nicht mehr erfasst wurde, ist ein Indiz für die mit der 
Richtlinie vom März 1952 angewendete Zulassungspraxis, generell einen Wechsel von der 
Oberschule zur ABF nicht mehr zu gestatten.
773
 Damit musste, auch in Anbetracht der 
Verjüngung der Studentenschaft, der Abschluss der achtjährigen Grundschule, zur (fast) 
ausschließlichen Form der schulischen Vorbildung der ABF´ler avancieren, was eine weitere 
Erfassung in den Studentenakten erübrigte. 
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 UAR, ABF 20, Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernfakultäten an den Universitäten und Hochschulen der 
sowjetischen Besatzungszone Deutschlands vom 21.05.1949. 
772
 Lammel: Dokumente, Teil 2, S. 71. 
773
 Ders.: Dokumente, Teil 2, S. 95 f. 
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Diagramm und Tabelle 8: 
 
Volksschule 549 59%
Mittelschule 206 22%
Oberschule 176 19%
Gesamt 931 100%  
Dass trotz der eindeutigen Privilegierung von Arbeiter- und Bauernkindern im 
Zulassungsverfahren ein verhältnismäßig großer Anteil von ehemaligen Mittel- (22 Prozent) 
und Oberschülern (19 Prozent) im Zeitraum zwischen 1946 bis 1953 an der VSA/ABF 
studierte, kann nicht allein durch etwaige Manipulationen bei der sozialen Einstufung unter 
dem ersten Direktor der VSA oder den in den Anfangsjahren vorhandenen Charakter einer 
nachholenden Bildungseinrichtung für Mittel- und Oberschüler, die durch Kriegsumstände 
keinen ordentlichen Abschluss erlangen konnten, begründet werden. Seit der Weimarer 
Republik und auch während der Zeit des Nationalsozialismus wurde der Zugang 
„Minderbemittelter“ zu den mittleren und höheren Schulen mit staatlichen Mitteln gefördert 
und entsprechende Erziehungsbeihilfen für Eltern gewährt. Auch wenn diese Maßnahmen  
mehr einer Form der Begabtenförderung entsprachen und aufgrund elementarer struktureller, 
inhaltlicher und personeller Defizite des bestehenden Bildungssystems keine ausgewogenere 
Verteilung von Bildungschancen erreicht wurde, profitierten von dem öffentlichen 
Bildungsprogramm auch spätere VSA/ABF-Studenten: „Mein Vater arbeitete als Schneider in 
einem kleinen Betrieb. Meine Mutter war ebenfalls gelernte Schneiderin. Mit meiner neun 
Jahre älteren Stiefschwester und sechs Jahre jüngeren Schwester wohnten wir zu fünft in einer 
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Eineinhalbzimmerwohnung mit Außentoilette. Mein Vater verdiente monatlich 250 Mark. 
[…] Nach dem vierjährigen Besuch der Grundschule kam ich auf eine Mittelschule. Durch ein 
Stipendium von zehn Mark monatlich für gute Leistungen, gab es für die Familie eine 
finanzielle Entlastung.“774 
Diagramm und Tabelle 9: 
 
mit Hochschulreife ohne Hochschulreife
Volksschule 241 308
51% 67%
Mittelschule 123 83
26% 18%
Oberschule 110 66
23% 14%  
Die 1946 mit dem Gesetz zur Demokratisierung der deutschen Schulen für die Länder der 
SBZ eingeführte Einheitsschule
775
 wurde zwar als demokratisierendes Element verstanden, 
weil sie die frühe Auslese und institutionelle Barrieren im Bildungsweg aufheben sollte, doch 
auch an der VSA/ABF manifestierten sich qualitative Unterschiede im Vergleich mit dem bis 
1945 bestehenden mehrgliederigen Schulsystem.
776
 Unabhängig von der Schulart haben die 
dortigen Studenten zwischen 1946 bis 1953 im Mittel acht Jahre eine Schule besucht und 
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 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 02.04.2008 mit Prof. Dr. Manfred Haiduk, S. 308. 
775
 Der Begriff Einheitsschule bezeichnet die gemeinsame Ausbildung aller Schüler in der achtjährigen 
Grundschule, an die sich die vierjährige Oberschule bzw. die zwei- bis dreijährige Berufsschule anschloss. Mit 
dem Gesetz über die sozialistische Entwicklung des Schulwesens von 1959 wurde die achtklassige Grundschule 
durch die zehnklassige allgemeinbildende polytechnische Oberschule ersetzt, deren Schwerpunkt in einer 
technisch-wirtschaftlichen Grundbildung als Teil der Allgemeinbildung lag. 
776
 Zu den Defiziten des Einheitsschulkonzeptes siehe Stallmann, S. 114 f.  
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obwohl auch die Mittel- und Oberschulausbildung, insbesondere in den letzten Kriegsjahren, 
ein deutlich geringeres Niveau erreichte, führte sie dennoch zu Vorteilen bei der Erreichung 
der Hochschulreife. Konkret bedeutet dies, dass die zuvor genossene Schulbildung einen 
größeren Einfluss auf einen erfolgreichen Abschluss der VSA/ABF hatte, als die soziale 
Herkunft,
777
 auch wenn ein Zusammenhang zwischen Bildungsweg und Elternhaus, trotz der 
1946 einsetzenden nivellierenden Reformen des Bildungssystems, im untersuchten Zeitraum 
unbestreitbar ist. 
 
7.2.5 Soziale Herkunft bzw. Stellung 
Die soziale Herkunft bzw. Stellung der Bewerber der VSA/ABF war stets das Hauptkriterium 
für eine Zulassung. Welche Tätigkeiten allerdings konkret zu den einzelnen Kategorien 
zählen sollten, wurde nie eindeutig festgelegt.
778
 So ergeben sich gewisse definitorische 
Spielräume, die auch von den Direktoren der VSA/ABF Rostock genutzt wurden: „Die 
(Bewerber, C. H.) mussten ja wenigstens diese zwei Jahre Berufsausbildung oder -tätigkeit 
nachweisen können bzw. aus entsprechenden Familien kommen. Da setzten dann auch schon 
die statistischen Künste ein, um die gewünschten Anteile der Arbeiter- und Bauernstudenten 
in der definierten Zusammensetzung zu erreichen. Das war manchmal nicht ganz einfach.“779 
Die tatsächliche soziale Zusammensetzung entsprach „nicht durchgängig“780 den 
Zulassungskriterien, weshalb sich statistische „Unschärfen nicht bestreiten“781 lassen. 
Dennoch handelte es sich dabei um marginale Größen: „Wir hatten immer auch ein paar 
Eigenbewerbungen von jungen Leuten, die sozial eigentlich nicht an die ABF gehörten, die 
aber vom Bildungswillen und von ihren Voraussetzungen her so engagiert auftraten, dass man 
gar nicht anders konnte, als sie zuzulassen.“782 Auch in den durchgeführten 
Zeitzeugengesprächen mit Absolventen wurde stets darauf hingewiesen, dass mehrheitlich 
Personen aus der Arbeiter- und Bauernschicht an der VSA/ABF studierten. Insofern geben die 
ausgewerteten Statistiken ein weitestgehend korrektes Bild der sozialen Zusammensetzung 
der Hörerschaft wieder, was überdies die Studentenakten, die nicht unter der Maßgabe 
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 Vgl. Diagramm und Tabelle 13, S. 171. 
778
 Trotz dieses Mangels findet sich, der Vergleichbarkeit und Übersichtlichkeit halber, in den weiteren 
Ausführungen die vorgenommene soziale Einstufung in „Arbeiter“, „Bauern“, „Angestellte“ und „Sonstige“. Die 
Begriffe können sich sowohl auf die soziale Herkunft, als auch die soziale Stellung beziehen. Sofern konkrete 
Tätigkeiten ohne quellenbelegte Kategorisierung vorliegen, beispielsweise aus Angaben der Studentenkartei, 
wurden sie nach heutigen Maßstäben oder anhand von Präzedenzfällen entsprechend zugeordnet. 
779
 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 01.04.2008 mit Prof. Dr. Wolfgang Brauer, S. 285. 
780
 Ebenda. 
781
 Miethe: Universität dem Volke, S. 1052. Wie die Manipulationen des ersten und des letzten Direktors der 
VSA/ABF Rostock zeigen, fanden entgegen der Meinung Ingrid Miethes durchaus „vorsätzliche 
Beschönigungen“ (S. 1053) statt. 
782
 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 01.04.2008 mit Prof. Dr. Wolfgang Brauer, S. 285. 
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politisch eingeforderter Zulassungskontingente angelegt wurden und bis 1951 neben der 
sozialen Einstufung auch konkrete Berufsbezeichnungen enthalten, belegen. 
Durchschnittlich lag der Anteil der Arbeiter und Bauern(-kinder) an der VSA/ABF im 
Untersuchungszeitraum 1946-62
783
 bei 79 Prozent und damit deutlich über dem relativen 
Wert der Arbeiter- und Bauernstudenten an den Fachfakultäten, der sich an der Universität 
Rostock zwischen 16 Prozent (1946) und 51 Prozent (1961) bewegte.
784
 
Diagramm und Tabelle 10: 
 
Jahr 1946 1947 1948 1949 1950 1951 1952 1953 1954 1955 1956 1957 1958 1959 1960 1961 1962 Mittelwert
Arbeiter 127 114 171 145 166 198 251 403 519 477 353 238 220 229 255 289 213 257
50% 74% 68% 61% 47% 49% 49% 57% 63% 73% 65% 58% 58% 56% 62% 73% 67% 61%
Bauern 61 24 28 30 96 107 149 131 132 98 105 64 67 75 67 55 45 78
24% 15% 11% 13% 27% 26% 29% 19% 16% 15% 19% 16% 18% 18% 16% 14% 14% 18%
Angestellte 42 12 33 43 51 68 73 89 147 76 53 47 54 63 84 52 56 61
17% 8% 13% 18% 14% 17% 14% 13% 18% 12% 10% 11% 14% 15% 20% 13% 18% 14%
Sonstige 24 5 20 21 42 34 37 81 20 5 30 61 36 42 5 1 2 27
9% 3% 8% 9% 12% 8% 7% 12% 2% 1% 6% 15% 10% 10% 1% 0% 1% 7%
Gesamt 254 155 252 239 355 407 510 704 818 656 541 410 377 409 411 397 316 424  
Beruhend auf der Analyse der Studentenakten des ersten Immatrikulationsjahrganges, lässt 
sich mit zusammen 26 Prozent ein verhältnismäßig hoher Anteil der Kategorien Angestellte
785
 
                                                 
783
 Für das Jahr 1963 liegen keine Daten zum sozialen Status vor. Da die Fakultät in diesem Jahr geschlossen 
wurde und keine Neuzulassungen stattfanden, hat sich die soziale Zusammensetzung der Studentenschaft mit 
sehr hoher Wahrscheinlichkeit nur geringfügig gegenüber dem Vorjahr verändert. 
784
 Eigene Berechnungen und Angaben nach König: Die Studierenden an der Universität Rostock, S. 117 sowie 
dem Statistischen Jahrbuch der DDR 1962, S. 117. 
785
 Zu den Angestellten zählten u. a. Berufe wie Kaufmann, Bürokraft, Polizist, Buchhalter, Förster und 
interessanterweise auch Pionierleiter. 
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und Sonstige
786
 an der VSA erkennen. Die Kriterien für eine Einteilung in die 
Privilegiertenkaste waren in den ersten Nachkriegsjahren noch ausgesprochen vage und es 
gab daher oftmals, je nach Einstellung der Entscheidungsinstanz, einen relativ großen 
Zuordnungsspielraum. Die Diskussionen um die großzügige Zulassungspolitik des ersten 
Direktor der VSA, Curt Zweiniger, die letztlich seinen Rücktritt sowie seine Flucht aus der 
SBZ erzwangen, führten zu einer umfassenden Überprüfung und zahlreichen 
Exmatrikulationen,
787
 so dass bereits 1947 die nicht bevorzugten Herkunftskategorien auf elf 
Prozent schrumpften. Parallel stieg der Anteil, der als Arbeiter deklarierten Personen um 24 
Prozent, auf etwa dreiviertel der Gesamthörerschaft. 
Dass der Anteil der Arbeiter an der VSA/ABF bis 1950 auf unter 50 Prozent fiel und dort 
stagnierte, kann nicht nur auf die intensiviert betriebene Anwerbung von Bauern 
zurückgeführt werden,
788
 sondern auch auf die 1948 und 1949 verschärften 
Zulassungsbedingungen. Eine große Anzahl von Vorstudienschülern hatte die Ausbildung nur 
deshalb aufnehmen können, weil ihre Väter nach dem Krieg gezwungen waren, ihre alten 
gehobeneren Positionen, beispielsweise als Ingenieure in den Rostocker Heinkel-
Flugzeugwerken, aufzugeben und sich als einfache Arbeiter zu verdingen. Mit den 
Ausführungsbestimmungen zu den Zulassungsrichtlinien der DVV änderte sich dies im 
Januar 1948, weil die Bewerber nachweisen mussten, dass ihre Väter schon vor 1945 Arbeiter 
oder unselbstständige Handwerker gewesen waren.
789
 Im Mai 1949 erfuhren die Kriterien zur 
Einstufung als Arbeiter eine weitere grundlegende Veränderung. Während bislang die soziale 
Herkunft, in erster Linie der Beruf des Vaters, ausschlaggebend war, lag nun der Fokus auf 
der sozialen Stellung: „Als Arbeiter gelten Bewerber, die in der Regel 2 Jahre als ungelernte, 
angelernte oder gelernte Arbeiter tätig sind.“790 So war es möglich unabhängig vom 
Elternhaus als Arbeiter oder Bauer eingestuft zu werden und bevorzugt eine Zulassung zu 
erhalten, was auch den leichten Anstieg im Verlauf der sozialen Herkunft bei den 
Angestellten und Sonstigen erklärt. 
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 Hierzu zählten beispielsweise freie Berufe (Musiker, Schriftsteller), Intelligenz (Professoren, Ärzte), 
selbstständige Handwerker, Handel- und Gewerbetreibende (Tischlermeister, Spediteur, Gastwirt), höhere 
Beamte (Obersteuersekretär, Stadinspektor), Mittel- und Großbauern. 
787
 Ausführlich sind diese Vorgänge unter Punkt 7.1.1 dargestellt. 
788
 UAR, ABF 52, Statistik der Studenten der ABF für das Studienjahr 1950. In den Richtlinien für die 
Zulassung zu den ABF vom 29.03.1950 heißt es: „Bei der Auswahl ist besonderer Wert darauf zu legen, dass 
neben der Gewinnung von Betriebsarbeitern die Landarbeiter und Bauern stärker beteiligt werden.“ Deshalb 
wurde die Begrenzung des Grundeigentums auf maximal 15 ha, um zur Kategorie „Bauer“ zu zählen, angehoben 
und „in Fällen der Zuteilung des Bodens durch die Bodenreform“ sogar völlig aufgehoben. Die Erhöhung des 
Bauernanteils (und des Frauenanteils) an den ABF wurde auch auf dem III. Parteitag der SED im Juli 1950 
beschlossen und nochmals durch das 4. Plenum des ZK der SED im Januar 1951 bestätigt. 
789
 UAR, ABF 1, Schreiben des MfV, Abteilung Hochschulen an die VSA der Universität Rostock vom 
28.01.1948. 
790
 UAR, ABF 20, Richtlinien für die ABF an den Universitäten und Hochschulen der SBZ vom 21.05.1949. 
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Im Jahr 1953 kam es zu einem Einbruch des Anteils der Bauern unter den ABF-Studenten. 
Neben den Ereignissen des 17. Juni 1953, in dessen Folge ein Rückgang in dieser Kategorie 
zu verzeichnen ist, kommt als Ursache hierfür dem Beschluss der II. Parteikonferenz der SED 
vom Juli 1952 über die Schaffung Landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften (LPG) 
eine entscheidende Bedeutung zu. Die SED-Spitze hatte 1952 erkannt, dass die mit der 
Bodenreform 1945 geschaffenen Neubauernstellen mit nur fünf Hektar Land viel zu klein 
waren, um selbstständig erfolgreich wirtschaften zu können. Deshalb sollten die Bauern ihren 
Boden (Typ I), dazu ihre Maschinen (Typ II) und auch ihr Vieh (Typ III) in eine LPG 
einbringen. Besonders die Landwirte, die rentabel arbeiteten, waren von diesem Konzept 
wenig begeistert. Sie hatten kaum ein Interesse, den Hauptteil ihres Hab und Gutes in eine 
meist noch ökonomisch schwache LPG zu investieren. Oft wurde deshalb erheblicher Druck 
ausgeübt. So wurden Bauernwirtschaften bei der Maschinenausleihe konsequent benachteiligt 
und bei nur geringer Unterschreitung des Abgabensolls an landwirtschaftlichen Produkten in 
eine LPG gedrängt.
791
  
Die Konsequenzen dieser Politik wurden auch unter den ABF-Studenten kritisch diskutiert: 
„Von mehreren Gen. wurde berichtet, dass sich in ihren Heimatdörfern und deren Umgebung 
eine immer größer werdende Anzahl von Bauern aller Betriebsgrößen nach dem Westen 
absetzt. Den Gen. ist es nicht verständlich, dass sich unsere Regierung in der gegenwärtigen 
politischen Situation eine solche Bauernpolitik erlauben kann, die derartiges zu Folge hat.“792 
Es war schon eine Besonderheit, dass sich ABF-Studenten mit Parteibuch derart gegen die 
Politik der SED wandten. Letztlich änderte dies aber nichts an der rigiden 
Vergenossenschaftlichung, auf die zahlreiche Bauernfamilien mit der Flucht nach 
Westdeutschland reagierten, was wiederum zu einem Absinken der Zahl der Bauern an der 
ABF führte. Zwar stieg deren Anteil 1956 leicht, erreichte aber nicht das Niveau der Vorjahre 
und pegelte sich 1954 bis 1962 bei durchschnittlich 16 Prozent ein. 
Der Anteil der im privaten und öffentlichen Dienst tätigen Angestellten lag bis auf kleinere 
Schwankungen zwischen 1946 und 1962 durchschnittlich bei 14 Prozent. Weil diese oftmals 
als „kleinbürgerlich“ eingestuften Berufsgruppen nicht zur bevorzugten Klientel der 
VSA/ABF gehörten, ist diese Konstanz bemerkenswert und darauf zurückführbar, dass es 
äußerst schwierig war, „die angestrebten Anteile an Arbeiter- und Bauernkindern zum 
Studium zu kriegen.“793 Schließlich war „die Arbeiterklasse in diesen ländlichen Gegenden 
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 Mit der Kollektivierung der Landwirtschaft in der DDR hat sich Jens Schöne intensiv beschäftigt. Schöne, 
Jens: Das sozialistische Dorf. Bodenreform und Kollektivierung in der Sowjetzone und DDR. Leipzig 2008; 
Ders.: Frühling auf dem Lande? Die Kollektivierung der DDR-Landwirtschaft. Berlin 2005. 
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 UAR, UPL 356, Bericht über die Gruppenversammlung der CM vom 22.02.1953. 
793
 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 01.04.2008 mit Prof. Dr. Wolfgang Brauer, S. 306. 
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der Nordbezirke nicht sehr stark“794 vertreten und gerade die Berufsstruktur der vom Handel 
geprägten Hafenstadt Rostock führte dazu, die in Angestelltenverhältnissen beschäftigten 
Personen zur Erreichung der Kontingente ebenfalls aufzunehmen, was der Kurvenverlauf für 
die Jahre mit hohen Zulassungszahlen 1954 und 1960 untermauert. 
Mit durschnittlich sieben Prozent hatte die Rubrik der „Sonstigen“, zu denen beispielsweise 
Akademiker, selbstständige Handwerker, Handels- und Gewerbetreibende, Groß- und 
Mittelbauern zählten, während des Bestehens der Rostocker VSA/ABF den geringsten Anteil, 
was auch den Intentionen der Einrichtung entsprach. Theoretisch war den Kindern dieser 
Personengruppe der Zugang zur VSA/ABF grundsätzlich durch alle Zulassungsrichtlinien seit 
1947 verwehrt. Die Statistiken zeigen jedoch, dass in der Praxis bis 1953 eine nicht 
unerhebliche Anzahl, in den Jahren 1950 und 1953 gar zwölf Prozent der Schüler-
/Studierendenschaft trotz ihrer sogenannten „bürgerlichen“ Herkunft, an der VSA/ABF 
studieren konnte. Dass der Anteil der „Sonstigen“ 1957 bis auf 15 Prozent ansteigt, ist 
dagegen lediglich auf eine Veränderung der Definition der Kategorie zurückzuführen, die ab 
1954 nur noch die soziale Stellung, d. h. die Tätigkeit der Bewerber selbst, kontinuierlich 
erfasste. Da unter den „Sonstigen“ der Teil der Bewerber, die direkt nach dem Schulabschluss 
(als „Schüler“) zur ABF gingen, verbucht wurde, kann aus der Erhöhung die 
Schlussfolgerung gezogen werden, dass vermehrt junge, selbst noch nicht berufstätige, 
Personen an der ABF studierten. In den Jahren 1960 bis 1962 fiel der Anteil des ABF-
Studenten, die der Rubrik „Sonstige“ zugeordnet wurden, auf nahezu null Prozent. Neben der 
Möglichkeit, dass die Zahl der „Schüler“ aus der Rubrik bereinigt wurde, kann auch ein 
Zusammenhang mit der Verleihung des Arbeiterstatus an einen größeren Personenkreis 
hergestellt werden, der objektiv betrachtet, dieser Einteilung nicht gerecht wurde. 
Bei der sozialen Zusammensetzung der VSA/ABF-Teilnehmer ist schließlich zu 
berücksichtigen, dass die Bezeichnung Arbeiter und Bauern in der SBZ/DDR nie eine rein 
soziale Statuszuweisung darstellte, sondern auch immer mit dem Anspruch einer politisch-
ideologischen Grundhaltung einherging. In diesem Sinne galten ab 1955 für die Oberschulen 
und ab 1957 für die ABF auch offiziell
795
 „Personen, die Arbeiter waren und jetzt Funktionen 
der Partei der Arbeiterklasse und der demokratischen Massenorganisationen, der bewaffneten 
Kräfte, der staatlichen Verwaltung oder der volkseigenen und genossenschaftlichen 
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 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 01.04.2008 mit Prof. Dr. Wolfgang Brauer, S. 306. 
795
 Innerparteilich hatte Anton Ackermann schon 1949 verlauten lassen, dass der Arbeiterbegriff auch auf 
Parteifunktionäre zu beziehen sei. Siehe Miethe: Bildung und soziale Ungleichheit, S. 109 und Schneider: 
Bildung für neue Eliten, S. 27. Auch wenn in den offiziellen Zulassungsrichtlinien zur VSA/ABF bis 1957 diese 
Einstufung nicht zu finden ist, deuten Einzelfälle darauf hin, dass sie in der Praxis stattfand (UAR, UPL 350, 
Protokoll über die erweiterte Leitungssitzung der SED-Grundeinheit der ABF vom 02.07.1952). 
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Wirtschaft bekleiden“796 als Arbeiter. D. h. ihre Kinder kamen ebenfalls in den Vorteil des 
„Arbeiterbonus“, obwohl diese Zuordnung den tatsächlichen sozialen Verhältnissen nicht 
mehr entsprach. Bei Söhnen und Töchtern, die tatsächlich aus einem Arbeiterhaushalt kamen 
bzw. die selbst jahrelang in einem Betrieb tätig waren, stieß diese Verfahrensweise 
berechtigterweise auf Unverständnis: „In meiner Zeit an der ABF, Ende der fünfziger Jahre, 
waren beispielsweise alle Generale der Armee «Arbeiter» und ihre Kinder folglich 
«Arbeiterkinder». Ich hatte in den ersten Jahren an der Humboldtuni eine Freundin [...] Deren 
Vater war Generalleutnant. Die spielte da das große Arbeiterkind, dass ich dachte: «Das kann 
doch wohl nicht wahr sein!» Die wurde mit einem Dienstwagen aus Döbeln nach Berlin 
gefahren und wieder zurück. Also, es fiel bei vielen an der Universität auf, dass das an den 
Haaren herbeigezogen war, mit dem Arbeiterkind. Ich finde man kann nicht automatisch 
sagen, dass ein General ein Arbeiter ist. Wenn man natürlich von der führenden Rolle der 
Partei, die ja immer propagiert wurde, ausgeht und auch davon ausgeht, dass Institutionen wie 
Armee, Polizei, Justiz usw. von Arbeitern geführt werden mussten, war diese absurde 
Einteilung klar.“797 So verwundert es kaum, dass spätestens seit den sechziger Jahren, die 
Kriterienkataloge nicht mehr veröffentlicht wurden, steht doch fest, dass es sich nicht um eine 
möglichst objektive berufsbezogene Zuordnung handelte, sondern vielmehr um die 
Feststellung des richtigen politisch-ideologischen („Klassen“-)Standpunktes und 
entsprechenden gesellschaftlichen Verhaltens. Anhand derart wertgeladener Begrifflichkeiten 
wie „Arbeiter“ oder „Bauer“ auf soziale Gruppenzugehörigkeiten schließen zu wollen, 
erscheint folglich schwierig. Bei der VSA/ABF ist dies grundsätzlich zwar möglich, weil im 
Regelfall der Nachweis einer entsprechenden Berufstätigkeit vom Bewerber erbracht werden 
musste und durch das praktizierte Delegierungsverfahren kaum zu umgehen war. Ob 
allerdings über die vergleichsweise kurze betriebliche Tätigkeit vieler ABF-Studenten, die 
oftmals nur durch ihre zweijährige Lehrzeit knapp die Zulassungskriterien erfüllten, 
tatsächlich auf ein (bildungsfernes) Arbeitermilieu geschlossen werden kann, ist indes 
fraglich.
798
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7.2.6 Partei- und Organisationszugehörigkeit 
Wie die anderen Untersuchungsfelder wurde auch die Partei- und Organisationszugehörigkeit 
der VSA/ABF-Studenten nicht einheitlich und kontinuierlich in den Statistiken und der 
Studentenkartei erfasst. Zwar konnten durch den Abgleich mit anderen Dokumenten 
bestimmte Lücken geschlossen werden, dennoch fehlen Angaben für das Jahr 1952 und die 
Jahre nach 1955, weshalb hierzu keine näheren Ausführungen gemacht werden können. Die 
Studentenakten enthalten grundsätzlich genauere Daten, aber leider nur bis zum 
Immatrikulationsjahrgang 1951. Das plötzliche Fehlen von statistischen Angaben zur 
Parteimitgliedschaft lässt sich möglicherweise damit begründen, dass Erhebungen deren 
Ergebnisse nicht den Erfolg der Parteiarbeit der SED herausstrichen, nicht durchgeführt 
wurden.  
Diagramm und Tabelle 11: 
 
Jahr 1947 1948 1949 1950 1951 1953 1954 1955
SED 60 90 102 105 126 57 40 59
39% 36% 43% 30% 42% 8% 5% 9%
CDU 3 8 5 2 3 1 0 0
2% 3% 2% 1% 1% 0% 0% 0%
LDP(D) 4 6 3 1 2 0 0 0
3% 2% 1% 0% 1% 0% 0% 0%
NDPD 0 0 2 3 1 2 1 0
0% 0% 1% 1% 0% 0% 0% 0%
DBD 0 0 0 7 8 9 6 4
0% 0% 0% 2% 3% 1% 1% 1%
parteilos 88 148 127 237 160 635 771 593
57% 59% 53% 67% 53% 90% 94% 90%
FDJ 100 133 134 327 300 704 818 656
65% 53% 56% 92% 100% 100% 100% 100%
FDGB 23 114 175 272 183 587 701 623
15% 45% 73% 77% 61% 83% 86% 95%  
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Anhand der Grafik lässt sich gut erkennen, dass es hinsichtlich der parteipolitischen Bindung 
Unterschiede zwischen der Zeit der VSA und des Bestehens der ABF gab. Der Anteil der 
Vorstudienschüler, die Mitglied einer Partei – mehrheitlich der SED – waren, lag mit 48 
Prozent deutlich über den Werten der Jahre ab 1950, in denen durchschnittlich nur noch 21 
Prozent der ABF-Studenten einer Partei angehörten, was auf eine wesentlich stärkere 
Politisierung der ersten Jahrgänge hindeutet, die mit Blick auf die geschilderte altersmäßige 
Zusammensetzung, mit Sicherheit auch auf das höhere Durchschnittsalter der 
Vorstudienschüler, zurückzuführen ist: „[...] fast alle (hatten, C. H.) schon Berufserfahrungen, 
und sie waren zum größten Teil aufgrund familiärer Umstände und durch ihr persönliches 
Engagement unmittelbar nach Kriegsende mit politischen Erfahrungen ausgerüstet.“799  
Dabei war der Anteil der SED-Mitglieder an der VSA/ABF bis 1951 ausgesprochen hoch 
(1949: 47 Prozent), was auch der Vergleich mit der Universität, an der 1949 nur 23 Prozent 
der Studenten in der SED waren,
800
 bestätigt. Allerdings ist nach der Gründung der ABF Ende 
1949 ein Mitgliederschwund von 17 Prozent feststellbar, der auf die Verdopplung der 
Zulassungszahlen zurückgeführt werden kann. Immer dann, wenn ein rapider Anstieg der 
Studentenzahlen zu verzeichnen ist, also in den Jahren 1950 und 1953/54, sank der Anteil der 
SED-Mitglieder. Dieser Zusammenhang führt zu der Schlussfolgerung, dass bei der 
Aufnahme neuer Studenten, entgegen der Vermutung von René König,
801
 die SED-
Mitgliedschaft kein entscheidendes Auswahlkriterium darstellte.  
Dass der Anteil dann sehr kurzfristig bis 1951 wieder auf 42 Prozent angehoben werden 
konnte, deutet darauf hin, dass viele Studenten erst während ihrer Zeit an der ABF von sich 
aus in die Partei eintraten bzw. geworben wurden.
802
 Allerdings fiel der Anteil der SED-
Mitglieder 1953 drastisch auf unter zehn Prozent, blieb auf diesem Niveau und entsprach 
damit in etwa dem Mitgliederstand der SED in der Gesamtbevölkerung Anfang der fünfziger 
Jahre
803
. Einerseits ist dies auf den geschilderten quantitativen Ausbau der ABF und die damit 
verbundene Verjüngung der Studentenschaft zurückzuführen, die zunehmend politisch 
desinteressiert war bzw. der die „politische Reife“ fehlte:804 „Da waren zum Teil solche 
Naivlinge bei, die waren politisch total unterbelichtet.“805 Andererseits ging aufgrund der 
verstärkten Parteisäuberungen, durch die Parteikontrollkommission (PKK) und die 
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 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 01.04.2008 mit Prof. Dr. Wolfgang Brauer, S. 278. 
800
 König: Die Studierenden an der Universität Rostock, S. 120. 
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 Jessen, S. 400.  
804
 Miethe: Bildung und soziale Ungleichheit, S. 205; Dies.: Vorstudienschule/ABF, S. 192. 
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 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 05.05.2008 mit Erich Hass, S. 433. 
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Überprüfung der Mitgliedsbücher, seit 1951 die Mitgliederzahl der SED insgesamt erheblich 
zurück und erreichte 1952/53 einen Tiefststand von rund 1,2 Mio. (1947 betrug die 
Mitgliederstärke noch rund 1,8 Mio.).
806
 Somit entsprach die Entwicklung der SED-
Mitgliedschaft an der ABF dem allgemeinen Trend in der DDR. Anhand des vorliegenden 
Zahlenmaterials kann die verbreitete Meinung,
807
 dass die dortigen Studenten in der Regel 
„Genossen“ waren, nicht bestätigt werden. 
Andere Parteimitgliedschaften waren an der VSA/ABF nur in sehr geringer Zahl vertreten, 
wobei auffällt, dass der Anteil der CDU- und LDP(D)-Mitglieder ab 1949 derart abfällt, dass 
ab dem Jahr 1953 überhaupt kein ABF-Student mehr Mitglied in einer der beiden Parteien 
war. Indes stieg der Mitgliederanteil der erst 1948 unter maßgeblicher Mitwirkung früherer 
KPD-Funktionäre gegründeten Demokratischen Bauernpartei Deutschlands (DBD) bis 1951 
an, was mit der größeren Anzahl von Bauernstudenten an der ABF begründet werden kann. 
Das gilt überdies auch für den Einbruch an Mitgliedern des FDGB 1950/51, da die 
Landbevölkerung, sofern überhaupt, im VdgB organisiert war. Die Mitgliederzahlen im VdgB 
wurden leider nur sporadisch erhoben, weshalb sie nicht in die Grafik aufgenommen werden 
konnten. Ihr Anteil lag bei höchstens einem Prozent der Neuaufnahmen (1949/50). 
Was die weiteren Massenorganisationen betrifft, so stellt die Grafik die beiden zahlenmäßig 
am stärksten vertretenen Organisationen, die FDJ und den FDGB, dar. Zwar waren an der 
Einrichtung auch die DSF, die GST, der KB und der Demokratische Frauenbund 
Deutschlands (DFD) vertreten, doch wurden ihre Mitgliederzahlen nur unzureichend erfasst, 
was einer genaueren Auswertung im Wege steht.
808
 An dem außerordentlich hohen 
Mitgliederstand der FDJ (ab 1951: 100 Prozent), der auch schon unter den ABF-Bewerbern 
vorlag (1949: 96 Prozent), ist sowohl die starke Stellung der Jugendorganisation in den 
Betrieben erkennbar, als auch die Forderung nach „gesellschaftlicher“ Aktivität der ABF´ler, 
welche zumeist, dem Alter entsprechend, durch ein Engagement im Rahmen der FDJ 
nachgewiesen wurde. In vielen Fällen kamen die Jugendlichen überhaupt erst durch ihre 
Mitgliedschaft an die VSA/ABF: „Im Frühjahr 1949 wurde den Mitgliedern unserer FDJ-
Gruppe bekanntgemacht, daß Studenten der Vorstudienanstalt Rostock mit uns ein Gespräch 
führen wollten. So besucht sonst unsere Veranstaltungen waren – bei dieser waren nur 
wenige. Auch ich war eigentlich mehr auf Drängen meines Vaters, eines Arbeiters, der sein 
Wissen in Arbeitervereinen hatte erwerben müssen, da ihm andere Bildungseinrichtungen 
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verschlossen blieben, zu dieser Aussprache gegangen. [...] Als sie in andere Orte 
weiterfuhren, stand mein Name auf der Liste derer, die zu einer Aufnahmeprüfung eingeladen 
werden sollten. [...] voller Optimismus und Neugierde, aber auch in dem Bewusstsein, zu 
einer festen Gemeinschaft zu gehören, [...] begann ich im Oktober 1949 mein Studium an der 
Arbeiter-und-Bauern-Fakultät Rostock.“809 Dieses Gemeinschaftsgefühl äußerte sich auch in 
einer aktiven FDJ-Arbeit an der VSA/ABF, vor allem im kulturellen und sportlichen 
Bereich,
810
 was dazu führte, dass viele Absolventen auch während ihres Fachstudiums die 
Förderung der FDJ-Arbeit an der Universität vorantrieben. Gerade in den ersten 
Nachkriegsjahren war die Ausgangsposition der FDJ an den Universitäten keineswegs 
günstig. So lag ihr Anteil 1947 an der Universität Rostock bei nur 14 Prozent
811
, während 
schon 65 Prozent der Vorstudienschüler Mitglied waren. Für die Etablierung der FDJ an der 
Universität, auch mit Blick auf die noch darzustellende Einflussnahme auf die Studentenräte, 
sollte die Bedeutung der VSA/ABF nicht unterschätzt werden. 
Die Mitgliederzahl des FDGB an der VSA/ABF stieg mit dem Ausbau des 
Gewerkschaftsbundes zur alleinigen Arbeitervertretung in der SBZ/DDR, bis auf die erklärten 
Schwankungen der Jahre 1950/51, kontinuierlich an. 1955 waren 95 Prozent der ABF-
Studenten Mitglied in der Einheitsgewerkschaft. Das verwundert nicht weiter, da doch fast 
alle Bewerber aus der „Produktion“ kamen, in der bereits rund 93 Prozent812 der Arbeiter und 
Angestellten im FDGB organisiert waren und eine Zulassung grundsätzlich nur noch durch 
eine Delegierung, die in erster Linie durch die Betriebsgewerkschaftsleitungen des FDGB 
vorgenommen wurde, möglich war. Eine aktive Gewerkschaftsarbeit fand aber an der ABF, 
bis auf die üblichen Demonstrationen zum Tag der Arbeit, nicht statt. Aus den 
Zeitzeugengesprächen geht außerdem hervor, dass die Mitgliedschaft im FDGB eher formale 
Züge hatte.
813
 Um Konflikte über Zuständigkeitsbereiche zu vermeiden wurde außerdem ab 
1957 der FDJ als Organisation der Studentenschaft der Vorrang gegeben,
814
 so dass die 
gewerkschaftliche Massenorganisation spätestens ab diesem Zeitpunkt, abgesehen vom 
Delegierungsverfahren, für die Studenten an der ABF kaum eine Rolle spielte. 
Bemerkenswert ist dennoch die Feststellung, dass im Gegensatz zu den Jahren 1947 bis 1949 
an der ABF alle Studenten in irgendeiner Form organisiert waren, was der SED theoretisch 
eine hohe herrschaftstechnische Durchdringung ermöglichte. 
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814
 Junge Generation, Nr. 7, 1957, S. 19 f. 
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7.2.7 Konfession 
Zur konfessionellen Zusammensetzung der VSA/ABF-Studentenschaft finden sich keine 
statistischen Erhebungen. Selbst in den detaillierten Fragebögen für die Bewerber und in den 
einzelnen Studentenakten der Einrichtung wurde die Kirchenzugehörigkeit nicht erfasst. 
Obwohl keine Angaben zur Konfession der Studenten gemacht werden können, ist doch 
anzunehmen, dass über das gesamte Bestehen der VSA/ABF ein nicht unerheblicher Teil 
konfessionell, bezogen auf das mecklenburgische Einzugsgebiet mehrheitlich evangelisch-
lutherisch, geprägter Personen ausgebildet wurden. Deshalb soll zumindest ein Einblick in 
den Umgang mit diesen Studenten gegeben werden.  
Grundsätzlich wurde an der VSA/ABF der Atheismus gelehrt und durch den dialektischen 
Materialismus begründet. Für die Aufnahme zur VSA/ABF ist jedoch nicht nachweisbar, dass 
eine mögliche kirchliche Bindung als Ausschlusskriterium galt. Das bestätigen auch mehrere 
Zeitzeugenaussagen.
815
 So meinte Gisela Jeroschewski, die Mitglied in der Jungen Gemeinde 
war und von 1954 bis 1957 an der ABF studierte: „Während der Lehrzeit wurde ich 
angesprochen, aus dieser «Tarnorganisation für Kriegshetze, Sabotage und Spionage» 
auszutreten. Ich antwortete darauf: «Wenn ich nie eingetreten bin, wie soll ich dann 
austreten?!» Ich blieb jedenfalls in der Jungen Gemeinde und wurde trotzdem zum Studium 
an die ABF delegiert.“816 Dort distanzierte sie sich aber von der Kirche und trat schließlich 
aus.  
Wurde in der Zeit der VSA die konfessionelle Bindung von Vorstudienschülern 
weitestgehend toleriert, kam es an der ABF, auch durch die Studentenschaft selbst, zu einer 
stärkeren Einflussnahme auf kirchlich gebundene Studenten. Insbesondere in den 
gesellschaftswissenschaftlichen Gruppen, war „jemand, der der Jungen Gemeinde angehörte 
[...] gar nicht vorstellbar. Das hätten die untereinander nicht geduldet.“817 Es wurde versucht, 
Mitglieder für die SED, FDJ, DSF und andere Massenorganisationen zu gewinnen und 
gleichzeitig ABF-Studenten zu einem Kirchenaustritt zu bewegen: „Ich weiß noch, dass ich 
an der ABF bei der  Parteiaufnahme danach gefragt habe, sozusagen die Gretchenfrage: «Wie 
hältst du es mit der Religion?» [...] Es wurde sicher auch ein bisschen Zwang ausgeübt. 
Schließlich ist es schon Zwang, wenn sich jemand bekennen muss.“818 Mit dem Eintritt in die 
SED wurde dieses Bekenntnis konsequent eingefordert, was folgender Fall aus den Akten der 
UPL veranschaulicht: „Mit dem Genossen Dohse führten die Auseinandersetzungen über sein 
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unkonsequentes (sic!) Verhalten zur Kirche noch zu keinem Ergebnis. Gen. Dohse der sehr 
aktiv und sonst auch konsequent ist, macht sich über die Kirche lustig, tritt aber nicht aus, 
weil seine Freundin religiös ist und er sie erst überzeugen will.“819 Interessanterweise findet 
sich eine fast identische Situation in Hermann Kants Roman, in der die Hauptfigur, Robert 
Iswall, sich letztlich von seiner religiösen Freundin trennt und aus der Kirche austritt. 
Die Entscheidung eines Kirchenaustrittes stellte sich meist schon im ersten Jahr an der ABF. 
So unterzogen sich beispielsweise im Studienjahr 1957/58 Studenten der „A1“820 einer 
besonderen „Bewährungsprobe“, indem sie „auf einem Forum im Haus der Freundschaft zum 
Thema «Sputnik und der liebe Gott» im öffentlichen Streitgespräch mit Theologiestudenten 
gut bestanden.“821 Dabei kam es nicht nur darauf an, die angehenden Theologen von ihrem 
„Irrglauben“ abzubringen, sondern auch den eigenen Standpunkt zu prüfen. Solche Einsätze 
waren natürlich besonders progressiven Klassen vorbehalten: „Der größte Teil der Studenten 
der Arbeitsgruppe brachte eine klare Einstellung zu unserem Staat mit und hatte bereits gesell. 
gearbeitet, so gab es in polit.-ideolog. Hinsicht wenig Schwierigkeiten. In weltanschaulicher 
Hinsicht gab es nur Schwierigkeiten mit drei Katholikinnen in der Gruppe. Da diese jedoch 
recht aufgeschlossen sind, konnte eine befriedigende Entwicklung erreicht werden, die 
allerdings noch nicht zu einer Lösung von der Kirche führte […].“822 
Dabei war „die Argumentation ziemlich eindeutig und einfach: Ist die herrschende 
Philosophie der Atheismus oder die Religion?“823 Oder anders ausgedrückt: „Wer nicht 
mitmachen will, der kann sich entscheiden. Der kommt dann aber auch nicht in die Spitze – 
ganz einfach.“824 So einfach war es für einige ABF-Studenten aber nicht, sich von der Kirche 
zu lösen, weil es eben mehr bedeutete als die Aufgabe der Religion: „Als ich dann mit der 
Meinung von der ABF in die Familie kam und zu meiner Mutter sagte: «Also Mutters, wenn 
du dich mit der Kirche auseinandersetzt, und das ist alles gelogen, was soll ich dann da noch 
drin. Da tret´ ich aus!» Da kam dann die Reaktion: «Das kannst du doch nicht machen!» Ich 
musste dann zum Notariat und eine Erklärung zum Austritt unterschreiben. Währenddessen 
haben die sich in die Kirche gesetzt und dann hat der Pastor alle aufstehen lassen und für ein 
verlorenes Schaf gebetet – das war ich. Manche im Dorf haben dann ein Vierteljahr nicht mit 
mir gesprochen. [...] In der ABF-Zeit hatten wir mal einen Kommilitonen, der strenger 
Kirchgänger war. Sein Vater hatte irgendwo eine Kirchenfunktion. Der Junge selbst war dann 
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auch wirklich so weit, dass er sagte: «Ich glaub´ da wirklich nicht dran. Ich trete auch aus.» 
Zwei Tage später kam er leichenblass an und fragte die Seminargruppe, was er machen solle. 
Sein Vater hatte mit ihm ein Gespräch geführt und gesagt, wenn er aus der Kirche austritt, ist 
er nicht mehr sein Sohn und solle das Haus verlassen. Da haben wir natürlich gesagt: «Soweit 
kannst du das nicht treiben.» Das war ein ganz ehrlicher Bursche, und er kam dann von sich 
aus ein paar Tage später und sagte: «Ich bin jetzt ausgezogen bei meinen Eltern und wohne 
jetzt bei meinen Großeltern. Die haben Verständnis für meine Situation.» D. h. zu Deutsch, 
dass er auch ausgetreten ist.“825 
Selbstverständlich wurde über derartige Erfolge auch Bericht an die SED-Fakultätsgruppe 
erstattet und ebenso wer von den Anfängern Mitglied in der „Jungen Gemeinde“ und noch 
nicht Mitglied der FDJ war: „Ein Teil von ihnen konnte schon für die FDJ (o hn e  D ru ck ) 
gewonnen werden.“826 Dabei stellt sich die Frage, ob bei dem anderen Teil „mit Druck“ 
vorgegangen werden sollte. So findet sich ab 1953 in den Exmatrikulationslisten eine 
eigenständige Rubrik „Angehörige der Jungen Gemeinde“, die vorher nicht bestand.827 
Im Januar 1953 erschienen in der FDJ-Zeitung „Junge Welt“ mehrere Artikel über die Junge 
Gemeinde der evangelischen Kirche. Darin wurden die Mitglieder der christlichen 
Jugendorganisation westlicher Geheimdiensttätigkeit bezichtigt. Auf die agitatorische 
Vorbereitung folgte der Beschluss des PB zum Verbot der Jungen Gemeinde in der DDR. Das 
Ziel der SED war die Formierung möglichst aller Jugendlichen in der FDJ. Eine regelrechte 
Hetzkampagne gegen Angehörige der Jungen Gemeinde wurde entfacht. Sie wurden 
verächtlich als „Kugelkreuzler“ bezeichnet, da sie als kleine Anstecker ein silbernes Kreuz 
auf einer kleinen Weltkugel trugen. Dieses Symbol sollte aus dem öffentlichen Raum 
verbannt werden. Seine Träger wurden diffamiert und von den Schule bzw. Universitäten 
verwiesen.
828
 Auch in den studentischen Parteigruppen an der ABF wurde die „Erhöhung der 
Wachsamkeit“ gefordert, wobei ein „besonderes Augenmerk auf die Kugelkreuzler“ gelegt 
wurde und, „wenn notwendig, mit ihnen auch grundsätzliche Diskussionen“829 durchgeführt 
werden sollten. Bei Diskussionen blieb es aber nicht. „Gen. Struck berichtete, dass sie auf 
Anordnung des Jgfr. Kowalke feststellen sollte, ob Studenten in einer christlichen Jugendorg. 
Mitglieder sind. Dabei stieß man auf den Jgfrd. Schicht. [...] Bezüglich unserer 
Verteidigungsbereitschaft für unsere Deutsche Demokratische Republik hätte er sich 
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geäußert, dass er es mit seinem Glauben nicht vereinbaren könne ein Gewehr in die Hand zu 
nehmen.“830 Die Parteigruppe kam zu dem abschließenden Urteil, dass Schicht „wegen seiner 
Einstellung von der Fakultät abgehen“ sollte.831 Der „Verkehr des Jugendfreundes Schicht mit 
der jungen (sic!) Gemeinde“832 wurde auch in der Parteileitung der ABF besprochen. 
Nachdem der Druck auf den jungen Schlosser Horst Schicht derart angestiegen war, verließ er 
schließlich im März 1953 die ABF „auf eigenen Wunsch“833. Zwischen Anpassung oder 
Exmatrikulation blieb an der ABF kaum Spielraum. So konnte die ABF-Direktion bereits 
1954 vermelden, dass „von der Tätigkeit von Mitgliedern der Jungen Gemeinde […] seit 
Weihnachten nichts mehr im Heim zu verspüren“834 war. 
 
7.2.8 Abgänge und Studienrichtungen 
Diagramm und Tabelle 12: 
 
ohne Hochschulreife mit Hochschulreife Gesamt
1453 1619 3072
47% 53% 100%  
Sofern der Erfolg der VSA/ABF an der Quote der Abgänge mit Abitur festzumachen ist, fällt 
die Gesamtbilanz in Anbetracht einer Kosten-Nutzen-Rechnung eher negativ aus. Nach 
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 UAR, UPL 356, Protokoll der Parteigruppenversammlung der Arb. Gr. BG, BM1, CMS vom 20.02.1953. 
831
 Ebenda. 
832
 UAR, UPL 350, Protokoll der Parteileitungssitzung vom 26.02.1953. 
833
 UAR, ABF Abgänge: 1946-53. In seiner Studentenkartei sind „gesundheitliche Gründe“ für den Abgang 
vermerkt. 
834
 UAR, ABF 53, Rechenschaftsbericht der ABF für das Studienjahr 1953/54 vom 30.07.1954. 
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Auswertung der Studentenkartei haben zwar gut 53 Prozent (1.619 Personen) die 
Ausbildungsstätte mit der Erlangung der Hochschulreife verlassen, in Anbetracht des großen 
Aufwandes (Lehrkräftebedarf, Stipendien, Unterbringung etc.) sind aber nur 166 Studenten 
mehr zu einem erfolgreichen Abschluss geführt worden, als ihre Ausbildung abbrachen 
(1.453).
835
 
Diagramm und Tabelle 13: 
 
Gesamt mit Hochschulreife ohne Hochschulreife Notendurchschnitt
Arbeiter und Bauern 675 73,2% 340 50,4% 335 49,6% 2,7
Angestellte 139 15,1% 75 54,0% 64 46,0% 2,8
Sonstige 108 11,7% 55 50,9% 53 49,1% 2,7  
Die Untersuchung der Abgänge nach dem Kriterium der sozialen Herkunft verstärkt die 
negative Gesamtbilanz, wird doch deutlich, dass die besonders bevorzugte Klientel der 
„Arbeiter und Bauern“ im Vergleich mit den „Angestellten“ und „Sonstigen“ eine höhere 
Abbrecherquote vorweist.
836
 Dies wiegt besonders schwer, da nicht nur bei der Zulassung 
eine gezielte Privilegierung von Arbeiter- und Bauernkindern stattfand. Bei fachlichen 
                                                 
835
 An dieser Stelle sei darauf verwiesen, dass nach Stallmann, S. 299 etwa 68,5 Prozent aller neuzugelassenen 
ABF-Studenten in der DDR im Zeitraum zwischen 1949 bis 1963 die Hochschulreife erlangten. Diese Zahl 
beruht allerdings auf bisher nicht verifizierten Angaben aus DDR-Publikationen (Statistische Jahrbücher, 
Festschriften, Zeitschriftenbeiträge) und kann daher nicht als Referenz gelten. Jana Woywodt weist in ihrer 
Untersuchung für die ABF Jena einen Absolventenanteil von 57 Prozent aus. Ein direkter Vergleich mit diesem 
Wert ist kaum möglich, da Woywodt lediglich eine zehnprozentige Zufallsstichprobe ohne die Daten vor 1949 
durchgeführt hat. Woywodt: Land der unbegrenzten Möglichkeiten, S. 179. Das SfH weist für die Jahre 1952 bis 
1955 eine Abiturientenquote von rund 53 Prozent für die ABF aus. Für den internen Gebrauch bestimmt, kann 
diese Angabe wohl als zutreffend gelten. BArch, DR 3, 496, Bericht der Abteilung ABF vom März 1955. 
836
 Aussagekräftige und verlässliche Daten liegen für dieses Untersuchungsfeld nur bis 1953 vor. 
 172 
Schwierigkeiten wurden Studenten, die der sozialen Herkunft nach zu den „Sonstigen“ 
gehörten kürzere Fristen zur Leistungssteigerung vor dem Ausschluss aus der Fakultät 
gewährt, als Studenten die der Kategorie Arbeiter bzw. Bauer zugeordnet wurden.
837
 
Andererseits bleibt festzuhalten, dass insgesamt etwa dreiviertel der Absolventen dem 
geforderten sozialen Herkunftsprofil entsprach.  
Diagramm und Tabelle 14: 
 
fachl. private/familiäre Gründe Wechsel der Einrichtung (Fachschule, ABF) gesundheitl. Republikflucht Disziplinverstoß/Täuschungsversuch unentschuldigtes Fehlen gesellschaftliche/politische Haltung
501 192 167 130 79 39 25 18
42,3% 16,2% 14,1% 11,0% 6,7% 3,3% 2,1% 1,5%
Abgang zur VP schlechte Arbeitsmoral/Interessenlosigkeit Verhaftung/Verurteilung Abgang zur NVA Weisung des MfV/SfH Tod Ausweisung aus der DDR Gesamt
12 8 5 3 2 2 1 1184
1,0% 0,7% 0,4% 0,3% 0,2% 0,2% 0,1% 100,0%  
Für einen (vorzeitigen) Abgang ohne Hochschulreife lassen sich bei den nachweisbaren 
Fällen vorrangig fachliche (42,3 Prozent), private/familiäre (16,2 Prozent) und 
gesundheitliche Probleme (11 Prozent) ausmachen. Der hohe Prozentsatz der Studenten, die 
die Einrichtung wechselten (14,1 Prozent), ist in erster Linie auf Abgänge an andere ABF und 
an Fachschulen zurückzuführen. Der Wechsel an eine andere ABF konnte unterschiedlichste 
Ursachen haben, wie beispielsweise ein Wohnortwechsel oder die direkte Schulung auf ein 
bestimmtes Studienziel, die in Rostock nicht angeboten wurde.
838
 Es ist also zu 
berücksichtigen, dass ein Teil der Studenten, die ihre Ausbildungsstätte wechselten, die 
                                                 
837
 Exemplarisch für dieses Vorgehen siehe: UAR, ABF 73, Antrag auf Exmatrikulation bzw. Entziehung der 
Studienerlaubnis vom 04.03.1954. 
838
 Hierfür sprechen die Wechsel an die ABF in Freiberg (Bergbau, Geologie, Mineralogie) und Halle 
(Vorbereitung auf ein Auslandsstudium). 
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Hochschulreife durchaus noch erlangt haben.
839
 Die Fachschulen stellten für viele ABF´ler 
eine kürzere, wohnortnähere und berufsspezifischere Ausbildungsmöglichkeit dar, über die 
ebenfalls ein späterer Hochschulzugang gegeben war. Die Attraktivität eines Wechsels an 
eine Fachschule ist auch an die ABF-spezifischen hohen fachlichen und politischen 
Anforderungen zu koppeln. 
Schon ein Jahr nach ihrer Gründung wurde vom MfV Kritik am zu harten Lehrbetrieb an den 
ABF geübt, welche die Ursachen für die wichtigsten Gründe einer vorzeitigen Entlassung in 
den Fokus nahm: „Die Überprüfung einiger Arbeiter- und Bauernfakultäten (sic!) sowie die 
eingegangenen Mitteilungen aus den Fakultäten selbst haben gezeigt, dass unsere Arbeiter- 
und Bauernstudenten fachlich und politisch über den Rahmen des Möglichen hinaus belastet 
werden. Tbc-Fälle, Nervenzusammenbrüche, allgemeiner schlechter Gesundheitszustand, 10-
12%iger Abgang in den ersten Semestern sind die unmittelbaren Folgen dieser Überlastung. 
Die zu ernster Besorgnis Anlass gebenden Symptome haben uns veranlasst, den bisherigen 
Lehrbetrieb an den Arbeiter- und Bauernfakultäten kritisch zu untersuchen […]“840. Abhilfe 
sollte die Konzentration der Lehrinhalte auf das spätere Fachstudium und die deutliche 
Einschränkung der gesellschaftspolitischen Beanspruchung auf den universitären Rahmen 
liefern.
841
 Trotzdem blieben die fachlichen Leistungen hinter den Erwartungen zurück. Die 
Notendurchschnitte der Arbeitsgruppen lagen im Studienjahr 1950/51 bei 3,5 bis 3,9.
842
 
Besonders in den A-Gruppen, den Klassen im ersten Studienjahr, verließen viele Studenten 
aufgrund fachlicher und/oder gesundheitlicher Probleme die Fakultät, was neben der 
Auswertung der Studentenkartei auch die Protokolle der Arbeitsgruppenbesprechungen 
belegen.
843
  
Das Problem der zahlreichen, mehrheitlich fachlich begründeten, Abgänge in den 
Anfängergruppen bestand DDR-weit. Nicht ganz uneigennützig suchten die ABF-Direktoren 
die Ursachen in der „mangelhaften“ Vorauswahl durch die Massenorganisationen, der 
„ungenügende(n) Erkenntnis der Bedeutung des Studiums“ und in der sehr verkürzten 
                                                 
839
 Diese Fälle konnten statistisch nicht berücksichtigt werden, da es sich aber lediglich um fünf Prozent der 
Gesamtstudierendenschaft handelt, ändert dies nicht die Einschätzung der Erfolgsbilanz. 
840
 UAR, ABF 38, Schreiben des MfV der DDR, Hauptabteilung Hochschulen und wissenschaftliche 
Einrichtungen an den Direktor der ABF vom 07.07.1950. 
841
 Ebenda: „Man darf sich […] an den Arbeiter- und Bauernfakultäten nicht auf das Bildungsziel der 
Oberschulen hin orientieren, weil noch immer vieles geboten wird, das für das spätere Studium entbehrlich ist 
[…] Der erste gesellschaftliche Auftrag des Arbeiter- und Bauernstudenten ist, seine Kräfte auf sein Studium zu 
konzentrieren. Die politische Arbeit im Rahmen der Fakultät und die aktive Teilnahme an der Demokratisierung 
der Hochschulen ist ein Teil seiner Aufgaben. […] Alle gesellschaftliche Arbeit über den Rahmen der Fakultät 
und Universität hinaus ist jedoch eine zusätzliche Belastung und muss vermieden bzw. stark eingeschränkt 
werden.“ 
842
 Errechnet nach UAR, ABF 45, passim. 
843
 Vgl. hierzu auch die Ausführungen zu den Studienbedingungen auf S. 82 f. 
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Sichtweise, dass die Bewerber „während der Aufnahmegespräche nicht auf die 
Studienschwierigkeiten aufmerksam gemacht worden“ seien.844 Da ohnehin zu wenige 
Kandidaten für die ABF vorhanden waren, hätten derartige Hinweise in der Praxis den 
Bewerberpool noch weiter eingeschränkt, was in Anbetracht der vorgegebenen 
Zulassungskontingente auch nicht im Interesse der ABF-Leitungen lag.
845
 Davon abgesehen 
führten die einzelnen Einrichtungen selbst entsprechende Aufnahmeprüfungen durch, bei 
denen zumindest grob der Bildungsstand der Bewerber geprüft wurde und offenbar keine 
bessere Auswahl stattfand. 
War die Fakultätsleitung in Rostock 1951 noch der Meinung, dass ein Student, der trotz 
umfangreicher Förderung nur ungenügende fachliche Leistungen erreichte, „im Interesse der 
Gesellschaft, in seinem und im Interesse der Fakultät“ zu exmatrikulieren sei,846 änderte sich 
dieses Vorgehen auf Druck des SfH in den folgenden Jahren. Ab Mitte der Fünfziger durfte 
kein Student mehr ohne entsprechende ausführliche Begründung und genaue „Überprüfung 
der einzelnen Exmatrikulationen auf ihre Berechtigung hin“ durch die zuständige Abteilung 
ABF im SfH entlassen werden.
847
 Für die politische Richtigkeit der ausgesprochenen 
Exmatrikulationen wurden die Direktoren persönlich verantwortlich gemacht. Grundlage für 
diese Entscheidung waren „verschiedene Hinweise, die dem Staatssekretariat für 
Hochschulwesen zugingen […] das (sic!) die Leitungen der Fakultäten in hoher Zahl 
Studenten wegen fachlicher Schwierigkeiten exmatrikulieren, ohne vorher wirklich alle 
Hilfsmittel ausgenutzt zu haben“.848 Das übermäßige fachliche Versagen der ABF-Studenten 
wurde auf diese Weise den Lehrkräften zugeschrieben. Es ist auffällig, dass nach dem 
Schreiben des SfH vom Januar 1955 in den Begründungen für Exmatrikulationen fachliche 
Schwächen vorwiegend mit gesundheitlichen Problemen erklärt wurden, weil dies wohl als 
politisch unverfänglich galt, so dass vermutlich ein Teil der Abgänge aus gesundheitlichen 
Gründen, tatsächlich schlechten Fachleistungen zuzuschreiben sind. Natürlich bleibt zu 
berücksichtigen, dass tatsächlich viele Studenten der Geburtsjahrgänge 1930 bis 1935 unter 
den Einwirkungen des Zweiten Weltkrieges psychisch wie physisch sehr stark zu leiden 
hatten, woraus die zum Teil gravierenden Krankheitsbilder zu erklären sind.  
Waren das SfH und notgedrungener maßen auch die Direktion dazu bereit, eine 
Exmatrikulation aus fachlichen Gründen möglichst hinauszuzögern, wurde mit Studenten, 
                                                 
844
 UAR, ABF 70, Protokoll der Direktorenkonferenz vom 08.02.1952: „Von der vorigen Auswahl 1951/52 
haben von 4.000 etwa 5 % also 200 Studenten das Studium aufgegeben.“ 
845
 Siehe hierzu auch Punkt 5.1 und 5.2. 
846
 UAR, ABF 68, Protokoll der Dozentenkonferenz vom 19.12.1951. 
847
 UAR, ABF 73, Schreiben das SfH an die ABF vom 03.01.1955. 
848
 Ebenda. 
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„die durch ihr gesellschaftspolitisches Auftreten schädliche Einflüsse in die Fakultät bringen 
oder ein undiszipliniertes Verhalten an den Tag legen“849 deutlich rigider verfahren. Insofern 
überrascht es, dass der Anteil der ABF´ler, die ihr Studium aufgrund politisch-
gesellschaftlicher Verfehlungen abbrechen mussten, von denen bestimmte Disziplinverstöße  
nicht unmittelbar zu trennen sind,
850
 mit 1,5 Prozent gering erscheint. Eine Ursache hierfür 
kann im Zulassungsverfahren gesehen werden, dass bereits vor der fachlichen Prüfung durch 
die VSA/ABF in allen Zulassungsrichtlinien entsprechende Gutachten und Einschätzungen 
durch Parteien, Massenorganisationen und Delegierungspartner forderte und sich daher die 
politisch-ideologische Grundausrichtung der Bewerber gut abschätzen ließ. Entsprach diese 
im Nachgang doch nicht den klaren politischen Zielstellungen der VSA/ABF, wurde bei 
kleineren Verfehlungen, besonders wenn es sich noch um vergleichsweise junge Studenten 
handelte, entsprechendes Entwicklungspotenzial unterstellt, dass im Zweifelsfall durch eine 
zeitlich befristete „Bewährung in der Produktion“ bewiesen werden sollte. Auf diesem Wege 
konnte eine endgültige Exmatrikulation, die auch den generellen Ausschluss von einem 
Hochschulstudium nach sich zog, nach einer kritischen Einzelfallprüfung durch die Direktion 
noch umgangen werden. Die Bereitschaft fachlich gute aber „politisch ungeeignete Elemente“ 
aufgrund der ohnehin hohen Abbrecher- und Durchfallquote an der VSA/ABF zu behalten, 
war indes nicht vorhanden, zu groß war die Angst vor einer möglichen „reaktionären 
Beeinflussung“ der Kommilitonen.  
Besonders virulent war diese Befürchtung im Studienjahr 1954/55, in dem innerhalb von neun 
Monaten 126 Studenten von der ABF abgingen. D. h., fast 15 Prozent der 846 Studenten zu 
Beginn des Studienjahres erreichten das Studienziel nicht. Bei 9,5 Prozent (13) dieser 
Abgänge handelte es sich um sogenannte „Westgänger“, wobei ein Teil der Studenten „ohne 
Abmeldung“ (9) vermutlich noch dazu zu zählen ist.851 Im Jahr 1955 erreichte die 
Republikflucht mit 20 ABF-Studenten innerhalb von fünf Monaten ihren Höhepunkt.
852
 
Insgesamt wechselten in diesem Jahr neben acht Dozenten „33 Studenten ebenfalls in das 
Lager des Klassengegners“.853 Obwohl die Republikflucht mit 6,7 Prozent im Ranking der 
Gründe für einen Studienabbruch erst an fünfter Position erscheint, wurde dem Phänomen der 
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 UAR, ABF 68, Protokoll der Dozentenkonferenz vom 19.12.1951. 
850
 Hierzu zählte beispielsweise das Abhören von Westsendern und die Weigerung an Demonstrationen, 
Appellen oder vormilitärischen Lehrgängen teilzunehmen. 
851
 UAR, ABF 73, Zur Frage der Exmatrikulationen, o. D. 
852
 UAR, ABF 73, Auflistung der Abgänge von Studenten nach Westdeutschland seit 01.01.1955 vom 
25.05.1955. 
853
 UAR, ABF 54, Bericht zur Politischen Massenarbeit, Republikflucht und Nationalen Front, o. D. (dem 
Kontext nach Ende 1955). 
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Aktenlage nach sehr große Aufmerksamkeit zuteil,
854
 lagen die Flüchtlingszahlen an den ABF 
doch deutlich über dem DDR-Durchschnitt
855
 und stellte es doch die politischen Grundfesten 
der Bildungseinrichtung in Frage. Dabei erfolgte eine Flucht nicht immer nur aus politisch-
ideologischen Gründen, was folgende Fälle belegen: „Am Sonntag (30.01.1955, C. H.) […] 
wurde die Abwesenheit der Studenten Jürgen Fiehn, Horst Klitzke und Ewald Lembke 
festgestellt. Diese Studenten hatten alle ihre Sachen mitgenommen und man fand in der Ecke 
ihres Schrankes einen Zettel, auf dem sie ihren Weggang damit begründeten, daß sie aufgrund 
der neuen Stipendienordnung keinen anderen Weg mehr wüßten, als in das kapitalistische 
Ausland zu gehen. […] Gleichzeitig wurde am Montag früh festgestellt, daß die Studentin 
Hedwig Maresch A 3 unter Mitnahme sämtlicher Sachen das Heim verlassen hatte. Auf 
Befragung ihrer Mitstudentinnen äußerten diese, […] daß sie zu Weihnachten in 
Westdeutschland gewesen sei und dort einen Mann kennengelernt habe, zu dem sie wohl 
gefahren sei.“856 Trotz dieser oftmals harmlosen Gründe, sah die Fakultätsleitung die 
Hauptursachen weder in „objektiven Schwierigkeiten“ oder persönlichen Beziehungen nach 
Westdeutschland, sondern „in der mangelnden Bewußtseinsbildung, ganz gleich ob bei 
Studenten oder Dozenten.[…] Wir müssen uns doch die Frage stellen, wer läßt sich denn nach 
dem Westen abwerben? Die Antwort kann doch nur sein: Es lassen sich nur solche Menschen 
abwerben, die noch schwankend sind, die in der Bewußtseinsbildung noch unklare 
Vorstellungen über unseren Staat haben und kein Vertrauen zu unserer Partei und zur 
Regierung der DDR haben.“857 Als Gegenmaßnahme sollte die Wachsamkeit an der Fakultät 
erhöht werden, um den Klassengegner „zu finden und zu schlagen. Das wird nur möglich 
sein, […] wenn wir es verstehen, in unseren Studenten den glühenden Haß gegen die 
Kriegstreiber und Faschisten, die im Westen an der Macht sind, zu entfachen.“858  
Derartige Forderungen, die in ihrer Rhetorik an die Zeit vor dem Mai 1945 erinnern, fanden 
auch in die Lehrplangestaltung und damit den Fachunterricht Eingang. An weiteren 
Westfluchten von ABF´lern änderte dies jedoch wenig. Eine andere Wirkung mag Ende der 
fünfziger Jahre der Fall Holger Meier
859
 und Rupert Ehrich
860
 erzielt haben. Der ABF-Student 
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 Sogar das ZK versuchte die Gründe für die Republikfluchten von den ABF durch arbeits- und zeitaufwendige 
Analysen und gar eine Briefbefragung der „Westgänger“ zu ermitteln. BArch, DR 3, 5885, Abt. 
Studentenangelegenheiten an das ZK der SED,  Abt. Wissenschaft und Propaganda, vom 23.01.1956. 
855
 Woywodt gibt für den Zeitraum 1949 bis 1963 und bezogen auf die DDR-Gesamtbevölkerungszahl von 17 
Millionen die Flüchtlingsquote mit 1,03 Prozent an. Vgl. Woywodt: Land der unbegrenzten Möglichkeiten, S. 
189, Anm. 33. 
856
 UAR, ABF 73, Bericht zur Republikflucht vom 07.02.1955. 
857
 UAR, ABF 54, Bericht zur Politischen Massenarbeit, Republikflucht und Nationalen Front, o. D. (dem 
Kontext nach Ende 1955). 
858
 Ebenda. 
859
 Eigentlich Meyer, geb. am 21.06.1942 in Rostock (Heimatanschrift Warnemünde), Vater vermutlich Arbeiter; 
wurde im Juni 1960 wegen Republikflucht exmatrikuliert.  
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Ehrich wurde aufgrund des Vorwurfes der Verleitung zur Republikflucht verhaftet und vor 
Gericht gestellt. Angeblich hatte er seinen Kommilitonen Meier für die Flucht instruiert. 
Unabhängig davon, ob die Anschuldigungen korrekt waren, wurde der Fall als mahnendes 
Beispiel propagandistisch ausgeschlachtet, auch um die „politische Wachsamkeit“ an der 
ABF zu erhöhen:
861
 „In der vergangenen Woche (vor dem 23.09.1960, C. H.) wurde in einem 
Forum […] die Verurteilung des ehemaligen Studenten unserer Fakultät Rupert Ehrich wegen 
Verleitung zur Republikflucht ausgewertet. Anwesend waren der Direktor des Kreisgerichts 
und eine Staatsanwältin.“862 Die Veranstaltung wurde als erfolgreich bezeichnet, weil „vor 
allem die Rolle Westberlins und die Gefahr des Westsenderhörens sehr parteilich von 
Studenten beurteilt“863 wurde. Mit Sicherheit hatte der Prozess gegen den ABF-Studenten 
eine abschreckende Wirkung, mussten doch auch andere Fluchtwillige damit rechnen, dass 
möglicherweise Freunde und Angehörige, die in der DDR zurückblieben, ähnlichen 
Drangsalierungen ausgesetzt wurden.  
Neben der Erhöhung der Wachsamkeit an der ABF schlussfolgerte die Direktion aus dem 
Vorfall um Holger Meier, „daß aktive Verbindungen von Bewerbern nach Westdeutschland 
und Westberlin unterschätzt wurden […] Zweifellos ist in unserem Aufnahmegebiet durch die 
ehemaligen Verbindungen mit den Gebieten Lübeck und Hamburg und durch den relativ 
hohen Anteil ehemaliger Umsiedler die Zahl verwandtschaftlicher Beziehungen nach 
Westdeutschland so groß, daß wir bei der Aufnahme keine wesentlich anderen Grundsätze als 
bisher anwenden können. Aber in der Erziehungsarbeit […] muß die Arbeit mit solchen 
Studenten, die engere verwandtschaftliche Beziehungen nach Westdeutschland haben, 
entscheidend verbessert werden.“864 Während etwa bis 1956 Beziehungen nach 
Westdeutschland laut Parteianweisungen explizit ausgebaut und genutzt werden sollten 
(Briefverkehr, Reisen des Kulturensemble, Patenschaften), um offiziell die Wiederherstellung 
der Einheit Deutschlands zu fördern und parallel für ein sozialistisches Gesellschaftsmodell à 
la DDR zu werben,
865
 wurden mit dem Wandel der deutschlandpolitischen Vorstellungen 
                                                                                                                                                        
860
 Heinz Rupert Erich, geb. am 28.03.1942 in Königsberg, besuchte seit 01.09.1959 die ABF Rostock. Sein 
Vater war vermutlich Arzt (mit Bleistift vermerkt). Als Heimatanschrift gab er die Schloßgartenallee 47 in 
Schwerin an. Ihm wurde am 23.08.1960 die Studienerlaubnis aufgrund der Verurteilung wegen Beihilfe zur 
Republikflucht für alle Fachschulen und Universitäten der DDR entzogen. 
861
 UAR, ABF 55, Jahresbericht der ABF „Ernst Thälmann“ des Studienjahres 1958/59 vom 13.08.1959. 
862
 UAR, ABF 56, Informationsbericht an das SfH vom 23.09.1960. 
863
 Ebenda. 
864
 UAR, ABF 55, Jahresbericht der ABF „Ernst Thälmann“ des Studienjahres 1958/59 vom 13.08.1959. 
865
 „Jeder Angehörige der ABF muß sich persönlich verantwortlich fühlen für die Aufnahme und 
Aufrechterhaltung einer festen und engen Verbindung mit einem möglichst großen Kreis westdeutscher 
Menschen, wozu auch alle verwandtschaftlichen Beziehungen auszunutzen sind. Es darf keinen Angehörigen der 
ABF geben, der nicht ständig einen bestimmten Kreis westdeutscher Menschen mit den wichtigsten politischen 
Materialen versorgt.“ UAR, ABF 20, Arbeitsrichtlinie: Das 21. Plenum des ZK der SED und die Aufgaben der 
Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten (1954). 
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Moskaus, der unabwendbaren Teilung Deutschlands aufgrund der Verfestigung der Blöcke im 
Zuge des Ost-West-Konfliktes, in den folgenden Jahre der Austausch mit der Bundesrepublik 
stark zurückgefahren und aufgrund einer erhöhten Fluchtgefahr sogar als äußerst 
problematisch angesehen. Verwandtschaftliche Beziehungen nach Westdeutschland konnten 
sich nun negativ auf die Bewerbung zur ABF auswirken. Auf jeden Fall führten sie aber dazu, 
dass Studenten mit Westkontakten eine besondere Kontrolle und Erziehungsarbeit erfuhren.  
Diese Erziehungsarbeit konnte bei dem Teil der Studenten, die bereits kurze Zeit nach dem 
Beginn ihres Studiums der VSA/ABF unentschuldigt fernblieben und daraufhin exmatrikuliert 
wurden (2,1 Prozent), nicht greifen. Der erste Direktor der ABF, Erich Sielaff, berichtete 
ungewöhnlich offen in einer Broschüre zum zehnjährigen Jubiläum der Rostocker ABF, dass 
„es unter den Studenten auch sehr nüchterne Rechner (gab, C. H.), die ihr Stipendium mit den 
Geldern verglichen, die sie z. B. als Zimmermann verdienen würden, und ihre Entlassung von 
der Fakultät forderten. Einige Studenten blieben aus dem Unterricht einfach fort, und es kam 
sogar vor, daß Studenten, die von einem Tag zum andern verschwanden, eine Zuweisung des 
Arbeitsamtes für eine Arbeitsstelle mit 360,- DM bereits in der Tasche hatten.“866  
Die schon bei der Anwerbung stets vorhandene Konkurrenz zwischen VSA/ABF und den 
Betrieben/Delegierungspartnern aufgrund der Arbeitsmarkt- und Verdienstsituation setzte sich 
also während des Studiums fort und ist, entsprechenden Vermerken in den Studentenakten 
zufolge, hauptverantwortlich für Abgänge aus „privaten/familiären Gründen“ (16,2 Prozent). 
Hinzu kam, dass Institutionen, wie die VP, die KVP bzw. später die NVA an der ABF für sich 
werben durften und die Fakultätsleitung aufgrund politischer Vorgaben entsprechende 
Anwerbungskontingente zu erfüllen hatte. So ergibt sich, dass alle Abgänge zur VP (1,0 
Prozent) 1955 stattfanden, in dem Jahr, in dem die VP-Bereitschaften deutlich aufgestockt 
wurden.
867
  
Bei der Studienplatzlenkung mussten derartige Vorgaben ebenfalls berücksichtigt werden, 
sogar wenn sie der ursprünglichen Zielsetzung der VSA/ABF widersprachen, ihre Hörer auf 
ein Fachstudium vorzubereiten. Als im Januar 1956 das Gesetz zur Gründung der NVA von 
der Volkskammer beschlossen wurde, hatten auch die ABF ihren Anteil zum Aufbau der 
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neuen Streitkräfte zu leisten: „Ab sofort setzt die Werbung für die KVP868 in den Fakultäten 
im C-Studienjahr ein. Rostock erhält die Richtzahl 25, die unbedingt eingehalten werden 
müssen (sic!). […] Die Fakultäten sind voll verantwortlich für die Werbung und für die 
Erfüllung und Übererfüllung der gegebenen Richtzahlen. Es ist eine dementsprechend höhere 
Zahl von Studenten für die höhere Offizierslaufbahn der KVP auszuwählen und zu 
werben.“869 Wer sich nicht für die als „Freiwilligenarmee“ gegründete NVA werben lassen 
wollte, konnte dies durch die Wahl eines bevorzugten Studienfaches umgehen. 
Volkswirtschaftlich besonders nachgefragte Fachrichtungen, wie Physik (Kerntechnik), 
Pharmazie, Landmaschinentechnik, Technologie, Leichtbau und Landwirtschaft waren von 
den Anwerbungen ausgeschlossen. Auch auf diese Weise konnte die Lenkung in bestimmte 
Fachrichtungen erfolgen.  
Die Studienlenkung begann bereits im ersten Jahr an der VSA/ABF,
870
 indem die Dozenten 
die besonderen Fähigkeiten der einzelnen Studenten feststellen sollten, auch um eine 
entsprechende Zuweisung in einen der drei Studienzweige vornehmen zu können. Ob diese 
Einteilung den Interessen des jeweiligen Studenten entsprach, war höchstens zweitrangig. 
Individuelle Fragen nach Fachrichtungswünschen, Zukunftsperspektiven und 
Verdienstmöglichkeiten wurden als  „kleinbürgerliche Meinungen“ abgetan. Für die ABF-
Direktoren stand dagegen die „Erfüllung der Pläne“ im Vordergrund, die durch eine 
„Koordinierung der individuellen Meinung“ erreicht werden sollte.871 Die Vorgaben des SfH 
konzentrierten die Studienplatzlenkung auf zwei Schwerpunkte: 
„Schwerpunkt I: Fakultäten, die zahlenmäßig schwach besucht sind 
Schwerpunkt II: Fakultäten, die soziologisch (sic!) schwach besetzt sind
872
 
Humanmedizin, Zahnmedizin, Veterinärmedizin, Pharmazie, Chemie, Geologie, Geschichte, 
Jura, Pädagogik […]“873. In Anbetracht derartiger Maßgaben ergibt sich bei der Auswertung 
der tatsächlich eingeschlagenen Fachrichtungen für Rostock, zumindest mit Blick auf die  
Erfüllung der Studienplatzkontingente, ein erfolgreiches Resultat, studierte doch etwa jeder 
vierte Absolvent auf einen Abschluss als Pädagoge und jeder fünfte im medizinischen 
Bereich. Die starke Ausrichtung auf den Maschinenbau, die Elektrotechnik, die Land- und 
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Forstwirtschaft mit zusammen etwa einem Viertel der Absolventen, basiert indes nicht nur auf 
zentralen Kontingentvorgaben, sondern spiegelt auch den Einzugsbereich der Rostocker 
Einrichtung wieder, der von den Branchen Schiffbau und Landwirtschaft geprägt wurde.  
Diagramm und Tabelle 15: 
 
Lehramt/Pädagogik Medizin Maschinenbau/Elektrotechnik Land-/Forstwirtschaft Mathematik/Naturwiss. Geisteswiss.
189 147 89 80 58 44
26,5% 20,6% 12,5% 11,2% 8,1% 6,2%
Germanistik/Fremdsprachen Wirtschaft/Verwaltung Jura Bau-/Verkehrswesen Gesellschaftswiss. Gesamt
39 31 18 9 8 712
5,5% 4,4% 2,5% 1,3% 1,1% 100,0%  
Anhand der Auswahl der aufgeführten Studienrichtungen und der geringen Zahl der 
Absolventen, die ein gesellschaftswissenschaftliches Studium aufnahmen (1,1 Prozent), den  
„gesellschaftlich-politisch orientierten Einsatz der ABF´ler“ in Abrede zu stellen,874 wäre 
allerdings sehr verkürzt betrachtet. Aus hochschulpolitischer Sicht war es kaum erforderlich 
ABF-Absolventen an die neugegründeten, ohnehin SED-dominierten, 
Gesellschaftswissenschaftlichen Fakultäten zu immatrikulieren. Dagegen erschien ihr Einsatz 
an Fakultäten, deren Dozenten und Studenten dem neuen Gesellschaftsystem skeptisch bis 
ablehnend gegenüberstanden, wesentlich zweckdienlicher für die Heranbildung einer „neuen 
sozialistischen Intelligenz“ und überschnitt sich zudem mit wirtschafts- und 
                                                 
874
 Jana Woywodt zieht diese Schlussfolgerung anhand einer Stichprobenanalyse über die eingeschlagenen 
Studienrichtungen von 536 Studenten der ABF Jena. In Jena hat die Mehrheit der Absolventen ein medizinisches 
Studium aufgenommen, gefolgt von den natur- (vorrangig Chemie), geistes- (einschließlich Pädagogik) und 
landwirtschaftswissenschaftlichen Fachrichtungen. Woywodt: Land der unbegrenzten Möglichkeiten, S. 183. 
 181 
arbeitsmarktpolitischen Erwägungen, die in der DDR grundsätzlich den, von der SED-
Führung gesetzten, gesellschaftspolitischen Vorstellungen unterlagen.  
Auch wenn eingangs die Erfolgsbilanz der VSA/ABF unter ökonomischen Prämissen negativ 
gewertet wurde, kann unter Beachtung der im Vergleich zu den Oberschulen ein bis zwei 
Jahre kürzeren Ausbildungszeit, der im Normalfall unterbrochenen Schullaufbahn und 
geringeren Vorbildung der Kursteilnehmer, das Ergebnis aus pädagogisch-didaktischer Sicht 
als Erfolg gewertet werden, ganz abgesehen vom positiven subjektiven Empfinden vieler 
Absolventen über die ihnen durch die VSA/ABF eröffneten Lebens- und Karrierewege. 
 
8 Das Ende der allgemein bildenden Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten 
 
8.1 Scheitern der Reduzierungspläne 1957 
 
Bereits Mitte 1954 erfolgten durch die Abteilung ABF des SfH erste Überlegungen die 
Zulassungszahlen an den ABF zu reduzieren.
875
 Seit 1950 war im Zuge der stark ansteigenden 
Studentenzahlen und der Verjüngung der Studierenden das fachliche Niveau und die 
politische Aktivität an den Einrichtungen zunehmend gesunken. Diese Entwicklung wurde 
jedoch von der Leitung des SfH nicht auf die quantitative Ausweitung, sondern auf qualitative 
Unzulänglichkeiten in der pädagogischen Arbeit der Fakultäten zurückgeführt, denen durch 
eine bessere Auswahl der Lehrkräfte und die Einbindung der Massenorganisationen sowie 
SED-GO in die Erziehungsarbeit begegnet werden sollte.
876
 Eine drastische Reduzierung der 
Kontingente wurde also zunächst verworfen, auch weil die Oberschulen nicht die gewünschte 
Anzahl an Abiturienten hervorbrachten.  
Da sich die politische und fachliche Situation an den ABF auch ein Jahr nach den ersten 
Reduzierungsvorschlägen nicht grundsätzlich verbesserte, unternahm die Abteilung ABF des 
SfH im September 1955 einen weiteren Versuch die Studienplätze an den ABF zu 
reduzieren.
877
 Diesen Überlegungen im Rahmen des 2. Fünfjahrplan (1956-1960) stimmte die 
Abteilung Wissenschaft und Propaganda des ZK der SED zu
878
 und es wurden bis Mitte 1956 
entsprechende Vorschläge erarbeitet. Demnach sollten die Kontingente insgesamt um ein 
Drittel reduziert und die ABF Halle, Jena, Rostock sowie Greifswald bis 1959 geschlossen 
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werden.
879
 Die Pläne des SfH blieben an den betroffenen ABF nicht unbemerkt. Dass sich 
unter den Lehrkräften „Unruhe und Ungewissheit über die persönliche Perspektive 
verbreitet“, wollte das SfH durch entsprechende Vertraulichkeit unbedingt verhindert 
wissen.
880
 Schon im Juli 1956 führte jedoch das Bekanntwerden der Reduzierungen „um etwa 
25 %“ für das neue Studienjahr, an der Rostocker ABF zu einer gewissen Unruhe unter den 
Dozenten hinsichtlich des weiteren Bestandes der Fakultät und der beruflichen 
Perspektiven.
881
 Zwar konnte in Kadergesprächen diesbezüglich Klarheit geschaffen werden, 
doch „stellten alle Kollegen […] die ABF mithin (als) eine sehr unsichere berufliche Basis“ 
dar. Deshalb forderte Direktor Wolfgang Brauer „eine völlig klare, unverrückbare Perspektive 
auf Jahre hinaus, zumindest für die Zeit des zweiten Fünfjahrplanes“. Ähnliche Forderungen 
und Einwände gegen die Planungen des SfH erfolgten auch von anderen betroffenen 
Einrichtungen.
882
  
Auch wenn es nicht allein die Proteste einzelner ABF waren, die zu einer kritischen 
Positionierung der Abteilung Wissenschaft und Propaganda des ZK gegenüber den Plänen des 
SfH führten, musste doch gerade die frühzeitige öffentlichkeitswirksame Diskussion über die 
Schließung derart glorifizierter und systemlegitimierender Institutionen, wie sie die ABF 
darstellten, aus Sicht der SED als problematisch eingestuft werden.
883
 Insbesondere weil die 
Existenz einer solchen „Errungenschaft im Kampf gegen das Bildungsprivileg der 
Ausbeuterklasse“ als wirksames Propagandainstrument gegenüber der Bundesrepublik 
verstanden wurde,
884
 welches nachvollziehbarerweise im Krisenjahr 1956 nicht an Bedeutung 
verloren hatte. Im Kontext der politischen Ereignissen des Jahres 1956 muss schließlich auch 
das grundsätzliche Scheitern der Reduzierungspläne eingeordnet werden.  
Ausgehend von der durch Chruschtschow auf dem XX. Parteitag der KPdSU im Februar 1956 
eingeleiteten Entstalinisierung kam es auch an den Hochschulen der DDR zu politischen 
Diskussionen und Liberalisierungstendenzen. Nach Jahren der dogmatischen Verherrlichung 
Stalins
885
 war es für die SED auch an der ABF in Rostock nicht unproblematisch, die neue 
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politische Linie aus Moskau überzeugend zu vermitteln: „Naturgemäß konzentrierte sich das 
Interesse aller Fakultätsangehörigen in erster Linie auf die im Zusammenhang mit dem 
Personenkult um Stalin aufgeworfenen Fragen. Vielfach herrschte zunächst ein genereller 
Skeptizismus, besonders unter den Studenten, und es hat beharrlicher Arbeit bedurft und 
bedarf weiterhin beharrlicher Arbeit, das Neue allen bewußt zu machen, Denken und Handeln 
neu zu bestimmen.“886 Diese Neubestimmung des politischen Koordinatensystems drohte an 
den Hochschulen immer mehr aus dem Ruder zu laufen.
887
  
In Ungarn waren es demonstrierende Studenten die im Herbst 1956 den Aufstand gegen das 
bestehende kommunistische Herrschaftssystem einleitenden. Die gewaltsame 
Niederschlagung des Aufstandes durch sowjetische Truppen führte auch an den Hochschulen 
der DDR zu Protesten und Unruhen.
888
 Selbst an der ABF Ernst-Thälmann durchliefen viele 
Studenten „eine tiefe Krise“ während der Ungarnereignisse (23.10. bis etwa 15.11.1956): 
„Trotz großer Anstrengungen und Bemühungen seitens der Parteileitung und des Lehrkörpers 
blieben Wochenlang (sic!) bestimmte Unklarheiten bestehen, die ständig erneut genährt 
wurden durch die Westsender.“889 Mit dem sogenannten Gruppenaktiv, fachlich und politisch 
sehr engagierte Genossen innerhalb der Arbeitsgruppen, wurden zur Steuerung der 
„öffentlichen Meinungsbildung“ im Zuge des Aufstandes in Ungarn „anleitende“ Gespräche 
geführt. Allerdings wurden immer wieder „auch Mitglieder der vorher angeleiteten Aktivs 
nach dem Anhören scheinbar logischer Argumente aus der Gruppe wieder schwankend“890. In 
dieser Situation wandte sich Wolfgang Brauer im November 1956 in einem Schreiben an 
Karl-Eduard von Schnitzler, dem späteren Moderator der Sendung „Der schwarze Kanal“, um 
ihn oder einen seiner Mitarbeiter für einen Vortrag an der ABF zu gewinnen, der für die 
nötige Klarheit und Parteilichkeit sorgen sollte: 
„Als nach dem 23. Oktober genaue Meldungen über die Ereignisse in Ungarn in unserer 
Presse ausblieben, bezogen viele Studenten ihre Informationen aus westdeutschen, 
österreichischen und schweizerischen Nachrichtensendungen. Sie sprachen offen darüber und 
brachten das Gehörte im Unterricht und in Diskussionen vor. […] ganz offensichtlich fällt es 
manchen Studenten schwer, aus der Vielzahl verworrener und oft gegensätzlicher Meldungen 
selbständig einen parteilichen Standpunkt zu gewinnen. Sie lassen sich bei der Beurteilung 
von dem Glauben leiten, die Nachrichtenübermittlung gerade aus den sogenannten neutralen 
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Ländern erfolge nach streng objektiven Grundsätzen und man könne sie für die 
Meinungsbildung im Sinne eines «allgemeinen Gerechtigkeitsempfindens» durchaus 
verwerten. Etwas überspitzt formuliert führte die Haltung etwa zu folgenden Fragen:  
«Hat die Sowjetunion nicht doch vielleicht eine echte Volksrevolution in Ungarn 
unterdrückt?»  
«Hätte man dem ungarischen Volk nicht Gelegenheit bieten müssen, in freien Wahlen über 
seine Regierung zu entscheiden?» u. ä. 
Wir werden nun keinesfalls das Hören von Westsendern «verbieten». Wir wissen auch, daß 
die Erziehung zur Parteilichkeit wohl der wichtigste Leitgedanke unserer gesamten 
erzieherischen Bemühungen ist. Wir versprechen uns gerade jetzt von einer sachkundigen 
Aufklärung über Methoden der westlichen Nachrichtengebung große Wirkung. […] 
Ich gehe davon aus, daß die Arbeit unter den Studenten jetzt sehr wichtig ist und dass wir 
nicht genug tun können, gerade die Studenten der ABF mit möglichst klaren Vorstellungen 
von der Wirklichkeit unserer Tage auszurüsten.“891 Ob dem Ansinnen des ABF-Direktors 
entsprochen wurde, kann anhand der vorliegenden Akten nicht mehr nachvollzogen werden. 
Zum Studienjahresende 1956/57 vermeldete er jedoch, dass „durch konzentrierte politische 
erzieherische Arbeit […] die Probleme, die mit dem faschistischen Putsch in Ungarn 
aufgeworfen worden waren, geklärt und darüber hinaus eine erfolgreiche Aktion gegen das 
Westsenderhören geführt“892 werden konnten. Auch wenn 1957 von der Direktion 
eingeschätzt wurde, „daß ein großer Teil unserer Studenten zur politischen Meinungsbildung 
nicht mehr den proletarischen Klasseninstinkt zur Verfügung hat, der frühere ABF-Jahrgänge 
auszeichnete“893, waren die Äußerungen zur Ungarn-Krise, im Verhältnis mit den Protesten 
und Rücktrittsforderungen gegen das SED-Regime, die beispielsweise an der Humboldt-
Universität auftraten,
894
 harmlos.  
Die Entwicklungen des Jahres 1956 zeigten der SED-Führung deutlich, dass jegliche 
politische Kursänderung ihre Herrschaft grundsätzlich gefährden konnte. Unter dem 
Kampfbegriff des Revisionismus wurden deshalb tatsächliche oder vermeintliche 
innerparteiliche Reformbestrebungen mit Repressionen belegt.
895
 Auch an der ABF in 
Rostock wurden „die seit dem Herbst 1956 auftauchenden Erscheinungen des Revisionismus 
[…] durch die Praxis und durch den Kampfgeist der Partei geschlagen und unschädlich 
                                                 
891
 UAR, ABF 38, Schreiben Wolfgang Brauers an Karl-Eduard von Schnitzler vom 06.11.1956. 
892
 UAR, ABF 54, Jahresbericht der ABF „Ernst Thälmann“ des Studienjahres 1956/57, o. D. 
893
 Ebenda. 
894
 Kowalczuk: Geist im Dienste der Macht, S. 538 f. 
895
 Die sogenannte „Harich-Janka-Gruppe“ (1956) und „Schirdewan-Gruppe“ (1958) sind bekannte Beispiele 
innerparteilicher Opposition, die sich in erster Linie gegen Walter Ulbricht formierte. 
 185 
gemacht.“896 Von nun an konnte es „keinen Zweifel mehr daran geben, daß der Erfolg unserer 
Arbeit mit der bedingungslosen Anerkennung der Beschlüsse der Sozialistischen 
Einheitspartei“897 einhergeht. Noch 1960 wurde die „Situation im Herbst 1956“ als 
Vergleichsmaßstab herangezogen, um das gewachsene „Vertrauen zur sozialistischen 
Entwicklung der DDR und zur führenden Rolle der Sowjetunion im Friedenskampf“ im 
Kollegium zu unterstreichen.
898
  
Innerhalb des ZK galten die ABF als Einrichtungen die „fest und treu zur Arbeiter- und 
Bauernmacht stehen“,899 auch weil das SfH in seiner endgültigen Reduzierungsvorlage vom 
Dezember 1956 die festgestellten politischen Schwächen der ABF´ler verschwieg,
900
 
vermutlich um nicht selbst dem Vorwurf des politischen Versagens zu unterliegen. Auf dieser 
Informationsbasis sowie dem Hintergrund der politischen Situation des Jahres 1956 und 
seiner Nachwirkungen war es letztlich keine pädagogische oder ökonomische, sondern eine 
rein politische Entscheidung der SED-Spitze, welche die Schließungspläne Anfang 1957 
verhinderte.
901
 Franz Dahlem meinte noch 1980, dass die ABF, trotz der bekannten Defizite 
die mit dem quantitativen Ausbau verbunden waren, als „Regulator für die Sicherung der 
richtigen sozialen Zusammensetzung der Studentenschaft“, die von der SED gleichzeitig als 
richtige politische Zusammensetzung gedeutet wurde, weiter bestehen bleiben mussten.
902
  
 
8.2 Gründe für die Reduzierungskampagne 1961 bis 1963 
 
Ende der fünfziger Jahre beschäftigte sich Rudolf Maetzing, Direktor der Berliner ABF, in 
einem Artikel im SfH-Organ „Das Hochschulwesen“ mit der Frage nach dem Weiterbestehen 
der ABF.
903
 Er machte sehr deutlich, dass die abermals aufkommenden öffentlichen 
Diskussionen, „daß die ABF ihre historische Mission gelöst hätten“ sowohl Schaden bei den 
Delegierungsanstrengungen als auch im Lehrkörper der ABF anrichten würden. Die 
„Auffassung von der überholten Existenzberechtigung der ABF“ sei falsch, weil es 
ökonomisch erforderlich sei, dass die ABF „weiterhin mithelfen, daß in möglichst kurzer Frist 
eine große Anzahl sozialistisch erzogener und fachlich gut vorbereiteter Arbeiter- und 
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Bauernkinder zur Hochschulreife […] gebracht werden“, um dem Fachkräftebedarf zu decken 
und weil die Studenten der ABF den Forderungen des 4. ZK-Plenums zur Einheit von 
Berufsausbildung, produktiver Tätigkeit und Erwerb der Hochschulreife als „Typ des 
künftigen Studenten wesentlich näher als die Absolventen der bisherigen Oberschule“ 
kommen. Ausgerechnet diese Argumentation sollte wenige Jahre später aber zur Schließung 
der meisten ABF führen. 
Bereits Ende Januar 1961 wurde in einer vertraulichen Dienstsache die Zukunft der ABF 
behandelt. Die Direktoren der Einrichtungen wurden hierin über die Reduzierung der 
Zulassungen für das Studienjahr 1961/62 informiert und „die Genossen der Staatlichen 
Plankommission deuteten in diesem Zusammenhang an, daß im weiteren Verlauf des 7-Jahr-
Plan und über das Jahr 1965 hinaus eine weitere Reduzierung der Arbeiter-und-Bauern-
Fakultäten vorgesehen sei.“904 Auf einer Direktorentagung am 26. und 27.01.1961 „wurde 
darauf hingewiesen, dass es notwendig ist, im Laufe der nächsten Wochen die weitere 
Entwicklung der Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten zu klären.“905 Hierzu wurde eine 
Kommission aus Direktoren der ABF gebildet, zu der Heinz Keßler (Jena), Wolfgang Brauer 
(Rostock), Rudolf Maetzing (Berlin), Gottfried Richter
906
 (Dresden) sowie Martin Retzlaff 
(SPK) und Hans-Joachim Lammel (SfH) gehörten. Offensichtlich hatte das SfH aus dem 
Widerstand gegen die Vorlage von 1957 Konsequenzen gezogen und die ABF-Direktionen 
nun in die Reduzierungspläne eingebunden. Auf der ersten Kommissionssitzung am 
08.02.1961 begründete die SPK ihre Entscheidung: „Die gegenwärtige Arbeitskräftelage im 
Bereich der materiellen Produktion zwingt dazu nach Wegen zu suchen, die bei der 
Qualifizierung von Kadern aus diesem Bereich eine Qualifizierung mit möglichst kurzzeitiger 
Unterbrechung der Berufstätigkeit ermöglichen. Die im 7-Jahr-Plan vorgesehene Entwicklung 
des künftigen Hauptweges zum Hochschulstudium wird in ihrem Ergebnis dazu führen, daß 
ab 1964 eine weitaus größere Zahl von Abiturienten zur Verfügung stehen wird als 
Zulassungsmöglichkeiten an den Universitäten und Hochschulen bestehen.“907 Mit der 
„Entwicklung des künftigen Hauptweges“ zum Hochschulstudium war der auf der 4. Tagung 
des ZK vom 15.-17.01.1959 verkündete und mit dem Gesetz „Über die sozialistische 
Entwicklung des Schulwesens in der DDR“ vom 02.12.1959 beschlossene Ausbau der 
                                                 
904
 UAR, ABF 42, Zu Fragen der weiteren Entwicklung der ABF. Vertrauliche Dienstsache vom 31.01.1961. 
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 Ebenda. 
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 Der Studiendirektor des gesellschaftswissenschaftlichen Fachbereichs der ABF der TU Dresden, Gottfried 
Richter, vertrat Direktor Heinz Kursitza. 
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 UAR, ABF 42, Protokoll der Kommissionssitzung vom 08.02.1961. 
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Berufsausbildung mit Abitur gemeint.
908
 Daher wäre „die schrittweise Reduzierung der 
Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten und ihre Liquidierung zu unterschiedlichen Zeitpunkten und 
mit territorialer Differenzierung notwendig.“909  
Die Begründung der „Liquidierung“, die offiziell stets harmloser als „Reduzierung und 
Konzentration der Ausbildungskapazitäten der ABF“910 dargestellt wurde, war sachlich 
korrekt und lässt sich aus der ökonomischen Perspektive der SPK nachvollziehen.
911
 Waren 
doch die Kosten durch die Zahlung von Stipendien und die Unterbringung in Internaten höher 
als bei berufsbegleitenden Qualifizierungswegen, wie sie die Abendoberschulen, 
Volkshochschulen, Abiturklassen der Berufsschulen sowie Fernstudiengänge boten und die 
Abbrecherquote mit insgesamt etwa 40 Prozent
912
 sehr hoch. 
Trotzdem wurde in der Beratung mit der SPK erkannt, „daß die Folgen einer solchen 
Maßnahme die Zerschlagung einer Einrichtung mit langjähriger Erfahrung in der Ausbildung 
von Kadern mit Berufsausbildung bedeuten würde“, dass die „Lehrkräfte pädagogisch und 
fachlich qualifiziert sind“ und „insbesondere in den letzten Jahren bei der Vorbereitung von 
Kadern auf das Hochschulstudium überaus wertvolle Erfahrungen gesammelt haben und in 
ihrer Auswertung neue Wege bei der Vorbereitung auf das Studium beschritten haben“.913 
Diese positiven Erfahrungen, insbesondere das hohe „politisch-ideologische und damit das 
politisch-erzieherische Niveau des Lehrkörpers“, sollten nicht „zerstört“ werden. Deshalb 
machte die Kommission den Vorschlag, den Lehrkörper der ABF und die materiellen 
Einrichtungen als geschlossene pädagogische Einheiten bestehen zu lassen und sie 
schrittweise mit der allgemeinbildenden Ausbildung von Abiturklassen der Betriebe zu 
betrauen, um dadurch eine große Anzahl von Lehrlingen parallel zu ihrer Berufsausbildung 
auf ein Hochschulstudium vorzubereiten. Dieses durchaus schlüssige Konzept, das auch große 
finanzielle Vorteile bezüglich des nicht mehr notwendigen Ausbaus der Betriebsberufsschulen 
bot, wurde nicht umgesetzt und das obwohl ausdrücklich darauf hingewiesen wurde, dass die 
„Verwirklichung dieses Vorschlages [...] einen steuerbaren Einfluß auf die soziale 
Zusammensetzung der Studierenden wichtiger Fakultäten über die kadermäßige Auswahl für 
diese Klassen“ ermöglichen würde.  
                                                 
908
 Stallmann, S. 338 f. In der Analyse der SED-GO der ABF „Ernst Thälmann“ vom 10.12.1961 (UAR, UPL 
361) heißt es diesbezüglich: „In Zukunft werden in stärkerem Maße die neuen Formen der Erwachsenenbildung 
wirksam werden (Betriebsoberschulen, Abendoberschulen u. a.).“ 
909
 UAR, ABF 42, Zu Fragen der weiteren Entwicklung der ABF. Vertrauliche Dienstsache vom 31.01.1961. 
910
 Lammel: Dokumente, Teil 2, S. 271 und 274; Ders.: Reduzierung und Konzentration, S. 28. 
911
 Vgl. Miethe: Bildung und soziale Ungleichheit, S. 195 ff.  
912
 Kowalczuk: Geist im Dienste der Macht, S. 161 und 163. 
913
 UAR, ABF 42, Zu Fragen der weiteren Entwicklung der ABF. Vertrauliche Dienstsache vom 31.01.1961. 
Hieraus auch die folgenden Zitate. 
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Nach entsprechenden Vorarbeiten durch die Kommission, die Abteilung ABF des SfH und die 
Abteilung Wissenschaft des ZK wurde schließlich im März 1961 das Sekretariat des ZK über 
die Planungen informiert.
914
 Eine endgültige Entscheidung über die „Reduzierung und 
Konzentration der Ausbildungskapazitäten der ABF“ traf das Sekretariat jedoch erst im März 
1962.
915
 Es ist sehr wahrscheinlich davon auszugehen, dass diese Verzögerung mit den 
politischen Vor- und Nachbereitungen des Mauerbaus im August 1961 zu erklären ist.
916
  
Ob es indes „mit Beginn der 60er Jahre nicht mehr notwendig war [...] Arbeiter-und-Bauern-
Kadern auf diesem Wege (der ABF, C. H.) den Zugang zur Hochschule zu ermöglichen“917, 
scheint indes sehr fraglich. Gerade die Volkshochschulen, die zum Teil die Funktionen der 
ABF übernehmen sollten,
918
 boten nur für wenige entsprechend fachlich begabte und 
leistungsfähige Berufstätige, die der Doppelbelastung von Beruf und Schule standhalten 
konnten, einen adäquaten Weg zur Erlangung der Hochschulreife.  
 
8.3 Schließung der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät „Ernst Thälmann“ 
 
Die Schließung der ABF in Rostock ist in den Gesamtprozess der Reduzierungskampagne der 
Jahre 1961 bis 1963 einzuordnen. Im März 1962 informierte Direktor Wolfgang Brauer das 
Rektorat, die UPL und die Bezirksleitung der SED Rostock über die Zukunft der Fakultät: 
„Die ABF «Ernst Thälmann» wird zum 1. September 1962 6 Arbeitsgruppen der C- und CS-
Jahrgänge von der ABF Greifswald übernehmen, die am 15. Juli 1962 geschlossen wird. Die 
ABF «Ernst Thälmann» beendet ihre Tätigkeit am 15. Juli 1963. Die dann verbleibenden 5 
Gruppen im dreijährigen Ausbildungskurs werden im letzten Jahr ihrer Ausbildung von der 
ABF «Walter Ulbricht» in Halle übernommen.“919 Die offizielle Begründung für die 
Schließung gegenüber der Universitätsleitung schloss sich dem vom SfH vorgegebenen 
Argumentationsmuster an, nach dem sich in den letzten Jahren andere Ausbildungswege 
entwickelt hätten, „die neben den Absolventen der Erweiterten Oberschulen garantieren, daß 
genügend junge Menschen, die über eine Berufsausbildung und das Abitur verfügen, ein 
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 SAPMO-BArch, DY 30, IV 2, 9.04, 467, Bl. 67-71, Vorlage der Abteilung Wissenschaft für das Sekretariat 
des ZK der SED vom 23.03.1961. 
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 UAR, ABF 42, Perspektiven der ABF „Ernst Thälmann“ vom 21.03.1962. 
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Hochschulstudium aufnehmen können.“920 Die entscheidenderen ökonomischen 
Beweggründe der SPK blieben dabei unerwähnt. Um die weitsichtige Politik der SED zu 
untermauern wurden die ABF vielmehr „als Einrichtungen der Übergangsperiode vom 
Kapitalismus zum Sozialismus“921 gedeutet, als wäre 1949 ihr nun eingeläutetes Ende bereits 
geplant gewesen. Tatsächlich wurde aber noch 1958 diskutiert, die ABF als zukünftigen 
Hauptweg zum Hochschulstudium deutlich aufzuwerten,
922
 was aber vom SfH nicht weiter 
verfolgt wurde
923
.  
Um dem Reglement des Rostocker Universitätsstatuts von 1954 zu entsprechen,
924
 wies die 
UPL die Parteigruppe des Senats an, „dafür zu sorgen, daß der Senat im November 1962 über 
die Schließung der ABF «Ernst Thälmann» berät und einen Beschluß faßt.“925 Hierin wird 
noch einmal deutlich, wie sehr die universitären Gremien mittlerweile unter der Regie der 
SED standen. Der Vollzug der Schließung kam „für die meisten Dozenten doch sehr plötzlich. 
Die meisten dachten, das sei ihr Lebensberuf an der ABF. Anfang der sechziger Jahre haben 
Einzelne ganz andere Wege gewählt und haben rechtzeitig die Kurve gekriegt. […] Aber das 
Gros der Dozenten war der Meinung: «Das ist unser Lebensberuf.» Sie waren tatsächlich 
überrascht.“926 Im Gegensatz zu den Studenten war auch nicht klar geregelt, was mit den 
verbliebenen Lehrkräften der ABF geschehen sollte. Erst nach einem Gespräch des Direktors 
der ABF, Wolfgang Brauer, im Rektorat konnten genauere Perspektiven für die 35 ABF-
Dozenten eröffnet werden. Bei der Entscheidung über den weiteren beruflichen Werdegang 
waren laut einer Übersicht des Jahres 1963 drei Kriterien maßgeblich: das Alter, die 
Qualifikation und die Parteizugehörigkeit.
927
 Da 80 Prozent der Lehrkräfte in mindestens 
einem Fach als Oberstufenlehrer qualifiziert und etwa 75 Prozent bereits Mitglied der SED 
waren,
928
 ergaben sich vielfältige Einsatzmöglichkeiten: „Zum Teil sind die Dozenten an der 
Universität untergekommen. Das waren diejenigen, die eine wissenschaftliche Laufbahn 
wollten und sich auch promovieren wollten. Einen weiteren Teil haben wir entsprechend ihrer 
Erfahrung in der Erwachsenenbildung untergebracht, zum Beispiel in den Bezirksakademien 
für Weiterbildung der Kombinate und Industriezweige. Einige sind an die Volkshochschulen 
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 UAR, ABF 170, Schreiben der ABF an das Rektorat der Universität Rostock vom 21.03.1962. 
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 Neues Deutschland, Nr. 28 vom 01.02.1958, S. 4. 
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928
 Ebenda. 
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gegangen. Einen größeren Teil haben wir an Erweiterten Oberschulen und einen kleineren an 
Polytechnischen Schulen untergebracht.“929   
Im Abschlussbericht der Direktion wurden die großen Leistungen der ABF Ernst-Thälmann 
hervorgehoben, was in Anbetracht der Überhöhung und Glorifizierung, welche schon 
während ihres Bestehens betrieben wurde, nicht verwundert. Unabhängig davon, inwieweit 
die abschließend festgehaltenen Einschätzungen tatsächlich zutrafen, ist doch eines auffällig: 
Der ABF wird in erster Linie eine herrschaftssichernde Funktion zugeschrieben. Immer wenn 
die „Partei der Arbeiterklasse und die Regierung der DDR“ sich in Gefahr wähnten, sei es „in 
den Tagen des faschistischen Putschversuches vom 17. Juni 1953“, während der 
„konterrevolutionären Ereignisse in Ungarn im Herbst 1956“ oder der „Schutzmaßnahmen 
vom 13. August (1961, C. H.)“, konnten sich diese „fest auf die ABF «Ernst Thälmann» 
verlassen“, denn die „Studenten und Dozenten der Fakultät waren in diesen Tagen bereit, die 
Errungenschaften unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates zu verteidigen.“930 Eine nicht 
unerhebliche Einschränkung in dieser Erfolgsgeschichte ist aber dann doch noch in einem 
Schreiben der ABF vom März 1962 auszumachen, in dem es heißt, dass diese „ihre Aufgaben 
bei der Heranbildung einer Intelligenz der Arbeiterklasse im wesentlichen (sic!) erfüllt“ 
habe.
931
 Nach den Maßgaben der SED bedeutete eine derartige Formulierung im Grunde, dass 
eine zentrale Zielsetzung der ABF, die sozialstrukturelle Einflussnahme auf die Universität, 
substantiell nicht erreicht wurde.  
 
9 Zur Wirksamkeit der Institution 
 
9.1 Hochschulpolitischer Einfluss am Beispiel des Studentenrates der Universität 
 Rostock 
 
Urteilte die AVB, dass die meisten Studenten im Jahr 1946 „apolitische junge Deutsche“ 
waren, „die es nur darauf absahen, so schnell wie möglich einen gutbezahlten Beruf zu 
erlernen“932 erlag sie einer Fehleinschätzung, die im Zuge der Wahlen zu den 
Studierendenvertretungen deutlich revidiert werden musste. Gerade die erste 
Nachkriegsstudentengeneration in M-V, die sich zunächst in „antifaschistischen 
Studentenausschüssen“ formierte, war trotz der allgemein schlechten Lebensbedingungen 
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 UAR, ABF 56, Abschlußbericht des Direktors der ABF, Wolfgang Brauer, Sommer 1963. 
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hochmotiviert, durchaus politisch engagiert aber nicht unkritisch gegenüber dem bestehenden 
System. Bei einer sehr hohen Wahlbeteiligung von 86 Prozent konnte die SED bei der ersten 
„ziemlich stürmischen“ aber demokratischen Studentenratswahl vom 14.05.1947 in Rostock 
neun von 17 Studentenratsmitgliedern stellen.
933
 Auf Beschluss der Landesregierung und 
gegen den Willen des Studentenausschusses als auch der Studierenden wurde den 
Vorstudienschülern, die verunglimpfend auch als „ABC-Studenten“ bezeichnet wurden,934  
gleichberechtigt mit den ordentlich immatrikulierten Studenten, das aktive und passive 
Wahlrecht zugestanden.
935
 Drei VSA-Hörer gelangten auf diese Weise in den Studentenrat.
936
 
In der geschäftsführenden Leitung war allerdings keiner von ihnen vertreten, und auch sonst 
fielen sie in den Sitzungsprotokollen durch Wortmeldungen kaum auf, sofern sie überhaupt 
anwesend waren.
937
 Darüber hinaus ist eine hohe Fluktuation der VSA-Vertreter festzustellen. 
So traten bereits im Juni 1947 zwei von ihnen aufgrund familiärer Umstände und der 
„Überlastung mit der Arbeit“ von ihrem Amt zurück.938 
Die Wahlen zum II. Studentenrat in Rostock im Dezember 1947 brachten der SED elf Sitze, 
der CDU drei, der LDP einen und sechs Sitze erhielten parteilose Studenten.
939
 Drei der 
gewählten SED-Kandidaten, Rudi Kopetz, Herbert Bertsch und der nach seinem Rücktritt im 
Juni 1947 wieder angetretene Alfred Sprunk, waren Vorstudienschüler.
940
 Ihre Arbeit 
konzentrierte sich vor allem auf die Mobilisierung der Studentenrates im Interesse der VSA. 
So unterstützte das studentische Gremium im Februar 1948 erfolgreich das Anliegen des 
Fakultätsrates der VSA auf die freie Benutzung der Universitätsbibliothek.
941
 Erstmals wurde 
in diesem Zusammenhang ein „Fakultätsrat“ der VSA erwähnt, obwohl die Umwandlung in 
eine Fakultät erst im Oktober 1949 mit der Gründung der ABF erfolgte, welche überdies nicht 
über ein solches Gremium verfügte.  
Der Ausgang der zweiten Studentenratswahlen in der SBZ alarmierte die SMAD. Iwan D. 
Artjuchin, stellvertretender Chef der AVB, konstatierte, dass die Wahlergebnisse des 
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Dezember 1947 „im großen und ganzen nicht als befriedigend angesehen werden können“ 
und dass im Vergleich zu den vorhergehenden Wahlen „die Organisationen der SED in den 
Studentenräten der Universitäten einen wesentlich geringeren Stimmenzuwachs als die 
bürgerlichen Parteien“ erreichten, was in erster Linie auf die organisatorischen und politisch-
ideologischen Schwächen der SED-Hochschulorganisationen zurückgeführt wurde.
942
 Von 
der AVB wurde deshalb ein Maßnahmenpaket vorgelegt, das zwei Hauptrichtungen verfolgte: 
1. die verbesserte Kontrolle der Zulassungen zum Studium und 2. die Verstärkung der 
politisch-erzieherischen Arbeit. Punkt eins sollte durch den Ausbau der VSA
943
 und die 
stärkere Überprüfung der Zusammensetzung der Kursteilnehmer erfolgen: „Die (vor allem 
aus politischen Gründen) ungeeigneten Elemente sind aus den Kursen zu entfernen.“ 
Außerdem sollten aus den Oberschulen „die in sozial-politischer Hinsicht geeignetsten 
Schulabgänger für die Immatrikulation“ ausgewählt werden. Niederschlag fanden diese 
„praktischen Maßnahmen, die die Zuverlässigkeit der neu immatrikulierten Studenten bereits 
1948 gewährleisten sollen“ in den neuen Zulassungsrichtlinien der DVV für die Universitäten 
und Hochschulen
944
 und für die VSA
945
, beide vom 12.04.1948. Bezüglich Punkt zwei sollte 
die DVV einen Plan zur organisatorischen Stärkung der SED-Hochschulorganisationen und 
zur Verbesserung der politisch-ideologischen Arbeit unter den SED-Mitgliedern an den 
Hochschulen erstellen.  
Es folgten Aussprachen im ZS, die in einer „Entschließung über die Aufgaben und die Politik 
der Partei an den Hochschulen“ mündeten.946 In ihrer Lageeinschätzung resümierte die SED-
Führung, dass „trotz der sozialen Umschichtung der Studentenschaft durch die vermehrte 
Zulassung von Arbeiter- und Bauernkindern zum Studium und die teilweise durchgeführte 
Eingliederung der Vorstudienanstalten an die Universitäten“ sich der Einfluss der Partei auf 
die Hochschulen nicht wesentlich verstärkt hatte. Im Prinzip reagierte das ZS in der 
Entschließung auf den Maßnahmenkatalog, den die AVB Anfang Januar 1948 vorgegeben 
hatte, ergänzt um einige praktische Ausführungshinweise. Beispielsweise wurden die 
Genossen in der DVV beauftragt neue Zulassungsbestimmungen auszuarbeiten und dem ZS 
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zur Bestätigung vorzulegen.
947
 Dieses Vorgehen wiederholte sich im März 1948 bei der 
Beauftragung der DVV, Pflichtvorlesungen über die Grundlagen des wissenschaftlichen 
Sozialismus an allen Universitäten und Hochschulen der SBZ einzuführen.
948
 
Dass ausgerechnet die VSA in den Fokus einer schärferen Vorauswahl gerieten, zeugt davon, 
dass die bisherige Zusammensetzung nicht den parteipolitischen Vorstellungen entsprach: 
„Für die Vorstudienanstalten muß die Auslese viel kritischer als bisher durchgeführt werden; 
die Kandidaten für diese Anstalten müssen von den zuständigen Parteileitungen nach 
personalpolitischer Prüfung bestätigt werden.“ Wenige Tage später wurde diese interne 
Forderung auf der 7. Tagung des PV der SED in die offizielle Parteisprache übersetzt: „Die 
Auswahl und die Heranbildung der neuen demokratischen Intelligenz erfolgt sehr oft ohne die 
Teilnahme der Parteiorganisationen; die ideologische Arbeit mit dieser neuen Intelligenz ist 
[...] außerordentlich mangelhaft [...] Besondere Aufmerksamkeit erfordert die Tätigkeit der 
Parteiorganisation an den Hochschulen. Die Landesorganisationen werden verpflichtet, die in 
diesem Zusammenhang gefaßten Beschlüsse des Zentralsekretariats entschlossen 
durchzuführen.“949  
Übertrieben war die Lageeinschätzung der SMAD und SED-Führung keinesfalls, denn selbst 
eine große Mehrheit der Genossen innerhalb des Rostocker Studentenrates vertrat hinsichtlich 
der bereits erwähnten neuen Zulassungsrichtlinien der DVV vom April 1948 nicht die 
Position ihrer Partei. Gegen eine pauschale Bevorzugung aufgrund der sozialen Herkunft und 
der politischen Zuverlässigkeit bei der Zulassung zur Universität formierte sich in Teilen der 
Studentenschaft Widerstand. Der Studentenrat fasste hierzu am 01.06.1948 folgende 
Resolution, die auch die SED-Mitglieder unterschrieben: „Der Studentenrat ist sich darüber 
im Klaren, dass die Forderung des Arbeiter- und Bauernstudiums eine dringende 
Notwendigkeit ist. Dennoch erklärt sich der Studentenrat mit der Abfassung der 
Bestimmungen über das Zulassungsverfahren nicht einverstanden und macht folgenden 
Gegenvorschlag: Grundsätzlich soll die bessere Leistung entscheiden. Den Bauern- und 
Arbeiterkindern und den OdF ist nur dann der Vorzug zu geben, wenn ihre Leistung die 
gleiche ist, wie die der übrigen Bewerber. Ferner steht der Studentenrat auf dem Standpunkt, 
dass die aus der Kriegsgefangenschaft heimkehrenden Studienbewerber die gleiche 
Bevorzugung genießen sollen, wie die oben erwähnten.“950  
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 194 
Nachdem der Inhalt der Resolution bekannt geworden war, wurden die 
Studentenratssitzungen akribisch beobachtet. So verfolgte auch der Leiter der VSA, Helmut 
Schenkowitz, die Sitzung vom 08.06.1948 und erklärte in seinem Bericht, dass es von Seiten 
des Studentenrates unter der Federführung von Hans-Günter Hoppe (LDP) auch gegen die 
bevorzugte Immatrikulation der Vorstudienschüler nach den Bestimmungen der DVV vom 
12.04.1948 Widerstand gab: „Man erkannte den Arbeiter- und Bauernkindern wohl die 
gleiche Berechtigung zum Studium zu, wandte sich aber scharf insbesondere gegen eine 
Bevorzugung und Einstufung von Vorstudienschülern in die Gruppe A. Entscheidend für die 
Immatrikulation sollten allein die Leistungen sein.“951 Schenkowitz registrierte mit 
Empörung, dass selbst von den Genossen im Rat lediglich einer gegen den Antrag stimmte, 
und das war „nicht der ehemalige Vorstudienschüler Sigmund Eiselt“.952 Auch der VSA-
Absolvent Alfred Sprunk stimmte zumindest nicht gegen die Resolution und sah sich deshalb 
wenige Wochen später harscher Kritik und einem Misstrauensantrag des Fakultätsrates der 
VSA ausgesetzt, dem er durch die Niederlegung seines Mandates zuvorkam.
953
 An diesen 
Fällen ist abzulesen, dass Absolventen der VSA, auch als Vertreter der SED im Studentenrat, 
nicht die ihnen von der Partei zugedachte Rolle einnahmen.  
Die Reaktion des Volksbildungsministeriums auf den Einspruch des Studentenrates fiel 
deutlich aus: Zu dem Gesamtbegriff „Leistung“ sollte „nicht nur allein die fachliche Eignung 
sondern darüber hinaus eine Wertung der charakterlichen Gesamtpersönlichkeit und die 
Aktivität in der Mitarbeit am demokratischen Aufbau“ zählen. Und sowieso „ist bei der 
gleichen fachlichen Eignung dem Arbeiter- bezw. Bauernkind unbedingt der Vorzug zu 
geben, da seine Leistung unter weitaus schwierigeren sozialen Bedingungen erarbeitet werden 
muss, als es bei Kindern aus sozial besser gestellten Gesellschaftsschichten der Fall ist.“954 
Einstimmend in den Kanon des Ministeriums verabschiedete am 18.06.1948 die 
Vollversammlung der VSA ein scharfes Memorandum gegen die „reaktionäre(n) 
Widerstände“ an der Universität Rostock.955 Die Widerstände lagen demnach, neben der 
Resolution des Studentenrates, in der Eingabe der LDP-Betriebsgruppe der Universität 
Rostock an den Landtag, „die unter Bezugnahme auf die Landesverfassung die oben 
genannten Zulassungsbestimmungen (der DVV vom 12.04.1948, C. H.) wegen der darin 
enthaltenen Bevorzugung der Arbeiter- und Bauernstudenten ablehnt“ und der Planung des 
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Senats der Universität in einem Rundschreiben alle Universitäten „zur Ablehnung der 
Zulassungsbestimmungen aus denselben Gründen“ aufzufordern. Tatsache war zwar, dass 
eine „bevorzugte Behandlung der Arbeiter- und Bauernstudenten, Vorstudienschüler und 
OdF“ stattfand, doch ähnlich wie das Volksbildungsministerium wenige Tage zuvor, 
untermauerte auch die VSA mit einem subjektiven Leistungsbegriff diese Privilegierung. 
Demzufolge sei die „subjektive Leistung [...] d. h. die Begabung des Vorstudienschülers“ 
höher einzuschätzen „als die der Absolventen der Oberschulen“, die angeblich „keinerlei Not 
und Bedrängnis kennengelernt“ hätten und aufgrund der „soziale(n) Stellung des Elternhauses 
durch die Schule [...] wohlwollend behandelt und beurteilt worden“ sind. Außerdem habe 
demzufolge das objektive Leistungsprinzip nicht dazu geführt, „das deutsche Volk vor der 
geschichtlichen Katastrophe zu bewahren.“ Daraus ableitend wurde in großer Polemik der 
Widerspruch der universitären Beschlüsse „sowohl zu den Interessen des deutschen Volkes 
wie auch denjenigen der Arbeiter- und Bauernstudenten“ hervorgehoben. 
Doch der Studentenrat lehnte keineswegs das Arbeiter- und Bauernstudium generell ab. Ganz 
im Gegenteil schuf er noch im Juli 1948 ein gleichnamiges Referat zur Förderung von 
Arbeiter- und Bauernstudenten.
956
 Dies änderte jedoch nichts an der direkten Intervention des 
Volksbildungsministeriums, der SMAM und der Universitätsleitung, die zur Selbstauflösung 
des Studentenrates führte. Da die Landesregierung einer Neuwahl nicht zustimmte, blieb das 
studentische Gremium bis zum Beginn des WS 1948 handlungsunfähig. Die Resolution des 
Rates wurde zwar nie zurückgezogen, verlor aber letztlich mit der Anwendung der Richtlinien 
der DVV bei den Zulassungen zum WS ihre Bedeutung.
957
  
Am 08.02.1949 fanden die Wahlen zum III. Studentenrat in Rostock statt und brachten der 
SED bei einer Wahlbeteiligung von 90,9 Prozent einen größeren Erfolg als bei den 
vorhergehenden Wahlen. Sie erhielt 14 Sitze, während von der CDU nur zwei, der LDP nur 
einer und sieben parteilose Studenten in den Rat einziehen konnten.
958
 Bei dieser Wahl zeigte 
sich klar der Einfluss der SED-geführten Landesregierung als maßgeblich für den erheblichen 
Erfolg der Genossen. Die Landesregierung hatte die Wahlordnung dahingehend verändert, 
dass mehrere Wahlkreise zusammengelegt wurden und jede Fakultät nach ihrer 
Studentenzahl, d. h. für je angefangene 100 Studenten einen Kandidaten für das studentische 
Gremium aufstellen durfte, aber maximal drei Vertreter entsandt werden konnten.
959
 Die 
großen, überwiegend bürgerlich geprägten Fakultäten, wie die Philosophische oder Juristische 
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Fakultät, waren durch diese Regelung benachteiligt worden, während die VSA und die 
Gesellschaftswissenschaftliche Fakultät mit ihrer weitaus größeren SED-Mitgliederzahl
960
 
einen Vorteil erlangten.
961
  
Da die VSA am 11.02.1949 über 239 Hörer verfügte, konnte sie dieser Regelung 
entsprechend drei Kandidaten für die Studentenvertretung vorschlagen. Manfred Krüger, 
Gerhard Roger und Alfred Schwichtenberg wurden als Vertreter der VSA in den Studentenrat 
gewählt.
962
 Bis auf den Kassenwart setzte sich die geschäftsführende Leitung des 
Studentenrates nur aus SED-Mitgliedern zusammen. Die genannten VSA-Angehörigen 
betreuten in der angegebenen Reihenfolge das Referat für das Arbeiter- und Bauernstudium, 
das Pressereferat und das Sozialreferat.
963
 Der Zeitzeuge Manfred Haiduk, der ebenfalls im 
Laufe des Jahres 1949 Mitglied des Studentenrates wurde und Manfred Krüger als Referenten 
für das Arbeiter- und Bauernstudium ablöste, betonte zwar die frühzeitige „Beteiligung der 
Schüler der Vorstudienabteilung im Studentenrat“964, was sich anhand der dargestellten ersten 
Studentenratswahlen bestätigen lässt, den Protokollen der einzelnen Studentenratssitzungen 
zufolge, traten Vorstudienschüler aber nur selten und bei vergleichsweise unbedeutenden 
Fragen in Erscheinung. 
Der neue Vorsitzende des III. Studentenrates war Karl Lucko, ein Absolvent der VSA. Der 
ehemalige Landarbeiter setzte sein Wissen durchaus für die Studentenschaft ein, wie die 
damals kursierende Anekdote zeigt, dass er auf „einem der Güter der Universität [...], die 
damals bestanden, [...] ein Schwein für die Mensa ausgesucht“ hat und dieses mit einem 
blauen Stift kennzeichnete, „damit es nicht vertauscht und vielleicht ein schlechteres geliefert 
wird.“965 Allerdings trug Lucko letztlich auch als Informant der Hochschulabteilung des 
Volksbildungsministeriums mit seinen Berichten über den Widerstand der LDP-
Hochschulgruppe und ihres Vorsitzenden Arno Esch, mit dem ihm auch eine persönliche 
Feindschaft verband,
966
 zum massivem Vorgehen der SMAM gegen die oppositionellen 
Studenten bei.
967
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Nach der Aussage des Zeitzeugen Gerhard Meinl hatte „die LDP [...] eine sehr starke Fraktion 
an der Universität [...] speziell durch die Juristen.“968 Die LDP-Hochschulgruppe hatte im 
Studentenrat zwar nur ein direktes Mitglied, konnte aber durch geschickte Argumentationen 
ihres Vorsitzenden auch parteilose Studentenvertreter für die eigenen Positionen gewinnen.
969
 
Wie auch der damalige Organisationssekretär der FDJ der VSA, Erich Biester, bei den 
Auseinandersetzungen im Studentenrat, die mit „politischer Härte geführt wurden“, 
anerkennend feststellte: „(konnten, C. H.) wir bei den Juristen mit dem rednerischen Talent 
nicht mithalten. Von der Eleganz der Rhetorik haben wir versucht, uns vieles abzugucken. Bei 
aller politischen Gegnerschaft waren die eben auf dieser Strecke besser. Unsere Vertreter, wie 
Manfred Haiduk, Kurt Hückel, Gerd Roger u. a. wurden von uns stark unterstützt bei den 
Sitzungen.“970 Es ist nicht verwunderlich, wenn Meinl in diesem Zusammenhang von „sehr 
heftige(n) Diskussionen, besonders mit den Kommunisten – oder denjenigen, die damals 
glaubten Kommunisten zu sein“, spricht.971  
Auf der entgegengesetzten Seite wird dies durch die drastischen Ausführungen des ABF-
Dozenten und dortigen langjährigen FDJ-/SED-Sekretärs Erich Hass bestätigt, der 1948 in 
Rostock das Studium der Germanistik und Anglistik aufnahm: „Sehr viele bürgerliche 
Studenten, vor allem aus der Juristischen Fakultät, die es zu diesem Zeitpunkt noch gab, sind 
massiv gegen das Arbeiter- und Bauernstudium aufgetreten. Wir hatten häufig 
Versammlungen des damaligen Studentenrates, in der Aula der Universität, mit zum Teil 
heftigen Diskussionen. Damals gab es die ersten Anfänge der Bildung einer FDJ-Gruppe. Ich 
war zu dieser Zeit noch kein Mitglied der FDJ, aber ich habe diese Diskussionen verfolgt und 
die Vertreter der Juristischen Fakultät nicht verstanden. Es waren gehässige Attacken, die da 
zum Teil geritten wurden. Aus meinem persönlichen Eindruck muss ich sagen: W enn  m an  
h eu t e  d a r üb e r  sp r i ch t ,  d a s s  S t ud en t en  b es t r a f t  wu rd en ,  e t w as  mi t  d e r  
S ow j e t i s ch en  Mi l i t ä r ad min i s t r a t i o n  zu  t un  b ekam en  u n d  v e r u r t e i l t  
w u r den ,  d ann  h a t t e  d as  n a tü r l i ch  au ch  U rs ach en . “972  
Diese „Ursachen“ waren Widerstände gegen den zunehmenden Einfluss der SED- und FDJ-
Hochschulgruppe, die Aufnahmebedingungen und die Einschränkung der akademischen 
Freiheit, besonders innerhalb des Studentenrates: „Die SED merkte, dass sie nicht in der Lage 
war, diesen Studentenrat entsprechend zu führen [...] In fast allen Fachschaften fanden sich 
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Kommilitonen zusammen, [...] die keine Kommunisten waren, die dieses System 
ablehnten.“973 Diese Ablehnung hatte einen hohen Preis. Bis 1954 erfolgten mehrere 
Verhaftungswellen, der insgesamt etwa 75 Studenten und Assistenten der Universität zum 
Opfer fielen, wobei die Sowjets die Festnahmen durch die politische Abteilung der VP (K5) 
bzw. später durch den Staatssicherheitsdienst der DDR (SSD) vornehmen ließen. Ohne viel 
Federlesen wurden oppositionelle Studenten, besonders Mitglieder der Studentenräte oder der 
FDJ-Hochschulgruppe, Ende der vierziger bzw. Anfang der fünfziger Jahre von den Sowjets 
unter fadenscheinigen Behauptungen, wie der Entlarvung als „Werwolf“974, dem Verstoß 
gegen die Kontrollratsdirektive Nr. 38
975
 oder gegen den Boykotthetzeparagraphen sechs
976
, 
jahrelang inhaftiert
977
 oder gar zum Tode verurteilt. So wurde der Rostocker Jurastudent und 
Angehörige des Zentralvorstandes der LDP, Arno Esch, im Moskauer Gefängnis Ljubljanka 
1951 hingerichtet.
978
  
Insgesamt brachten die dritten Wahlen zu den Studentenräten in der SBZ Ende 1948/ Anfang 
1949 der SED erhebliche Erfolge. Die Partei erhielt an allen Universitäten über 50 Prozent der 
Mandate. Trotz dieser Situation gab es, wie am Beispiel Rostock gezeigt, weiterhin 
Auseinandersetzungen, die der SED zeigten, dass ihre Politik in der Studentenschaft nicht den 
gewünschten Rückhalt fand. Da bereits im Sommer 1949 die FDJ etwa 35 Prozent der 
Studenten in der SBZ organisatorisch erfasst hatte und die Blockpolitik nicht durch weitere 
Machtkämpfe in den Studentenräten gefährdet werden sollte, „begann die SED von sich aus, 
die Rolle der Studentenräte immer mehr einzuschränken und deren Funktionen auf die schnell 
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wachsenden Organisationen der Freien Deutschen Jugend zu übertragen.“979 Damit war der 
Anfang vom Ende der Studentenräte besiegelt. 
Im Februar 1950 fanden erstmals Wahlen in der kürzlich gegründeten DDR statt. Auch wenn 
es sich dabei lediglich um Studentenratswahlen handelte, sollte die dabei von der 
staatstragenden Partei verfolgte Vorgehensweise für die nächsten 40 Jahre bei allen Wahlen 
im ersten Arbeiter- und Bauernstaat auf deutschem Boden Anwendung finden: „Die 
Studentenratswahl 1950 war die erste Wahl der Nationalen Front, bevor es damals in der 
DDR Wahlen zur Nationalen Front gab. Das war im Grunde eine Art Versuchsballon an den 
Universitäten.“980 Von nun an konnten nicht mehr einzelne Kandidaten, sondern nur noch 
Einheitslisten gewählt werden, deren Zusammensetzung im Vorfeld von der SED und den 
Massenorganisationen, bei den Studentenräten in erster Linie die FDJ-Hochschulgruppen, 
abgestimmt und schlussendlich von der Einheitspartei festgelegt wurden. Aus 
scheinlegitimatorischen Gründen mussten auch die anderen Parteien Kandidaten vorschlagen, 
welche für eine erfolgreiche Nominierung aber stets die führende Rolle der Partei der 
Arbeiterklasse zu beachten hatten. 
Am 08.02.1950 fanden die vierten und damit für längere Zeit letzten Wahlen zum 
Studentenrat an der Universität Rostock statt. Von 23 Sitzen erhielt die SED 14 und damit die 
absolute Mehrheit. Die CDU konnte fünf und die LDP sowie NDPD jeweils einen 
Studentenrat entsenden. Von diesen gewählten Studentenvertretern waren 15 durch die FDJ 
und den FDGB nominiert worden.
981
 Der neuen Führungsspitze des Studentenrates gehörte 
lediglich ein Kandidat der bürgerlichen Parteien an: Gerhard Popp hatte als Vorsitzender der 
CDU-Hochschulgruppe die meisten Stimmen der Wahl auf sich vereinigen können, wurde 
aber aufgrund der Mehrheit der SED nicht zum 1. Vorsitzenden des Studentenrates gewählt, 
sondern der Vorsitzende der FDJ-Hochschulgruppe Eberhard Fensch.
982
 
Da der FDJ-Hochschulgruppe bei der Vorbereitung und Durchführung der Wahl nach SED-
Maßgabe eine entscheidende Rolle zufiel,
983
 hatte auch die im Oktober 1949 aus der VSA 
hervorgegangene ABF mit ihrer im Februar 1950 bereits zu 100 Prozent in der FDJ 
organisierten Studentenschaft wesentlichen Anteil an der Umgestaltung der Wahlordnung und 
letztlich dem, für die Einheitssozialisten positiven, Ergebnis der Wahl: „Natürlich wurde die 
Zusammensetzung des Studentenrates durch die ABF-Studenten beeinflusst [...] In der 
Universitätsgeschichte ist eine Statistik der Studentenratswahlen von 1951 (1950!, C. H.), 
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glaube ich, zu finden. Da wird auch aufgelistet, wie viele Ja-Stimmen es an der ABF, der 
Gesellschaftswissenschaftlichen Fakultät und wie viele es an den anderen Fachfakultäten gab. 
Im Grunde muss man die Statistik nicht kennen, wenn man so einigermaßen weiß, wie die 
Situation damals gewesen ist. Dann weiß man auch, wo es die wenigsten Stimmen gegeben 
hat und wo die meisten – die meisten an der ABF.“984 Tatsächlich hatte die ABF mit 96,4 
Prozent
985
 von allen Fakultäten die meisten gültigen Stimmen, was auf ein sehr konformes 
Wahlverhalten der Studenten dort schließen lässt. Daher verwundert es nicht, dass die ABF in 
Rostock und in Greifswald vom Landesvorstand der SED als das „aktivste Element bei der 
Durchführung der Studentenratswahlen“ angesehen wurden.986 An der Zusammensetzung des 
Rostocker Studentenrates ist dies jedoch nicht ablesbar, gelangte doch nur ein ABF-Student in 
das Gremium.
987
 
Die hohe Wahlbeteiligung der ABF-Studenten beruhte wohl letztlich auf einer Täuschung und 
Instrumentalisierung der FDJ-Mitglieder der Fakultät, die noch an eine parteiunabhängige 
Jugendorganisation, die ihren Interessen verpflichtet sei, glaubten: „Wir wollten eben die 
Studentenvertretung werden und dafür habe ich mich aktiv in der FDJ eingesetzt. Diesem Ziel 
haben wir alle Aktivitäten untergeordnet. In die Machenschaften der einzelnen Parteien, auch 
von der SED dort, sind wir nicht involviert gewesen. Wir waren überparteilich und legten sehr 
großen Wert darauf, um für alle Studenten sprechen zu können.“988 Von einer 
Überparteilichkeit konnte aber schon aufgrund des hohen Anteils von Genossen in den 
Spitzenfunktionen der FDJ keine Rede sein, denen immer wieder eingebläut wurde, „dass die 
führende Rolle bei der Partei liegt. An der Spitze marschiert keine Jugendorganisation, 
sondern die sozialistische Partei der Arbeiter, Bauern und Werktätigen, die Sozialistische 
Einheitspartei Deutschlands.“989 Die reale Macht lag in den Händen der SED, welche die FDJ 
und die anderen Massenorganisationen als Mittel zum Zweck nutzte.  
Die immer stärkere Ausrichtung des Studentenrates auf die FDJ fand nicht nur in der Wahl 
des 1. Vorsitzenden ihren Ausdruck, sondern auch in der engen Anlehnung des 
Arbeitsprogramms des universitären Gremiums am 2. Hochschulprogramm der FDJ und der 
fast ausschließlichen Beschäftigung mit der Vorbereitung des 1. Deutschlandtreffens der 
Jugend in Berlin.
990
 Bei der Inszenierung des Treffens im Sinne der FDJ spielten auch die, als 
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klassenbewusst und engagiert geltenden, ABF-Studenten eine wichtige Rolle, die mit einer 
Delegation dort vertreten waren: „Ja, da sind wir als Gruppe nach Berlin gefahren. Ich kann 
mich noch dunkel daran erinnern, dass das Deutschlandtreffen in Berlin sehr gesellig, mit viel 
Gesang und Spiel verbunden war.“991  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Trotz der friedlichen Grundstimmung führte die von der FDJ betriebene Politisierung des 
Jugendtreffens auch zu einem Zwischenfall, an dem Rostocker ABF-Studenten beteiligt 
waren: „Ich weiß, dass wir da mit einer Gruppe nach Westberlin rübergegangen sind. Das war 
nicht gut – aber vom Westen her! Da wurden wir irgendwie zurückgetrieben. [...] Die haben 
uns gescheucht. Die Westberliner wollten uns nicht dort haben. Es gab ja noch keine 
geschlossene Grenze.“992 Die Schlussfolgerung, dass durch den Einsatz der besonders 
klassenkämpferisch auftretenden ABF-Studenten diese Auseinandersetzungen bewusst 
geschürt wurden, um sie propagandistisch zu verwerten, liegt nahe: „Unsere Ziele waren gut, 
und das stellten wir auch dar, indem wir versucht haben, Kontakte nach Westdeutschland zu 
knüpfen. Aber das wurde von dort massiv unterbunden. Ich erinnere mich, dass bei einem 
Deutschlandtreffen [...] westdeutsche Jugendliche bzw. Jugendliche aus Westberlin kamen 
und wo es die Vorstellung der FDJ gab, auch in Westberlin durch einen Demonstrationszug 
als FDJ aufzutreten. Dieser Demonstrationszug wurde zusammengeschlagen und durfte den 
Marsch dort nicht machen. Es kann sein, dass die Demonstration nicht richtig angemeldet 
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 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 09.04.2008 mit Prof. Dr. Ursula Kleinpeter, S. 377. 
992
 Ebenda. 
 
Abbildung 14: Delegation der Rostocker ABF auf dem Weg zum Deutschlandtreffen 1950  
ABF-Studenten waren oft an derartigen Ereignissen beteiligt, weil sie als politisch und 
gesellschaftlich besonders zuverlässig und aktiv galten. 
(PArch Christian Hall) 
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war. Das kann ich nicht beurteilen. Die Auseinandersetzungen waren da und das hat natürlich 
Einfluss auf unser Denken und unsere Entscheidungen gehabt.“993 
Aufgrund personeller Probleme, wie der Rücktritt des Wirtschaftsreferenten nach der 
Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten im Mensabetrieb, wurde im Herbst 1950 eine neue 
geschäftsführende Leitung des Studentenrates gewählt. Vorsitzender des Gremiums wurde 
Manfred Haiduk (SED), der 1950 seine Hochschulreife an der ABF abgelegt hatte und zum 
WS im Hauptfach Germanistik an der Universität Rostock studierte. Zu diesem Zeitpunkt war 
die personelle Verschmelzung von Studentenrat und FDJ-Hochschulgruppe schon so weit 
vorangeschritten, dass der Rat im Grunde keine Wirksamkeit mehr hatte und nur noch zum 
Schein existierte. Eine aufschlussreiche Rechtfertigung für die faktische Ausschaltung des 
ihm anvertrauten Gremiums liefert der letzte Vorsitzende des Studentenrates, Haiduk: „Die 
Hauptfunktionen des Studentenrates wurden übrigens nicht an die FDJ-
Hochschulgruppenleitung übertragen, sondern an die Universitätsverwaltung. Der 
Studentenrat war ja nicht nur eine Studentenvertretung, sondern er bewirtschaftete mehrere 
Mensen und hatte Verbindungen zu den Universitätsgütern. [...] Der Studentenrat hat Brot 
und Öl an die Studierenden verkauft. Es gab damals ja noch Lebensmittelkarten. Die 
Studenten bekamen monatlich ein zusätzliches Brot und von Zeit zu Zeit eine Flasche Öl. Das 
war damals ungeheuer wichtig, und die Verteilung übernahm der Studentenrat. Nun muss 
man sich aber fragen: Sind das wirklich die Aufgaben des Studentenrates? [...] Das Problem 
war, dass sich die Studenten mit Problemen beschäftigten, die eigentlich Aufgabe der 
Verwaltung waren. D a s  w a r  d e r  H au p t g r u n d ,  d as s  d i es e  Au f gab en  an  d i e  
V e r w al tu n g  ü b er t r agen  w ur d en . “ 994 
Während Manfred Haiduk die Loslösung der wirtschaftlichen Aufgaben vom Studentenrat 
verteidigt, die letztlich aber zu seiner starken Schwächung beigetragen haben, sieht er die 
Rolle der FDJ eher kritisch: „Die politische Aufgabe des Studentenrates wurde an die FDJ 
übertragen. Das habe nicht nur ich für problematisch gehalten – ich war immer ein Gegner der 
Auflösung – sondern offenbar auch Prof. Schlesinger, der 1952 Rektor der Universität wurde, 
und mich als Studentenvertreter zu verschiedenen Veranstaltungen einlud, an denen ich in 
dieser Funktion teilnahm, obwohl das Gremium in der ursprünglichen Form nicht mehr 
bestand. Bei der Rektoratsübergabe von Prof. Struck an Prof. Schlesinger habe ich als 
Studentenvertreter gesprochen und nicht die FDJ. Es war nicht alles so reibungslos gegangen, 
dass die FDJ den Studentenrat einfach ersetzte.“995 
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 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 05.05.2008 mit Erich Hass, S. 429. 
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 Transkription des Zeitzeugengespräches vom 02.04.2008 mit Prof. Dr. Manfred Haiduk, S. 314. 
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 Ebenda. 
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Haiduks Gegnerschaft der Auflösung – die im Grunde offiziell nie stattfand: „Wenn man so 
will, existiert er heute noch und ich bin der letzte Studentenratsvorsitzende [...]“996– hatte 
vorrangig persönliche Ursachen, da er die Jugendorganisation „eher als eine Art 
«Tanzverein»“997 sah und auch während seiner Tätigkeit im Studentenrat „ein ambivalentes 
Verhältnis zur FDJ“998 hatte. Von Haiduks Position kann laut Aktenstudium aber keinesfalls 
auf eine generelle Haltung innerhalb der SED-Betriebsgruppe geschlossen werden. Als SED-
Vorsitzender der VSA/ABF war auch er, der Parteidisziplin folgend, der FDJ beigetreten. 
Was die Haltung von Prof. Dr. Schlesinger betraf, so ist den Aussagen von Oswald 
Kleinpeter, der 1955 bis 1957 erster Sekretär der FDJ-Hochschulgruppenleitung war, zu 
entnehmen, dass „Magnifizenz Schlesinger [...] nun wirklich ein bürgerlich-progressiv 
geprägter Mensch“999 war und demzufolge an alten Traditionslinien festhielt, wie dem nach 
altem Parlaments-Reglement auf Parteienbasis aufgebauten Studentenrat, weshalb er aus 
Prestigegründen den Vorsitzenden des Studentenrates bei Feierlichkeiten hinzuzog und nicht 
die FDJ-Hochschulgruppenleitung.  
Abschließend lässt sich feststellen, dass der Einfluss der VSA in den ersten drei 
Studentenräten gering blieb und das obwohl die Vorstudienschüler seit der ersten 
Studentenratswahl 1947 das gleiche Wahlrecht genossen wie die Studenten der 
Fachfakultäten. Zwar konnte durch den Einzug von Kandidaten der VSA in das studentische 
Gremium der Anteil der SED-Mitglieder dort erhöht werden, doch blieb deren Wirken auf 
Einzelfragen zum Arbeiter- und Bauernstudium und zur VSA beschränkt. Bei wichtigen 
Entscheidungen, wie der Resolution vom 01.06.1948, schlossen sich selbst die als 
„progressiv“ gelobten Absolventen der VSA den „reaktionären, bürgerlichen“ Mitgliedern des 
Studentenrates an, was keineswegs im Interesse der SED lag. Erst mit der Gründung der ABF 
und der Einführung des Einheitslistenwahlsystems unter maßgeblicher Beteiligung der FDJ-
Hochschulgruppe bei den vierten Studentenratswahlen im Februar 1950 ist ein größerer 
hochschulpolitischer Einfluss feststellbar,
1000
 der vor allem auf den quantitativen Ausbau der 
Einrichtung und die fast vollständige organisatorische Erfassung der ABF-Studenten durch 
die FDJ aufbaute.  
Der Niedergang der Studentenräte kann nicht vornehmlich auf die VSA/ABF zurückgeführt 
werden. Die Beeinflussung und Veränderung der „alten Strukturen an der Universität“ war 
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„sicher [...] nur im Rahmen einer Gesamtpolitik“ möglich.1001 Zu dieser Politik gehörten 
Repressionen, die Tätigkeit der VSA/ABF, der Pädagogischen und 
Gesellschaftswissenschaftlichen Fakultäten, die Änderungen der Wahlordnung durch das 
Volksbildungsministerium, „neue Zulassungsbestimmungen, die Schaffung gut strukturierter 
Parteiorganisationen mit einer recht straffen Disziplin – alle diese Maßnahmen trugen dazu 
bei, unter den Studenten ein SED-Aktiv zu formieren, das in der Lage war, die tägliche Arbeit 
der Studentenräte und deren Beschlüsse in die gewünschte Richtung zu lenken. [...] Im Jahre 
1950 wurden die Studentenräte, die mittlerweile nur noch ein Anhängsel von SED und FDJ 
waren, von den Behörden der DDR als unnötig aufgelöst“1002 bzw. stillschweigend mit den 
FDJ-Hochschulgruppen verschmolzen. 
Trotz dieser aus SED-Perspektive „beachtlichen Erfolge“, kritisierte die Abteilung ABF des 
SfH in ihren Einschätzungen über die Jahre hinweg immer wieder die unbefriedigende 
politisch-ideologische Erziehung der ABF´ler, die sich darin zeige, „daß ABF-Studenten an 
den Fachfakultäten die Verbindung mit der Arbeiterklasse verlieren und sich von der 
politischen Arbeit fernhalten, daß Tendenzen des Sozialdemokratismus, des Ökonomismus 
und der Rentierideologie auftreten“1003 und „nicht wenige Absolventen der ABF […] an den 
Fachfakultäten in den Einfluss der bürgerlichen Ideologie“1004 gerieten oder das Fachstudium 
vorzeitig abbrachen. Offiziell wurden die politischen Schwächen oder gar das Versagen der 
ABF-Studenten jedoch nicht thematisiert, auch nicht gegenüber der Parteispitze.  
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9.2 Sozialstruktureller Einfluss nach einer Stichprobenanalyse zum Werdegang von  
 Absolventen der Einrichtung 
 
9.2.1 Setting und Zusammensetzung der Stichprobe 
Weil entsprechende Untersuchungen zur Veränderung der Sozialstruktur der ostdeutschen 
Eliten durch VSA/ABF-Absolventen kaum vorhanden sind,
1005
 wurde mit Hilfe einer 
Stichprobenanalyse unter 200 ehemaligen Studenten der Versuch unternommen, anhand eines 
standardisierten Fragebogens mit Informationen u. a. über die Herkunft, die Schul-
/Hochschulausbildung und die Berufstätigkeit, Informationen über ihren Verbleib zu 
ermitteln. Insgesamt konnten auf diese Weise 75 Lebenswege ehemaliger Absolventen 
nachvollzogen werden. Unter statistischen Gesichtspunkten muss diese Datenbasis als zu 
gering eingeschätzt werden, um tatsächlich signifikant zu sein.
1006
 Da für die Verbreitung der 
Fragebögen Adresslisten ehemaliger ABF-Angehöriger und ein Absolvententreffen genutzt 
wurden, handelt es sich nicht um eine wirklich zufallsbasierte Stichprobe. Inhaltlich muss 
davon ausgegangen werden, dass die untersuchte Gruppe überdurchschnittlich erfolgreiche 
Personen abbildet. Deshalb lassen sich nur unter Einschränkungen Rückschlüsse auf alle 
Absolventen oder gar auf die Grundgesamtheit
1007
 ziehen. Für komparative Zwecke ist die 
Stichprobe dagegen gut nutzbar. Die Tatsache, dass von 200
1008
 ausgegebenen Fragebögen 
nur ein Rücklauf von 75 Stück stattfand, zeigt deutlich die Schwierigkeit Zeitzeugen zu dieser 
Thematik zu befragen, da stets der Verdacht der ausschließlich negativen, auf politisch-
ideologische Aspekte abgehobenen, Darstellung dieses Bildungsweges und damit der eigenen 
Bildungsbiografie vorhanden zu sein scheint. An dieser Stelle sei darauf verwiesen, dass 
bereits 1978 im Auftrag des Prorektorats Erziehung und Ausbildung der WPU eine Liste über 
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 Als Grundgesamtheit wird hier die Gesamtstudierendenschaft der VSA/ABF, laut Studentenkartei also 3.072 
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 206 
den Entwicklungsstand von 69 Rostocker VSA/ABF-Absolventen erstellt wurde.
1009
 Bei 
diesen Angaben ist zu beachten, dass möglicherweise besonders vorzeigbare, d. h. der 
politisch-agitatorischen Arbeit dienliche, Karrierewege ausgewählt wurden, dass das Gros der 
angeführten Personen an der Universität Rostock zu verorten ist
1010
 und leider nur ein kurzer 
Hinweis auf den beruflichen Status im Jahr 1978 dokumentiert wurde. Diese Umstände lassen 
eine eingehende Analyse obsolet erscheinen.  
Zunächst ein paar allgemeine Informationen zur Zusammensetzung der durchgeführten 
Stichprobe:
1011
 Bei den Befragten handelt es sich um 61 Männer und 14 Frauen der 
Geburtsjahrgänge 1929 bis 1943. Bei vier Personen liegen keine Angaben zum Geburtsort 
vor, vier stammen aus dem Raum Berlin-Brandenburg, je zwei aus Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Hamburg, je einer aus Niedersachsen und Baden-Württemberg, 20 aus Mecklenburg-
Vorpommern, davon vier aus Rostock, 39 aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten, 
vorrangig jetzigen polnischen Gebieten.  
Diagramm und Tabelle 16: 
 
männlich weiblich deutsche Ostgebiete vor 1945 Mecklenburg-Vorpommern Berlin-Brandenburg Sachsen-Anhalt Sachsen Hamburg Niedersachsen Baden-Württemberg
61 14 39 20 4 2 2 2 1 1
Geschlecht Herkunft
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Der überwiegende Teil stammt aus einem ländlichen Milieu. Der hohe Anteil der ehemaligen 
VSA/ABF-Studenten aus Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie, die mit dem Potsdamer 
Abkommen vom August 1945 vom Deutschen Reich abgetreten werden mussten, ist 
erklärungsbedürftig. Im und nach dem Zweiten Weltkrieg nahm das neugegründete Land 
Mecklenburg-Vorpommern aufgrund seiner Lage, seiner spezifischen Bevölkerungsstruktur 
und der geringen Bevölkerungsdichte eine große Zahl von Kriegsflüchtlingen und 
Vertriebenen auf. Aus dieser Bevölkerungsgruppe waren offensichtlich besonders viele 
Personen bereit und geeignet, an der VSA/ABF zu studieren. Die Umsiedler hatten durch die 
Flucht zumeist einen deutlichen sozialen Abstieg erlebt. Um diesen Abstieg aufzufangen, 
waren sie einerseits eher geneigt, entsprechende Bildungsangebote, wie die VSA/ABF, 
wahrzunehmen.
1012
 Andererseits waren sie durch den kürzlichen Verlust ihrer Heimat kaum in 
ihren neuen Wohnorten und Lebenssituationen verwurzelt und entsprechend flexibel 
genug,
1013
 um an die Universität nach Rostock zu gehen. Neben den sozialen 
Zulassungskriterien entsprachen sie möglicherweise auch besser den gesellschaftspolitischen 
Anforderungen. Unter der Annahme, dass das soziale, zumeist durch eine alteingesessene 
Dorfgemeinschaft geprägte, Umfeld den Neuankömmlingen oftmals eher skeptisch bis 
ablehnend gegenüberstand, suchten und fanden sie Anschluss in den neugegründeten 
Massenorganisationen oder Parteien in der SBZ. 
Zur Schulbildung des Elternhauses gaben 80 Prozent (60) der Befragten an, dass die Eltern 
lediglich über eine Volksschulausbildung verfügten. Nur acht Prozent der Eltern (6) hatten 
demnach eine Oberschule besucht. Der sozialen Herkunft nach sind 68 Prozent (51) als 
Arbeiter- und Bauernkinder einzustufen, zwölf Prozent (9) als Angestellte und 16 Prozent 
(12) als Sonstige
1014
. Während der Unterschied zu den Mittelwerten der 
Gesamtstudierendenschaft in der Kategorie der Angestellten sehr gering ausfällt, weicht die 
Stichprobe bei den Arbeiter und Bauern um minus zehn Prozent und bei den Sonstigen um 
plus neun Prozent ab.
1015
 Relativiert werden diese Differenzen dadurch, dass die Mittelwerte 
der Gesamtheit ab 1954 nur noch die soziale Stellung abbilden und alle Befragten als 
Absolventen die VSA/ABF verließen. In Relation zu den Abgängen mit Abitur fallen die 
Unterschiede wesentlich geringer aus. Trotz des angesprochenen geringen Signifikanzniveaus 
stimmt die soziale Herkunft bei Stichprobe und Grundgesamtheit weitestgehend überein. 
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Selbiges gilt für das Durchschnittsalter bei Ausbildungsbeginn an der VSA/ABF (18,4 Jahre 
zu 18,7 Jahre), wobei mit den Eintrittsjahren der Befragten (1948 bis 1961) fast der gesamte 
Zeitraum des Bestehens der Einrichtung abgedeckt wird.  
Diagramm und Tabelle 17: 
 
Volksschule Mittelschule Oberschule Arbeiter und Bauern Angestellte Sonstige schlecht situiert gerade ausreichend situiert gut situiert
60 5 6 51 9 12 18 45 9
Schulbildung der Eltern soziale Herkunft Finanzlage des Elternhauses
 
Zur finanziellen Situation des Elternhauses gaben 84 Prozent (63) an, dass diese „schlecht“ 
bis „gerade ausreichend“ war. Lediglich zwölf Prozent (9) stammen aus „gut“, keiner der 
Befragten aus „sehr gut“ situierten Familien. Wenn auch unter dem Vorbehalt der subjektiven 
Selbsteinschätzung, entspricht dieses Bild, der für die VSA/ABF gesetzten Zielgruppe.  
Im Mittel haben die VSA/ABF-Absolventen acht (8,14) Jahre eine Schule besucht, mit 84 
Prozent (64) mehrheitlich die Volksschule. Nur acht Prozent (6) waren an einer Mittelschule 
bzw. drei Prozent (2) an einer Oberschule, wobei diese Schulformen durchschnittlich zehn 
Jahre besucht wurden. Abgesehen von qualitativen Unterschieden zur Volksschulausbildung, 
zeigten sich Vorteile der längeren Mittel- bzw. Oberschulausbildung an der VSA/ABF im 
Durchschnitt der etwas besseren Abschlussnoten (2,1 zu 2,2) und der kürzeren Studiendauer 
(2,5 Jahre zu 2,8 Jahre).  
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Diagramm und Tabelle 18: 
 
Volksschule Mittelschule Oberschule Arbeiter und Bauern Angestellte Sonstige (ohne Berufsausbildung)
64 6 2 60 11 2
Schulbildung der Befragten soziale Stellung
 
Bis auf zwei Personen habe alle Umfrageteilnehmer vor dem Besuch der VSA/ABF eine 
Berufsausbildung absolviert. Laut der Kategorisierung der sozialen Stellung, die auch in den 
Studentenakten Verwendung fand, sind 90 Prozent (60) als Arbeiter und Bauern einzustufen, 
15 Prozent (11) als Angestellte und drei Prozent (2) hatten keine Berufsausbildung. Dies 
entspricht mit geringfügigen Abweichungen den durchschnittlichen Werten der 
Gesamtstudierendenschaft von 1946 bis 1962. 
Die Untersuchung der Partei- und Organisationsmitgliedschaften ergibt auf den ersten Blick 
ein anderes Bild. Über die Hälfte der befragten Personen (52 Prozent; 39) war Mitglied in der 
SED. Von denjenigen, die das Jahr ihres Parteieintritts offenlegten (28) waren lediglich elf 
Prozent (3) vor ihrer VSA/ABF-Ausbildung bereits Kandidat bzw. Mitglied. Für die 
Zulassung spielte demnach die SED-Mitgliedschaft eine völlig untergeordnete Rolle. Von der 
Gesamtzahl sind 19 Prozent (14) an der Einrichtung der Einheitspartei beigetreten, so dass die 
dortige Parteiarbeit mit dem Fokus der Werbung von Kandidaten, nach der Stichprobe, 
durchaus als erfolgreich beschrieben werden kann
1016
. Die große Dominanz der „Partei der 
Arbeiterklasse“ spiegelt sich auch in der äußerst geringen Zahl anderer Parteimitgliedschaften 
wider. Lediglich eine befragte Person war in der DBD, eine weitere in der LDP(D) politisch 
                                                 
1016
 Siehe hierzu die Ausführungen unter Punkt 6.1. 
 210 
organisiert. Der Mittelwertvergleich zur SED-Mitgliedschaft zwischen Stichprobe und 
Grundgesamtheit zeigt letztlich mit 23 zu 25 Prozent keine große Diskrepanz.
1017
 
Nur zwei Absolventen sind vor 1989/90 wieder aus der SED ausgetreten, einer davon 
vermerkte im Fragebogen, dass er Aufgrund der Erwartungshaltung des Lehrkörpers und 
einiger Kommilitonen 1957 in die Partei eingetreten sei und kurz vor dem Ende seines 
Medizinstudiums im Jahr 1964 austrat. Mag dieses Vorgehen als Opportunismus gelten, zeigt 
der Fall doch auch, dass der ausgeübte Druck zum Parteieintritt perspektivisch nicht 
unbedingt die gewünschte politische Einstellung zur erzeugen vermochte. 
Diagramm und Tabelle 19: 
  
SED LDP(D) DBD parteilos FDJ FDGB GST DSF KB
39 1 1 24 45 31 18 16 1  
Bei den Massenorganisationen ist mit 60 Prozent (45) die FDJ, gefolgt vom FDGB mit 41 
Prozent (31) in der Anzahl der Mitgliedschaften führend. Die großen Unterschiede zu den 
Angaben der Studentenkartei (FDJ: 90 Prozent; FDGB: 75 Prozent) sind möglicherweise 
darauf zurückzuführen, dass die Umfrageteilnehmer derartige Mitgliedschaften als 
Normalität, als Standard, empfinden und daher bei einer allgemeinen Fragestellung nicht 
explizit aufführten.
1018
 Ein Viertel (19) der angegebenen Organisationsmitgliedschaften 
erfolgte an der VSA/ABF, so dass die Förderung der gesellschaftlichen Aktivität der 
Studenten durch die dortige „Erziehungsarbeit“ jedenfalls quantitativ funktionierte. Mit 24 
                                                 
1017
 Der Vergleich ist aufgrund der vorhandenen Daten nur für den Zeitraum 1948 bis 1955 möglich. 
1018
 Aus diesem Grund sind die angegebenen Prozentwerte sehr wahrscheinlich tendenziell zu niedrig. 
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Prozent (18) war die Mitgliedschaft in der GST für die mehrheitlich männlichen Teilnehmer 
der Befragung besonders attraktiv, bot sie doch neben der Erlangung technischer und 
militärischer Kenntnisse auch die Möglichkeit des Erwerbs entsprechender Zertifikate
1019
. 
Eine weitere Möglichkeit gesellschaftliches Engagement im sozialistischen Sinne und 
gleichzeitig eine besondere Verbundenheit mit der Sowjetunion zu zeigen, war die 
Mitgliedschaft in der DSF, die mit 21 Prozent (16) kaum geringeren Zulauf hatte als die GST. 
Dreiviertel der befragten ABF-Absolventen waren in mehreren Massenorganisationen 
organisiert. Andererseits gaben immerhin zwölf Prozent (9) an, Mitglied in keinerlei Partei 
oder Organisation gewesen zu sein.
1020
 Dass eine Mehrheit dort Funktionen wahrnahm, 
bestätigt die Stichprobe nicht. Lediglich sechs Personen (8 Prozent) übernahmen 
Leitungsfunktionen in der SED, eine davon auch in der FDJ sowie eine in der GST. Bei zwei 
Fällen wurde der Hinweis „verschiedene Funktionen“ vermerkt, so dass eine genauere 
Spezifikation nicht möglich ist. Weil sehr viele Befragte (39) keine Angaben zu diesem Item 
vornahmen, ist jedoch nicht auszuschließen, dass die Dunkelziffer der Funktionsträger höher 
liegt.
1021
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
1019
 So war es möglich, an den GST-eigenen Ausbildungsstätten kostengünstig und ohne längere Wartezeiten den 
Führer-, Flug-, Segel- oder Tauchschein zu erwerben. 
1020
 Diese Angabe ist zweifelhaft, da zumindest die Mitgliedschaft im FDGB, durch die ihm ab 1956 gänzlich 
unterstellte Sozialversicherung, im Berufsleben schon fast zwangsläufig erforderlich war. 
1021
 Derartige Aktivitäten werden oftmals aufgrund ihrer heutigen negativen Konnotation verschwiegen. Von den 
75 Teilnehmern der Stichprobe gaben 28 an, über die reine Mitgliedschaft keine Funktionen ausgeübt zu haben. 
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Diagramm und Tabelle 20: 
 
Lehreinrichtung Werbung durch VSA/ABF Freunde Zeitung/Rundfunk Delegierung Eigenbewerbung      
30 23 17 7 44 29 (13 mit Delegierung)
Aufmerksamkeit Bewerbungsart
 
Um an die VSA/ABF zu gelangen, bedurfte es zunächst einmal der Erkenntnis der 
Zielgruppe, dass diese Variante des Hochschulzuganges überhaupt existiert. Eine Mehrheit 
der Befragten (40 Prozent; 30) erfuhr durch die Ausbildungsstätte, den Ausbildungsbetrieb, 
beispielsweise über die dortige Kaderabteilung, von der Möglichkeit der Bewerbung an der 
VSA/ABF. Die Werbeveranstaltungen, welche von VSA/ABF-Angehörigen direkt in den 
Betrieben durchgeführt wurden, erreichten immerhin 23 Prozent (17) der befragten 
Absolventen, gefolgt von 17 Prozent (13), die über Freunde von dem Angebot erfuhren. 
Immerhin sieben Prozent (5) fühlten sich durch entsprechende Zeitungsannoncen oder 
Rundfunkmeldungen angesprochen. Eine kleinere Zahl fand über die Eltern bzw. Verwandten 
(2), die NVA (1), den FDGB (1) oder universitäre Informationsveranstaltungen ihren Weg an 
die Rostocker Einrichtung. Nach den Umfragedaten sind 59 Prozent (44) über eine 
Delegierung und 39 Prozent (29) über den Weg der Eigenbewerbung an die VSA/ABF 
gelangt. Obwohl auch nach der zunehmenden Umsetzung des Delegierungsprinzips ab 
1952/53 Initiativbewerbungen grundsätzlich möglich waren, erscheint es für die 13 Fälle ab 
dem Jahr 1957 als sehr fraglich, dass sie tatsächlich ohne eine Delegierung an der ABF 
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angenommen wurden, da dies laut Anweisung des SfH nicht mehr statthaft war.
1022
 
Möglicherweise ist diesen Befragten nicht bewusst, dass im Hintergrund ihrer selbst 
verfassten Bewerbungsschreiben formal ein entsprechend begründeter Vorschlag der 
delegierenden Einrichtung bzw. Organisation stand. 
Diagramm und Tabelle 21: 
 
Eintrittsjahr 1948 1949 1950 1951 1952 1953 1954 1955 1956 1957 1958 1959 1960 1961
Anzahl 2 3 3 11 1 2 8 5 9 8 8 2 6 7  
Die Umfrageteilnehmer haben im Zeitraum zwischen 1948 und 1961 ihr Studium an der 
VSA/ABF begonnen. Mit 51 Prozent (38) überwiegen die Immatrikulationsjahrgänge 
zwischen 1954 bis 1958, wobei im Jahr 1951 die meisten Zugänge aus dem Kreis der 
befragten Zeitzeugen zu verzeichnen sind. Dass diese Zahlen nicht dem Verlauf der 
Gesamtimmatrikulationen entsprechen, ist dem Umstand geschuldet, dass die Fragebögen in 
größerer Zahl über ein Absolvententreffen verbreitet wurden, welches, derartigen 
Veranstaltungen nicht untypisch, durch die jeweiligen ehemaligen Arbeitsgruppen 
(Klassenverbände) der Organisatoren des Treffens stärker geprägt wurde.  
 
 
 
 
 
                                                 
1022
 Lammel: Dokumente, Teil 2, S. 186. 
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Diagramm und Tabelle 22: 
 
Gesellschaftswiss. Naturwiss. Medizin.-Biol./Landw.
18 26 30  
Hierdurch lassen sich auch die Abweichungen zur Gesamtstudierendenschaft beim Vergleich 
der besuchten Studienzweige erklären. Eine Mehrheit der Befragten (40 Prozent; 30) hat den 
medizinisch-biologischen
1023
 Kurs besucht, gefolgt von den Absolventen der 
naturwissenschaftlichen (35 Prozent; 26) und der gesellschaftswissenschaftlichen (24 Prozent; 
18) Arbeitsgruppen. Als Grund für die jeweilige Spezialisierung bekundeten 80 Prozent (60) 
ihr eigenes „Interesse“.1024 An einer Lehranstalt an der offiziellen Verlautbarungen nach, nicht 
aus persönlichem Interesse, sondern im „Auftrag der Arbeiterklasse“ studiert wurde,1025 ist 
dieses Ergebnis überraschend. Möglicherweise überschnitten sich durchaus individuelle 
Vorlieben mit den entsprechenden Vorgaben. Tatsächlich gab es an der VSA/ABF keine freie 
Wahlmöglichkeit für einen der drei Studienzweige. Aufgrund der Vorgabe von 
Studienplatzkontingenten erfolgte der Zuteilung durch die VSA/ABF (7 Prozent; 5) nach der 
Leistungseinschätzung der betreuenden Dozenten und es war die Vorbildung bzw. der 
Berufsbezug (30 Prozent; 22) oder eine vorliegende betriebliche Delegierungsvereinbarung 
                                                 
1023
 In den archivalischen Quellen finden sich auch die Bezeichnungen „medizinisch-landwirtschaftlicher“ Zweig 
oder abgekürzt „M-Zweig“, die äquivalent verwendet wurden.  
1024
 Bei der Frage nach dem Grund der Zuteilung in einen Studienzweig waren Mehrfachnennungen möglich. 
1025
 Wer sein Studium an der ABF als Mittel zur „Erreichung persönlicher Vorteile und nicht als Auftrag der 
Arbeiterklasse“ verstand, wurde schnell mit dem Vorwurf des Individualismus und Strebertums konfrontiert, 
was unter Umständen bis zur Exmatrikulation führte. Mehrere Exempel hierfür finden sich u. a. in UAR, ABF 
41, Ergänzung zum Informationsbericht Monat Mai 1953 der ABF Rostock.  
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(11 Prozent; 8) mit ausschlaggebend. Der spätere Studien- oder Berufswunsch (5 Prozent; 4) 
war höchstens zweitrangig. Insofern geben die in der Stichprobe ermittelten Werte ein 
verzerrtes Bild des damaligen Entscheidungsspielraumes der Studenten bei der Festlegung auf 
einen Studienkurs wieder.  
Diagramm und Tabelle 23: 
 
Interesse Vorbildung Betriebsvorgabe Zuteilung durch VSA/ABF Berufsbezug Studien-/Berufswunsch
60 20 8 5 2 4  
Auf die Frage, ob und welche Schwierigkeiten während der Ausbildung an der VSA/ABF 
auftraten, gab eine sehr große Mehrheit der Stichprobenteilnehmer (68 Prozent; 51) an, keine 
gehabt zu haben. Diese Einschätzung ist auf die im Rückblick grundsätzlich positiv erinnerte 
Zeit an der Lehranstalt zurückführbar. Vorhandene  Missstände werden vor dem Hintergrund 
der bestandenen Hochschulreife als Ausgangspunkt für die erreichten Karrierewege 
wohlmöglich heruntergespielt oder gänzlich ausgeblendet. Daher sind die angegebenen 
Problemfelder durchaus höher zu gewichten, als die reinen Fallzahlen es erwarten lassen. 
Neun Prozent (7) hatten ihre Mühe mit den geforderten Studienleistungen und begründen dies 
beispielsweise mit dem Hinweis, dass die ABF Rostock mit ihren „hohen 
Leistungsanforderungen“ bzw. „hohem Niveau“ und der gleichzeitigen „Umstellung von 
einer praktischen Tätigkeit auf rein theoretische Arbeit“, den Studenten sehr viel abverlangte. 
Neben allgemeinen Beschwerlichkeiten im Studienalltag an der VSA/ABF, die sich zumeist 
auf die im Vergleich zu den Arbeitslöhnen geringen Stipendien (7 Prozent; 5), die 
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Unterbringungssituation (4 Prozent; 3) in privat vermieteten Studentenbuden oder 
Mehrbettzimmer im Wohnheim sowie krankheitsbedingte längerfristige 
Unterrichtsversäumnisse (3 Prozent; 2) zurückführen lassen, hatte auch die straffe politisch-
ideologische Ausrichtung der VSA/ABF für eine nicht geringfügige Zahl der Absolventen 
ihre Tücken. Immerhin nahmen zusammen elf Prozent (8) politische oder religiöse Vorbehalte 
als Belastung wahr, die im Einzelfall durchaus als „ständige Angst aus religiösen und 
politischen Gründen exmatrikuliert zu werden“ empfunden wurde. Schwierigkeiten im 
Verhältnis mit Kommilitonen/Dozenten (3 Prozent; 2), mit der Studiendisziplin (4 Prozent; 3) 
oder mit der Kollektiverziehung (3 Prozent; 2) können davon nicht immer zweifelsfrei 
getrennt werden. Dass sich ein Drittel der Befragten fast ein halbes Jahrhundert nach dem 
Besuch der VSA/ABF an die genannten Problemlagen während ihrer Ausbildung, zum Teil 
im Detail, erinnert, zeugt auch davon, wie prägend dieser Lebensabschnitt für sie war. 
Diagramm und Tabelle 24: 
 
keine Studienleistungen Finanzierung politische Vorbehalte Unterbringung Studiendisziplin religiöse Vorbehalte Verhältnis zu Komm./Doz. Kollektiverziehung Krankheit Wechsel des Studienortes
51 7 5 5 3 3 3 2 2 2 1  
Die Selbsteinschätzung der gesellschaftspolitischen Aktivität offenbart einen 
bemerkenswerten Stichprobenbefund, zeigt er doch, dass sich nur acht Prozent (6) „sehr 
aktiv“ während ihres Studiums an der VSA/ABF einbrachten, während sich fast die Hälfte (48 
Prozent; 36) der befragten Absolventen eher passiv verhielt. Trotz der möglichen 
Unterstellung, dass sich nicht jeder Befragte heute noch zu seinem damaligen 
gesellschaftpolitischen Engagement bekennen möchte, problematisieren die in der 
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Untersuchung an verschiedenen Stellen zitierten Studienjahresberichte ebenfalls immer 
wieder die Passivität der VSA/ABF-Studenten, die sicher auch mit den hohen 
Leistungsanforderungen zu erklären ist. 
Diagramm und Tabelle 25: 
 
sehr aktiv aktiv eher passiv
6 31 36  
In der Gesamteinschätzung erinnern sich fast 90 Prozent (67) „positiv“ in ihre Zeit an der 
VSA/ABF. Nur neun Prozent (7) haben eine geteilte Meinung über die dortige 
Ausbildungszeit, im Kern weil sie nicht den politisch-ideologischen Vorgaben entsprachen 
bzw. nachkamen. Obgleich dieser durchaus kritischen Erinnerungen findet eine negative 
Rezeption nicht statt. Aus fachlicher Sicht wird die Ausbildung nämlich von allen 
Absolventen als grundsolide empfunden, von über 90 Prozent (70) sogar als sehr nützlich.
1026
 
Dagegen differieren die Meinungen bei der Einschätzung des politischen Nutzens. Fast ein 
Viertel (18) ist der Ansicht, dass in politischer Hinsicht die Jahre an der VSA/ABF nur wenig 
hilfreich waren, ein Zeitzeuge formuliert gar, dass „die politische Realität außerhalb der ABF 
viel brutaler“ war. Für immerhin ein Drittel (24) der Befragten hatte der Bildungsweg über die 
VSA/ABF jedoch entscheidenden Nutzen auf diesem Gebiet. Einerseits konnten im 
„marxistisch-leninistischen Gewächshaus“ der VSA/ABF die Studenten noch unter 
                                                 
1026
 Hier ist zu berücksichtigten, dass die Umfrageteilnehmer mit einem Notendurchschnitt der Abschlüsse von 
2,2 (Gesamtstudierendenschaft bis 1953: 2,8) fachlich gesehen besonders gute VSA/ABF-Studenten waren. 
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verhältnismäßig milden Bedingungen
1027
 an ihrem „klassenmäßigen Standpunkt“ arbeiten, um 
durch kollektive Kirchenaus- und Partei-/Organisationseintritte für das spätere Fachstudium 
sozusagen politisch vorzusorgen. Andererseits hatten die VSA/ABF-Absolventen ohnehin den 
Bonus, dass ihnen ein Mindestmaß an Systemtreue aufgrund des von ihnen gewählten 
Hochschulzuganges unterstellt wurde, sie quasi schon als besonders politisch-ideologisch 
geschult galten. 
Diagramm und Tabelle 26: 
 
positiv eher negativ teils/teils entscheidend genützt einigermaßen weitergeholfen nur wenig geholfen entscheidend genützt einigermaßen weitergeholfen nur wenig geholfen
67 0 7 70 5 0 24 22 18
Erinnerung politischer Nutzenfachlicher Nutzen
 
 
9.2.2 Fachstudium und Karrierewege 
Das Gros der Stichprobenteilnehmer (92 Prozent; 69) nahm nach dem Abitur ein Fachstudium 
an einer Hochschule/Universität auf. Nur ein kleiner Kreis der Befragten (8 Prozent; 6) ging 
an eine Fachschule, obwohl hierfür die Hochschulreife nicht erforderlich war. Die Vorteile 
einer Fachschulausbildung wurden bereits angesprochen.
1028
 Bis auf einen studierten alle 
Fachschulbesucher in Mecklenburg-Vorpommern, zwei im Bereich Schiffbau-
/Metallverarbeitung, zwei in landwirtschaftlichen Fachrichtungen, eine Person im Baubereich 
                                                 
1027
 Im Regelfall hatten die ABF´ler bei politisch-ideologischen Verfehlungen, je nach Schweregrad, noch die 
Möglichkeit sich in der Produktion zu „bewähren“ und später wieder an die Fakultät zurückzukehren, was im 
späteren Fachstudium so nicht mehr möglich war.  
1028
 Siehe S. 88 f. und 173. 
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und die einzige Frau in der Sozialfürsorge. Während die gesellschaftlichen Einsätze in der 
Ausbildungszeit als insgesamt „gut“ empfunden werden, teilen sich die Meinungen bei der 
Notwendigkeit der obligatorischen Lehrveranstaltungen in Marxismus-Leninismus und der 
vormilitärischen Ausbildung. Nur jeweils ein Zeitzeuge hat diese Items als „wichtig“ bzw. 
„notwendig“ eingestuft. Von einer besonderen gesellschaftspolitischen Vorreiterrolle der 
untersuchten ABF-Absolventen
1029
 an den Fachschulen kann nicht ausgegangen werden. Zwei 
Zeitzeugen beurteilen ihr Verhalten in dieser Hinsicht gar als „passiv“. War dies 
möglicherweise dem Umstand geschuldet, sich auf einen erfolgreichen Fachschulabschluss 
konzentrieren zu müssen, verbesserte sich ihr gesellschaftspolitisches Engagement während 
der späteren Berufstätigkeit. Die Fachschulen verließen die ehemaligen ABF´ler im 
Durchschnitt mit der Abschlussnote zwei. Promoviert wurde von dieser Absolventengruppe 
keiner. Nur eine befragte Person blieb im akademischen Bereich und übte später eine 
Lehrtätigkeit an einer Hochschule aus. Zwei Absolventen konnten Führungspositionen
1030
, 
ausschließlich in der Wirtschaft, erreichen, einer als Betriebsdirektor, ein weiterer als 
Abteilungsleiter. 
Diagramm und Tabelle 27: 
 
Medizin Maschinenbau/Elektrotechnik Land-/Forstwirtschaft Lehramt/Pädagogik Wirtschafts-/Arbeitswiss. Geistes-/Sprachwiss. Mathematik/Naturwiss. Bau-/Verkehrswesen Staats-/Rechtswiss.
19 11 9 8 8 5 3 3 3  
                                                 
1029
 Bei den in der Stichprobe vertretenen Fachschulbesuchern handelt es sich nur um ehemalige ABF´ler. 
1030
 Begriffsklärung siehe S. 230. 
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Die eingeschlagenen Studienrichtungen der Umfrageteilnehmer an den Hochschulen und 
Universitäten entsprechen annähernd dem Gesamtbild der Abgangsjahre 1948 bis 1961. So 
überwiegen mit 28 Prozent (19) die medizinischen Fachrichtungen, mit 16 Prozent (11) die 
Bereiche Maschinenbau/Elektrotechnik und mit 13 Prozent (9) land- und forstwirtschaftliche 
Studiengänge. Der abweichende Anteil der Lehramtsstudenten (Umfrage: 12 Prozent; 
Studentenkartei: 26 Prozent) kann mit der kurzzeitigen Einführung von Sonderkursen für 
Lehramtsanwärter in Zusammenhang gebracht werden. Diese haben im Regelfall nur etwa ein 
Jahr lang an der ABF studiert und weisen sehr wahrscheinlich eine geringere Verbundenheit 
mit der Einrichtung auf, weshalb dieser Personenkreis, z. B. über Absolvententreffen, 
wesentlich schwerer zu erreichen ist. 
Diagramm und Tabelle 28: 
 
Universität Rostock Humboldt-Universität Berlin TH/TU Dresden Universität Greifswald DASR Potsdam-Babelsberg
32 12 11 4 3  
Fast die Hälfte der Umfrageteilnehmer (46 Prozent; 32) blieb nach dem Abschluss der 
VSA/ABF an der Universität Rostock. Für diese Entscheidung sprachen neben 
privaten/familiären Gründen sicher auch die personellen Vernetzungen der VSA/ABF mit der 
hiesigen Universität, sei es durch ehemalige Absolventen/Dozenten, die nun an den 
Fachfakultäten lehrten oder über Aushilfskräfte aus den Fachfakultäten, die in ihren Kursen 
auch Inhalte der in Rostock vertretenen Forschungs- und Studienrichtungen darboten. Etwa 
die gleiche Anzahl an befragten Absolventen ging an die Humboldt-Universität Berlin (17 
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Prozent; 12) und an die TH/TU Dresden (16 Prozent; 11). Die Humboldt-Universität sprach 
aufgrund ihrer herausgehobenen fachlichen Aufstellung besonders angehende Mediziner an, 
während der Flugzeug- und Verkehrsmaschinenbau in Dresden lockte, auch weil in Rostock 
die Technische Fakultät für Luftfahrtwesen nur kurzzeitig Bestand hatte (1952-1953). 
Letztlich waren aber nicht die Interessen des jeweiligen Absolventen für die Wahl des 
Studienplatzes/-ortes ausschlaggebend, sondern die Kontingentvorgaben der staatlichen 
Bedarfsplanung. So wurde ein Teil der Rostocker ABF-Absolventen mit der Gründung der 
Militärmedizinischen Sektion in Greifswald (1955) quasi dorthin zwangsverpflichtet. Von den 
Befragten haben sechs Prozent (4) Einrichtungen besucht, die als politisch-wirtschaftliche 
Eliteschmieden anzusehen sind, wie die Deutsche Akademie für Staats- und 
Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“ (DASR) in Potsdam-Babelsberg, die Hochschule für 
Ökonomie in Berlin-Karlshorts, die Hochschule für Binnenhandel in Leipzig
1031
 oder die 
Moskauer Staatliche Hochschule für Internationale Beziehungen. 
Diagramm und Tabelle 29: 
 
Interesse Vorbildung Betriebsvorgabe Studienplatzlenkung Vorschlag der ABF-Dozenten
60 25 9 6 2  
Als Grund für die Aufnahme einer bestimmten Studienrichtung gaben 87 Prozent (60) 
„Interesse“, 36 Prozent (25) ihre „Vorbildung“ und 13 Prozent (9) bestehende 
                                                 
1031
 Als ein Indiz der besonderen politischen Stellung der genannten Hochschulen in Berlin-Karlshorst und 
Leipzig ist der weit überdurchschnittliche Anteil an SED-Mitgliedern unter den Absolventen zu werten. (49 bzw. 
47 Prozent zu 17 Prozent der gesamten Hochschulabsolventen 1958). Kowalczuk: Geist im Dienste der Macht, 
S. 323. 
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„Betriebsvorgaben“ an.  Nur drei Prozent (2) griffen den Vorschlag eines ABF-Dozenten auf 
und neun Prozent (6) haben aufgrund der Studienplatzlenkung eine bestimmte Fachrichtung 
eingeschlagen.
1032
 Eine sehr große Mehrheit der Befragten ergriff in der Selbsteinschätzung 
also aus eigenen Beweggründen ein bestimmtes Studienfach, obwohl real betrachtet, die 
Studienplatzvergabe staatlichen Planungsinteressen mit dem Ziel der Vollbeschäftigung 
unterlag.
1033
 An diesem Punkt kann das Kurssystem und die damit verbundene 
Absolventenlenkung der VSA/ABF als erfolgreich gewertet werden. Bis auf Einzelfälle
1034
 
nahmen die befragten ABF´ler die ihnen zugedachten Studienrichtungen gerne und mit 
Interesse auf. Deshalb und weil die VSA/ABF-Absolventen ohnehin bereits an der Rostocker 
Universität immatrikuliert waren, gab es bei der Studienplatzvergabe, bis auf drei 
Ausnahmen, keine Komplikationen. In einem dieser Fälle verhinderten familiäre 
Schwierigkeiten (Krebserkrankung der Mutter) die Aufnahme eines Auslandsstudiums, in 
einem anderen konnte das angestrebte Fachstudium aufgrund von Kontingentierungen nicht 
aufgenommen werden und eine Person hatte Schwierigkeiten bei der Studienplatzvergabe 
aufgrund bestehender „Westverwandtschaft von Geschwistern“.  
Für die insgesamt solide Abiturausbildung an der VSA/ABF spricht das Ergebnis, dass nur 
zwei befragte Personen mit fachlichen Problemen beim Wechsel an die jeweilige Fachfakultät 
zu ringen hatten. Die Studienleistungen/Abschlussnoten waren dementsprechend im 
Durchschnitt gut (2,0/1,9). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
1032
 Bei diesem Item waren Mehrfachnennungen möglich.  
1033
 Auf die planerischen Defizite der Absolventenlenkungspolitik in der DDR geht Kowalczuk: Geist im Dienste 
der Macht, S. 280 ff. ein. 
1034
 Nur vier Personen gaben an, alleine aufgrund der Studienplatzlenkung eine Fachrichtung eingeschlagen zu 
haben. 
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Diagramm und Tabelle 30: 
 
sehr aktiv aktiv eher passiv keine Angabe
5 27 36 1  
Unter den hohen fachlichen Anforderungen im Studium erhöhte sich der Anteil derjenigen, 
die sich gesellschaftpolitisch „eher passiv“ verhielten auf 52 Prozent (36), davon 33 Prozent 
(12) in der Humanmedizin, einer Fachrichtung deren „bürgerlich-konservativer“ Charakter 
eigentlich durch den gezielten Einsatz der Arbeiter- und Bauernstudenten unterminiert werden 
sollte. Dass eine derartige politische Zielsetzung kaum zu erreichen war, stützen bereits 
entsprechende Einschätzungen in den Jahresberichten der ABF: „Von einer relativ großen 
Anzahl von Studenten weiß jeder Dozent und jedes Mitglied des Aktivs der Gruppe, daß sie 
im Fachstudium nicht zu den politisch führenden Kräften gehören werden […]“1035. Nur sechs 
(4) bzw. sieben Prozent (5) der Befragten, die ein Hochschulstudium aufnahmen, waren in 
den universitären Leitungsebenen der SED bzw. FDJ mit Funktionen betraut. Trotzdem darf 
der hochschulpolitische Einfluss einzelner, herausragender VSA/ABF-Absolventen nicht 
verkannt werden. Gleiches gilt für die besonders aktive Rolle, die immerhin 20 Prozent (14) 
der Umfrageteilnehmer in der Seminargruppenarbeit für sich beanspruchen. Mit ihrer 
vergleichsweise größeren Lebens- und Berufserfahrung konnten VSA/ABF-Absolventen auf 
der Ebene der Seminargruppen durchaus eine Vorbildfunktion, auch im politisch-
ideologischen Sinne, gegenüber den, zum Teil deutlich jüngeren, Oberschulabsolventen 
                                                 
1035
 UAR, ABF 55, Jahresbericht der ABF „Ernst Thälmann“ des Studienjahres 1959/60 vom 09.07.1960. 
 224 
einnehmen. Ob diese durchgängig den vorgegebenen politischen Leitlinien entsprach, bleibt 
jedoch zu bezweifeln.  
Diagramm und Tabelle 31: 
 
SED SED-Leitung FDJ FDJ-Leitung Seminargruppe Kulturensemle/Studentenbühne GST
10 4 21 5 14 10 9  
So zeigt sich ausgerechnet beim obligatorischen Grundstudium des Marxismus-Leninismus 
eine gespaltene Haltung der Befragungsteilnehmer. Etwa die gleiche Anzahl gab an, die unter 
Studenten als „Rotlichtbestrahlung“ verbrämten Veranstaltungen, als „wichtig“ (20 Prozent; 
14) wahrgenommen zu haben, wie als „überflüssig“ (19 Prozent; 13). Ein ähnliches Bild 
ergibt sich bei der Beurteilung der vormilitärischen Ausbildung während des Fachstudiums. 
Wohlmöglich auch in Anbetracht des atomaren Wettrüstens wurde die „freiwillige“ 
Verpflichtung zu derartigen Lehrgängen von 23 Prozent (16) als „sinnlos“ empfunden, 
während 17 Prozent (12) diese als „notwendige“ Maßnahme einstuften. Besser schneiden die 
gesellschaftlichen Einsätze, beispielsweise als FDJ-Helfer in der Landwirtschaft oder bei 
Großbauprojekten, ab, die 67 Prozent (46) als „gut“ und nur sechs Prozent (4) als „lästig“ 
erinnern. Hier konnten die ABF´ler ihre beruflichen Vorkenntnisse zum Teil wieder 
aktivieren und es stand der praktische Nutzen der geleisteten Arbeitsstunden, verbunden mit 
einem positiv empfundenen Gemeinschaftsgefühl, im Vordergrund. Grundsätzlich schätzen 
die Stichprobenteilnehmer die u. a. mit der zweiten Hochschulreform von 1951/52 
umgesetzten Maßnahmen zur Umgestaltung des Hochschulwesens, wie das 
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gesellschaftswissenschaftliche Grundstudium, zwar mehrheitlich als „angemessen“ ein, in 
Anbetracht ihrer sozialen Herkunft/Stellung und ihrer Ausbildung an der VSA/ABF 
überrascht diese wenig enthusiastische Beurteilung dennoch und passt kaum zu der ihnen, von 
der SED, hochschulpolitisch zugeschriebenen Vorreiterrolle. 
Diagramm und Tabelle 32: 
 
wichtig angemessen überflüssig keine Teilnahme gut mäßig lästig keine Teilnahme notwendig erträglich sinnlos keine Angabe
14 42 13 2 46 18 4 15 12 23 16 3
M/L-Grundstudium gesellschaftliche Einsätze vormilitärische Ausbildung
 
Fünf Stichprobenteilnahmen nahmen ein Zweitstudium auf. In einem Fall handelt es sich um 
einen Hochschul- und Fachrichtungswechsel aufgrund der Schließung der zuvor besuchten 
Fakultät für Kerntechnik der TH Dresden. In einem anderen Fall wurde der ABF-Absolvent 
aufgrund „angeblicher subversiver Tätigkeit“ trotz guter Leistungen vom Medizinstudium 
ausgeschlossen, konnte sich aber nach verschiedenen Tätigkeiten in der Produktion, u. a. als 
Isolierer auf einer Großbaustelle, weiter qualifizieren und einen Diplomabschluss als Ökonom 
erlangen. Von den befragten ABF´lern erfuhren zwei die besondere Ehre einer postgradualen 
Ausbildung in Moskau, einer im sprachwissenschaftlichen Bereich (Slawistik) und einer im 
Bereich der internationalen Beziehungen (diplomatischer Dienst). Ein weiterer Absolvent 
studierte nach dem ersten Hochschulabschluss später Außenpolitik an der DASR.  
Nach dem Fachstudium wurden insgesamt 41 Prozent (31) der ehemaligen VSA/ABF-
Studenten promoviert, 16 Prozent (12) haben sich habilitiert. Etwa ein Drittel schlug 
akademische Laufbahnen ein, was sich an zum Teil umfangreichen Lehr-, Forschungs- und 
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Publikationstätigkeiten abzeichnet. Da auch die von Ingrid Miethe durchgeführte 
Verbleibsstudie für die ABF Greifswald eine im DDR-Vergleich doppelte Promotionsrate 
ausweist,
1036
 ist dieser Befund nicht allein dem Setting der Untersuchung geschuldet. Er weist 
vielmehr darauf hin, dass Absolventen der VSA/ABF in fachlicher Hinsicht denen der 
Oberschulen mehr als ebenbürtig waren und für eine akademische Laufbahn sogar eher 
geeignet schienen. Belege für eine politisch motivierte Bevorzugung der ehemaligen ABF´ler 
im Fach- oder Forschungsstudium lassen sich jedenfalls nicht erbringen. 
Diagramm und Tabelle 33: 
 
Promotion Habilitation Lehrtätigkeit Forschungstätigkeit wiss. Publikationen
31 12 26 21 25
41% 16% 35% 28% 33%  
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
1036
 Miethe: Bildung und soziale Ungleichheit, S. 305. 
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Anders als es die Untersuchung für die ABF Greifswald ausweist,
1037
 lässt sich für die 
Rostocker Absolventen ein Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und akademischer 
Karriere zu Ungunsten der Arbeiter- und Bauernkinder nicht ausmachen. Bei allen erfassten 
Items einer akademischen Laufbahn schneiden diese gruppenbezogen weit besser ab. 
Diagramm und Tabelle 34: 
 
Promotion Habilitation Lehrtätigkeit Forschungstätigkeit wiss. Publikationen Promotion Habilitation Lehrtätigkeit Forschungstätigkeit wiss. Publikationen
22 11 19 17 20 8 1 7 4 5
43% 22% 37% 33% 39% 38% 5% 33% 19% 24%
Angestellte und SonstigeArbeiter und Bauern
 
Gleiches gilt weitestgehend für den Aufstieg in Leitungspositionen, wobei die 
schichtspezifischen Segregationen, bis auf den Bereich „Bildung/Wissenschaft/Forschung“, 
weniger deutlich ausfallen. Der These Miethes, dass Arbeiter- und Bauernkinder „entgegen 
der offiziellen Propaganda […] schlechtere Aufstiegschancen als die Angestellten und 
Akademikerkinder“1038 hatten, widersprechen die Ergebnisse der Rostocker Stichprobe 
eindeutig. Es ist zwar anzumerken, dass „Angestellte und Sonstige“ im medizinischen Bereich 
ab der Ebene des Facharztes in ihrer Gruppe mit 29 zu 18 Prozent dominieren, was unter 
Umständen mit bildungsbürgerlichen Traditionen und dem hohem Sozialprestige des 
Arztberufes zu erklären ist. Bei den Führungspositionen im Gesundheitswesen überwiegen 
                                                 
1037
 Miethe: Bildung und soziale Ungleichheit, S S. 307. 
1038
 Dies.: Bildung und soziale Ungleichheit, S. 309. 
 228 
aber die Arbeiter- und Bauernkinder und dies trifft, bis auf den Staatsapparat,
1039
 auch für alle 
anderen Bereiche zu.  
Diagramm und Tabelle 35: 
 
SED Staatsapparat Wirtschaft Bildung/Wissenschaft/Forschung Gesundheitswesen
Arbeiter und Bauern 7 7 11 10 6
13,7% 13,7% 21,6% 19,6% 11,8%
Angestellte und Sonstige 2 3 4 2 2
9,5% 14,3% 19,0% 9,5% 9,5%  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
1039
 Der leichte Vorsprung der „Angestellten und Sonstigen“ in dieser Kategorie überrascht. Offensichtlich 
konnten diese Personen den Nachteil ihrer sozialen Herkunft durch die erworbene soziale Stellung als Arbeiter 
ausgleichen. 
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Diagramm und Tabelle 36: 
 
SED-Mitgliedschaft ges. Staatsapparat Wirtschaft Bildung/Wissenschaft/Forschung Gesundheitswesen
Arbeiter und Bauern 30 5 9 7 4
59% 71,4% 81,8% 70,0% 66,7%
Angestellte und Sonstige 7 1 1 0 1
33% 33,3% 25,0% 0,0% 50,0%  
Die Zurschaustellung politischer Loyalität, gemessen am generell höheren Anteil der SED-
Mitglieder unter den „Arbeiter und Bauern“ (59 Prozent) im Verhältnis zu den „Angestellten 
und Sonstigen“ (33 Prozent) war bei der Besetzung von Leitungsposten sicher von Vorteil. 
Bei den Arbeiter- und Bauernkindern erscheint die SED-Mitgliedschaft fast schon als eine Art 
Grundvoraussetzung für den beruflichen Aufstieg. Die Frage, ob die Parteimitgliedschaft 
schichtspezifisch aus politischer Überzeugung oder aus karrieristischen Motiven erfolgte, 
kann das angewandte Untersuchungssetting nicht klären. Gleichwohl lässt der insgesamt 
höhere Anteil an Parteigenossen bei leitenden Funktionen in der Gruppe der „Arbeiter und 
Bauern“ nicht automatisch den Schluss zu, dass diese im Vergleich eher aus Karrieregründen 
bereit waren, in die SED einzutreten. Die Betrachtung des Eintrittszeitpunktes ergibt ein 
anderes Bild. Zwar haben 50 Prozent der Genossen innerhalb der Gruppe der „Arbeiter und 
Bauern“ erst während der Berufstätigkeit den Weg in die Einheitspartei gesucht, bei den 
„Angestellten und Sonstigen“ waren es jedoch sogar 71 Prozent. Möglicherweise versuchten 
also letztere den „Makel“ ihrer sozialen Herkunft auf diese Weise etwas auszugleichen.  
Für die Einteilung der Stichprobenteilnehmer in Führungspositionen wurden ihre Angaben 
zum beruflichen Werdegang ausgewertet. Es handelt sich folglich nicht um eine 
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Selbsteinschätzung. Letztere war ebenfalls Bestandteil des Fragebogens, führte aber teilweise 
zu widersprüchlichen und wenig aussagekräftigen Ergebnissen. Da einige Personen während 
ihrer Karriere mehrere Leitungsposten in unterschiedlichen Bereichen, beispielsweise sowohl 
in der SED als auch im Staatsapparat bekleideten, sind Mehrfachnennungen vorhanden. Der 
Definition von Führungspositionen in den vorangegangenen und folgenden Ausführungen 
dient die Einteilung von Stefan Hornbostel und Axel Salheiser auf der Grundlage des 
Zentralen Kaderdatenspeichers des Ministerrates der DDR,
1040
 da die darin aufgenommenen 
personalpolitischen Merkmale für Führungskader alle Bereiche der DDR-Gesellschaft 
abbilden.  
Diagramm und Tabelle 37: 
 
SED-Betriebsparteileitung SED-Bezirksleitung ZK der SED
7 1 1
9,3% 1,3% 1,3%  
Die Betrachtung leitendender Funktionen innerhalb des Parteiapparates der SED zeigt mit 
neun Prozent einen Schwerpunt auf der betrieblichen Ebene. In höheren Parteifunktionen 
waren nur zwei Personen tätig, einer als Mitarbeiter in der Rostocker Bezirksleitung und einer 
im Apparat des ZK der SED. Den Schluss, dass die VSA/ABF als Kaderschmiede für die 
Rekrutierung der Parteielite fungierte, lässt die Verbleibsstudie nicht zu, da es sich einerseits 
                                                 
1040
 Remy, Dietmar: Datenfriedhof oder Füllhorn für die DDR-Forschung? Geschichte, Funktionsweise und 
wissenschaftlicher Wert des Zentralen Kaderdatenspeichers des Ministerrates der DDR. In: Historical Social 
Research, Sonderheft 28 (1/2) 2003, S. 77. Aufgenommen wurden Führungskader ab der dritten Positionsstufe 
(Abteilungsleiterebene).  
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nicht um parteipolitisch herausgehobene Positionen handelt und andererseits die 
ehrenamtliche Tätigkeit in der Betriebsparteileitung (BPL)
1041
 in aller Regel ohnehin eine 
Voraussetzung für die Übernahme betrieblicher Leitungsaufgaben war.  
Diagramm und Tabelle 38: 
 
Kreisebene Bezirksebene Regierungsebene
3 4 3
4,0% 5,3% 4,0%  
Bei Führungstätigkeiten im Staatsapparat liegen die Schwerpunkte auf der Kreis- (4 Prozent) 
und Bezirksebene (5 Prozent). Hierbei handelt es sich mehrheitlich um Funktionen in den 
Räten der Kreise- und Bezirke, u. a. als Leiter in den Abteilungen Verkehr, Gesundheit oder 
Berufsbildung. Drei Personen (4 Prozent) erlangten Positionen auf Regierungsebene, einer im 
Ministerium für Nationale Verteidigung und zwei im Ministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten. Hierbei handelt es sich um Führungsaufgaben in hochsensiblen Bereichen 
im Militärtransportwesen und diplomatischen Dienst mit entsprechend großer politischer 
Verantwortung.  
 
 
 
 
 
                                                 
1041
 Auf der Ebene der BPL bildet ein Fall eine Ausnahme, da die Person als hauptamtlicher Parteisekretär eines 
Kombinates entsprechende politische Führungsaufgaben, zumindest im Stammbetrieb, direkt wahrnahm. 
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Diagramm und Tabelle 39: 
 
Betriebsabteilungsleitung Betriebsdirektion Bezirksdirektion Kombinatsdirektion RGW
8 4 2 1 1
10,7% 5,3% 2,7% 1,3% 1,3%  
Der größte Teil der befragten VSA/ABF-Absolventen (11 Prozent) durchlief eine betriebliche 
Karriere bis zum Abteilungs- bzw. Hauptabteilungsleiter, wobei ein Schwerpunkt im 
Bausektor auszumachen ist, eine Branche, der in der Mangelwirtschaft der DDR aufgrund der 
doch stetig vorhandenen Wohnungsnot, infrastruktureller Defizite und gleichzeitiger 
prestigeträchtiger Großbauprojekte eine besondere Rolle zukam. Über die Ebene der 
Betriebsdirektoren (5 Prozent) hinaus, bei der ein Schwerpunkt im Einzelhandel auszumachen 
ist, konnte eine Person den beruflichen Aufstieg vom Maurerlehrling bis zum 
Kombinatsdirektor in der Baustoffindustrie erreichen. Das ist ein erstaunlicher Karriereweg, 
der ohne die ABF sehr wahrscheinlich nicht möglich gewesen wäre. Als Sonderfall wurde 
eine Person ebenfalls dem Bereich Wirtschaft zugeordnet, auch wenn es sich im Grunde um 
eine Forschungstätigkeit handelt, welche allerdings mit leitenden Aufgaben in Industrie und 
im Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) verbunden war. 
Hierbei handelt es sich auch um den einzigen Stichprobenteilnehmer, der sich an der 
Akademie der Wissenschaft der DDR habilitierte. Von den Stichprobenteilnehmern, die eine 
akademische Karriere einschlugen, übernahmen drei Prozent Direktionsposten auf der 
Institutsebene und fünf Prozent auf der Sektionsebene. Bis auf die einzige Frau hierunter, die 
sich nicht habilitierte, handelt es sich dabei um ordentliche Professoren. Auf der Ebene der 
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Universitätsleitung wurden zwei Personen (3 Prozent) aktiv, beide als Prorektoren für 
Studentenangelegenheiten. Zwei weitere Absolventen leiteten nationale Forschungsgruppen 
in der Veterinär- bzw. Landwirtschaftswissenschaft. Auch wenn die erlangten 
Führungspositionen eine große Bandbreite an Wissenschaftsdisziplinen abbilden, kann doch 
ein Schwerpunkt in den Agrarwissenschaften ausgemacht werden, der vor allem mit dem 
landwirtschaftlich geprägten Einzugsgebiet der VSA/ABF Rostock zu erklären ist. Bei den 
betroffenen Fällen spricht sowohl die soziale Herkunft, als auch Stellung für diese Annahme. 
Zum Teil erlangten die in der Studie vertretenen Wissenschaftler auf ihrem Fachgebiet durch 
zahlreiche Publikationen, Vorträge und Auslandsaufenthalte auch international Anerkennung 
für ihre Forschungstätigkeit. 
Diagramm und Tabelle 40: 
 
Institutsleitung Sektionsleitung Universitätsleitung DDR-Forschungsgruppenleitung Akademie der Wissenschaften
2 4 2 2 1
2,7% 5,3% 2,7% 2,7% 1,3%  
Nicht ganz zu trennen von den akademischen Karrieren sind die Führungspositionen im 
Gesundheitswesen. Trotzdem ist dieser Bereich extra ausgewiesen, da eine Mehrheit der 
Umfrageteilnehmer Humanmedizin studierte und die Ärzteschaft auch in der DDR generell 
eine Sonderstellung innehatte. Diese kann zum einen mit fehlenden medizinischen 
Fachkräften und zum anderen mit einer in weiten Teilen tradierten politisch-ideologischen 
Immunität gegenüber dem Machtanspruch der SED begründet werden. Beiden 
Problemfeldern sollte der vorrangige Einsatz von VSA/ABF-Absolventen entgegenwirken. 
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Tatsächlich zeigt die Stichprobe, dass zusammen zehn Prozent der Befragten sich auf 
medizinischen Leitungsposten behaupteten. Neben herausgehobenen Stellungen als Oberarzt 
(4 Prozent) oder Chefarzt (5 Prozent), mehrheitlich an der Universitätsklinik Rostock, finden 
sich hierunter auch Tätigkeiten, die neben fachlichem Können eine besonders hohe politische 
Zuverlässigkeit erforderten, wie der Einsatz als Divisionsarzt der Grenztruppen der DDR, im 
Berliner Regierungskrankenhaus oder als Bezirksarzt. Gerade die Funktion des Bezirksarztes 
darf an dieser Stelle nicht unterbewertet werden, hatte dieser doch weitreichende 
Weisungsbefugnisse an der Schnittstelle zwischen Gesundheitsministerium und den 
regionalen medizinischen Einrichtungen, auch in Kader- und Reisefragen.
1042
 
Diagramm und Tabelle 41: 
 
Bezirksarzt Oberarzt Chefarzt
1 3 4
1,3% 4,0% 5,3%  
Zusammengefasst ergibt die Verbleibsstichprobe, dass weit mehr als die Hälfte (64 Prozent) 
der Befragten eine Führungsposition entsprechend der DDR-Nomenklatura einnehmen 
konnte. Aufgrund der geringen Datenausbeute ist ein Rückschluss auf die Grundgesamtheit 
der Absolventen kaum tragfähig. Doch obwohl das Ergebnis nicht repräsentativ ist, lassen 
sich aus der Verteilung der Leitungsposten Rückschlüsse ziehen. Zur Machtelite der DDR 
                                                 
1042
 Einen aufschlussreichen Artikel über die Rolle der Bezirksärzte in der DDR bietet: Erices, Rainer; Gumz, 
Antje: DDR-Bezirksärzte: Im Zweifelsfall für die sozialistische Sache. In: Deutsches Ärzteblatt, 109 (2012) 43, 
S. 2128-32 (www.aerzteblatt.de/lit4312). 
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oder gar zum politischen Führungskern gehörten die erreichten Positionen nicht.
1043
 Ihren 
Hauptwirkungsbereich hatten die untersuchten VSA/ABF-Absolventen, bis auf wenige 
Ausnahmen, in den jeweils mittleren Hierarchieebenen (Bezirks-, Abteilungs-, 
Sektionsleitung). Hier nahmen sie mitunter herausgehobene Stellungen ein, die eine 
besondere politische Zuverlässigkeit und fachliche Kompetenz verlangten. Hierzu gehörten 
beispielsweise Funktionen im Außenhandel, im diplomatischen Dienst, in der 
Militärverwaltung und bei den Grenztruppen. In einem Staat, in dem Leitungspositionen in 
allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens
1044
 entsprechend eines umfassenden 
Kadersystems nach Parteivorgaben „planmäßig“ besetzt wurden, sind derartige 
Personalentscheidungen nicht ohne triftigen politischen Grund vom 
„Nomenklaturvorgesetzten“1045 zugunsten von VSA/ABF-Absolventen getroffen worden, 
denen zu Recht ein hohes Maß an Systemloyalität zugesprochen wurde.  
Diagramm und Tabelle 42: 
 
äußerst engagiert aktiv eher passiv keine Angabe
9 43 20 3
12% 57% 27% 4%  
                                                 
1043
 Eine empirische Definition der Begrifflichkeiten „Machtelite“ und „politischer Führungskern“  bietet Meyer, 
Gerd: Die DDR-Machtelite in der Ära Honecker (Tübinger Mittel- und Osteuropastudien, Bd. 3). Tübingen 
1991, S. 73-78. 
1044
 Ausgenommen hiervon waren die kirchlichen Strukturen.  
1045
 Zu den Bestandteilen und der Struktur des Nomenklatursystems vgl. Wagner, Matthias: Das 
Kadernomenklatursystem – Ausdruck der führenden Rolle der SED. In: Hornbostel, Stefan (Hrsg.): 
Sozialistische Eliten: Horizontale und vertikale Differenzierungsmuster in der DDR (Soziologie der Politik, Bd. 
2). Opladen 1999, S. 45 f. 
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Ohne diese Loyalität gegenüber der DDR wären beispielsweise berufliche Kontakte und 
Reisen ins Nichtsozialistische Wirtschaftsgebiet (NSW) nicht genehmigt worden. Fast ein 
Viertel der Befragten in Führungspositionen reiste ins NSW, mindestens drei Personen (6 
Prozent) erfüllten den Status eines Reisekaders. Die Betrachtung der ehrenamtlichen, zum 
Teil auch hauptamtlichen Aktivitäten in den Massenorganisationen oder Parteien während der 
Berufstätigkeit zeigt, dass sich fast 70 Prozent der Umfrageteilnehmer engagiert in das 
bestehende gesellschaftspolitische System einbrachten. Andererseits hat sich über ein Viertel 
(27 Prozent) „eher passiv“ verhalten und damit frühere Befürchtungen von ABF-Dozenten 
bestätigt, die der Auffassung waren, dass es eine nicht geringe Anzahl von Studenten gab, 
„die gute und sehr gute fachliche Leistungen zeigen, die sich aber von der gesellschaftlichen 
Arbeit fernhalten, die auch in politisch-ideologischen Auseinandersetzungen beharrlich 
schweigen, die offenbar ihr ganzes Studium darauf angelegt haben, möglichst glatt und ohne 
anzuecken über die Runden zu kommen, sich ein Maximum an Kenntnissen, die ihnen der 
Arbeiter- und Bauernstaat großzügig zur Verfügung stellt, zu erraffen, ohne dabei die 
Bereitschaft zu zeigen, ihre Fähigkeiten […] später dann im Berufsleben voll und ganz der 
Arbeiterklasse wieder zur Verfügung zu stellen.“1046 Besonders unter den Medizinern, die mit 
40 Prozent die größte Gruppe der „gesellschaftspolitisch Passiven“ stellt, trifft diese 
Einschätzung augenscheinlich zu. 
Sowohl die zusätzlichen Bemerkungen in den Fragebögen über besondere Zeitgeschehnisse 
(Arbeiteraufstand, Mauerbau, Ungarnkrise etc.) bzw. persönliche Einschnitte/Erlebnisse als 
auch die Äußerungen der interviewten Zeitzeugen weisen, trotz mancherlei Kritik am Kurs 
der SED-Spitze, Verweigerungen eines Parteieintrittes oder gar einer informellen 
Zusammenarbeit mit dem MfS, mit allen negativen beruflichen wie privaten Konsequenzen, 
eine grundsätzlich konforme Haltung zum Sozialismus und zum Staat DDR nach, welche sich 
u. a. auf die, über die VSA/ABF, eröffneten Karrierewege gründet. Legitimiert wird diese 
Sichtweise durch die Trennung des im Grundsatz guten Gesellschaftsmodells der DDR von 
der schlechten Politik der SED, die faktisch aber nie bestand.  
 
 
 
 
 
                                                 
1046
 UAR, ABF 54, Rechenschaftsbericht Riedel, o. D. (dem Kontext nach Ende 1955/Anfang 1956). 
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10 Ergebnisse: Eine Lehranstalt zwischen Anspruch und Wirklichkeit 
 
Zunächst ist festzuhalten, dass eine kohärente Hochschulpolitik der SMAD und ihrer 
Länderverwaltungen nach dem Kriegsende kaum zu erkennen ist. Wurde einerseits die 
„demokratische“ Umgestaltung des Bildungswesens, auf Basis der marxistisch-leninistischen 
Ideologie, gefordert und personelle sowie strukturelle Reformen angestoßen, war andererseits 
die ökonomische Konsolidierung der SBZ, auch mit Blick auf die angestrebten Reparationen, 
vordergründig. So stand die AVB vor dem Widerspruch, die Hochschulen halbwegs 
funktionsfähig zu halten und gleichzeitig die Entnazifizierung des Lehrkörpers als auch die 
soziale Veränderung der Studentenschaft voranzutreiben, was zu nicht unerheblichen 
Reibungspunkten innerhalb der Militärverwaltung führte und sich exemplarisch am 
komplizierten Prozess der Wiedereröffnung der Universität Rostock nachzeichnen lässt.  
In den ersten Nachkriegssemestern setzte sich eine eher praktisch-funktionale Sichtweise 
durch. Die ersten Zulassungsrichtlinien folgten zwar ideologischen Prämissen, aber in der 
Praxis wurde beispielsweise mit der Einrichtung von Vorsemesterlehrgängen und 
Vorstudienkursen ein Personenkreis angesprochen, der in Anbetracht der geforderten sozialen 
Kriterien eigentlich nicht für die Bildung einer neuen sozialistischen Intelligenz in Frage kam. 
Zwischen den Vorstudienkursen der Universität Rostock und der VSA bestand allerdings kein 
unmittelbarer Zusammenhang, sowohl in der Zielstellung als auch in der personellen 
Zusammensetzung. Die Kurse gingen von der Universität selbst aus und sollten Studenten 
bzw. durch Sonderreifeprüfung immatrikulierten Personen, denen aufgrund der 
Kriegsereignisse der Abschluss ihrer Ausbildung nicht möglich war, den (erneuten) Einstieg 
in das Studium erleichtern. Dagegen kann von den geplanten Vorsemesterlehrgängen an den 
Oberschulen ein funktionaler Zusammenhang zur VSA hergestellt werden.  
Um eine abschließende Einschätzung der VSA/ABF der Universität Rostock geben zu 
können, muss eine zeitliche Differenzierung vorgenommen werden. Zusammengefasst lässt 
sich über die Zeit der VSA und auch die ersten Jahre der ABF folgendes Urteil fällen: Die 
Einrichtung diente überwiegend der Kompensation kriegsbedingter Bildungsrückstände.
1047
 
Zwar wurde schon sehr früh eine politisch-ideologische Schulung gefordert, doch konnte 
diese nur begrenzt umgesetzt werden, weil der Lehrkörper sozialdemokratisch-bürgerlich 
geprägt war und zunächst eine relativ große Lehrfreiheit bestand.
1048
 Dies lag auch an der 
Zurückhaltung der sowjetischen Militäradministration, welche sowohl die Gründung als auch 
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die Organisation des Lehrbetriebes der Landesregierung überließ und lediglich 
Kontrollfunktionen wahrnahm. Zusätzlich offenbart die chronische Unterfinanzierung der 
Einrichtung, dass die Sowjetisierung des Bildungswesens durch die VSA, für die SMAD eine 
untergeordnete Rolle spielte und das, obwohl ein sowjetisches Vorbild in Form der Rabfak 
existierte. Indessen liegt der Schluss nahe, dass in M-V durch das MfV, namentlich durch den 
kommunistischen Volksbildungsminister und Vizepräsidenten des Landes, Gottfried 
Grünberg, eine Orientierung an der Rabfak stattfand,
1049
 was sich auch am Beispiel der VSA 
Rostock nachweisen lässt. Sie war ebenfalls, wie die VSA Greifswald, seit ihrer Gründung 
Teil der Universität. Ihre Hörer hatten prinzipiell die gleichen Rechte der ordentlich 
immatrikulierten Studenten, wie das aktive und passive Wahlrecht zu den Studentenräten. 
Außerdem orientierte sich die Struktur der VSA Rostock sehr stark an der Berliner VSA, die 
direkt der DVV unterstellt war, was einer entsprechenden Zentralisierung gleichkam. In ganz 
ähnlicher Form erfolgte der Errichtung von Arbeiterfakultäten an den Universitäten der 
Sowjetrepublik ab 1919.
1050
 Ein Vergleich der Richtlinien bzw. Vorgehensweise des 
mecklenburgischen Volksbildungsministeriums mit der Verordnung des Volkskommissariats 
für das Bildungswesen der RSFSR vom 11.09.1919
1051
 lässt deutliche Parallelen erkennen. 
Dass beispielsweise für die Finanzierung der VSA Rostock, entgegen der sonst üblichen 
Verfahrensweise der Mittelbereitstellung über den Universitätshaushalt, ein eigener Etat bei 
der Hochschulabteilung gebildet wurde, was zu nicht unerheblichen Problemen führte, findet 
sich schon gleichlautend formuliert in der Verordnung von 1919 und offenbart die enge 
Anlehnung der VSA in M-V am sowjetischen Vorbild.
1052
 
Trotz der Ausrichtung der VSA als Bildungseinrichtung für Arbeiter- und Bauern(kinder) 
waren die Zulassungsrichtlinien bis Ende 1947 nicht ausdrücklich auf diese Personengruppe 
beschränkt. Die Vorstudienschüler kamen deshalb nicht unbedingt aus bildungsfernen 
Elternhäusern, sondern hatten z. B. durch den Zweiten Weltkrieg ihre Ausbildung abbrechen 
müssen und nutzten nun die VSA als nachholende Bildungsinstitution. Das änderte sich 1948, 
indem ehemalige Oberschüler ohne Abschluss von einem Besuch ausgeschlossen wurden und 
sich die Aufnahme zunehmend nach der sozialen Statuszuweisung „Arbeiter“ und „Bauer“ 
definierte. Spätestens mit der Umbildung zur ABF 1949 stand dieser Bildungsweg, wie es der 
Name der Fakultät schon ausdrückte, fast ausschließlich Arbeitern und Bauern bzw. deren 
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Kindern offen. Diese, auf den ersten Blick gegenprivilegierende Bildungspolitik, schuf neue 
Privilegien, die durch die Machtpolitik der SED definiert wurden.  
Dass dabei die „Werktätigen“ eine besondere Förderung erfuhren, hängt mit der 
Weltanschauung der SED zusammen, d. h. mit ihrer Vorstellung, dass ein bestimmtes 
Bewusstsein der Menschen aus der jeweiligen Stellung zu den Produktionsmitteln abzuleiten 
ist. Demnach konnten Arbeiter und Bauern gar nicht anders, als die Politik der SED, die sich 
schließlich als führende Partei der Arbeiter- und Bauernklasse verstand, zu unterstützen. In 
der Realität traf diese Einschätzung jedoch nicht zu, wie u. a. die Ereignisse des 17.06.1953 
zeigten. Auch der intendierte Einfluss der VSA- und ABF-Absolventen auf die Stärkung der 
Position der SED an der Universität darf nicht überschätzt werden. Sicherlich gab es einzelne, 
besonders aktive Genossen, welche diese Intention verwirklichten. Doch das Gros der 
Arbeiter- und Bauernstudenten dokumentierte eine Haltung, „die insgesamt auffällt [...] Viele 
der ehemaligen Vorstudienschüler [...] haben bezeichnenderweise keine innere Verbindung 
mehr zu Vorstudienabteilung. Sie bemühen sich im Gegenteil, in der Masse der übrigen 
Studenten unterzutauchen und sich in Lebensform und Ansichten möglichst weitgehend zu 
assimilieren.“1053 Diese Einschätzung trifft nicht nur für die Zeit der VSA zu.  
Grundsätzlich veränderte sich im Zuge deutlich steigender Zulassungszahlen und der 
Einrichtung der Abteilung ABF im SFH ab 1951/52 der Charakter der ABF hin zu einer 
stärker zentralistisch bestimmten, verschulten Ausbildungsform, was sich auch in einer 
zunehmenden Besetzung des Lehrkörpers mit politisch zuverlässigen jungen Pädagogen und 
der Verdrängung universitärer bzw. nicht genehmer Lehrkräfte abzeichnet. Dem Ziel, der 
Schaffung des richtigen „Klassenbewusstseins“ der ABF´ler, diente etwa zeitgleich die 
Umsetzung des Delegierungsprinzips und die Unterbringung in Internaten. Obwohl dadurch 
Elemente kommunistischer Kaderschulung in das Auswahlverfahren und die Bildungsziele 
Eingang fanden und die ABF deshalb nicht selten als „stalinistische Kaderschmieden“ 
gedeutet werden,
1054
 war ihre politisch-ideologische Wirkung begrenzt. So verbesserte sich 
die gesellschaftspolitische Aktivität der ABF-Studenten beim Übergang an die Fachfakultäten 
keineswegs. Dass ABF-Absolventen laut wiederholter Beobachtungen in politischer Hinsicht 
keine führende Rolle einnahmen, versuchte noch der letzte ABF-Direktor, Wolfgang Brauer, 
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herunterzuspielen, indem er ihnen aufgrund ihres jungen Alters politische Unerfahrenheit und 
mangelndes Selbstvertrauen attestierte.
1055
  
Die von Seiten der ABF ergriffenen Maßnahmen, die ehemaligen Studenten an ihre „ständige 
Fühlungsnahme mit der Partei“ und ihre Rolle als „Aktiv ihres Studienjahres“ zu erinnern, 
verfehlten, wie zuvor schon an der VSA, ihre Wirkung.
1056
 Auch weiterhin fanden zahlreiche 
Beschwerden über das „kleinbürgerliche Verhalten“ der ABF-Absolventen Eingang in die 
UPL-Berichte.
1057
 Die durchgeführte Stichprobe untermauert, dass die ABF´ler im 
Fachstudium keine besonders aktive politisch-ideologische Führungsrolle im Sinne der SED 
einnahmen, sondern sich eher auf den fachlichen Erfolg konzentrierten. 
Aufgrund dessen und der vergleichsweise geringen Anzahl der Abgänge zu den 
Fachfakultäten
1058
 muss der sozialstrukturelle
1059
 und politische Einfluss der VSA/ABF auf 
die Universität Rostock als gering eingeschätzt werden. Zwar war die SED-Mitgliedschaft der 
Studenten, insbesondere aber der Dozenten, an der VSA/ABF im Vergleich zu anderen 
Fakultäten hoch, doch blieb die Arbeit der Genossen eher auf die Einrichtung selbst 
beschränkt, wo sie allerdings ein sehr hohes Maß an Durchdringung erreichte. Politisch und 
ideologisch nicht genehme Personen konnten deshalb ohne größere Umstände entfernt 
werden.  
Was die Stärkung der Position der FDJ an der Universität anbelangt, muss der VSA und ABF 
eine entscheidende Rolle zugedacht werden. Bereits in den Anfängen der VSA lag der Anteil 
der FDJ-Mitglieder deutlich über dem Schnitt der Fachfakultäten. Eine systematische FDJ-
Arbeit auf Universitätsebene begann erst Ende 1949. Da die SED in den ersten 
Studentenratswahlen in der SBZ nicht die erhoffte absolute Mehrheit erzielen konnte, setzte 
sie auf eine intensivere Organisation der Studenten in der FDJ, um ein Gegenbild zum 
Studentenrat zu etablieren. Zwar war der direkte Einfluss der VSA auf die Studentenräte eher 
gering. Durch die Formung und den Ausbau der FDJ-Hochschulgruppe, die letztendlich den 
Studentenrat ablöste, konnte die Einrichtung aber doch ihre Schlagkraft auf diesem Feld der 
SED-Hochschulpolitik beweisen. 
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Trotz dieser zeitweisen Erfolge blieb die Wirksamkeit der VSA/ABF im Gesamtblick hinter 
den hohen Erwartungen der SED zurück. Wenn trotz des Erreichten Unzufriedenheit über die 
Bilanz der VSA/ABF überwog, zeigt sich darin das sichere Eingeständnis überzogener 
politischer Erwartungen und Forderungen. Augenscheinlich rechnete ein Großteil der SED-
Führung mit einer schnelleren sozialen Umverteilung, plante aber nicht den schwierigen 
Abbau lang tradierter Vorurteile im Arbeiter- und Bauernmilieu gegenüber höherer Bildung 
ein. Zum einen war die anvisierte Zielgruppe nicht ohne weiteres für die VSA/ABF zu 
gewinnen und zum anderen ließ ihre gesellschaftspolitische Aktivität zu wünschen übrig. Aus 
diesen Gründen heraus wurde der Förderkreis seit 1949 zunehmend erweitert. Indem aber die 
soziale Herkunft als Zulassungskriterium aufgeweicht und gar Kinder von Partei-, Staats- und 
Wirtschaftsfunktionären sowie Offizieren der NVA über die Kategorisierung als „Arbeiter“ 
Zugang zur ABF erhielten, verlor diese einen Teil ihres Charakters als gegenprivilegierendes 
Bildungsinstrument und unterlag spätestens ab Ende der fünfziger Jahre noch stärker einer 
politischen Funktionalisierung. Obwohl unter ökonomischen und pädagogischen 
Gesichtspunkten die ABF schon 1957 hätten reduziert bzw. umgestaltet werden sollen, 
erfolgte aus politischen Gründen ihre Schließung erst 1963, was weniger darauf 
zurückzuführen war, dass es nun keinen Bedarf mehr für einen derartigen Bildungsweg gab, 
als vielmehr auf die mit dem Mauerbau im August 1961 manifestierte Zementierung der 
politischen Verhältnisse in der DDR und die unterbundene Arbeitskräftefluktuation nach 
Westdeutschland. 
Letztendlich hängt die Frage nach der sozialhistorischen Wirkung der VSA/ABF immer auch 
von den gewählten Vergleichsmaßstäben ab. Schließlich galten die Zielsetzungen der SED für 
das gesamte Schul- und Hochschulsystem der DDR und fanden ebenso an den Oberschulen 
ihren Eingang. Eine Verbindung von Fachwissen und politischer Schulung ist nicht nur für 
die ABF nachweisbar, sondern galt generell für die Bildungspolitik in der DDR. Im 
quantitativen Sinne spielten die ABF daher eine untergeordnete Rolle. Zwischen 1951 und 
1963 schlossen über 34.000 Personen die dortige Ausbildung erfolgreich ab, aber gemessen 
an sämtlichen Neuaufnahmen der Universitäten und Hochschulen machten die ABF-
Absolventen lediglich zwölf Prozent aus.
1060
 Als maßgeblicher Hauptweg der sozialen 
Umschichtung dienten vielmehr die Oberschulen mit ihren rigorosen Selektionskriterien. 
Ungeachtet dieser Begrenzung der VSA/ABF, gingen von dem Konzept und den Erfahrungen 
mit dieser Form der Studienvorbereitung wesentliche Impulse für sämtliche 
hochschulvorbereitenden Wege in der DDR aus: Die nichtakademische berufliche Bildung 
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wurde in die Hochschulvorbereitung mit einbezogen, die institutionelle Form wurde teilweise 
übernommen, indem die Vorbereitung auf ein Fachstudium weiterhin direkt an der 
Universität/Hochschule über die Industrie-Institute möglich war, und es fand eine weitere 
Aufwertung beruflich-sozialer Faktoren im Vergleich zur allgemeinen Schulbildung statt, die 
sich auch in Strukturveränderungen an allgemeinbildenden Schulen zeigte.
1061
 
Aus pädagogischer Perspektive bleibt festzuhalten, dass die VSA/ABF Bildungsgeschichte 
schrieben, weil es in Deutschland keine auch nur ansatzweise vergleichbare Einrichtung zur 
Reduzierung des Zusammenhanges von Bildung und sozialer Ungleichheit gegeben hat und 
auch nicht bis heute gibt. Insofern kann durchaus von einem „Akt sozialer Gerechtigkeit“ 
gesprochen werden, der aber auch immer ein Akt machpolitischer Zweckmäßigkeit war. Der 
mit den VSA/ABF intendierten Öffnung des Hochschulzuganges in der SBZ/DDR standen 
zahlreiche systemimmanente Faktoren entgegen. Hierzu zählen die Gleichstellung von 
fachlicher und politisch-ideologischer Eignung zu höherer Bildung als auch die Ambivalenz 
sozialer und politischer Zulassungskriterien, die zu der beschriebenen Nivellierung von 
ursprünglich auf Bildungsgerechtigkeit zielenden Privilegierungen führte. Des Weiteren 
entstand durch die erforderlichen Delegierungen grundsätzlich eine Einschränkung des 
Hochschulzuganges für Personen, auf die Institutionen und Betriebe keinesfalls aus 
personalpolitischen Erwägungen verzichten wollten. Aufgrund des planwirtschaftlichen 
Systems erfolgten quantitative Vorgaben für die Abiturstufe und den Zweiten Bildungsweg 
sowie Reglementierungen auf einzelne Studienrichtungen bereits bei der Auswahl zu 
hochschulvorbereitenden Bildungswegen, die zwar mit einer späteren, sicherlich positiv 
empfundenen, Arbeitsplatzgarantie verbunden waren, aber dennoch den Zugang zu höherer 
Bildung einschränkten.
1062
 
Die Ergebnisse der Analyse der Studentenkartei belegen, dass die VSA/ABF-Absolventen der 
Universität Rostock dem geforderten Sozialprofil generell entsprachen. Den Berechnungen 
zufolge stammten rund 73 Prozent aus Arbeiter- und Bauernkreisen.
1063
 Freilich ergibt sich in 
einer ökonomischen Kosten-Nutzen-Rechnung aufgrund der hohen Zahl an vorzeitigen 
Abgänge eine grundsätzlich negative Gesamtbilanz. Trotzdem zeigen die durchgeführten 
Zeitzeugengespräche und die Stichprobe zum Verbleib der Absolventen, welche der 
Erreichbarkeit geschuldet allerdings nur (besonders) erfolgreiche Lebenswege abbilden, dass 
die VSA/ABF einer Gruppe von Menschen den Weg zu höherer Bildung und damit 
beruflichen Karrieren eröffnete, die derartige Bildungs- und Aufstiegsmöglichkeiten 
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ansonsten nie in Erwägung gezogen und auch sehr wahrscheinlich nicht gehabt hätten. Also 
auch wenn sich die hohen hochschul- und sozialpolitischen Erwartungen der SED letztlich 
nicht erfüllten, konnten die untersuchten VSA/ABF-Absolventen typischerweise mittlere 
Führungspositionen in der DDR erreichen und verhielten sich gegenüber dem bestehenden 
Gesellschaftssystem insgesamt loyal.  
Pointiert ausgedrückt bewegten sich die VSA/ABF in einem zentralen, nicht aufzulösenden 
Hauptspannungsfeld, das zu einer zwiespältigen Gesamtbewertung führen muss. Sie sollten 
soziale Gerechtigkeit durch proportionale Chancengleichheit in der Bildung herstellen. Dieses 
hehre Ziel, welches zudem unabhängig vom politischen Lager breite Unterstützung im 
Nachkriegsdeutschland fand, kollidierte aber in der SBZ/DDR mit dem Primat politisch-
ideologischer Vorgaben. Umso stärker diese Vorgaben durch den Aufbau entsprechender 
staatlicher, politischer und organisatorischer Strukturen in das Bildungssystem hineinwirkten, 
wandelten sich auch die VSA/ABF. Aus ihrer zunächst noch weitestgehend Sozialstatus 
offenen, Kriegsfolgen kompensierenden Funktion entwickelten sie sich zu Einrichtungen des 
Zweiten Bildungsweges mit einer ausgeprägten politisch initiierten positiven 
Diskriminierung, die de facto zum Ausschluss nichtproletarischer – auch bildungsferner – 
Bevölkerungsgruppen führte, bei gleichzeitiger Erweiterung der privilegierenden 
Statuszuweisung unter der Preisgabe einer tatsächlich förderbedürftigen Milieuzugehörigkeit. 
Dem offiziellen sozialen Anspruch wurden sie somit im Grunde nicht mehr gerecht. 
Untermauert wurde diese Ambivalenz durch eine im Verlauf der Jahre zunehmend rigidere 
und strukturiertere innerinstitutionelle Überwachung, Disziplinierung und Ausgrenzung. Wer 
sich den politisch-ideologischen Prämissen der Lehreinrichtung nicht anpasste, konnte trotz 
entsprechender sozialer Herkunft/Stellung und fachlicher Leistungen dort keinen Abschluss 
erlangen. 
In welchem Ausmaß die VSA/ABF die Sozialstruktur der ostdeutschen Eliten insgesamt 
verändert haben, wird sich erst dann feststellen lassen, wenn neben der Einbettung dieser 
Institutionen in das Bildungssystem der SBZ/DDR auch die Weiterentwicklung der 
Absolventen in einem ausreichenden Maße geklärt ist. Möglicherweise kann für eine solche 
Gesamtdarstellung der Zentrale Kaderdatenspeicher des Ministerrates der DDR als 
Vergleichsinstrument herangezogen werden.
1064
 Die Frage nach der Rolle und 
Vergleichbarkeit der ab 1954 gebildeten Industrie-Institute an den Hochschulen und 
Universitäten der DDR ist ein weiteres lohnendes und fast unberührtes Forschungsfeld, 
welches nicht nur Erkenntnisse für die örtliche Universitätsgeschichte bietet. Bis heute besteht 
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immerhin ein breiter Konsens in Politik und Gesellschaft, Bildungschancen gerechter zu 
verteilen. Die weitere Aufarbeitung der Geschichte der VSA/ABF, speziell unter 
pädagogischen und erziehungswissenschaftlichen Fragestellungen, bietet in diesem Sinne 
durchaus Ansatzpunkte für die heutige bildungspolitische Debatte über Wege aber auch 
Grenzen einer besseren Chancenverteilung. Schließlich kann es für ein wirklich 
demokratisches Gesellschaftssystem auf die Frage, ob wir eine rein elitenorientierte 
Ausbildung anstreben oder allen Bürgern, also auch bildungsfernen Schichten, die 
Möglichkeit eines Hochschulstudiums zugestehen wollen, gerade mit Blick auf die 
zunehmende Kluft zwischen „Arm“ und „Reich“, nur eine Antwort geben. 
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15 Anhang 
 
15.1 Ausgewählte Kurzbiografien 
 
Anton Ackermann (eigentlich Eugen Hanisch, 1905-1973) war seit 1926 Mitglied der KPD. 
1929-1931 besuchte er die Internationale Leninschule in Moskau und war dort von 1931-1933 
Aspirant bzw. Lektor sowie persönlicher Mitarbeiter von Fritz Heckert und Wilhelm Pieck in 
der Kommunistischen Internationale. Ab 1933 arbeitete er illegal für die KPD in Berlin, war 
ab 1935 Mitglied des ZK der KPD und Kandidat des Politbüros. Ackermann emigrierte 1935-
1937 nach Prag und 1937-1940 nach Paris. 1937 war er Leiter der Politschule der 
Internationalen Brigaden für Spanien. 1940 ging er nach Moskau und arbeitete als Redakteur. 
Nach dem Angriff Deutschlands auf die Sowjetunion leitete Ackermann politische 
Schulungen unter deutschen Kriegsgefangenen, war 1943 Mitbegründer des Nationalkomitee 
Freies Deutschland (NKFD) und seitdem Chefredakteur des NKFD-Rundfunksenders. 1945 
kehrte er nach Deutschland zurück, leitete die KPD-Initiativgruppe für Sachsen und war als 
Mitglied des Sekretariats des ZK der KPD maßgeblich am Aufbau sowie der 
programmatischen Ausrichtung der KPD in der SBZ beteiligt. 1946-1949 war Anton 
Ackermann Mitglied des ZS der SED und bis 1954 des PV bzw. ZK der SED und dort für 
Kultur, Volksbildung, Hochschulpolitik, Parteischulung, Presse und Rundfunk verantwortlich. 
1949-1953 war er sowohl Kandidat des PB als auch Staatssekretär im Ministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten der DDR und bis 1954 Abgeordneter der Volkskammer der 
DDR. Darüber hinaus leitete er 1951-1952 den Außenpolitischen Nachrichtendienst (DDR-
Auslandsspionage). 1953 war Ackermann kurzfristig Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten sowie stellvertretender Minister für Kultur. Im gleichen Jahr wurde er im 
Zuge der Affäre um Rudolf Herrnstadt und Wilhelm Zaisser seiner Ämter enthoben und aus 
dem ZK ausgeschlossen (1956 rehabilitiert). Anton Ackermann war schließlich leitender 
Mitarbeiter im Ministerium für Kultur (1954-1958) und in der SPK für Bildung und Kultur 
(1958-60).
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Willy Düker (1887-1957) studierte 1906-1910 Mathematik, Physik und Chemie in Rostock 
und Göttingen. Nach seiner Promotion 1910 war er Oberlehrer an der Seefahrtsschule 
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Rostock und wurde 1927 zum Studienrat, wenig später zum Oberstudienrat, ernannt. Ab 1946 
lehrte er an der Pädagogischen Fakultät, deren Prodekan er von 1949-1952 war.
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Gottfried Grünberg (1899-1985) war seit 1928 Mitglied der KPD. Er emigrierte schon 1931 
in die Sowjetunion, erhielt 1935 die sowjetische Staatsbürgerschaft und besuchte dort mehrere 
Parteischulen (Kommunistische Universität des Westens, Lenin-Schule u. a.). Danach war er 
bis 1939 als Offizier der 13. Internationalen Brigade an den Kämpfen im Spanischen 
Bürgerkrieg beteiligt, 1941 Soldat bei der Roten Armee und 1942 Kursant der 
Kominternschule in Kuschnarenkowo. Ab 1942/43 arbeitete Grünberg an verschiedenen 
Antifa-Schulen (Umschulung von deutschen Kriegsgefangenen) und war 1943 
Gründungsmitglied des NKFD. Mit dem Kriegsende kam Grünberg als Mitglied der 
„Initiativgruppe Sobottka“ nach M-V und nahm wie viele emigrierte KPD-Funktionäre 
Schlüsselpositionen im Land ein. Bis Mitte 1946 war er Dritter Vizepräsident der 
Landesverwaltung und von 1946-1950 Minister für Volksbildung und Kultur des Landes M-
V. Nach der Zeit als Generalsekretär der Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft 
(1950-56) ging er als Oberstleutnant zur NVA und bekleidete in seiner Funktion als Leiter der 
Propagandaabteilung der politischen Hauptverwaltung der NVA 1956/57 das Amt des 
Stellvertretenden Verteidigungsministers.
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Gehard Harig (1902-1966) studierte 1922-1927 Physik, Mathematik und Mineralogie in 
Wien und Leipzig. 1927-1933 war er wissenschaftlicher Assistent am Institut für Theoretische 
Physik der Technischen Hochschule in Aachen und wurde 1929 an der Universität Leipzig im 
Fach Physik promoviert. 1933 wurde der Physiker Mitglied der KPD, emigrierte in die 
Sowjetunion und arbeitete bis 1934 in der Abteilung Kernphysik am Physikalisch-
Technischen Institut in Leningrad. Dort war er anschließend bis 1936 am Institut für 
Geschichte der Wissenschaft und Technik der Akademie der Wissenschaften der UdSSR tätig 
und von 1936-1938 wissenschaftlicher Mitarbeiter der Öffentlichen Staatsbibliothek der 
UdSSR. 1937/38 wurde Gerhard Harig vom NKWD verhaftet und für den Spionageeinsatz in 
Deutschland ausgebildet. Er kehrte 1938 nach Deutschland zurück, wurde festgenommen und 
war bis 1945 im KZ Buchenwald inhaftiert. Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges erhielt 
er eine Anstellung im Städtischen Kulturamt Leipzig und war 1945-1946 Direktor im Amt für 
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Statistik in Leipzig. 1946-1947 war Harig Hauptreferent für Philosophie beim PV in Berlin. 
1947 erhielt er eine Berufung zum Professor mit vollem Lehrauftrag für die Geschichte der 
Naturwissenschaften an die Universität Leipzig, wo er 1948-1950 den Lehrstuhl für 
Dialektischen und Historischen Materialismus bekleidete, während er 1949-1951 auch als 
Direktor des dortigen Franz-Mehring-Institutes tätig wurde. Darüber hinaus war Gerhard 
Harig Leiter der Hauptabteilung Hochschulen und wissenschaftliche Einrichtungen beim MfV 
der DDR von 1950-1951 und Staatssekretär für Hochschulwesen in den Jahren 1951-1957. 
Schließlich war er 1957-1966 Inhaber des Lehrstuhls für Geschichte der Naturwissenschaften 
an der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät der Universität Leipzig.
1068
 
 
Lotte Jahn, geb. Kreibig, (*1918) besuchte von 1938-1940 die Technische Hochschule Berlin 
und erwarb nach einer einjährigen Referendarzeit 1941 die Lehrbefähigung für die Fächer 
Mathematik, Physik und Englisch an höheren Schulen. Von 1941-1944 war sie als 
Fachlehrerin tätig. Nach dem Krieg arbeitete sie seit Anfang 1947 als Lehrkraft an der VSA 
der Universität Rostock und übernahm vom 13.11.1947 bis 05.03.1948 deren kommissarische 
Leitung. Am 01.09.1948 wurde Jahn als Rektorin an die Grundschule Rostock-Gehlsdorf 
versetzt, betätigte sich aber schon im Februar 1949 wieder kurzzeitig als Lehrkraft an der 
VSA, bevor sie im Oktober des Jahres an einer Rostocker Schule tätig wurde. Seit September 
1953 war Lotte Jahn als Dozentin an der ABF beschäftigt, kündigte ihre Stelle aber im August 
1956. Die seit 1946 der SED angehörende Lehrerin verließ wenige Jahre später mit ihrem 
Mann, dem Germanisten Dr. Werner Jahn, der sich umfangreichen verbalen Angriffen der 
UPL und der SED-Bezirksleitung wegen seines „unmarxistischen“ und nicht „parteimäßigen“ 
Standpunktes ausgesetzt sah, die DDR.
1069
 
 
I. M. Jessin war Hochschulprofessor für Philosophie und während des Zweiten Weltkrieges 
Major in einer Gardeeinheit der Roten Armee. Mit dem Kriegsende 1945 war er als Zensor, 
später Hochschuloffizier der SMAM tätig. Er war anschließend Mitarbeiter der AVB.
1070
 
 
Fritz Müller (1900-1974) war vor 1945 Lehrer und Erzieher an der Deutschen Allgemeinen 
Erziehungsanstalt in Keilhau und in Berlin. Müller hatte, als enger Vertrauter des 
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Volksbildungsministers Gottfried Grünberg und Leiter der Hochschulabteilung des 
Ministeriums, während der sowjetischen Besatzungszeit am Aufbau des Erziehungs- und 
Bildungswesens des Landes M-V entscheidenden Anteil. Seit 1949 war er Hochschullehrer 
und Dekan an der Pädagogischen Fakultät der Universität Rostock. Nach deren Schließung 
1952 war er Direktor des Pädagogischen Instituts der Philosophischen Fakultät und 1961-
1966 deren Dekan sowie zeitweilig auch Prorektor der Universität.
1071
 
 
Johannes Rempel (*1921) wurde schon zum Kriegsbeginn 1939 eingezogen, konnte aber 
trotzdem 1940 an der Universität Berlin ein Lehrerstudium aufnehmen. Er musste dieses 
jedoch 1942 wieder abbrechen, weil er erneut zum Militärdienst gerufen wurde und konnte 
erst nach dem Kriegsende am Pädagogischen Institut in Greifswald seine Ausbildung zum 
Fachlehrer für Geschichte, Mathematik und Latein beenden. 1946-1948 war er Lehrer in 
Greifswald und 1948/49 Dozent an der dortigen Universität. Ab 01.08.1949 übernahm er die 
Funktion des Studiendirektors der ABF Rostock. Im März 1953 wurde er aufgrund der 
Unterschlagung von Gardinenstoff entlassen und flüchtete nach mehreren missglückten 
Widersprüchen gegen die Kündigung in die Bundesrepublik.
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Günther Rienäcker (1904-1989) studierte von 1922-1925 Chemie an der Universität 
München, promovierte 1926 und arbeitete dann als Assistent am Institut für Physikalische 
Chemie und am Chemischen Laboratorium der Universität Freiburg im Breisgau. Da er auch 
nach 1933 eine Mitgliedschaft in der NSDAP ablehnte und auch weiterhin Kontakt mit Juden 
und Kommunisten hielt, wurde ihm die Habilitation erst 1935 ermöglicht. Die geplante 
Übernahme einer Oberassistentenstelle in Heidelberg wurde aus politischen Gründen 
abgelehnt. 1936 als Dozent in Freiburg tätig, wurde Rienäcker aufgrund der Bemühungen des 
Nobelpreisträgers Prof. Dr. Windaus zum außerordentlichen Professor nach Göttingen und 
schließlich 1942 als ordentlicher Professor für Organische Chemie nach Rostock 
berufen.1945 trat der zuvor parteilose Chemiker in die SPD ein und war 1946 Rostocker 
Stadtverordneter sowie Landtagsabgeordneter der SED und 1949/50 Mitglied der 
Provisorischen Volkskammer. 1946-1948 war Günther Rienäcker Rektor der Universität 
Rostock und ab 1951 dort Direktor des Instituts für Katalyseforschung der Deutschen 
Akademie der Wissenschaften (DAW). Drei Jahre später nahm er einen Ruf an die Humboldt-
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Universität Berlin an. Von 1957-1963 als Generalsekretär der DAW tätig, gehörte der 
Nationalpreisträger (1955) von 1958-1963 dem ZK an.
1073
 
 
Helmut Schenkowitz (*1903) legte 1923 seine 1. Lehrerprüfung ab und studierte von 1926-
1932 in Berlin und Kiel. In Kiel legte er 1932 seine 2. Lehrerprüfung ab und arbeitete 1939-
1945 als Lehrer in den Fächern Erdkunde und Biologie an der Luftwaffen-Fachschule in 
Berlin Spandau. 1945-1948 war er Regierungsdirektor in der Landesverwaltung M-V. Am 
08.03.1948 wurde Genosse Schenkowitz zum Leiter der VSA Rostock ernannt und übte diese 
Tätigkeit bis zum 30.09.1949 aus. Dann übernahm er eine Stelle als Fachlehrer und Verwalter 
einer Rostocker Oberschule.
1074
 
 
Erich Schlesinger (1880-1956) studierte Rechts- und Staatswissenschaft in Heidelberg, 
München, Berlin und Rostock. Er wurde 1904 in Rostock zum Dr. jur. promoviert und 
arbeitete als hoher Verwaltungsbeamter des Großherzogtums Mecklenburg-Schwerin. Er war 
1919 an der Erarbeitung der Landesverfassung des neu gegründeten Landes Mecklenburg-
Schwerin beteiligt und wurde zum Ministerialrat, ab 1925 zum Ministerialdirektor, im 
Ministerium des Inneren berufen. Von 1929-1932 war er (parteiloser) Minister für Justiz und 
Inneres, trat nach der Regierungsbildung durch die NSDAP im Landtag zurück, blieb aber bis 
zu seiner Versetzung in den Ruhestand 1934 als Ministerialdirektor tätig. Nach dem 
Kriegsende leitete er die Justizabteilung der ernannten Landesverwaltung. Ende 1945 wurde 
er als Kurator der Universität Rostock tätig und 1946 zum Honorarprofessor an der 
Juristischen Fakultät berufen. Von der Funktion des Kurators aufgrund seines hohen Alters 
1949 entbunden, übernahm er die Professur für Verwaltungs- und Versicherungsrecht. Von 
1952 bis zu seinem Tode 1956 war er Rektor der Universität Rostock.
1075
  
 
Erich Sielaff (1889-1960) besuchte von 1906-1909 das Staatliche Lehrerseminar in Pyritz und 
legte dort 1909 die 1. Lehrerprüfung, 1912 die 2. Lehrerprüfung in Anklam und 1920/21 die 
Mittelschullehrerprüfung für Deutsch, Französisch und Englisch in Stettin ab. Von 1909-1933 
war er an verschiedenen Schulen, u. a. auch als Dozent an der Volkshochschule in Stettin, 
tätig. 1930-1932 arbeitete Sielaff außerdem als Dozent in der Lehrerfortbildung. Nach der 
Machtergreifung durch die Nationalsozialisten wurde der Sozialdemokrat (seit 1929) seines 
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Amtes als Rektor der Städtischen Gemeindeschulen in Stettin (seit 1932) aus politischen 
Gründen enthoben und beurlaubt. 1934 zwangsversetzt nach Pyritz, unterrichtete Sielaff bis 
zum Kriegsende an der dortigen Volksschule. Nach dem Kriegsende trat er wieder der SPD 
bei (ab 1946 SED) und wurde als Dozent bzw. Leiter in der Neulehrerausbildung in Schwerin 
eingesetzt. 1946 bis 1949 als Professor mit Lehrauftrag u. a. für Literaturpädagogik an der 
Universität Greifswald tätig, übernahm Erich Sielaff 1949 das Direktorenamt der ABF der 
Universität Rostock. 1951 wurde er auf die Professur für Methodik des Deutschunterrichts an 
die Pädagogische Fakultät in Rostock berufen und arbeitete zeitweise auch im Bereich 
Literaturgeschichte am Germanistischen Institut. Trotz seines Ruhestandes 1955 war der 
„Aktivist des Fünfjahrplanes“ (1954) noch bis 1958 als Lehrbeauftragter für Methodik des 
Deutschunterrichts an der Rostocker Universität tätig.
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Paul Wandel (1905-1995) war gelernter Maschinentechniker und seit 1926 Mitglied der KPD. 
1933 emigrierte er in die Sowjetunion und war Absolvent, anschließend Dozent sowie 
Parteisekretär der Internationalen Lenin-Schule in Moskau. Neben seiner Arbeit am Marx-
Engels-Institut war er persönlicher Sekretär von Wilhelm Pieck. Ab 1941 leitete er die 
deutsche Sektion der Kominternschule in Kuschnarenkowo, arbeitete ab 1943 beim 
Deutschen Volkssender und im Auslandsbüro der KPD in Moskau. 1945 kehrte Wandel nach 
Deutschland zurück, war zunächst Chefredakteur der Deutschen Volkszeitung, dann Präsident 
der DVV und seit 1946 Mitglied des PV bzw. ZK der SED. Zwischen 1949-1952 war er 
Minister für Volksbildung. Danach führte er die Koordinierungsstelle für Kultur und 
Volksbildung, war 1953-1957 Sekretär für Kultur und Erziehung des ZK und zwischen 1958-
1961 Botschafter in der Volksrepublik China. Paul Wandel war von 1961-1964 
stellvertretender Außenminister der DDR und schließlich Präsident bzw. Vizepräsident der 
Liga für Völkerfreundschaft bis 1984.
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Curt Zweiniger (*1898) studierte 1919-1923 in Berlin Philosophie, Pädagogik, Mathematik, 
Physik sowie Sport und erhielt 1923 die Lehrbefähigung für höhere Schulen. 1925 machte er 
sein Assessorexamen für die höhere Beamtenlaufbahn und arbeitete ab 1928 als Studienrat in 
Angerburg (Ostpreußen), Rangnit, Pillau und im letzten Kriegsjahr in Rostock. Nach seiner 
Tätigkeit als Direktor eines Lehrerbildungskurses am Pädagogischen Institut in Rostock seit 
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Januar 1946 wurde der frühere Sozialdemokrat am 01.09.1946 Direktor der VSA der 
Universität Rostock. Gleichzeitig war er als Dozent an der Volkshochschule Rostock tätig. 
Nachdem er am 31.10.1947 einen Antrag auf einen vierwöchigen Urlaub und die Entbindung 
von seinem Amt als VSA-Direktor zum 01.12.1947 gestellt hatte, verließ Dr. Curt Zweiniger, 
vermutlich Anfang November 1947 die SBZ.
1078
 
 
15.2 Transkriptionen der Zeitzeugeninterviews 
 
Transkription des Zeitzeugengespräches vom 01.04.2008 mit Prof. Dr. Wolfgang Brauer 
 
Brauer: 
Ich gehöre der letzten Kriegsgeneration an, habe also am Krieg noch teilgenommen und bei 
der Marine gekämpft.
1079
 1945 bin ich, wie die meisten meines Jahrganges, richtig in die 
Hölle gestürzt, als man nun erfuhr, was dort alles passiert war und woran man unwissentlich 
teilgenommen, aber eben doch teilgenommen hat. Das waren Zeiten fundamentaler 
Auseinandersetzungen, die mich bei dieser aufgeregten und aufgewühlten Suche nach einer 
neuen Orientierung zum ersten Mal auf den Marxismus führten, der mir von Anfang an 
mächtig imponierte. Vor allem von diesem vereinfachten visionären Gesellschaftskonzept 
ohne Ausbeutung und Unterdrückung, so jedenfalls die Idealdarstellung, war ich beeindruckt. 
Weil meine Mutter damals allein zu Hause war, kehrte ich in die sowjetisch besetzte Zone 
zurück. Mein Vater war bis 1947 oder 1948 in amerikanischer Kriegsgefangenschaft in 
Belgien und Nordfrankreich.  
Ich wurde sehr schnell nach dem Kriegsende Neulehrer. Dann habe ich drei Jahre ohne 
irgendwelche Ausbildung und Vorbildung an einer Landschule gearbeitet, zunächst einstufig, 
also alle acht Schuljahre gemeinsam, dann zweistufig. Schließlich wurde ich 1948 vom 
Kreisschulrat nach Leipzig an die damals neugegründete Pädagogische Fakultät delegiert. 
Diese sollte Lehrkörper für die damals schon geplante allgemeine Mittelschule, also für die 
obligatorische Zehnklassenausbildung, hervorbringen. Dieses Direktstudium dauerte drei 
Jahre, war streng geregelt und beinhaltete das Studium zweier Fächer in Verbindung mit 
Studenten, die an den übrigen Fakultäten der Universität immatrikuliert waren. Nach dem 
Examen, das entsprechend positiv ausgefallen war, suchte mich der Direktor der Leipziger 
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Arbeiter-und-Bauern-Fakultät auf. Ich bin der Meinung, dass ich bei diesem Besuch das Wort 
Arbeiter-und-Bauern-Fakultät zum ersten Mal hörte. Das war auch kein Wunder, denn als 
Fakultäten wurden diese Einrichtungen ja erst 1949, zeitgleich mit der Etablierung der DDR, 
gegründet. Von den Vorstudienschulen oder Vorstudienabteilungen hatte ich tatsächlich bis 
dahin keine Ahnung. Ich wurde also zu einer Prüfungslektion eingeladen. Die fiel 
anscheinend zur Zufriedenheit aus.  
An Stelle meiner Erwartung, an einer Dorfschule dieses neuen Mittelschultyps zu 
unterrichten, wurde ich plötzlich in Leipzig Dozent an der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät. Wie 
ich von Anfang an vermutete, war dies ein absoluter Glücksfall. Ich hatte im dritten 
Studienjahr des gesellschaftswissenschaftlich orientierten Zuges zu unterrichten. Die 
Studenten in diesen Gruppen hatten in der Woche mindestens acht Stunden Deutschunterricht. 
Ich lehrte zunächst nur im Fach Deutsch. Ich war in diesem Jahrgang, es herrschte ja 
Lehrkräftemangel, der einzige hauptamtliche Dozent, und neben mir unterrichteten drei oder 
vier Kollegen auf Honorarbasis. Das waren alles Menschen, mit denen ich sehr gut 
zusammenarbeitete und zum Teil ein Leben lang befreundet blieb. Diese Tätigkeit an der 
ABF hat mich vom ersten Augenblick an fasziniert, vor allem wegen dieses völlig 
ungewöhnlichen kameradschaftlichen Verhältnisses zwischen Lehrkörper und Studenten. 
Damals hatte man es noch mit dieser ersten Generation der Studentenschaft zu tun. Das waren 
junge Leute, die übrigens gar nicht so viel jünger waren als ich zu der Zeit – bei ganz jungen 
Dozenten kam es auch vor, dass sie vor Studenten unterrichteten, die älter waren als sie. Das 
traf vor allem bei den wenigen Studenten, die nach den Kriegsjahren einen späten 
Bildungsweg suchten, zu. Aber auch die anderen ABF-Studenten dieser ersten Jahre dort in 
Leipzig hatten fast alle schon Berufserfahrungen, und sie waren zum größten Teil aufgrund 
familiärer Umstände und durch ihr persönliches Engagement unmittelbar nach Kriegsende mit 
politischen Erfahrungen ausgerüstet. Sie kannten sich auf diesem Gebiet zum Teil viel besser 
aus als ich.  
Schon nach einem halben Jahr wurde ich als Leiter der Fachgruppe Deutsch an dieser ABF 
eingesetzt, war nach einem Jahr Studiendirektor für die Gesellschaftswissenschaften und 
Leiter der Außenstelle der ABF in Leipzig in der Löhrstraße. Das war nun eine Arbeit, die 
mich von früh bis in die Abendstunden beanspruchte, mit sehr, sehr viel Einzelarbeit mit 
Studierenden, die unter unzureichenden Voraussetzungen gekommen waren und sich etwas 
ganz anderes vorgestellt hatten. Unser Bestreben war auf jeden Fall, die Studienerfolge so 
hoch wie möglich zu halten, also diejenigen, die gekommen waren, wenn es möglich war, 
auch zu einem erfolgreichen Abschluss zu führen. Das gelang natürlich nicht. Die 
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Erfolgsquoten, da darf man gar keine Illusionen haben, lagen also eher um die 60-65 Prozent 
eines Immatrikulationsjahrganges, trotz vielerlei Bemühungen der individuellen Hilfe, der 
dauerhaften persönlichen Zuwendung. Das war eine Aufgabe, die den Dozenten und 
Leitungskräften zusätzlich sehr viel Zeit und Einsatz abverlangte. Aber das war alles gewollt 
und auch schön, vor allem immer dann, wenn man Erfolge sah. Die Bemühungen um den 
einzelnen Studierenden oder die einzelne Studierende wurden schließlich auch ganz kraftvoll 
durch dessen bzw. deren Kommilitonen unterstützt. Diese Arbeitsgruppen, wie wir diese 
klassenähnlichen Gebilde nannten, waren in der Regel schon verschworene Gemeinschaften, 
die untereinander hohe Forderungen erhoben aber auch ein ganz ungewöhnlich hohes Maß an 
Hilfsbereitschaft bewiesen. So etwas wie Disziplinprobleme, ein Monitum wegen Faulheit 
oder ausschweifender Lebensführung kannte man an Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten nicht. 
Solche Sachen machten die Studenten, wenn sie auftraten, unter sich aus. Ich habe in Leipzig 
erlebt, dass bei Klausuren die Gruppen darum baten, dass sie keine Dozentenaufsicht hatten. 
„Betrogen wird nicht! Das machen wir nicht!“ Als ich während einer Mathematikklausur 
Aufsicht bei einer reinen Mädchengruppe hatte, die ich zwei Jahre lang unterrichtete, habe ich 
erlebt, wie sich eine Schülerin in der Arbeit meldete und mit tränenüberströmtem Gesicht 
sagte: „Ich muss melden, dass ich betrogen habe.“ Sie hatte von ihrer Nachbarin die Lösung 
der Aufgaben vor der Klausur bekommen, und die wiederum hatte sie von einem Dozenten 
bekommen, der auf das Mädchen beide Augen geworfen hatte. Das hatte unterschiedliche 
Folgen für die drei Beteiligten. Die beiden Mädchen haben das Abitur gemacht, 
selbstverständlich mit neuen Mathematikaufgaben und habe beide einen tüchtigen Berufsweg 
erfüllt. Der Dozent musste die ABF verlassen. 
Während dieser Jahre in Leipzig habe ich mich sehr schnell entschlossen, die zweite 
Lehrbefähigung nachzuholen und als externer Studierender an der Philosophischen Fakultät 
das zweite Examen abgeschlossen. Mit dem Zeugnis der Pädagogischen Fakultät hatte ich ja 
nur die Lehrbefähigung bis zur Mittelstufe, obwohl ich von vornherein die Abiturstufe 
unterrichtete. Ich studierte bei den bekannten Professoren Theodor Frings und Hans Mayer, 
zwei Fachkorifäen mit einem herausragenden Ruf im kulturpolitischen Leben. Im Ergebnis 
der Examensarbeit bei Hans Mayer, hatte er mir angeboten als Assistent bei ihm zu bleiben. 
Damals hatte ich aber bereits einer Berufung nach Rostock zugesagt, vor allem weil unsere 
Tochter in Leipzig Ansätze zur Asthma-Krankheit hatte und uns wurde ärztlicherseits geraten, 
an die Küste zu ziehen. Das ist dann auch geschehen, und für sie hat sich das 
hundertprozentig ausgezahlt. Sie hat also sofort auf das andere Klima angeschlagen und nie 
wieder unter derartigen Anfällen gelitten, wie im chemiegeschwängerten Tal der Weißen 
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Elster. So kam ich 1956 nach Rostock und löste Arthur Wruck als Direktor der Fakultät ab. 
Ich lebte zunächst ein dreiviertel Jahr mit dem Kollegen Gernot Pflugk, der mich von Leipzig 
nach Rostock begleitete in einem Zimmer im Studentenwohnheim in der Friedrich-Engels-
Straße. Das war unsere gemeinsame Unterkunft. In dieser Aufgabe bin ich also in Rostock 
geblieben, bis zur Schließung der Fakultät 1963. 
 
Hall: 
Was hatten ihre Eltern für Berufe? 
 
Brauer: 
Mein Vater war Volksschullehrer und Kantor. Von daher war meine Laufbahn vielleicht 
schon ein wenig angelegt, aber beabsichtigt hatte ich eigentlich nach Rußdorf 
zurückzukehren, ein Jahr bei einem Bauern zu arbeiten und Landwirtschaft zu studieren. Nach 
Hause gekommen bin ich an einem Sonnabend. Der Übergang über die grüne Grenze war ein 
Abenteuer für sich. Am Sonntag früh – ich war ganz sicher, dass mich niemand gesehen hatte, 
als ich nach Hause kam – es war halb elf, da standen zwei Männer aus dem kleinen Dorf vor 
unserer Tür. Bis zu dem Zustrom der Flüchtlinge hatte der Ort niemals ganz 200 Einwohner. 
Die Einwohnerzahl wurde immer mit 198 angegeben. Die beiden jedenfalls waren die 
übriggebliebenen linken Dorfpolitiker – ein Kommunist und ein Sozialdemokrat. Ganz so 
schlimm kann es mit ihrer politischen Verstrickung nicht gewesen sein, denn sie hatten die 
Nazizeit im Ort überlebt, soviel ich weiß auch ohne allzu große Repressalien. Aber sie waren 
1945 sofort wieder politisch präsent und aktiv. Die beiden stellten mich jetzt vor die Frage: 
„Was willst du machen?“ Da habe ich ihnen meine Berufspläne genannt. Da sagten sie: 
„Bauern haben wir genug. Da sind jetzt noch welche dazugekommen. Das kommt überhaupt 
nicht in Frage. Leute mit ausreichend Schulbildung haben wir nur wenige. Du wirst entweder 
Bürgermeister oder Schulmeister.“ Bürgermeister wollte ich gar nicht werden – auf gar keinen 
Fall. Die beiden sagten mir dann: „Wir gehen hier nicht eher weg, bis du dich entschieden 
hast.“ Konkret so lief das ab. Am Montag, also dem nächsten Tag, war in Crimmitschau, der 
Stadt, in der ich zum Gymnasium gegangen war, Eignungsprüfung für die Bewerber zum 
Neulehrerberuf. Da bin ich mit dem Rad hingefahren. Die Prüfung wurde von einem meiner 
ehemaligen Studienräte geleitet, der sich sehr freute mich wiederzusehen. Dann habe ich die 
Prüfung bestanden und war am Montagnachmittag Neulehrer, obwohl ich nur ein Notabitur 
vorzuweisen hatte. 1942 wurden meine bis dahin erzielten Noten auf ein Endzeugnis 
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geschrieben und das wurde mir dann auch 1948 als Zulassungsberechtigung an der 
Pädagogischen Fakultät anerkannt. 
 
Hall: 
Wie konnten Sie als Sohn eines Volksschullehrers vor 1945 ein Gymnasium besuchen? 
 
Brauer: 
Man musste Schulgeld bezahlen – als Auswärtiger sogar mehr, als die Kinder Crimmitschauer 
Bürger. Wenn ich mich nicht irre haben wir im Monat 15 Mark Schulgeld bezahlt. Allerdings 
war die Miete für unser Haus äußerst gering, weil der Lehrer natürlich von der Gemeinde 
eingestellt war. Das war ein Jahresbetrag, der vermutlich nicht viel höher war als das 
monatliche Schuldgeld. Meine Eltern lebten sehr anspruchslos und eine ganze Menge der 
Versorgung konnte durch den eigenen Garten oder auch durch die umliegenden Bauern, die 
schon darauf achteten, dass es dem Schulmeister im Ort immer recht gut ging, bewerkstelligt 
werden. Der Rittergutsbesitzer unterstützte die Schule, indem er dafür sorgte, dass er 
Landarbeiterfamilien mit vielen Kindern anstellte. Die Schule war auch schon in den vierziger 
Jahren an der Grenze ihrer Existenzfähigkeit. Ich war zum Beispiel in meinem 
Geburtsjahrgang der einzige Schulanfänger. Viel mehr als zwei oder drei kamen dann nicht in 
einem Jahrgang zusammen. Die Schule wurde auch bald nach Beginn meines Studiums in 
Leipzig geschlossen und die Kinder fuhren dann in den Nachbarort zum Unterricht. Für meine 
Eltern stand jedenfalls von vornherein fest, dass ich eine höhere Schule besuchen sollte. Das 
war ihnen schon sehr wichtig. 
 
Hall: 
Über ihre Zeit an der ABF in Leipzig haben Sie ja berichtet. Könnten Sie bitte noch etwas 
ausführlicher auf die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät der Universität Rostock eingehen. 
Warum wurde 1956 an der ABF Rostock ein neuer Direktor benötigt und weshalb fiel die 
Wahl auf Sie? 
 
Brauer: 
Ich bin regelrecht als Direktor an diese Fakultät im September 1956 berufen worden.
1080
 Die 
Stelle musste gewechselt werden. Es gab an dieser Rostocker Arbeiter-und-Bauern-Fakultät 
1954/55 erhebliche Schwierigkeiten. Einige Dozenten sind in den Westen gegangen. Das hat 
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 Mit Wirkung zum 01.08.1956 wurde Wolfgang Brauer vom Staatssekretariat für Hochschulwesen (Prof. Dr. 
G. Harig) zum Direktor der ABF ernannt. UAR, Personalakte Brauer, Wolfgang (geb. 17.04.1925), Bl. 16. 
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selbstverständlich an einer Fakultät mit dieser klaren politischen Ausrichtung schwere 
Konflikte hervorgerufen und die Ursachen wurden natürlich zu allererst in der Leitung 
gesucht. Es war klar, dass da frisches Blut hin musste. Dann wurde 1955 schon ein Freund 
von mir, Volker Hildebrand, nach Rostock geholt – als Studiendirektor für die 
Gesellschaftswissenschaften. Mit dem hatte ich die Jahre in Leipzig ganz eng 
zusammengearbeitet. Er hat von vornherein gegenüber den Leuten vom Staatssekretariat für 
Hoch- und Fachschulwesen
1081
 darauf gedrängt, dass ich nachgezogen würde. Das war 
sicherlich hauptsächlich auf seine Initiative zurückzuführen. Man hatte mich allerdings schon 
1955 gefragt, ob ich bereit wäre, die Direktorenstelle der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät in 
Berlin an der Humboldt-Universität zu übernehmen. Dazu hatte ich damals überhaupt keine 
Lust und daraus ist auch später nichts geworden. Aber für Rostock sprach einiges unter den 
Umständen, die ich schon nannte. 
 
Hall: 
Ist die Auswechslung des damaligen Direktors Arthur Wruck auf seine fehlende Qualifikation 
– er besaß ja nicht die seit 1955 vom Staatssekretariat für Hochschulwesen eingeforderte 
Lehrbefähigung für die Oberstufe – oder auf die gesellschaftliche Lage an der Fakultät 
zurückzuführen? 
 
Brauer: 
In Rostock sind sicherlich zwei Faktoren für einen Direktionswechsel zusammengekommen: 
die Probleme im Lehrkörper und die Qualifikation des Leiters. Es gab ja damals noch einen 
anderen Weg, die Lehrbefähigung für die Oberstufe zu erlangen. Es wurde in einem größeren 
Umfang für Dozenten und Dozentinnen, die nicht diese Lehrbefähigung besaßen, eine 
sogenannte Attestation erteilt. Wenn genügend Berufserfahrung vorlag und jemand anerkannt 
qualifizierten Unterricht schon erteilte, gab es die Attestation für die Lehrbefähigung 
Oberstufe, also bis zum Abitur. Da habe ich mir von vornherein gesagt, wenn du nun 
Studiendirektor bist und du verlangst künftig von deinen einzustellenden bzw. zu 
beaufsichtigenden Dozenten eine hohe Qualifikation, dann mache die gefälligst erst einmal 
selbst. Das war für mich ganz klar eine Motivation, dieses zweite Examen zu machen. Dieser 
zweite Weg war für mich auch eine wichtige Selbstbestätigung. Und schließlich kann ich so 
schlecht nicht gewesen sein, wenn Hans Mayer eine Assistenz anbietet. Ich hatte übrigens seit 
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meinem Examen an der Pädagogischen Fakultät bei Hans Mayer extern auch an 
Spezialseminaren teilgenommen, so dass mir der Übergang zu der Arbeit bei ihm leicht viel. 
 
Hall: 
Was wurde aus Arthur Wruck? 
 
Brauer: 
Er ging nach Naumburg und wurde dort Dozent an der kurzzeitig eingerichteten 
Kadettenanstalt. Aber die hat wohl das Dasein einer Pflanze im Gewächshaus geführt und 
sich überhaupt nicht bewährt. Wruck ist dann nach Potsdam gegangen, an die dortige 
Arbeiter-und-Bauern-Fakultät. Er hat dort verschiedene Funktionen gehabt und war dann am 
Ende auch noch ein Jahr lang Direktor in Potsdam. Ich habe ihn als einen sehr 
kameradschaftlichen Menschen kennengelernt. Immerhin habe ich ihn abgelöst und für ihn 
waren das sicherlich nicht sehr angenehme Umstände, unter denen er dann verschwinden 
musste. Aber er hat mir von Anfang an angeboten, wenn ich Wohnungsprobleme habe, sollte 
ich mich mit ihm in Verbindung setzen. Und es ist tatsächlich auch gelungen, obwohl die 
Wohnungsprobleme damals horrend waren. Dass ich nach einem Dreivierteljahr mit meiner 
Familie nach Rostock ziehen konnte, war schon etwas Besonderes. Dabei hat Wruck 
geholfen. 
 
Hall: 
Was hat sich dadurch verändert, dass die Vorstudienabteilungen zu Fakultäten umbildet 
wurden? 
 
Brauer: 
Für die Studenten in erster Linie die damit völlig klare Entscheidung: Sie wurden an der 
Universität immatrikuliert. Rechtlich war also die ABF den übrigen Fakultäten gleichgestellt. 
Für die ABF-Studenten war der Übergang an eine Fachfakultät nach dem Abitur ein 
Fakultätswechsel. Sie mussten also nicht noch einmal immatrikuliert werden. Da kann man 
sagen, es ist ein gewisses Privileg gewesen. Das war auch so gewollt. Man wollte den Anteil 
von jungen Leuten aus Arbeiter- und Bauernkreisen, gegenüber diesen unsäglich geringen 
Anteilen, die bis dahin dominierten, möglichst schnell steigern. Dazu wurde diese 
Entscheidung getroffen. Das war die zentrale Veränderung zwischen der Vorstudienabteilung 
und Arbeiter-und-Bauern-Fakultät. Hinzu kamen dann die klaren Regelungen mit Stipendien, 
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mit Studiendauer, Studienorganisation bis hin zu den zentral ausgearbeiteten Lehrplänen
1082
. 
Das Ganze wurde kompakter, institutionalisiert und zentralisiert. Die Vorstudienschulen und -
abteilungen waren zwar auch zentral gesteuert, aber es gab natürlich je nach den 
Bedingungen, die vor Ort herrschten, vermutlich doch beträchtliche Unterschiede. Schließlich 
waren auch die Ausbildungskräfte in den einzelnen Territorien ganz unterschiedlich 
vorgebildet. Man musste in den verschiedenen Regionen auch auf die unterschiedlichen 
Voraussetzungen der Studenten, die diese Einrichtungen besuchten, reagieren. Wir haben 
schon die ganze Zeit über gemerkt: Es war schon ein erheblicher Unterschied, ob man in 
Greifswald oder Rostock an die ABF kam, oder ob das in den Industriezentren Dresden, 
Leipzig, dem damaligen Karl-Marx-Stadt – heute Chemnitz – der Fall war, wo die 
Voraussetzungen aus geordneten Schulen zu kommen, für die Bewerber viel dichter waren. 
Die Zustände auf dem flachen Lande in Mecklenburg-Vorpommern waren in mancher 
Hinsicht eben nicht so ganz vergleichbar, was eine Publikation über die ABF Greifswald 
kürzlich im Titel verdeutlichte: „Wir haben die teilweise unter der Kuh hervorgeholt…“1083 ist 
nicht sehr übertrieben. 
 
Hall: 
Abgesehen von diesen geografischen Unterschieden: Sie waren ja sehr lange an zwei 
verschiedenen Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten tätig, insgesamt von 1951 bis 1963. Können 
Sie verschiedene Entwicklungsphasen während Ihrer Tätigkeit an der ABF in Leipzig und 
Rostock festmachen? Wie veränderte sich die Qualifikation der Studienbewerber? Ist mit der 
Einführung des Delegierungsprinzips 1952 eine Veränderung dahingehend eingetreten? 
 
Brauer: 
Die ersten Jahrgänge waren etwa die Leute, die bei Hermann Kant dargestellt sind. Das betraf 
besonders die persönliche Reife. Das waren Enthusiasten, die sich dieser Aufgabe mit voller 
Kraft widmeten, mit einem Idealismus, der oft an die Grenze der körperlichen und geistigen 
Leistungsfähigkeit ging – bewundernswerte junge Leute. Die nächste Generation, also mit 
dem Übergang zur Delegierungsstufe, die waren zum Teil schon nicht mehr die ganz 
Freiwilligen. Die wurden in den Betrieben agitiert und man informierte sie, was für Chancen 
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sie haben und welche Möglichkeiten und je nach der Einstellung der Person haben manche 
zugesagt und manche sind auch solchen Werbungen verschlossen geblieben. Aber in der 
Regel haben wir auch in der Rostocker Zeit, auch vom Lehrkörper der ABF selbst, eine ganze 
Menge dazu beigetragen, dass wir die genügende Anzahl von Studenten bekamen. Es wurden 
einzelne Dozenten und kleine Gruppen zu den wichtigsten Delegierungspartnern geschickt, 
um Gespräche mit jungen Leuten zu führen. Da musste man noch eine ganze Menge von 
Vorbehalten und Ängsten beseitigen, ehe sich dann mancher entschloss, die Bewerbung 
einzureichen. Dieser ganz große Schwung aus Begeisterung und totaler Überzeugung dämpfte 
sich seit der Zeit in Rostock und es setzte mit dem Delegierungsprinzip auch ein gewisser 
Steuerungsmechanismus ein. Die Studenten dieser Jahrgänge waren auch wesentlich jünger. 
Die Altersgruppen zwischen 21 bis 25 nahmen beträchtlich ab und die bis 20-Jährigen 
nahmen zu. Es war bei vielen nötig, bei der Herkunft – die Einstufung als Arbeiter – die 
Definitionskriterien genau anzuwenden. Die mussten ja wenigstens diese zwei Jahre 
Berufsausbildung oder -tätigkeit nachweisen können bzw. aus entsprechenden Familien 
kommen. Da setzten dann auch schon die statistischen Künste ein, um die gewünschten 
Anteile der Arbeiter- und Bauernstudenten in der definierten Zusammensetzung zu erreichen. 
Das war manchmal nicht ganz einfach. 
 
Hall: 
Diesen Worten entnehme ich, dass die tatsächliche soziale Zusammensetzung nicht immer 
ganz den eigentlichen Kriterien entsprach. 
 
Brauer: 
Nein, sie entsprach dem nicht durchgängig. Wir hatten immer auch ein paar 
Eigenbewerbungen von jungen Leuten, die sozial eigentlich nicht an die ABF gehörten, die 
aber vom Bildungswillen und von ihren Voraussetzungen her so engagiert auftraten, dass man 
gar nicht anders konnte, als sie zuzulassen. Also zum Beispiel die Großbauerntochter, die 
unter keinen Umständen in ihrer Familie weiter leben wollte (mit den nach unserer damaligen 
Definition reaktionären Ansichten über das Bauerntum) und die sich einen ganz anderen 
modernen Bildungsweg für sich vorstellte, die haben wir aufgenommen. 
 
Hall: 
Kommen wir von der Studentenschaft zum Lehrkörper: Wie sah dort die soziale und politische 
Zusammensetzung aus? 
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Brauer: 
Auf die soziale Zusammensetzung des Lehrkörpers habe ich primär keinen Wert gelegt. Es 
spielte keine Rolle, ob sie aus Arbeiterfamilien kamen oder zur Intelligenz, wie man damals 
sagte, gehörten. Für mich war immer die Hauptsache, dass sie in dieser Einheit von fachlicher 
Tüchtigkeit und politischer Überzeugung für diese Einrichtung brauchbar waren. Wenn es um 
die Einstellung von Lehrkräften ging, habe ich mich grundsätzlich zuerst an den 
entsprechenden Fachfakultäten der Universität Rostock umgesehen – unter denjenigen 
Absolventen, die in nächster Zeit zum Abschluss anstanden aber noch nicht vermittelt waren 
bzw. keine klaren Berufsvorstellungen hatten sowie einen mindestens guten Fachabschluss 
erreichten und die ein gewisses Maß ein politischer Aktivität und Erfahrung zeigen konnten. 
Denn sich bei den Aufgaben und Zielen der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät, die wir ja 
erreichen wollten, mit Leuten zu versehen, die in der einen oder anderen Hinsicht zusätzlich 
Arbeit machten, das war nicht nötig. 
 
Hall: 
Nahmen die Anforderungen an den Lehrkörper während ihres Direktorats zu? Wurde stärker 
auf eine „Erziehung der Erzieher“ gesetzt? 
 
Brauer: 
Naja, sie kennen sicherlich die inneren Strukturen der Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten. Die in 
einem Fach unterrichtenden Dozenten waren in sogenannten Fachgruppen zusammengefasst. 
Jede Fachgruppe hatte einen Fachgruppenleiter. Das war immer ein besonders erfahrener und 
politisch zuverlässiger Mann bzw. eine Frau. Die Fachgruppen hatten Jahresarbeitspläne und 
betrieben einen regelmäßigen Erfahrungsaustausch. Es gab monatlich eine 
Fachgruppensitzung in der Themen zur fachinternen Fortbildung behandelt wurden. Dann 
wurde die Situation in der Fachgruppe durchgesprochen, wie Leistungen der Studenten, 
vorzubereitende Klausuren, Vorbereitungen auf die Prüfungen usw. Es gab also eine ziemlich 
strenge interne Organisation der Arbeit im Fach. Die Fachgruppenleiter hospitierten 
regelmäßig bei ihren Fachkollegen, beurteilten sie und schätzten sie ein. Diese Hospitationen 
wurden parallel noch unterstützt durch die Studiendirektoren. Ich habe zum Beispiel als 
Studiendirektor an der Leipziger ABF in der Woche etwa 20 Unterrichtsstunden hospitiert. 
Über jede Hospitation wurde ein Protokoll geschrieben und das wurde mit dem hospitierten 
Kollegen gründlich durchgesprochen. Da herrschte eine strenge interne Disziplin. Das musste 
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man aushalten und musste wissen, wozu man sich da verpflichtet. Das war sicherlich sehr viel 
strenger und geordneter als an den Erweiterten Oberschulen. 
 
Hall: 
Warum durften Sie sich nicht Dekan nennen, wo doch die ABF eine Fakultät der Universität 
war? 
 
Brauer: 
Wahrscheinlich hat man den Titel „Dekan“ für diejenigen vorbehalten, die wenigstens einen 
Professorentitel hatten. Wohl aber war der Direktor der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät per 
Definition Mitglied des Senats der Universität. 
 
Hall: 
Wie sah der Einfluss der ABF auf die Universität aus? 
 
Brauer: 
Dieser Einfluss lief im Fachlichen und im Strukturellen gegen null. Die Arbeiter-und-Bauern-
Fakultät existierte in Rostock weitestgehend autonom. Man war zwar dem Rektor unterstellt, 
es gingen auch gewisse Schreiben über den Rektor – ich weiß nicht, ob er sie gelesen hat – 
aber insgesamt war der Schriftverkehr zwischen der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät und der 
zuständigen Stelle im Staatssekretariat für Hoch- und Fachschulwesen gering. Wenn ich mich 
recht entsinne, hatte ich im Jahr zwei Berichte auszufertigen und dann gab es wenige 
Schreiben zu besonderen Anlässen. Die Direktoren trafen sich vielleicht dreimal im Jahr zu 
Direktorenkonferenzen mit Hans Lammel, in denen bestimmte Themen durchzusprechen 
waren. Die Themen, die in einem Jahr zu behandeln waren, stellten sich die 
Direktorenkonferenzen selbst. Da hatten Leute, wie Heinz Kursitza aus Dresden ziemlich das 
Sagen, welche Themen wir so behandeln würden. Diese wurden dann auf den einzelnen 
Konferenzen verteilt und besprochen. Ich habe es im Ganzen so empfunden, dass wir im 
Wesentlichen unseren Kram alleine zu machen hatten, eine Arbeitssituation, die ich als 
ausgesprochen angenehm empfand. Von der Universität hat sich kaum jemand um die 
Arbeiter-und-Bauern-Fakultät gekümmert. Rektor Schick hat die ABF einmal besucht, 
nachdem ich ihn ein paar Mal eingeladen hatte. Da hat er sich bewundernd über die 
Ausstattung unserer Laboratorien für den Physik-, Chemie- und Biologieunterricht geäußert. 
Diese Anschaffungen waren zumeist auf Eigeninitiativen der jeweiligen Dozenten 
 288 
zurückzuführen. Genauso, wie wir auch erreicht haben, dass dieses schreckliche Gebäude in 
der Lindenstraße über den Direktionsräumen ein bisschen aufgestockt wurde, damit wir einen 
Laboratoriumsraum hinzugewannen. Das waren alles Eigeninitiativen. 
 
Hall: 
Das Verhältnis zum Rektorat war also eher distanziert? 
 
Brauer: 
Sagen wir lieber neutral. Wir haben denen keine Sorgen gemacht. Die Weisungen vom 
Staatssekretariat gingen eben den normalen Postweg über das Rektorat. Gebraucht wurde die 
ABF immer dann, wenn irgendwelche Veranstaltungen waren und man Saalfüller benötigte. 
 
Hall: 
Können Sie bitte noch etwas zum Zulassungsverfahren sagen? Welche Rolle spielten der 
„Landesausschuß zur Förderung des Arbeiter- und Bauernstudiums“ bzw. die kommunalen 
Ausschüsse, eine Mitgliedschaft in Partei, FDJ und FDGB? 
 
Brauer: 
Von den Landesausschüssen habe ich keine Ahnung, auch von ihrer tatsächlichen 
Wirksamkeit nicht. Die Dozenten Martin und Hass können hierzu sicherlich Auskunft geben. 
Ich habe aus Interesse, wie es an den delegierenden Einrichtungen tatsächlich zugeht, an 
Informations- und Werbeveranstaltungen teilgenommen. Ich bin also mitunter auch mit einem 
Kollegen in Betriebe und Institutionen gefahren und dort haben wir mit den Leuten 
gesprochen, die delegieren sollten und mit jungen Leuten, die ausgesucht wurden, die ABF zu 
besuchen. Da wollte ich wissen, wie das konkret zugeht. Aber eine systematische Arbeit mit 
den Einrichtungen, die mit der Delegierung zu tun hatten, habe ich nie gehabt. Das lief über 
den Dozenten – später Studiendirektor –  für Kader und Erziehung. 
Nun, die Voraussetzung für ein Studium an der ABF, das wurde in allen Dokumenten so 
verlangt, war ein abgeschlossener ordentlicher Volksschulabschluss. Das Zeugnis war eines 
der wichtigsten Unterlagen für eine erfolgreiche Bewerbung. Für die Zweifelsfälle gab es 
dann noch die Eignungsprüfungen oder -gespräche. Die waren vor meiner Zeit noch so 
ziemlich der Regelfall. Da gingen kleine Kommissionen ins Land und machten die 
Eignungsgespräche oder -prüfungen mit Bewerbern. Ich habe das mal in einer Anekdote 
erlebt: Wir hatten in der Zeit, als ich Rektor war, ziemlich regelmäßig Absolvententreffen. 
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Das waren immer große Ereignisse – die Festveranstaltung im Großen Haus des Volkstheaters 
und die geselligen Veranstaltungen in der alten Mensa beispielsweise. Bei einer dieser 
Veranstaltungen stand ich mit der Kollegin Heidi Regenstein auf der Treppe zum Eingang der 
Mensa. Die war so eine Art Graue Eminenz unter den ABF-Dozenten. Eine Frau die nie 
verheiratet war, aber ein ordentlicher Kerl war. Sie stammte aus einer Försterdynastie hier in 
Mecklenburg. Die Regensteins waren unter der Forstwelt berühmt und bekannt. Sie stand mit 
einem Krückstock dort und es kam jemand die Treppe rauf – rote Haare – und da hob sie den 
Stock und zeigte auf ihn und sagte: „Sie kenn´ ich noch. Sie kamen mit blauen Turnschuhen 
zur Eignungsprüfung.“ Nachdem sie mit ihm ein paar Worte gewechselt hatte und er 
hineingegangen war, sagte sie zu mir: „Ja, den hatten wir in der Eignungsprüfung und Paul 
Beutz (einer der früheren Studiendirektoren) leitete die Prüfung. Er meinte, dass wir den wohl 
doch nicht nehmen könnten. Ich habe Paul dann gebeten ein Auge zuzudrücken, schließlich 
kam der Bewerber aus der Forst.“ Heidi mit ihrer Verbindung zur Forstwelt hat also 
durchgesetzt, dass dieser junge Forstfacharbeiter trotz seiner ganz miesen Leistungen bei der 
Eignungsprüfung zugelassen wurde. Es handelte sich um den Bezirksarzt Dr. Eberhard 
Fleischer.  
Es wird sich keine ABF vorwerfen lassen müssen, dass nicht mit aller Kraft versucht wurde, 
die einmal immatrikulierten Studenten zum Erfolg zu bringen. Da wurde sehr viel gemacht. 
Die letztliche Erfolgsquote war gerecht, begründet und realistisch. Selbst wenn einige dann 
nach den Prüfungen des ersten oder zweiten Studienjahres ausscheiden mussten und nicht 
zum Abitur kamen, war es für viele doch so, dass sie einen Zuwachs an Bildung hatten. Eine 
verbesserte Chance für künftige Berufswege war eben auch durch ein oder zwei Jahre ABF 
gegeben. 
 
Hall: 
Es gab aber schon 1957 vom Staatssekretariat für Hochschulwesen Pläne zur 
Umstrukturierung oder Schließung der ABF, weil der pädagogische Nutzen aufgrund der 
hohen Durchfallquote (etwa ein Drittel) bezweifelt wurde. Warum wurden diese Pläne nicht 
umgesetzt? 
 
Brauer: 
Die offizielle Erklärung, die wir erfahren haben, lautete, dass es sich um eine feindliche 
Gruppierung innerhalb des Staatssekretariats für Hoch- und Fachschulwesen gehandelt habe, 
die sektiererisch versucht hätte, das Arbeiter- und Bauernstudium einzuschränken. Die Leute 
 290 
sind dann entmachtet worden. Ich kann heute nicht mehr sagen, ob die bloß abgesetzt und in 
andere Tätigkeiten gebracht wurden oder in den Westen flohen. Die Schließung sollte, wenn 
ich nicht irre, zunächst drei Fakultäten betreffen. Das war aber wohl nur als Anfang für einen 
generellen Abbau gedacht.  
Ich teilte die Argumentation des Staatssekretariats für Hoch- und Fachschulwesen auch 
überhaupt nicht. Diese Jahre waren ja noch quasi die Übergangszeit von dieser ersten Phase 
der Enthusiasten zu der dann eher verschulten Phase in den letzten Jahren. Die Jahre 1955-58 
waren meiner Meinung nach Übergangsjahre, in denen durchaus noch diese erste 
Charakteristik, natürlich dann schon durchsetzt von diesen durch den Übergang zum 
Delegierungswesen neuem Typ von ABF-Studenten, vorhanden war. Aber berechtigt war das 
Arbeiter- und Bauernstudium zu diesem Zeitpunkt auf jeden Fall noch. Im Sinne seiner 
grundsätzlichen politischen Absicht und auch in dieser Notwendigkeit Bildungsgerechtigkeit 
schneller herbeizuführen, als das dann über die planmäßigen Bildungswege der Volksbildung 
möglich gewesen wäre.  
Wir waren im Herbst 1956 mit Dingen, die die Existenz der ABF betrafen gar nicht so 
vordergründig beschäftigt, wie mit den internationalen politischen Ereignissen. Da haben in 
Rostock weniger die Ereignisse in Ungarn die dominierende Rolle gespielt, als die im Nahen 
Osten. Wir hatten im Oktober 1956, kurz nach meinem Beginn in Rostock, einen Journalisten 
an der Fakultät. Der war erst ein paar Tage mit im Unterricht und machte dann eine 
Veranstaltung in der Mensa mit den Studenten und dem Lehrkörper. Der war einige Jahre im 
Nahen Osten gewesen und kannte nun die Entwicklung, die zu diesem Konflikt um Ägypten 
und Israel führte, ganz genau. Die Sueskrise hat unsere Studenten damals viel mehr erregt als 
die Ungarnereignisse.  
Zu den Ungarnereignissen habe ich noch eine ganz persönliche Erinnerung. Ich wohnte ja 
damals noch im Studentenwohnheim. Mindestens drei- oder viermal kam abends ein Student 
aus einer M-Gruppe zu uns. Das war einer, der beklagte sich auf das heftigste über die 
damaligen politischen Verhältnisse in der DDR. Er war also unzufrieden – wie wir damals 
sagten ein „Meckerkopf“. Jetzt kamen die ersten Nachrichten aus Ungarn, und er war der 
Wortführer, der damals unter der Studentenschaft der ABF dominierenden Meinung. Da kam 
er rein und saß erst fünf Minuten dar und sagte gar nichts. Dann fragte er Gernot Pflugk: 
„Würden Sie für mich die Bürgschaft für die Aufnahme in die Partei übernehmen? Wenn man 
jetzt Kommunisten an die Laternen hängt, dann muss man wissen, wo man hingehört.“  
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Hall: 
Welche Reaktionen gab es an der ABF auf die Chruschtschow-Rede auf dem XX. Parteitag 
der KPdSU 1956 – Stichwort „Entstalinisierung“? 
 
Brauer: 
Dazu muss man wissen, dass die politischen Ereignisse im Lehrkörper der ABF ganz 
gründlich und sorgfältig diskutiert wurden. Was man allgemeinhin als Zeitungsschau 
betrachtete, was in jeder Produktionsbrigade jede Woche stattfand, das gab es in gewandelter 
Form natürlich auch bei uns. Was in einer Woche passiert war, beginnend mit der Leipziger 
Messe bis hin zu Stalins Tod, das wurde in allen Einzelheiten diskutiert und dazu erarbeitete 
man sich Standpunkte. Es gab zum Teil auch heftige und kontroverse Diskussionen. Aber 
man kannte sich untereinander und war gemeinsam davon überzeugt, dass es um eine 
einheitliche Meinungsbildung geht, die man auch den Studenten gegenüber mit Argumenten 
vertreten kann. Diesen Zweck hatte diese Debatten. Wie vertreten wir den Studenten 
gegenüber das, was aktuell, tagespolitisch passiert und wie argumentiert man dazu?  
Stalins Tod habe ich noch in Leipzig erlebt. Das haben damals noch die Studenten dieses 
ersten Typs vollkommen in der Hand gehabt. Es herrschte tiefste Trauer und tiefste 
Würdigung. Was die sich da alles Einfallen ließen, das habe ich zur Kenntnis genommen. 
Aber wir gehörten ja zu einer Generation, die einen Personenkult mit den allerschlimmsten 
Folgen hinter uns hatten. Wir haben die Studenten auch machen lassen aber ich kann nicht 
sagen, dass ich mich daran mit großer Leidenschaft etwa beteiligt hätte. Was den Lehrkörper 
in den Diskussionsgruppen beschäftigte, war die Frage: Wer folgt Stalin nach? Es gab die 
weit verbreitete Meinung, dass dies nur Mao Tse-tung sein könnte. Von dem gab es damals 
Broschüren, zahlreiche Schriften, mit denen er bekannt gemacht wurde, als der Fortsetzer von 
theoretischen Beiträgen zur Fortführung des Marxismus nach Stalin. Dann gab es noch die 
Meinung, dass es nicht einen Einzelnen geben würde, sondern eine neue Art eines kollektiven 
Gremiums, das die Interessen und Belange des sozialistischen Lagers übernimmt und steuert. 
So war der Grundtenor. 
Wir kannten den Wortlaut der Chruschtschow-Rede ziemlich früh und waren entsetzt und 
sprachlos über das, was dort passiert war. Ich hatte für mich den Eindruck, dass wir aus einem 
Betrug an einer jungen Generation in einen nächsten hineingeraten waren. Also damit fertig 
zu werden, waren schwere Herausforderungen an den Einzelnen. Am Ende hat der 
übergeordnete Gedanke gesiegt, dass die Sache, um die es uns ging, nicht durch solche 
Verbrechen tiefgründig und auf Dauer zerstört werden kann. Es gab keine Unruhen oder 
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Widerstände. Man stand zu den Grundlagen des Systems. Das System wurde nicht in Zweifel 
gezogen. 
 
Hall: 
Gab es Vorbehalte gegenüber den ABF-Studenten von Seiten der „normalen“ Studierenden 
und Dozenten an der Universität? 
 
Brauer: 
Generelle Vorbehalte hat es eher vor meiner Zeit an der ABF gegeben. In einzelnen Fällen 
aber auch noch später. Die Studenten traditioneller Wege haben das Hinzukommen von 
Arbeiter- und Bauernstudenten, ich weiß nicht in welcher Größenordnung, als etwas 
Negatives und Bedrohliches empfunden. Und es hat auch immer Meinungen von Professoren 
gegeben, die mit der Entwicklung des Arbeiter- und Bauernstudiums nicht einverstanden 
waren. 
 
Hall: 
Aus welchen Gründen mussten Studenten oder Dozenten die ABF verlassen, und wer 
entschied hierüber? 
 
Brauer: 
Alles, was Abgänge betraf, wurde nur innerhalb der ABF entschieden. Abgänge aus 
disziplinarischen Gründen gab es nur in ganz wenigen Fällen, in denen der nicht ausreichende 
Studienfleiß und die nicht ausreichende Studiendisziplin als Grund genommen wurden 
anzunehmen, dass derjenige einen ausreichenden Studienerfolg nie erreichen kann. Das 
geschah in aller Regel auch in Übereinstimmung mit der jeweiligen Studentengruppe. Die 
Initiative kam sogar meist aus den Gruppen selbst. Falls es Beschwerden aus der 
Arbeitsgruppe gab, wurden diese von der Fakultätsleitung sehr ernst genommen. Man konnte 
schließlich davon ausgehen, dass sich die Gruppen auch ernsthaft um jeden bemüht haben. Es 
gab auch einen Gruppendozenten, sozusagen der Klassenlehrer, der sehr eng mit der FDJ-
Leitung der Gruppe zusammenarbeitete. Er musste gegenüber der Direktion über die 
Entscheidung, einen Studenten aus disziplinarischen Gründen zu entlassen, die Begründungen 
vorbringen. Also der Gruppendozent musste nachweisen, dass man wirklich alles versucht 
hatte, um einen Studienerfolg zu erreichen. Wir hatten ja auch kein Interesse daran, wegen zu 
geringer Studienerfolge in den Berichten des Staatssekretariats aufgeführt zu werden. Zu 
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geringe Studienerfolge waren immer ein Kritikpunkt aus Berichten des Staatssekretariats und 
anderer Institutionen. 
 
Hall: 
Gab es auch Exmatrikulationen, die nicht fachlich begründet waren? 
 
Brauer: 
Der auffälligste Grund war mangelnder Studienfleiß, mangelnde Studiendisziplin. Es gab 
auch charakterliche Gründe und in einzelnen Fällen waren es einfach auch ganz andere 
Interessen. Vor allen Dingen waren es Studenten bei denen die Lust und die Motivation zum 
Studium einfach nicht ausreichte. Die hat es gegeben. Die hätten sicherlich auch bei einem 
späteren Fachstudium kaum Erfolg gehabt. 
 
Hall: 
Aber es ging ja nicht nur um fachliche Dinge, die eine Exmatrikulation rechtfertigten. Es gab 
schließlich Studenten, die fachlich sehr gut standen aber die falschen politischen Ansichten 
vertraten. Wie wurde damit an der ABF umgegangen? 
 
Brauer: 
Ich habe versucht zu dieser Frage Informationen zusammen zu suchen. Aber dass wir 
Studenten wegen falscher politischer Auffassungen exmatrikuliert hätten, ist mir nicht 
bekannt. Ich kann mich einfach nicht entsinnen. Es mag sein, dass andere Gesprächspartner 
das noch besser wissen. 
 
Hall: 
Wie wurde mit kirchlich gebundenen Studenten (Stichwort: „Junge Gemeinde“) verfahren? 
 
Brauer: 
Da müssten mir konkrete Fälle vorliegen. Das wurde in den einzelnen Gruppen sehr 
unterschiedlich gehandhabt. Zum Beispiel die G-Gruppen, die waren natürlich in den 
politischen Ansprüchen in ihren Gruppen viel auffälliger und stärker als die allermeisten M- 
oder N-Gruppen. Jemand, der der Jungen Gemeinde angehörte, war in einer G-Gruppe gar 
nicht vorstellbar. Das hätten die untereinander nicht geduldet. Ich kann nicht sagen, wie es in 
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den M- und N-Gruppen war und ob es da in Rostock ernsthafte Auseinandersetzungen gab. 
Erich Hass wird Ihnen hierzu mehr sagen können.  
Mir ist wesentlich besser die Auseinandersetzung mit einem Dozenten in Erinnerung – 
Eberhardt Lehmann, Mathematikdozent. Der gehörte einer kirchlichen Gemeinschaft an und 
das passte seiner Fachgruppe überhaupt nicht. Er war ein ganz hervorragender Fachmann und 
unterrichtsmethodisch sehr erfolgreich. Er hatte dann später an der Universität gearbeitet und 
hat Mathematikunterricht u. a. an der Betriebswirtschaftlichen Fakultät erteilt. Auf jeden Fall 
gab es an der Universität die Meinung: „Wo Lehmann hinkommt, da funktioniert der 
Mathematikunterricht.“ Er war erfolgreich. Seine weltanschaulichen Vorstellungen liefen dem 
Muster der ABF total zuwider und dort eckte er immer wieder an. Auf jeden Fall gab es aus 
der Fachgruppe heraus die Forderung: „Er muss weg!“ Dann habe ich die sehr schwierige 
Aufgabe übernommen, den Eberhardt Lehmann irgendwo anders unterzubringen. Ich bin mit 
ihm übers Land gefahren und habe versucht, ihn an verschiedenen Einrichtungen 
unterzubringen. Das ist nicht gelungen. Er ist dann, wenn ich nicht irre, in der 
Bezirksakademie des Bauwesens gelandet. Dort hat er zunächst Mathematik unterrichtet, ist 
dann aber später wieder an die Universität gekommen. Er war einer dieser Fälle an der ABF, 
die ihrer weltanschaulichen Auffassung zum Opfer gefallen sind. 
 
Hall: 
Wie groß war der Einfluss der SED-Fakultätsgruppe auf die ABF? 
 
Brauer: 
Der Einfluss war sehr stark. Das hing auch sehr deutlich davon ab, mit welcher 
Ernsthaftigkeit der jeweilige Sekretär dieses Amt betrieb, von dessen Autorität. Da ist zum 
Beispiel Erich Hass gewesen, der als Parteisekretär diese Aufgabe sehr ernst nahm, der 
allerdings den Vorzug hatte, dass er ein überaus menschlicher Kollege war, mit sehr viel 
Geduld und Verständnis für die Probleme der einzelnen Kollegen und vor allem der 
Studenten. Erich Hass genoss und genießt noch unter den Studenten und Absolventen ein 
ganz hohes Vertrauen und viel Respekt. Bei ihm war der Einsatz für die Sache dieser Partei 
von einer sehr tiefen intellektuellen und emotionalen Überzeugung getragen. Er machte das 
mit einem hohen Maß an Menschlichkeit. Dieser Einsatz war bei anderen Parteisekretären 
nicht ganz so vergleichbar. Natürlich wurden alle wesentlichen Entscheidungen, die die ABF 
betrafen, zunächst in der Parteileitung besprochen, durch sie bestätigt und erst dann 
ausgeführt.  
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Die UPL kümmerte sich wenig um die ABF. Als Karl Grieß Sekretär der 
Universitätsparteileitung war, kam er ganz gern mal an die ABF, um sich mal unter Leuten 
auszusprechen, die ihm nicht immer gleich mit den allerhöchsten akademischen Ansprüchen 
kamen. Karl Grieß war auch ein sehr kluger und in vieler Hinsicht anerkannter Mann. 
 
Hall: 
Gab es Maßnahmen, die von der SED-Fakultätsgruppe beschlossen wurden, aber nicht von 
der Fakultätsleitung umgesetzt wurden? 
 
Brauer: 
Ich kann mich nicht erinnern, dass das vorgekommen ist. Sie dürfen sich das aber nicht so 
vorstellen, dass dort die Parteileitung existierte, die nun immer misstrauisch und wachsam die 
staatliche Leitung beobachtete. Das war bei dieser relativ kleinen Anzahl von Menschen, die 
da arbeiteten, eigentlich ein kameradschaftliches Verhältnis. 
 
Hall: 
Wie wurden sozialistische Inhalte in den Fachunterricht eingebunden? 
 
Brauer: 
Die Durchdringung des gesamten Fachunterrichts mit dem Marxismus-Leninismus war von 
vornherein ein dominierendes und weit übergeordnetes Prinzip. Sie werden das am 
deutlichsten an manchen dieser Lehrpläne spüren. Da fordern mindestens die Vorspanne ganz 
deutlich eine solche Orientierung. Das war in den einzelnen Fächern unterschiedlich stark 
gefordert. Wenn ich aber zum Beispiel die Lehrpläne für den Literaturunterricht nehme: 
Wenn es möglich war, eine Äußerung von Friedrich Engels zu irgendeinem Schriftsteller oder 
einer literarischen Periode heranzuziehen, dann geschah das. Das hielt man für marxistische 
Durchdringung des Unterrichts.  
Im Grunde genommen haben wir das sehr viel später als vulgärsoziologischen Schematismus 
bezeichnet. Es war ja nun vom tatsächlichen wissenschaftlichen Theoriegehalt der 
marxistischen Lehre meilenweit entfernt. Zwischen der Beherrschung dieser Lehre durch 
genaues Studium und dem was man dafür hielt, gab es bei den einzelnen Dozenten auch sehr 
große Lücken. Da war vieles oberflächlich und vulgär. Die Forderungen an Unterrichtsfächer, 
bei denen der Marxismus nicht direkt auf der Hand lag, waren oft äußerlich und vielfach an 
den Haaren herbeigezogen. Man sollte in den naturwissenschaftlichen Fächern in aller erster 
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Linie dafür sorgen, dass die materialistische Betrachtung der Welt und all ihrer Erscheinungen 
anerkannt und bewiesen wurde. Darin lag der eigentliche weltanschauliche Anspruch an alle 
Unterrichtsfächer. Das was als politischer Anspruch bezeichnet wurde, waren eher Bezüge 
zum gegenwärtigen politischen Geschehen. Für die gab es ganz unterschiedliche 
Realisierungsweisen. Oftmals wurde nur ganz formalistisch an irgendeinen Unterrichtsstoff, 
wie wir dann sagten, das rote Schwänzchen angehängt. Das war häufig sehr 
unwissenschaftlich, konstruiert und aufgesetzt. Das wurde auch zunehmend als Formalismus 
bekämpft.  
Aus dem Jahre 1955 gab es zum Beispiel Schlussfolgerungen der Abteilung ABF des 
Staatssekretariats zu Ergebnissen der 25. Tagung des Zentralkomitees (aus solchen Tagungen 
wurden schon immer Schlussfolgerungen abgeleitet): Verbesserungen der Erziehungsarbeit an 
der ABF, Überwindung der Abstraktheit des Unterrichts in Gesellschaftswissenschaft und 
Geschichte, starke Betonung der ästhetischen und emotionalen Erziehung, Beseitigung der 
Überintellektualisierung. Das sind zwar – wenn man es oberflächlich liest – Winzigkeiten, 
aber wenn man sich in der Materie befand, verlangten diese Formulierungen sehr viel 
Aufmerksamkeit. Da waren also diese Erscheinungen des Formalismus, der äußerlichen 
Politisierung und Aktualisierung dermaßen unangenehm aufgefallen, dass man etwas dagegen 
unternehmen musste.  
 
Hall: 
Wie verlief der Tagesablauf an der ABF? 
 
Brauer: 
Der Montag begann mit einem Appell. Da trat die ganze Fakultät an und es wurde eine Fahne 
hochgezogen. Eine Gruppe machte ein kleines kulturelles Programm und es gab eine kurze 
Ansprache. Das begann immer eine viertel Stunde vor Unterrichtsbeginn in der Regel am 
Montag. Dann begann der Unterricht gegen sieben oder acht Uhr. Es waren in der Regel am 
Vormittag sechs Unterrichtsstunden und am Sonnabend fünf. Es ging ja gar nicht anders bei 
den Stundentafeln. Die zweijährigen Gruppen hatten bis zu vierzig Unterrichtsstunden in der 
Woche. Dann gingen die Studenten in die Mensa. Die war ja in Rostock glücklicherweise in 
dem Wohnheim im Keller und war sehr beliebt. Am Nachmittag gab es Selbststudium, 
Diskussionsgruppen, Chor oder Sport. Wir hatten zum Beispiel immer ein sehr eifriges 
Fußballleben. Die Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten machten unter sich Wettbewerbe und wir 
haben mehrfach mit der Mannschaft der Freiberger ABF im Endspiel gestanden und 
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regelmäßig verloren. Wir hatten einen leistungsfähigen Chor, der viele gute Sachen gemacht 
hat. Zeitweilig gab es Theatergruppen und Kabarettgruppen.  
Es klingt immer so, als wäre da alles furchtbar bierernst gewesen. Die Studenten hatten ein 
hervorragendes Talent zu einem sehr fröhlichen Leben. In dem Wohnheim ging es überaus 
fröhlich zu aber niemals chaotisch. Dafür sorgte schon der sehr strenge Heimleiter, Gernot 
Pflugk – Spitzname: Marinelli. Aber am Ende war er doch mit der Mehrheit der Studenten 
vertraut und in guten Verhältnissen – galt jedoch auch als ein sehr strenger Aufpasser. Die 
Gruppen hatten unter sich einen lustigen und lebendigen Betrieb. Ganz auffallend, und das 
werden Sie auch in vielen Dokumentationen finden, dass spielt ja auch bei Kant eine große 
Rolle, waren diese langen nächtlichen Debatten über Gott und die liebe Welt.  
Ganz berühmt war der Rostocker Studentenfasching – der ABF-Fasching. Der war von der 
FDJ-Leitung mit der Direktion abgesprochen. Bei uns war nur eins völlig klar: Der Abgang 
von der ABF zum Wohnheim geschieht so, dass niemand Anstoß daran nehmen kann, dass 
auf der Straße unangenehm gelärmt wird und ab Montag früh ist Unterricht. Sonnabend früh 
verabschiedeten sich die meisten Dozenten von ihrer Familie, denn an diesem Tag wurden sie 
verhaftet, in das Wohnheim abgeführt, in den Karzer gesteckt und konnten sich dann 
freikaufen. Dann war ein wunderbares buntes Leben bis in die Montagvormittagsstunden. Bei 
manchem hielten die Folgen bis in die letzten Unterrichtsstunden an dem Tag an. Das bloß als 
ein Charakteristikum. 
Dann haben wir ein paar Jahre lang, die ABF hieß ja Ernst Thälmann, den Geburtstag Ernst 
Thälmanns als Tag der Fakultät begangen. Da war in der Regel ein großes Sportfest und wir 
wollten auch manchmal auffallen. So wurde mit dem Stabsmusikkorps der Volksmarine, es 
hatte lange gedauert bis das genehmigt wurde, ein Umzug der ABF zu den Sportplätzen 
veranstaltet und vorne weg das Stabsmusikkorps. Man wollte mal auffallen. Solche Sachen 
hat es immer mal gegeben. Oder es gab auch vielfältige Kontakte zur Neptun Werft oder zu 
Landwirtschaftsbetrieben. Der Volkseigene Betrieb Bandelsdorf spendierte ein paar Jahre 
lang Anfang Dezember der ABF ein dickes Schwein. Dann war großes Schweineschlachten. 
Die hatten ja auch was von uns – die Ernteeinsätze – und zwar von Leuten, die auch etwas 
davon verstanden, denen man nicht sagen musste, wie man das und jenes macht, sondern die 
noch mächtig nachhalfen. Also diese Verbindungen zur gesellschaftlichen Umwelt waren sehr 
natürlich und wiederum auch durch Initiativen von Studenten getragen.  
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Hall: 
Aber es ging ja auch recht militärisch an der ABF und im Wohnheim zu. Es gab 
Morgenappelle, bestimmte Zeiten, in denen die Studenten das Wohnheim nicht verlassen 
durften und in ihren Betten zu liegen hatten. Das wurde durch eine studentische 
Wachmannschaft auch kontrolliert. Wie empfanden Sie das, als Teil einer Generation, die den 
Zweiten Weltkrieg überlebt hat und sich doch dem Pazifismus verschrieben hatte? 
 
Brauer: 
Einerseits war es merkwürdig. Normalerweise haben diejenigen, die nach dem Krieg diesen 
Höllensturz erlebten, geschworen nie wieder eine Waffe anzufassen. Das war dann auch noch 
mal eine ganz, ganz schwere Entscheidung für viele, als die KVP gegründet wurde. Dass 
dieser quasi militärische Ablauf auch im Studentenwohnheim stattfand, empfanden wir als 
eine der Bedingungen dafür, dass die jungen Leute unter den zeitlich eingeschränkten 
Möglichkeiten Studienerfolge erreichen konnten. Wir fühlten uns ja prinzipiell mit der 
Immatrikulation dafür verantwortlich, möglichst jeden zum Abitur zu bringen. Wenn das in 
drei Jahren geschehen sollte – gerade für junge Leute, die aus diesen ganz zurückgebliebenen 
Verhältnissen auf dem Lande kamen – dann war das schon eine sehr hohe Anforderung. In 
drei Jahren sollte schließlich das geschafft werden, was ansonsten in einem normalen 
gymnasialen Ablauf erreicht wurde. Das war eine sehr große Herausforderung. Dafür musste 
man Bedingungen schaffen und gar nicht erst zulassen, dass so ein wunderbarer 
Studentengammel entsteht. Das gehörte zu den ersten Voraussetzungen. Unter diesen 
Bedingungen mussten sie das hinnehmen. Die Unterbringung im Internat war eine sehr 
förderliche Bedingung. Davon abgesehen, hätte es in Rostock auch nicht die Möglichkeiten 
gegeben in einem Jahrgang plötzlich 200 Studenten privat unterzubringen. Dafür waren in 
Rostock die Verhältnisse nicht vorhanden. Ich habe auch nie von Studenten gehört, dass sie 
gegen die Bedingungen im Wohnheim aufbegehrten. 
 
Hall: 
Welche Rolle spielten die Massenorganisation FDJ, FDGB etc. an der ABF? 
 
Brauer: 
Der FDGB spielte während des Studiums überhaupt keine Rolle, die FDJ dagegen schon. Die 
Seminargruppe war immer identisch mit einer FDJ-Gruppe. Die hatten einen FDJ-Sekretär. 
Ganz große Erfahrung in der FDJ-Arbeit hatte zum Beispiel Heinz Koch. So ganz war die 
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FDJ-Arbeit nicht mein „Bier“. Man hat zwar mit den FDJ-Sekretären geredet aber was die 
unter sich machten, war großenteils auch ihre Sache. 
 
Hall: 
War die ABF eine angesehene und beliebte Bildungseinrichtung oder wurden andere 
Bildungswege (Fachschulen, Sonderreifeprüfungen) bevorzugt? 
 
Brauer: 
Die Fachschulen kamen erst in den späteren Jahren stärker zur Geltung und 
Sonderreifeprüfungen waren sehr seltene Möglichkeiten, zu einem Hochschulstudium zu 
kommen. Diejenigen, die eine Sonderreifeprüfung bestanden, mussten schon wirklich etwas 
auf dem Kasten haben. Das war eine von der Zahl her zu vernachlässigende Größe. Die 
Übergänge zu Fachschulen wurden dann zunehmend beliebt, vor allem aus den 
Industriebetrieben aber auch im Zuge der genossenschaftlichen Entwicklung der 
Landwirtschaft. In den ersten Jahren als die Genossenschaften noch die Ausnahme waren, 
spielten die Fachschulen für diese Leute keine große Rolle.  
Im Ganzen hatten die ABF einen guten Ruf, in einer ganz breiten Streuung muss man 
allerdings auch sagen. Ich habe eine Zeit lang Briefanschriften, die die ABF vom Lande 
erreichten, gesammelt. Dort hieß es beispielsweise: „An die Faktualität für zurückgebliebene 
Bauern …“. Das war ernst gemeint. Was die Leute sich teilweise unter der ABF vorstellten, 
das war kurios und abstrus. Ich denke aber in der Reichweite, in der die Fakultät bekannt war, 
war ihr Ruf eigentlich recht gut. Dazu sind die Studenten im Ganzen auch viel zu sympathisch 
aufgetreten und bekannt gewesen, als dass man da nun pejorative oder abfällige Meinungen 
gehört hätte. 
 
Hall: 
Wie ist der Mauerbau 1961 innerhalb der Studentenschaft, aber auch von den Dozenten, 
wahrgenommen worden? 
 
Brauer: 
Also zunächst herrschte eine, wie wahrscheinlich für die meisten DDR-Bürger, ganz große 
Überraschung, dass so etwas passieren konnte. Mein persönlicher Eindruck: Ich fand es 
unangenehm und lästig, dass man mitten durch eine Stadt eine Mauer zieht. Beim zweiten und 
dritten Überlegen, als dann die Argumentationen kamen – die wurden vor allem über die 
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Parteiorganisationen ausführlich und stark verbreitet – muss ich allerdings auch sagen mit 
einer gewissen Erleichterung. Zumal dann auch sehr bald zu spüren war, dass sich nach dem 
Mauerbau die Verhältnisse in der DDR verbesserten. Das ganze Leben wurde ruhiger. Es war 
nicht mehr diese Anspannung und diese Hektik da, mit der ständigen Überraschung der 
Republikfluchten. Man war ja vorher nicht gewiss, wer am nächsten Tag noch da ist. Das fiel 
weg und es setzte eine Art „Entspannung“ ein. Außerdem wurden auch die ökonomischen 
Verhältnisse besser. Ökonomisch war die Situation, vor allem durch die Lage Berlins, abstrus. 
Ein berühmter sowjetischer Nobelpreisträger hat mal gesagt: „Ich habe das perpetuum mobile 
erlebt.“ Er meinte damit die Art und Weise, wie man in Berlin Geld verdienen konnte, ohne 
etwas zu tun, indem man einfach hier kaufte, dort verkaufte usw. Das war ökonomisch unter 
keinen Umständen zu halten. Da hätte man das ganze Staatswesen aufgeben müssen. 
Intellektuell und rational konnte man den Mauerbau schon begreifen – dass eine solche 
abstruse Maßnahme nötig war.  
 
Hall: 
Wurde darüber nicht an der ABF diskutiert? 
 
Brauer: 
Natürlich wurde kräftig diskutiert, bis hin zu der Überzeugung: Schön ist es zwar nicht aber 
es blieb eben nichts anderes übrig – bei Strafe der Existenz. Das wurde auch an der ABF 
akzeptiert. Ohnehin hatten wir zu dieser Zeit von der Fakultät aus keine Westkontakte in 
nennenswerten Größenordnungen. Das mag in den ersten Jahren anders gewesen sein, als 
auch die direkten Kontakte viel leichter möglich waren. Wir hatten ja auch in den ersten 
Jahren eine ganze Reihe von Studenten, die aus dem Westen kamen. Zu Beginn meiner Zeit in 
Rostock hat das aber keine Rolle mehr gespielt. 
 
Hall: 
Wurde an der ABF Rostock bis zur Schließung das Vollabitur angeboten oder fand eine 
Ausrichtung auf ein- bis zweijährige Fachabiturkurse statt? 
 
Brauer: 
Wir hatten das volle dreijährige und dann das zweijährige Abitur. Zum Teil hatten wir Leute, 
die bereits zehn Klassen besucht hatten und nun noch das Abitur brauchten. Die haben das 
auch ganz gut in den zwei Jahren geschafft. Die mit den besten Volksschulzeugnissen, die 
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wurden sehr sorgfältig ausgewählt, durften auch die verkürzten Kurse besuchen. In der Regel 
waren die zweijährigen Kurse auch die leistungsstärkeren. Wir hatten je nach Sonderaktionen 
einjährige Kurse. Zum Beispiel die einjährige Vorbereitung auf den Lehrerberuf. Das waren 
allerdings dann Leute, die den Mittelschulabschluss besaßen und längere Berufserfahrung 
nachweisen konnten. Die brauchte man vor allen Dingen für den Übergang zu den 
polytechnischen Bildungsformen. 
 
Hall: 
Haben Sie Informationen, welche Studiengänge von den Absolventen bevorzugt wurden und 
welche Berufslaufbahn sie einschlugen? Das Ziel der ABF war ja mit dem Abitur noch nicht 
erreicht. Es sollte schließlich eine neue Intelligenz aus Arbeiter- und Bauernkindern 
entstehen. 
 
Brauer: 
Nach der allgemeinen Definition sollten wir der „klassenbewusste“ Kern der Studentenschaft 
sein. Das ist eine Zielformulierung gewesen, die sich sehr unterschiedlich realisiert hat. 
Sicherlich sind dann beim Fachstudium einige ABF-Absolventen besonders aktiv 
hervorgetreten. Gelungen ist ihnen dies aber immer nur, wenn sie die entsprechenden 
fachlichen Qualitäten hatten. Ansonsten ist auch in späteren Zeiten nicht selten der Anspruch 
einer politischen Aktivität „in die Hose gegangen“, wenn sie fachlich nichts konnten oder zu 
viel zu tun hatten. Ich bin der Überzeugung, dass die Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten dazu 
beigetragen haben eine neue Bildungselite zu schaffen, weil wirklich aus ihren Reihen Leute 
hervorgekommen sind, die im wissenschaftlichen Leben der DDR eine ganze Menge Gutes 
getan haben – auf allen Gebieten.  
Vermutlich werden die meisten Absolventen Studienrichtungen gewählt haben, die irgendwie 
in der Richtung ihrer ehemaligen Berufsausbildung lagen. Wie groß der Prozentsatz war, kann 
ich nicht sagen. Ich weiß nicht, ob dazu überhaupt zentrale Zahlen vorliegen. Eine gewisse 
Regulierung war ja schon durch die drei Zweige, die wir an der ABF führten, gegeben. Das 
war ein entscheidender Unterschied zu den Erweiterten Oberschulen. Wir haben von 
vornherein den gesellschaftswissenschaftlichen Zweig (die G-Gruppen), den 
landwirtschaftlich-medizinischen (die M-Gruppen) und den naturwissenschaftlich-
technischen (die N-Gruppen) gehabt. Später wurde noch weiter differenziert. Es gab an der 
Technischen Universität Dresden Gruppen, die sich ausdrücklich auf technische 
Studienrichtungen vorbereiteten. An der Leipziger ABF gab es ziemlich spät noch einen 
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Zweig für eine besondere sprachliche Ausbildung. Also diese frühzeitige Orientierung auf 
bestimmte Studienrichtungen war schon aufgrund dieser Einteilung gegeben. Diese 
Differenzierungen wurden noch durch die unterschiedliche Gestaltung der Studienpläne 
unterstützt.  
Dass es nun bestimmte bevorzugte Studienrichtungen gab, konnte ich nicht feststellen. Eine 
Ausnahme bildeten die Förster. Hier kamen relativ viele aus der Forst. Die waren nun mit 
ihrem Beruf so verbunden, dass sie fast alle auch den Wunsch hatten Forstwissenschaft zu 
studieren. Allerdings war die Anzahl der forstwissenschaftlichen Studienplätze begrenzt. Wir 
haben eine Zeit lang unter den Interessenten für das Forststudium ein regelrechtes Konklave 
gemacht. Wir haben sie in einen Seminarraum „gesperrt“ und gesagt: „Die zwei oder drei 
Studienplätze, die es gibt, die macht unter euch aus!“ Dann kam die Hälfte heulend raus. Das 
ist tatsächlich so gelaufen. Aber die Studienplätze waren nun einmal begrenzt und es hätte 
keinen Zweck gehabt, ein halbes Dutzend Leute nach Tarant zu schicken und die wären dann 
arbeitslos geworden. Das ging ja leider nicht.  
Es gab auch ganz große Ausnahmen, zum Beispiel, dass der Schiffbauer aus Wismar Dozent 
für Germanistik wurde. Der sagte mir eines Tages: „Jetzt wo ich Dozent bin, habe ich 
ungefähr wieder das Gehalt, das ich als Schiffbauer hatte.“ Dazwischen lagen 20 Jahre.  
 
Hall: 
Sind Sie der Meinung, dass durch die ABF Rostock Bildungschancen gerechter verteilt 
wurden und dass sie Ihren politischen Ansprüchen entsprach, d. h. entsprechende Kader 
heranbildete? 
 
Brauer: 
Also was die soziale Zielstellung angeht – diese Frage stelle ich auf den Absolvententreffen 
fast immer – sind diejenigen, die heute noch zu diesen Treffen kommen, fast einhellig der 
Meinung, dass die Einrichtung gerade in dieser norddeutschen Region tüchtig geholfen hat. 
Zweifellos war dies nicht umwälzend oder so, als ob ein breiter und durchgängiger Schwupp 
in der Veränderung der sozialen Situation bei den Bildungschancen gegeben war. Aber doch 
so, dass eben für einen nennenswerten Teil junger Leute die Chancen erreicht wurden, die sie 
unter anderen Bedingungen keinesfalls erreicht hätten. Durch die Existenz des Arbeiter- und 
Bauernstudiums ist erst überhaupt der Gedanke aufgekommen: „Man kann auch anders. Du 
bist nicht gezwungen in deinem überkommenen sozialen Status zu verharren.“ Die Diskussion 
über andere Bildungswege durch ganz andere Bildungsschichten, die natürlich auch politisch 
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unterstützt wurde, ist ganz zweifellos durch die Existenz der Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten 
gefördert worden. 
Die Erfüllung des gesellschaftspolitischen Auftrages ist äußerst unterschiedlich zu beurteilen. 
In aller erster Linie war dieser Erfolg punktuell gegeben, dort wo Leute die ABF erfolgreich 
abgeschlossen hatten und im Fachstudium Erfolg hatten. Wenn die in einflussreiche 
Positionen kamen, dann ist der Gedanke der politisch mit der ABF verbunden war 
überzeugend und breit genug zur Geltung gekommen. Da könnte man viele Beispiele nennen. 
Das waren aber Punkte und keine Front – kein durchgreifendes Ergebnis. Ich meine, die 
Zielstellung, die die SED mit der ABF verfolgte, wurde eher punktuell erreicht. 
 
Hall: 
Nachdem Sie die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät in Rostock geleitet hatten, wurden sie später 
Rektor der Universität. Inwieweit haben ABF-Absolventen die alten, traditionell bürgerlichen 
Strukturen an der Universität Rostock beeinflusst? 
 
Brauer: 
Da waren Ereignisse wie die Dritte Hochschulreform viel mächtiger. Die griff nicht auf 
irgendeine Gruppe von ehemaligen Absolventen zurück. Sie wurde von denen, die 
institutionell das Sagen hatten, eingeführt und durchgesetzt. Aber da waren sicherlich einige 
ABF´ler, die sich dem umwälzenden Gedanken der Dritten Hochschulreform sehr gern zur 
Verfügung stellten und die dafür mehr Verständnis hatten. Wenn ich nun in Rostock die Leute 
hernehme, die in der Dritten Hochschulreform die Hauptinitiativen innehatten, da wurde nicht 
danach gefragt, welchen Bildungsweg derjenige gegangen war, sondern welche Aufgaben er 
zurzeit erfüllte und was er in seiner Funktion zu tun hatte. In den einzelnen Fakultäten, 
späteren Sektionen, kann es schon sein, dass Einzelne diese Bewegung der Dritten 
Hochschulreform schneller und überzeugter vorangebracht haben, die ABF-Vergangenheit 
hatten.  
Diejenigen ABF-Absolventen, die ein Studium aufnahmen, haben sich auf jeden Fall bewährt. 
Die große Masse der Absolventen sind ja Lehrer, Ärzte, Landwirte, Betriebswirte, Schiffbauer 
usw. geworden. Die haben in ihren Berufen eine ordentliche Arbeit geleistet. Die allermeisten 
von denen sicherlich mit der Überzeugung, dass sie ihre Arbeit für den Staat DDR leisten. Der 
hat sie herausgeholt, der hat sie gefördert, dem haben sie etwas zu verdanken und dieser 
Überzeugung sind sie treu geblieben. Das halte ich für etwas ganz Natürliches. Die geringere 
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Zahl ist ja wirklich an der Universität geblieben oder ist in andere staatliche Leitungsaufgaben 
gekommen. 
 
Hall: 
Mit meiner Frage ziele ich auch eher darauf ab, ob durch die ehemaligen ABF´ler während 
ihres Studiums die Zusammensetzung der Studentenschaft verändert wurde. Man sprach in 
diesem Zusammenhang auch von der Schaffung einer „sozialistischen Hochschule“. Dieses 
Ziel sollte ja u. a. durch die ABF erreicht werden. 
 
Brauer: 
Natürlich sind in dem Maße, wie ABF-Studenten den einzelnen Fachrichtungen zuflossen, 
Veränderungen im sozialen Status selbstverständlich vorhanden gewesen. 
 
Hall: 
Haben die Studenten auch ihre ursprünglich an der ABF eingeprobte Rolle als 
„klassenbewusster“ Kern zu fungieren verlassen und sind dem Einfluss der anderen 
Studierenden erlegen? 
 
Brauer: 
Das wird bei jedem Einzelnen ganz unterschiedlich gewesen sein. Ich habe zum Beispiel als 
Prorektor für Erziehung und Ausbildung mit Zustimmung der FDJ-Hochschulgruppenleitung 
FDJ-Gruppensekretäre eingeladen, die richtige Arbeiter- und Bauernkinder waren. Die hatten 
nicht nur die ABF besucht, sondern kamen insgesamt aus Arbeiter- und Bauernfamilien. Ich 
habe sie gefragt, wie sie ihre Rolle als Arbeiter- und Bauernkinder in ihrem Studium 
verwirklichen würden, ob sie etwas Besonderes machen und wie der Umgang mit den anderen 
FDJ-Sekretären ist. Da gab es einhellig die Meinung: „Wo die herkommen, ist mir völlig 
Wurst. Die Hauptsache ist, dass ist ein guter Kumpel, ich kann mit dem etwas anfangen, der 
unterstützt mich und wir haben gemeinsame Ziele und Interessen.“ Das war die dominierende 
Meinung bei den FDJ-Sekretären. Das wird bei den einzelnen Absolventen der ABF nicht 
anders gewesen sein.  
Da ist zum Beispiel ein ABF-Student, ein überzeugter Genosse, Arzt geworden. Der hat 
natürlich das Klima in seiner Klinik anders beeinflusst, als einer, der den Schwanz eingezogen 
hat und sich an die bürgerlichen Verhältnisse angepasst hat. Aber das ist individuell sehr 
unterschiedlich gewesen. 
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Ich glaube, man muss allein die Tatsache, dass in der DDR dieses Problem der 
Bildungsgerechtigkeit und Bildungsgleichheit angepackt wurde, würdigen. Man hat nicht bloß 
darüber geredet, sondern man hat es angepackt. Und man hat solchen Leuten, die dazu 
gehörten, eine Chance gegeben. Man hat das mit bestimmten Zielen formuliert und versehen. 
Und wie das eben mit Zielen so ist. Man zielt in den dritten Stock und ist froh, wenn man in 
den ersten trifft. Die Ziele waren immer hoch gesteckt. Wenn Sie die Einschätzungen über die 
Orientierungen für jedes Studienjahr lesen, dann wird sich immer Unzufriedenheit mit dem 
Erreichten zeigen. Das beginnt mit den Erfolgsquoten (wenn diese berühmten 61 Prozent 
genannt werden) und das setzt sich bei den Meinungen über das erreichte politische 
Bewusstsein der ABF-Studenten fort. Ich habe ständig die Meinung vertreten – auch aus der 
Erkenntnis von damaligen Gesprächen mit Absolventen – , wer während des Fachstudiums 
ernste Probleme hatte, der konnte politisch nicht sonderlich aktiv werden.  
Dass man in der öffentlichen Meinung den Gedanken des Arbeiter- und Bauernstudiums zur 
Geltung gebracht hat, das muss man schon als einen Erfolg sehen – bedenkt man noch die 
kurze Zeit dieser Einflussmöglichkeiten.  
 
Hall: 
Fanden Sie es gerechtfertigt, dass die ABF 1963 geschlossen wurde?  
 
Brauer: 
Die offizielle Begründung war ja, dass die Oberschulen diese Aufgabe übernommen haben. 
Schon in den Jahren 1961/62, teilweise auch schon 1960, ist in den Materialien zur ABF die 
Rede davon, dass mittlerweile andere Möglichkeiten herangewachsen sind, den Zugang von 
Arbeiter- und Bauernkindern über andere Bildungswege (wie die etablierte allgemeinbildende 
polytechnische Oberschule) zu Stande zu bringen und dass sich damit die Aufgaben der ABF 
einschränken. Das wurde schon Jahre zuvor formuliert. Man musste nun nicht unbedingt wie 
vom Blitz aus heiterem Himmel getroffen sein. Allerdings kam es für die meisten Dozenten 
doch sehr plötzlich. Die meisten dachten, das sei ihr Lebensberuf an der ABF. Anfang der 
sechziger Jahre haben Einzelne ganz andere Wege gewählt und haben rechtzeitig die Kurve 
gekriegt. Zum Beispiel Volker Hildebrand, der ist 1961 an das Anglistische Institut gegangen 
– andere auch. Aber das Gros der Dozenten war der Meinung: „Das ist unser Lebensberuf.“ 
Sie waren tatsächlich überrascht. Die offizielle Begründung für die Schließung der ABF 
lautete dann: „Sie haben ihre Aufgabe erfüllt und inzwischen sind andere Wege der 
 306 
Heranbildung von jungen Leuten, auch aus Arbeiter- und Bauernkreisen, entwickelt worden, 
die die gesellschaftlichen Erfordernisse erfüllen können.“  
Nun muss man eben auch sehen, dass die Studentenschaft nicht mehr diesem Typ des „alten“ 
ABF-Studenten entsprach. Die meisten hatten dann schon die Zehnklassenschule besucht. 
Diejenigen, die Berufserfahrung hatten, konnten gerade so die erforderlichen zwei Jahre aus 
der Berufsausbildung zusammenkratzen. Aber was die vorhergehenden Zulassungsrichtlinien 
besonders hervorhoben, wie die bevorzugte Zulassung von Aktivisten, spielte überhaupt keine 
Rolle mehr. Dazu hatten diese letzten Jahrgänge auch gar keine Chance. Hierzu waren sie viel 
zu jung und eben nur in Ausbildungsverhältnissen betroffen. Man kann schon sagen, und der 
Ausdruck fiel auch damals, es fand in der letzten Phase eine „Verschulung“ statt. Ich will das 
nicht bewerten. Es war eine andere Art der Bildung. Es war nicht mehr nötig, neben den 
normalen Bildungswegen noch andere aufrechtzuerhalten. 
 
Hall: 
Ist der Zugang zu höherer Bildung mit dem Wegfall der ABF für die tatsächlich angestrebte 
Klientel der Arbeiter- und Bauernkinder wieder eingeengt worden oder bestand dieser 
vielleicht schon während der letzten Jahre der ABF nicht mehr? Real gesehen entsprach doch 
die Einstufung der Tochter eines Parteifunktionärs – der nicht in der Produktion sondern in 
der Verwaltung tätig war – als Arbeiterkind, nicht diesem Kriterium. Trotzdem erfolgte für 
diese Personen eine Bevorzugung, obwohl sie nicht dem Arbeitermilieu entstammten. Ist 
dadurch der Zugang aus den Kreisen, für die diese Einrichtungen ursprünglich geschaffen 
wurden, eingeschränkt worden? 
 
Brauer: 
Also an der Universität war es äußerst schwierig, die angestrebten Anteile an Arbeiter- und 
Bauernkindern zum Studium zu kriegen. Das hatte mehrere Gründe. Erstens war die 
Arbeiterklasse in diesen ländlichen Gegenden der Nordbezirke nicht sehr stark. Und was 
macht man dann mit all denen, die in Angestelltenverhältnissen oder im Handel beschäftigt 
sind. Also, demografisch hat das schon Probleme bereitet. Zweitens: In dem Maße, wie man 
die Rolle der Arbeiterklasse in der DDR propagierte, hat die Arbeiterklasse auch ein ganz 
anderes Selbstbewusstsein erreicht. Ich kannte nicht wenige Arbeiterfamilien, in denen gesagt 
wurde: „Du wirst Schiffbauer. Das ist der Stolz unserer Familie. Was willst du denn besseres 
werden?!“ Ich habe erlebt, dass ein Parteisekretär von der Neptunwerft mit einem Mädel zu 
mir kam, für die Zulassung zum Studium. Die wollte unbedingt studieren aber ihr Vater 
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wollte es unbedingt verhindern. Er hat gesagt: „Wenn du es durchsetzen kannst – dann 
mach´s! Aber meinen Segen hast du nicht!“ Das hat auch eine Rolle gespielt.  
Tatsächlich wurden ja dann für die Statistik in der Zulassungspolitik Kategorien gefunden, die 
es formal ermöglichten, den Anteil von Arbeiter- und Bauernkindern zu erhöhen. Dann waren 
plötzlich Offizierskinder die Kategorie 30 – also deklarierte Arbeiterkinder. Die „Eins“ stand 
für Arbeiter, die „Zwei“ für Bauern und dann wurden noch einige zusätzliche erfunden, um 
die Statistik in Ordnung zu bringen. Ich meine, trotzdem waren die Anteile von echten 
Arbeitern und Bauern bzw. ihren Kindern in der DDR ungleich höher als in der BRD. 
Abgesehen von all diesen Zirkeleien, die da noch gemacht wurden, waren sie ungleich höher. 
Das darf man nie vergessen. Als Initialzündung dafür und als angemessener Beitrag hat die 
ABF ihre Pflicht erfüllt. Das würde ich immer behaupten. 
 
Hall: 
Sie würden sie nicht als „stalinistische Kaderschmiede“ bezeichnen? 
 
Brauer: 
Bei einigen, die raus gekommen sind – natürlich! Gemessen an der Studentenzahl sind im 
Vergleich zu den Oberschülern mehr Spitzenkader herausgekommen. Das kann schon sein. 
Ich weiß nicht, ob das jemals richtig gemessen wurde. Aber für die Rostocker ABF würde ich 
immer sagen: Also die Leute, die tüchtige Lehrer, Ärzte und Hochschulprofessoren geworden 
sind, das war der weitaus größere und erfolgreichere Teil, als die die Sekretär in der 
Bezirksleitung geworden sind. 
 
Hall: 
Was ist nach der Schließung aus den Dozenten geworden? 
 
Brauer: 
Es hat sich an dieser Rostocker ABF nur einer gekümmert – das war ich. Das würde Ihnen 
jeder bestätigen, wenn sie es noch wissen. Ich habe damals dem Rektor einen Brief 
geschrieben, um zu erfahren, was da nun in den nächsten Jahren sein wird. Ich war dann auch 
eine viertel Stunde im Rektorkollegium eingeladen und durfte dort meine Vorstellung, was 
mit den Dozenten wird, präzisieren. Zum Teil sind die Dozenten an der Universität 
untergekommen. Das waren diejenigen, die eine wissenschaftliche Laufbahn wollten und sich 
auch promovieren wollten. Einen weiteren Teil haben wir entsprechend ihrer Erfahrung in der 
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Erwachsenenbildung untergebracht, zum Beispiel in den Bezirksakademien für Weiterbildung 
der Kombinate und Industriezweige. Einige sind an die Volkshochschulen gegangen. Einen 
größeren Teil haben wir an Erweiterten Oberschulen und einen kleineren an Polytechnischen 
Schulen untergebracht. Also untergebracht habe ich sie alle. Sie haben auch alle ordentlich 
Fuß gefasst in den neuen Berufen und tüchtige Arbeit geleistet. 
 
Hall: 
Vielen Dank für das Gespräch. 
 
Transkription des Zeitzeugengespräches vom 02.04.2008 mit Prof. Dr. Manfred Haiduk 
 
Haiduk: 
Ich bin am 27.03.1929 in Breslau geboren. Mein Vater arbeitete als Schneider in einem 
kleinen Betrieb. Meine Mutter war ebenfalls gelernte Schneiderin. Mit meiner neun Jahre 
älteren Stiefschwester und sechs Jahre jüngeren Schwester wohnten wir zu fünft in einer 
Eineinhalbzimmerwohnung mit Außentoilette. Mein Vater verdiente monatlich 250 Mark. 
Den geringen Lohn verbesserte er durch zusätzliche Arbeit – das, was man heute 
Schwarzarbeit nennt. Meine ältere Stiefschwester arbeitete als Haushaltshilfe bei der Familie 
eines Oberbergrates am Randgebiet von Breslau, so dass immer „nur“ vier Personen sich den 
knappen Wohnraum inklusive eines Schneidertisches teilen mussten. Nach dem vierjährigen 
Besuch der Grundschule kam ich auf eine Mittelschule. Durch ein Stipendium von zehn Mark 
monatlich für gute Leistungen gab es für die Familie eine finanzielle Entlastung. Erzogen 
worden bin ich im Sinne des Nationalsozialismus. Meinen Schulbesuch musste ich aufgrund 
der Kriegsereignisse abbrechen. Breslau wurde zur Festung erklärt und ich erhielt im Januar 
1945 eine Einberufung zum Volkssturm. Bei den Kämpfen wurde ich im März schwer 
verwundet und erlebte meinen 16. Geburtstag im Lazarett.  
Im Juli 1945 wurde ich durch den sowjetischen Chefarzt zu meinen Eltern entlassen, die die 
Festungszeit in Breslau überlebt hatten. Im Herbst erfolgte unsere Ausweisung bzw. 
Umsiedlung durch die polnischen Behörden. Es kam zu zahlreichen polnischen Übergriffen 
auf deutsche Familien. Zum Teil kann ich diese Reaktionen verstehen. Oftmals beschützten 
gar sowjetische Truppen die deutsche Bevölkerung. Das ist kaum bekannt. Wir kamen 
zunächst mit dem wenigen Hab und Gut in ein Umsiedlerlager kurz hinter der damaligen 
schlesischen Grenze, heutigen polnischen Grenze bei Luckenwalde. Wenig später ging es 
weiter nach Damshöhe zwischen Fürstenberg/Havel und Neustrelitz. Dort blieben wir einige 
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Monate. Bevor meine Eltern eine Bleibe zur Untermiete in Fürstenberg fanden, waren wir in 
einem Barackenkomplex des ehemaligen KZ Ravensbrück untergebracht. Im Umsiedlerlager 
war ich bei Feld- und Waldarbeiten, soweit das körperlich möglich war, und dann als 
Hilfskraft in der Sanitätsstation des Lagers eingesetzt. Dort habe ich Fleckfieber bekommen. 
Das waren damals Dinge, die sehr schwerwiegend waren. Man lebte für den Tag und war froh 
etwas zu Essen zu haben. Damshöhe liegt in einem großen Waldgebiet. Wir sind dort Pilze 
sammeln gegangen und sie haben auch ohne Butter hervorragend geschmeckt. Im Herbst sind 
wir auf die Felder gegangen, um Kartoffeln zu stoppeln. Das waren Erfolgserlebnisse. Man 
hat das Beste aus der Situation gemacht.  
1946 bekam ich die Möglichkeit, eine Lehre als Verwaltungslehrling im Landratsamt 
Neustrelitz aufzunehmen. 1948 wurde ich dort in den Betriebsrat gewählt. Im gleichen Jahr, 
aber noch vor dem Studienbeginn an der Vorstudienabteilung, trat ich freiwillig und ohne 
verordneten Antifaschismus der SED bei. Im Landratsamt hatte es für Interessenten in der 
Freizeit Kurse einer Jugendkommission der SED, speziell für Parteilose, zum dialektischen 
und historischen Materialismus gegeben. Das waren im Grunde genommen Veranstaltungen 
zur Philosophie, die mich sehr interessierten. Nach der Desillusionierung durch die 
Kriegsereignisse überzeugten mich die Antworten, die dort gegeben wurden. Dabei spielte es 
für mich eine Rolle, dass ich aus einer Mischfamilie kam. Mein Vater war Katholik und 
meine Mutter Protestantin. Wir Kinder waren eigentlich katholisch. Ich bin jedoch nie zur 
Kommunion gegangen, im Gegensatz zu meiner Schwester. Obgleich mein Vater katholisch 
und in seiner Jugend sogar Ministrant war, hielt er von der Kirche nicht viel. Das färbte 
sicherlich auf mich ab. Und die genannten Veranstaltungen hatten ja eine atheistische 
Grundlage – der dialektische Materialismus interessierte mich. Das war die Grundlage für 
meinen Parteibeitritt.  
Wegen guter Leistungen wurde meine Lehrzeit auf zwei Jahre verkürzt und 1948 wurde ich 
an die Vorstudienabteilung der Universität Rostock delegiert. Das lief nicht aufgrund meiner 
eigenen Initiative, sondern wohl aufgrund des Vorschlages durch die Arbeitsstelle und den 
FDGB. Sie haben mich auf eine Bewerbung aufmerksam gemacht und diese unterstützt. Das 
hatte aber mit großartigen Aktivitäten im FDGB wenig zu tun. Ich hatte ohnehin schon 
während meiner Zeit an der Mittelschule den Wunsch, im Anschluss eine Fachschule zu 
besuchen. Insofern kam die Möglichkeit an die Vorstudienabteilung zu gehen, durchaus 
meinen Vorstellungen entgegen.  
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Hall: 
Sie kamen ja aus es sehr einfachen Verhältnissen. Was haben Sie bei ihrer Ankunft an der 
Universität Rostock empfunden? Können Sie das Zulassungsverfahren und den 
Prüfungsablauf erläutern? Welche Rolle spielten der Landesausschuss zur Förderung des 
Arbeiter- und Bauernstudiums bzw. die kommunalen Ausschüsse? 
 
Haiduk: 
Für mich stellte es mit meinen 19 Jahren kein Problem dar, an die Universität nach Rostock 
zu kommen. Da gab es keinerlei Berührungsängste. Ich weiß noch, dass wir eine 
Aufnahmeprüfung in Mathe und in Deutsch schreiben mussten. Ich glaube, es wurden auch 
Geschichtskenntnisse abgefragt und es hat ein Gespräch gegeben. Was in dem Gespräch 
abgefragt wurde, weiß ich allerdings nicht mehr. Auch zur Rolle des Landesausschusses zur 
Förderung des Arbeiter- und Bauernstudiums kann ich nichts sagen. Das waren Institutionen 
von denen die Studenten im Normalfall nichts wussten.  
 
Hall: 
Stimmte das reale Sozialprofil der Vorstudienabteilung und frühen ABF mit dem Charakter 
einer Arbeiterbildungseinrichtung überein, d. h. handelte es sich bei den Studenten 
tatsächlich um Arbeiter- und Bauernkinder? 
 
Haiduk: 
Was die Zusammensetzung der Studenten an der Vorstudienabteilung anbetrifft, handelte es 
sich in der Regel schon um Arbeiter und Bauern. Ich kann jedoch nicht ausschließen, dass 
auch Kriegsheimkehrer dabei waren, die keine Arbeiter- und Bauernkinder waren. Nicht nur 
ich habe den Weg über die Vorstudienabteilung und ABF genutzt, um kriegsbedingte 
Bildungslücken zu schließen. Viele ehemalige Wehrmachtsangehörige, die auch noch älter 
waren als ich – ich war ja relativ jung – nutzten diese Chance. Ich glaube kaum, dass das 
immer Arbeiter- und Bauernkinder waren. Einige von ihnen hatten sicherlich auch eine 
Oberschulausbildung im Krieg abbrechen müssen und wollten nun das Abitur nachholen. 
Dieser ersten Generation ging es vornehmlich um das Nachholen von Schulabschlüssen, nicht 
um die Brechung des bürgerlichen Bildungsprivilegs. Sie handelten weniger im Auftrag der 
Arbeiterklasse als vielmehr in ihrem eigenen Sinne. 
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Hall: 
Wie war das Verhältnis der Schüler/Studenten an der Vorstudienabteilung/ABF 
untereinander? Gab es ein besonderes Bewusstsein? 
 
Haiduk: 
Innerhalb des Klassenkollektivs gab es keine sozialen Probleme oder Widersprüche. Wir 
haben uns nie als Elite gefühlt. Vielleicht sind wir eine Elite gewesen, wenn man sieht was 
aus vielen ABF-Studenten geworden ist. Viele sind Professoren geworden, sind in den 
diplomatischen Dienst gegangen, Rechtsanwälte oder Mediziner geworden. Es gab sicherlich 
einen besonderen Zusammenhalt, der aus einer Contra-Situation resultierte. Der damalige 
Rektor
1084
 der Universität war der Vorstudienabteilung nicht sonderlich gewogen und als wir 
wieder einmal keinen Raum für den Unterricht zur Verfügung hatten, hielten wir die Stunde 
auf der Treppe vor dem Rektorat im Hauptgebäude ab. Das war nicht nur ein Protest – wir 
wollten auch einfach die Stunde nicht ausfallen lassen.  
 
Hall: 
Gab es noch weitere Widerstände gegen das Arbeiter- und Bauernstudium oder 
Konflikte/Vorbehalte zwischen den VSA/ABF-Studenten und den „normalen“ Studierenden 
bzw. Dozenten an der Universität? 
 
Haiduk: 
Gewisse Vorbehalte gegen die Vorstudienabteilung bzw. ABF gab es von Seiten einiger 
Dozenten oder Studenten der Universität mit Sicherheit, ich kenne aber keine konkreten 
Beispiele. Das war eher verdeckt und selbst war ich davon nicht betroffen – ganz im 
Gegenteil. Wir verstanden uns gut mit so genannten „bürgerlichen“ Studenten, selbst im 
Studentenrat. Als ich später bei Prof. Teuchert studierte, hielt er als Institutsdirektor große 
Stücke auf uns, also auf die ABF-Studenten. Ich war z. B. durch ihn als Hilfsassistent 
eingesetzt worden. Und Prof. Teuchert ist ja nun wirklich ein alter bürgerlicher Professor 
gewesen. Da gab es überhaupt keine Probleme. 
 
 
 
 
                                                 
1084
 Der Mediziner Hans Hermann Schmid war vom 28.02.1948 bis 06.02.1949 Universitätsrektor. 
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Hall: 
Wie sah die soziale und politische Zusammensetzung des Lehrkörpers an der 
Vorstudienabteilung bzw. ABF aus und wie war das Verhältnis zwischen den Lehrkräften und 
Studenten? 
 
Haiduk: 
Die Dozenten an der Vorstudienabteilung bzw. ABF waren hervorragende Fachleute. Man 
hatte dort wirklich gute Leute ausgesucht. Nicht nach der Parteizugehörigkeit – obgleich die 
meisten auch schon zu der Zeit Mitglied der SED waren – sondern entscheidend war die 
fachliche Qualifikation. Ich hatte zum Beispiel einen Englisch-Dozenten, Herrn Dr. Stüwe, 
einen der wenigen Promovierten, der ganz hervorragend war und für den wir durchs Feuer 
gegangen wären. Er ist aber nie politisch in Erscheinung getreten. Es gab auch einige 
ehemalige NSDAP-Mitglieder unter den Dozenten. Von Joseph Boser und Erich Stüwe war 
dies bekannt. Es spielte aber zu der Zeit keine Rolle. Sie waren ja nicht irgendwie belastet, 
sondern formale Mitglieder gewesen. Der Umgang mit den Dozenten war freundschaftlich 
aber respektvoll, was nicht gewisse Neckereien ausschließt. Wir hatten zum Beispiel einen 
Dozenten, Paul Beutz, der hätte auch in der „Feuerzangenbowle“ mitspielen können. 
Überwiegend gab es einen deutlichen Altersunterschied zwischen den Studenten und 
Dozenten, obwohl es auch einige jüngere Dozenten gab. Letztlich war es eine 
Erwachsenenbildung, was sich auch im Unterricht bemerkbar machte. 
 
Hall: 
Wo waren Sie während des Studiums an der Vorstudienabteilung und ABF untergebracht? 
 
Haiduk: 
Während der gesamten Ausbildungszeit war ich privat untergebracht. Es gab damals noch 
keine Studentenheime. Das erste Studentenheim ist in der Sankt-Georg-Straße in dem 
Gebäude der heutigen Rechtsmedizin eingerichtet worden. Ich hatte eine Unterkunft in der 
Lortzingstraße bei einer jungen Frau zugewiesen bekommen, deren Mann noch in 
Gefangenschaft war. Dort teilte ich mir mit einem jungen Werftarbeiter ein Zimmer. Ich habe 
bis zu meinem Examen 1954 nie in einem Studentenheim gewohnt. Dafür gab es zu wenige 
Wohnheimplätze. Das war bis zur Einweihung des Internates in der Sankt-Georg-Straße 1953 
an der ABF nicht anders. 
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Hall: 
Haben Sie sich während der Zeit an der VSA/ABF politisch oder gesellschaftlich engagiert 
und bestimmte Funktionen wahrgenommen? In diesem Zusammenhang: Konnten VSA/ABF-
Studenten Einfluss in den Universitätsgremien erzielen?  
 
Haiduk: 
In der SED war ich bereits Mitglied. Der FDJ bin ich erst an der Vorstudienabteilung 
beigetreten, obwohl ich damals wie auch später eine kritische Haltung hatte. Ich sah sie eher 
als eine Art „Tanzverein“. In meinem ersten oder zweiten Jahr in Rostock wurde ich zum 
stellvertretenden Parteivorsitzenden – Sekretär hieß es damals noch nicht – der Fakultät 
gewählt und in dieser Funktion war es notwendig, auch der FDJ beizutreten. Aber auch in 
meiner Tätigkeit im Studentenrat habe ich ein ambivalentes Verhältnis zur FDJ gehabt. 1949 
wurde ich Mitglied des Studentenrates. Es gab im Studentenrat ein Referat für das Arbeiter- 
und Bauernstudium. Dieses Referat betreute ich. Zuvor hatte Gerhard Roger, vor ihm 
Manfred Krüger, diese Funktion wahrgenommen – alles ehemalige Absolventen der 
Vorstudienabteilung. Dadurch war schon vor der Fakultätsgründung eine Beteiligung der 
Schüler der Vorstudienabteilung im Studentenrat gegeben.  
Die Studentenratswahl 1950 war die erste Wahl der Nationalen Front, bevor es damals in der 
DDR Wahlen zur Nationalen Front gab. Das war im Grunde eine Art Versuchsballon an den 
Universitäten. Da bin ich als Kandidat der SED aufgestellt worden und wurde zum 
Vorsitzenden. Natürlich wurde die Zusammensetzung des Studentenrates durch die ABF-
Studenten beeinflusst. Die Parteiorganisationen war das Entscheidende, denn die Parteien 
haben die Kandidaten aufgestellt. In der Universitätsgeschichte ist eine Statistik der 
Studentenratswahlen von 1951, glaube ich, zu finden. Da wird auch aufgelistet, wie viele Ja-
Stimmen es an der ABF, der Gesellschaftswissenschaftlichen Fakultät und wie viele es an den 
anderen Fachfakultäten gab. Im Grunde muss man die Statistik nicht kennen, wenn man so 
einigermaßen weiß, wie die Situation damals gewesen ist. Dann weiß man auch, wo es die 
wenigsten Stimmen gegeben hat und wo die meisten – die meisten an der ABF.  
 
Hall: 
Welchen Anteil hatten ABF-Angehörige an der schrittweisen Entmachtung des Studentenrates 
und der Überführung seiner Aufgaben an die FDJ-Hochschulgruppe seit 1950? 
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Haiduk: 
Offiziell ist der Studentenrat nie aufgelöst worden. Wenn man so will, existiert er heute noch 
und ich bin der letzte Studentenratsvorsitzende, was natürlich großer Unsinn ist. Die 
Hauptfunktionen des Studentenrates wurden übrigens nicht an die FDJ-
Hochschulgruppenleitung übertragen, sondern an die Universitätsverwaltung. Der 
Studentenrat war ja nicht nur eine Studentenvertretung, sondern er bewirtschaftete mehrere 
Mensen und hatte Verbindungen zu den Universitätsgütern. Da gibt es eine Anekdote, die 
immer wieder unter den Studentenratsmitgliedern erzählt wurde. Ein älteres 
Studentenratsmitglied, Carl Lucko, hatte Ahnung von der Landwirtschaft. Er war zu einem 
der Güter der Universität gefahren, die damals bestanden, und hatte ein Schwein für die 
Mensa ausgesucht. Das hatte er mit einem blauen Stift gekennzeichnet, damit es nicht 
vertauscht und vielleicht ein schlechteres geliefert wird. Der Studentenrat hat Brot und Öl an 
die Studierenden verkauft. Es gab damals ja noch Lebensmittelkarten. Die Studenten bekamen 
monatlich ein zusätzliches Brot und von Zeit zu Zeit eine Flasche Öl. Das war damals 
ungeheuer wichtig und die Verteilung übernahm der Studentenrat. Nun muss man sich aber 
fragen: Sind das wirklich die Aufgaben des Studentenrates? Wir hatten eine Sekretärin und im 
Kassenbereich einen älteren Herren, der Ahnung von Finanzen hatte und auf den Verlass war. 
Es gab zwar einen Finanzreferenten im Studentenrat, aber die eigentliche Arbeit machte 
dieser alte Herr. Der Studentenrat verfügte über einen Millionenhaushalt, allein schon durch 
die Mensen. Und es gab auch einen Leiter der Mensen, der vom Studentenrat bezahlt wurde. 
Das Problem war, dass sich die Studenten mit Problemen beschäftigten, die eigentlich 
Aufgabe der Verwaltung waren. Das war der Hauptgrund, dass diese Aufgaben an die 
Verwaltung übertragen wurden.  
Die politische Aufgabe des Studentenrates wurde an die FDJ übertragen. Das habe nicht nur 
ich für problematisch gehalten – ich war immer ein Gegner der Auflösung – sondern offenbar 
auch Prof. Schlesinger, der 1952 Rektor der Universität wurde und mich als 
Studentenvertreter zu verschiedenen Veranstaltungen einlud, an denen ich in dieser Funktion 
teilnahm, obwohl das Gremium in der ursprünglichen Form nicht mehr bestand. Bei der 
Rektoratsübergabe von Prof. Struck an Prof. Schlesinger habe ich als Studentenvertreter 
gesprochen und nicht die FDJ. Es war nicht alles so reibungslos gegangen, dass die FDJ den 
Studentenrat einfach ersetzte.  
 
Hall: 
Hatte sich das Studium mit der Umgestaltung der Vorstudienabteilung zur ABF verändert? 
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Haiduk: 
Die Umgestaltung der Vorstudienabteilung zur Arbeiter-und-Bauern-Fakultät war nicht mit 
irgendwelchen Besonderheiten verbunden. Wir haben weiter studiert wie bisher. Ich habe 
keinerlei Vorstellung mehr davon, dass irgendetwas anders gewesen wäre. 
 
Hall: 
Mussten Studenten die VSA/ABF verlassen und kennen sie hierfür Gründe – zum Beispiel eine 
enge kirchliche Bindung? 
 
Haiduk: 
Von meiner Klasse wüsste ich nicht, dass es Exmatrikulationen gegeben hat. Einer ist jedoch 
in den Westen gegangen. Er war dann später mal auf einem Treffen ehemaliger ABF´ler und 
erzählte mir, er sei deshalb weggegangen, weil er Opernsänger werden wollte. Das hat er auch 
erreicht. Für ihn hatte die ABF überhaupt keinen Sinn mehr, denn er brauchte kein Studium, 
zumindest kein Universitätsstudium, um Opernsänger zu werden. Das war ein Fall, den ich 
persönlich erlebt habe. Was kirchlich gebundene Studenten betrifft, ist Frau Prof. Kleinpeter 
wohl eher zu befragen. Sie war stark kirchlich gebunden. Das war ja nicht von vornherein ein 
Grund für eine Exmatrikulation. 
 
Hall: 
Seit wann gab es Arbeitsgruppen und wie wurden sozialistische Inhalte in den Fachunterricht 
eingebunden? 
 
Haiduk: 
Als ich an der Vorstudienabteilung/ABF war, gab es noch keine Arbeitsgruppen. Auch 
sozialistische Inhalte wurden kaum in den Unterricht eingebunden. Zwei jüngere Dozenten 
für Geschichte/Gegenwartskunde, Joachim Höppner und Werner Chotzen, der jüdischer 
Herkunft und Emigrant in England gewesen war, haben selbstverständlich in ihren Fächern 
derartige Inhalte behandelt. Nur es gab ja damals noch nicht die Losung vom „Aufbau des 
Sozialismus“. Es wurde schließlich damals auch noch nicht agitiert. Ja, wir haben 
demonstriert, aus den unterschiedlichsten Gründen. Falls es um eine Demonstration ging, um 
etwas zu propagieren oder zu verteidigen, dann wurde die ABF gerufen. Wir waren eben 
besonders loyal. Wir sind zu fast jeder nötigen Demonstration hin gegangen bzw. gerufen 
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worden. Da fühlten wir uns schon als etwas Besonderes aber als Korpsgeist würde ich das 
nicht bezeichnen.  
 
Hall: 
Empfanden Sie sich durch die Ausbildung an der VSA/ABF ausreichend auf ihr Fachstudium 
vorbereitet? 
 
Haiduk: 
Das Vollabitur habe ich in zwei Jahren abgelegt, viele haben aber auch die dreijährigen Kurse 
hierfür genutzt. Wir hatten schon 1948 zwei- und dreijährige Klassen. Der Übergang an die 
Fachfakultät war für mich unproblematisch. Fachlich waren wir sehr gut vorbereitet worden. 
Wobei ich sagen muss, dass ich schon an der Mittelschule Englisch und in den letzten beiden 
Jahren Französisch hatte. Es war nicht so, dass ich als Volksschüler angefangen habe, für die 
es sicherlich schwieriger gewesen ist. Meine Frau ist Achtklassenschülerin gewesen und hat 
dann Medizin studiert. Sie war auch erfolgreich, musste aber Probleme überwinden, die ich 
nicht hatte. Sie hatte zum Beispiel nie Englisch und sie hatte auch an der ABF kein Englisch.  
 
Hall: 
Wie verlief der Tagesablauf an der VSA/ABF? 
 
Haiduk: 
Der Tagesablauf bei uns war kaum anders, als bei jedem anderen Schüler oder Studenten, 
wenn man davon absieht, dass wir fast jeden Abend eine Sitzung oder Versammlung hatten, 
die wir damals auch für notwendig hielten – im Gegensatz zu späteren Zeiten. Aber wir lebten 
auch jugendgemäß. Die Freundin gab es natürlich auch. Der Unterricht gestaltete sich etwas 
schwierig, weil wir keinen festen Raum hatten. Wir mussten ständig die Räume wechseln. 
Eine Stunde im Volkshaus, dem späteren Rostocker Hof, eine andere in irgendeinem freien 
Raum im Hauptgebäude. Später, etwa 1950, bekamen wir wohl einige feste Räume in der 
Goetheschule. Viel Zeit verging schon mit der Wanderung von einem Raum in den anderen. 
Nachmittags machte jeder für sich die Hausarbeiten.  
 
Hall: 
Gab es Auslandskontakte, beispielsweise zu anderen Arbeiterbildungseinrichtungen im 
Ostblock? Schließlich gab es ja ein sowjetisches Vorbild – die Rabfak. 
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Haiduk: 
Die kannten wir nur aus der Literatur. Sie müssen sich diese Zeit meines Studiums an der 
Vorstudienabteilung/ABF insgesamt als eine Art Goldgräberzeit vorstellen. Vieles war noch 
unorganisiert. Strukturen mussten sich erst noch herausbilden. Ich empfand diese Zeit als 
äußerst positiv.  
 
Hall: 
Fühlten Sie sich aufgrund der kostenlosen und mit Stipendien verbundenen Möglichkeit die 
Hochschulreife zu erlangen, gegenüber der Regierung der DDR oder der Partei der 
Arbeiterklasse zur Dankbarkeit verpflichtet? 
 
Haiduk: 
Dankbarkeit für die Ausbildung ist vielleicht nicht der richtige Ausdruck. Wir hielten uns 
nicht für etwas Besonderes. Stipendien bekamen die anderen Studenten auch. Deren Höhe 
machte ohnehin nicht reich. Mit 100 Mark habe ich angefangen. Mein Vater hat sich als 
Schneider noch etwas zur Rente hinzuverdient. Von dem bekam ich mal 20 Mark zugesteckt. 
Ich erhielt dann später ein Leistungsstipendium von 150 Mark. Man konnte damit leben. Die 
Straßenbahn, die man ohnehin selten benutzte, kostete 15 Pfennig. Die Bücher waren billig, 
das Essen war billig, die Mensa war billig. Die Miete war mit 25 Mark bei 100 Mark 
Stipendium recht viel. Es ist nicht so gewesen, dass man das als riesiges Geschenk empfand. 
Man empfand es schon in diesen frühen Zeiten als etwas Natürliches. Da fast 100 Prozent der 
Studenten ein Stipendium erhielten, war es ganz selbstverständlich. Loyalität und Konformität 
gegenüber dem System der SBZ/DDR verspürten wir. Es hatte uns schließlich einen bisher 
für Arbeiter- und Bauernkreise verschlossenen Bildungsweg geöffnet. 
Wir haben es schon für eine große Leistung gehalten, was der Staat getan hat, und es war für 
uns auch eine Verpflichtung dafür etwas durch Leistung zurückzugeben. Insofern konnten wir 
auch nicht verstehen, wenn jemand, der alle Vorteile des Staates in Anspruch genommen hat, 
dann in den Westen ging. Also wir haben uns mit der DDR verbunden gefühlt. Ich denke 
schon, dass diese Einstellung durch die ABF gefördert wurde.  
 
Hall: 
Ist durch die Erhöhung der Anzahl der Arbeiter- und Bauernstudenten an der Universität 
Rostock, zu der ja die ABF beigetragen hat, eine neue sozialistische Atmosphäre entstanden? 
Ist Ihnen von anderen Absolventen der VSA/ABF bekannt, was sie studierten, ob sie sich an 
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den jeweiligen Fachfakultäten politisch und fachlich bewährten und welche Funktionen sie im 
späteren Berufsleben wahrnahmen? 
 
Haiduk: 
Die ABF-Studenten haben sich im Allgemeinen auch während des Universitätsstudiums 
fachlich bewährt und dabei nicht vergessen, dass sie aus der Arbeiterklasse kamen. Ob sich 
dadurch die Atmosphäre an der Universität Rostock verändert hat, kann ich nicht beurteilen. 
Das ist mir zu spekulativ. Schließlich war es nicht so, dass auf der einen Seite die 
Hochschullehrer saßen, die über die ABF gegangen waren und auf der anderen Seite die, die 
über die Oberschulen kamen, und dass zwischen den beiden ein Graben gewesen wäre. In der 
Regel wusste man gar nicht, ob jemand die ABF oder die Oberschule absolviert hatte. Das hat 
man durch Zufall erfahren oder wusste es durch eigenes Erleben. 
Meine damaligen Freunde Heinz Roßmann und Heinz Krusche haben beide später Jura 
studiert. Heins Roßmann ist später Staatsanwalt in Neubrandenburg geworden. Übrigens ein 
Sohn von ihm ist Professor bei den Mathematikern. Heinz Krusche ist in den diplomatischen 
Dienst gegangen. Irgendwann haben wir uns aus den Augen verloren. Vielleicht hing es damit 
zusammen, dass der diplomatische Dienst immer ein bisschen etwas Besonderes war, was 
Kontakte anbetrifft, während Heinz Roßmann auch noch zu späteren ABF-Treffen kam. Ich 
weiß zum Beispiel, dass namhafte Persönlichkeiten über die ABF gegangen sind. So zum 
Beispiel der Schauspieler und Theaterleiter Dieter Mann. Wie ich bereits erwähnte, war meine 
Frau auch an der ABF. Wenn ABF-Treffen waren, sind aus ihrer Klasse immer noch viele da 
gewesen und die haben eigentlich alle ihren Weg gemacht. Es sind viele Juristen dabei 
gewesen. Einer war angestellt bei Prof. Friedrich Karl Kaul. Das war so der Vorzeigejurist der 
DDR, der auch mit der BRD zusammengearbeitet hat.  
 
Hall: 
Es gab ja schon 1957 vom Staatssekretariat für Hochschulwesen Pläne zur Umstrukturierung 
bzw. Schließung der Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten. Haben Sie davon erfahren und wie 
haben Sie das beurteilt? 
 
Haiduk: 
Weil ich aus einfachsten Verhältnissen kam, traf der eigentliche Bildungsauftrag der ABF bei 
mir tatsächlich noch zu. Das mag bei späteren Jahrgängen anders gewesen sein. Die hätten 
auch an der Erweiterten Oberschule Abitur machen können. Das war auch für uns mitunter 
 319 
ein Problem. Wir stellten uns die Frage: Wieso gibt es die ABF noch? So etwas wurde 
diskutiert. Es war auch bekannt, dass die ABF 1957 eigentlich geschlossen werden sollten. Im 
Grunde genommen waren wir damit einverstanden. Die hatten ihre Aufgabe erledigt. 
Außerdem gab es auch andere Möglichkeiten der Erwachsenenbildung, zum Beispiel das 
Abitur an der Volkshochschule nachzuholen. Sie blieben jedoch bestehen, auch wenn einige 
ihr Profil verändert haben. Ich bin von 1961-63 Prorektor für Studienangelegenheiten 
gewesen und wir haben sicher auch in diesem Zusammenhang schon über die Schließung 
gesprochen, ohne dass es da zu Konsequenzen, einem Memorandum oder ähnlichem 
gekommen wäre. Es war ja nicht so, dass wir sie unbedingt schließen wollten. Nur die 
Notwendigkeit der ABF stellten wir doch in Frage. Das wurde aber nicht als Revisionismus 
verstanden.  
 
Hall: 
Sind Sie der Meinung, dass durch die VSA/ABF Bildungschancen gerechter verteilt wurden 
und dass sie eine „neue der Arbeiterklasse und ihrer führenden Partei treu ergebene 
Intelligenz“ hervorbrachten? 
 
Haiduk: 
Ich bin der vollen Überzeugung, dass die Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten Bildungschancen 
gerechter verteilt haben und ich denke schon, dass eine neue der Arbeiterklasse und ihrer 
Partei treu ergebene Intelligenz herangebildet wurde. Wobei es immer Ausnahmen gibt. Aber 
in der Tendenz kann ich das aus meinen persönlichen Erfahrungen heraus unterstreichen. Was 
die Bildungschancen anbetrifft möchte ich an die heutige Situation erinnern. In Deutschland 
sind die Bildungschancen ungleich verteilt. Nach jeder PISA-Studie ist das wieder 
Diskussionsstoff. Es wird jedoch von den Parteien nichts unternommen. Sicherlich gibt es 
Möglichkeiten eines zweiten Bildungsweges. Aber tatsächlich nehmen bildungsferne 
Familien diese Angebote nicht wahr. Sie kommen gar nicht auf die Idee dazu. Es wäre 
vielleicht ein Weg, die Leute wie damals bei der ABF direkt in den Betrieben usw. 
anzusprechen, zu werben. Damit ist das Problem aber nicht gelöst. 
 
Hall: 
Ich danke Ihnen für das Gespräch. 
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Ergänzung zum Protokoll auf die schriftliche Anfrage vom 21.04.2008 
Hall: 
Während Ihres Studiums an der VSA/ABF von 1948-50 hatte die Einrichtung drei 
verschiedene Direktoren: Helmut Schenkowitz (Regierungsdirektor a. D., Fach: Erdkunde), 
Lotte Jahn (Fach: Mathematik) und Prof. Erich Sielaff (Geschichte der Deutschen Literatur, 
Literaturpädagogik). Hinzu kamen der Verwaltungsdirektor Werner Neumann (Fach: 
Geschichte, Deutsch) und Johannes Rempel (Studiendirektor, Fächer: Geschichte, 
Mathematik, Latein). Haben Sie noch Erinnerungen an diese Personen? 
 
Haiduk: 
Der Name Schenkowitz ist mir ein Begriff aber ich habe ihn als Dozenten nicht kennen 
gelernt. 
Lotte Jahn bin ich erstmals bei der Aufnahmeprüfung begegnet, wo sie wohl 
Prüfungsvorsitzende war. Aber dass sie Direktor gewesen ist, das ist mir neu. Ich weiß nur 
von der Funktion der stellvertretenden Direktorin. Sie war verheiratet mit Dr. Werner Jahn, 
Assistent in der Germanistik und – wenn ich mich nicht täusche – ehemaliger Emigrant in 
Großbritannien. Wir waren befreundet und sind auch gemeinsam kritisiert worden. Wenn Sie 
diese Episode interessiert, dann können Sie das nachlesen in Georg Lichtenstein: Das durfte 
nie wahr sein. Rostocker Universitätsprotokolle zum Stalinismus, Rostock und Berlin 1993, 
S. 48. (Siehe auch: Ostseezeitung Nr. 126 v. 04.06.1958, S. 3). Ich erwähne das, weil Werner 
Jahn wegen der verbalen Angriffe, vor allem von Seiten der Bezirksleitung der SED, mit 
seiner Familie die DDR verlassen hat. In der Ausstellung der Germanisten im KHMR
1085
 
findet sich ein Brief Jahns an Epping. Ich erzähle das deshalb so ausführlich, weil damals 
allgemein die Meinung bestand, dass Lotte Jahn die treibende Kraft gewesen sei. 
Erich Sielaff hatte ich wohl in unserem Gespräch schon erwähnt. Er war unser Deutsch-
Dozent und ich habe die besten Erinnerungen an ihn wegen seines fundierten und 
interessanten Unterrichts. Es ist wahrscheinlich ihm zu verdanken, dass ich Germanistik 
studiert habe. Auch als Direktor war er beliebt. Er war sachlich und freundlich und für die 
Studierenden ein guter Partner. 
Zu Neumann kann ich nichts sagen. 
Johannes Rempel kenne ich aus dem Unterricht wohl nicht. Als Studiendirektor war er ein 
guter Partner und im Skilager in Masserberg oder Frauenwald ein richtiger Kumpel. Wieso er 
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in den Westen gegangen ist, verstand damals wohl niemand, zumal keiner Gründe 
kannte (anders als bei Werner Jahn). 
 
Hall: 
Haben Sie Ihre Frau an der ABF kennengelernt? 
 
Haiduk: 
Ich weiß nicht, was sie unter kennengelernt verstehen. Gekannt habe ich meine Frau schon an 
der ABF, wo sie im Fakultätsrat
1086
 war. „Kennengelernt“ habe ich sie dann wohl Anfang der 
50er Jahre, als wir schon an der Uni studierten. 
 
Hall: 
Vielen Dank für die zusätzlichen Informationen. 
 
Transkription des Zeitzeugengespräches vom 08.04.2008 mit Wolfgang Bull  
 
Bull: 
Ich bin 1937 in Rostock geboren und habe noch einen Zwillingsbruder, der genauso aussieht. 
1943, als die ersten Bomben auf Rostock fielen, da wohnten wir in der Kölner Straße. In 
diesem Jahr fiel der Bruder meiner Mutter im Krieg, so dass das Haus, in dem wir nun sitzen, 
leer blieb und wir 1943 in diese Bündnerei zogen. Das Haus gehörte meinem Großvater, der 
gegenüber an der Kirche eine Stellmacherei hatte. Die ersten drei Jahre gingen wir in 
Stäbelow zur Schule, die nächsten fünf Jahre in Kritzmow. Wir haben nur die achte Klasse 
gemacht. Ich verbrachte meine Jugend auf dem Dorf, und so ein Zwilling war ja immer etwas 
Attraktives. Wir hatten schon eine gewisse Sonderstellung. Das war nicht zu verleugnen. Als 
dann das letzte, achte Schuljahr begann, bekam ich mit, dass ich wohl einer der Kandidaten 
für die Oberschule war. Es war meist so, dass ein oder zwei Schüler, die die Jahre am besten 
überstanden hatten, nach Doberan an die Oberschule durften. Da hatte ich gar keine Lust zu, 
um ehrlich zu bleiben.  
Als ein Schulkamerad eines Tages sagte: „Ich hab´ heute einen Termin in die Warnowwerft. 
Ich werde Schiffbauer lernen.“, habe ich gesagt: „Ich komm mit!“ Ich bin mitgegangen und 
habe in der Warnowwerft einen Lehrvertrag als Stahlschiffbauer unterschrieben. Dann habe 
ich das meinen Eltern klar gemacht. Die waren etwas erstaunt aber es blieb dabei. Dann habe 
                                                 
1086
 Ein solches Gremium gab es an der ABF nicht mehr. Vermutlich bezieht sich Haiduk deshalb auf die VSA, 
an der ein Fakultätsrat bestand. 
 322 
ich da ab dem 1. September 1952 zweieinhalb Jahre Stahlschiffbauer gelernt und wurde 
gleich in der Brigade als Vorarbeiter eingesetzt. Es waren relativ wenige Fachleute an der 
Werft vorhanden. Ich war dann für den Bau von Deckssektionen zuständig. Das machte ich 
dann so zwei bis drei Jahre und hatte schließlich immer weniger Lust dazu. Es gab nämlich 
ein großes Problem. Ich musste zwei oder drei Schichten arbeiten und da war auch der 
Sonnabend mit einbezogen. Wenn ich Samstagabend zur Schicht ging, kam ich Sonntag früh 
nach Hause. Während die Leute alle nach Warnemünde zum Baden usw. gingen, musste ich 
ins Bett gehen und meinen Schlaf nachholen. Dann kam der Gedanke: „Du musst etwas 
anderes machen.“ Zu der Zeit gab es einen Aufruf unseres Werftdirektors: „Meldet euch für 
die Kasernierte Volkspolizei!“ – das war so der Vorgänger der Nationalen Volksarmee. Da 
wurden wir zusammengeholt und er hielt uns eine „leuchtende“ Rede. Kern dieser Rede war: 
Wer nicht freiwillig zur Armee geht, ist nicht würdig in der Werft zu arbeiten. Das fand ich 
zwar etwas übertrieben aber ich habe dann gesagt: „Ich melde mich. Das kommt ja sowieso 
auf uns zu.“  
Dann wurde ich in der Kasernierten Volkspolizei „eingeschult“. Mein Vater gab mir noch ein 
paar Tipps mit auf den Weg. Um die ersten vier Wochen zu überstehen, sollte ich besser 
immer, wenn die da sagten: „Wir machen einen Lehrgang. Wer will da freiwillig mit?“, 
vortreten. Ich sollte also immer sofort mitmachen, weil die besten Sachen auch zu Beginn 
verteilt würden. Dann kam auch eines Morgens einer zum Appell und sagte: „Wer will Funker 
werden?“ Ich wusste noch gar nicht, was ein Funker war aber schon war ich vorne. Dann 
wurde ich für ein Vierteljahr nach Schwerin geschickt, um das Amateurfunkpatent zu 
machen. Weil die Armee offiziell noch keine staatliche Armee war, musste sie nach den 
normalen, herkömmlichen Funkregeln arbeiten. Wir waren zwölf Mann in einer Gruppe. Nur 
drei haben die Prüfung bestanden. Die anderen mussten noch einmal drei Wochen anhängen 
aber ich war fertig. Ich kam dann wieder nach Prora zurück und dort wurden dann 
Überseefunkstationen aufgebaut und ich war in einer solchen Station der verantwortliche 
Funker. Das war auch ganz humorvoll. Es gab dann die Gelegenheit, dass ich in einer Kapelle 
mitspielen konnte. Ich war auch ein bisschen musikalisch. Ich hatte mal ein wenig 
Geigenunterricht, hatte auch Gitarre gelernt und später Trompete. Ich habe also in der Armee 
in einer Tanzkapelle mitgespielt. Unser zuständiger Offizier, der die Kultur betreute, hat dann 
die Auffassung vertreten: „Du hast Talent. Studier´ mal Musik!“ Da kam mir das erste Mal 
das Thema Studium in den Sinn und ich habe gesagt: „Och, das ist kein schlechter Gedanke. 
Ich studier´ Musik – kein Problem! Was soll ich denn da so machen?“ Ich war also sehr 
unbeschwert.  
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Ich musste dann zur Musikhochschule nach Berlin und Carl Maria von Webers Arie des 
Zaren aus „Zar und Zimmermann“ – „Sonst spielte ich mit Zepter und Kronen und Sternen“ – 
mit einem Freund zusammen vorsingen. Wir wurden angenommen und jetzt wurde über 
Einzelheiten geredet: „Welche Note haben Sie denn im Abitur?“ – „Abitur? Hab´ ich nicht.“ – 
„Was, kein Abitur?! Ohne Abitur können Sie aber hier nicht studieren. Aber wir haben eine 
ABF.“ Da hörte ich das Wort ABF zum ersten Mal. „Da können Sie schon jetzt Musik 
machen und gleichzeitig das Abitur nachholen.“ Ich sagte dann: „Das ist ein guter Gedanke.“ 
Als ich wieder zu Hause war, habe ich über das Ganze näher nachgedacht und ich kam zu 
dem Schluss: „Mein Leben lang da auf der Bühne stehen ist ein bisschen engstirnig und liegt 
mir wohl doch nicht.“ Ich verlor jedenfalls die Lust an dieser Musikgeschichte, weil meine 
Eltern dann auch gleich einen Musiklehrer besorgten, der mich schon vorbereiten sollte und 
es wurde alles Mögliche gemacht.  
Dann kam in der Zeitung mal die Werbung für die ABF Rostock. Das war für mich lokal 
gesehen völlig logisch, nicht nach Berlin, sondern nach Rostock zu gehen. Und ob ich mit 
dem Abitur Musik oder etwas ganz anderes studiere, das ist ja dann völlig offen. Ich habe 
mich dann offiziell von der Armee aus bei der ABF in Rostock beworben. Dann haben die 
mich da hin bestellt – ich musste in Uniform antreten, schließlich war ich ja noch Soldat – 
und mich gefragt, was ich denn so vorhabe. Dann habe ich gesagt: „Ich möchte das Abitur 
machen, um auch in leitende Tätigkeiten zu kommen – vielleicht wieder in den Schiffbau oder 
wie auch immer.“ Das wurde soweit auch akzeptiert. Meine Anträge lagen ja alle ausgefüllt 
vor, über die Fragen zur sozialen Herkunft usw. Dazu muss ich sagen, dass mein Vater 
Ingenieur für Bewaffnung bei Heinkel in Marienehe war. Er war natürlich dadurch oder wie 
auch immer in der NSDAP. Das spielte später noch eine Rolle. Er war auch eine Zeit lang in 
den Westen abgehauen, um dort bei Heinkel eventuell weiter arbeiten zu können. Doch kurz 
nach dem Krieg bestand kein Interesse an Waffeningenieuren. Er kam dann wieder zur 
Familie zurück, die ja hier geblieben war. Dann musste er sich bewähren und war Traktorist 
und Schlosser hier auf der LPG in der Technik. Er trank leider viel Alkohol und das war 
etwas traurig. Durch diese Tatsache, dass er jetzt Schlosser in der LPG war, zählte ich zu den 
Arbeiterkindern. Das war schon einmal eine gute Position, weil Arbeiterkinder ja bevorzugt 
an der ABF ausgebildet wurden. Ich musste dann noch eine Aufnahmeprüfung machen – 
einen Aufsatz schreiben. Eine Woche später bekam ich dann das Schreiben, dass ich die Ehre 
habe, an der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät Abitur zu machen.  
Ich habe im September 1957 in Rostock an der ABF angefangen. Das ging dort sehr zackig 
mit Morgenappell usw. zu. Die vormilitärische Ausbildung war ja auch üblich. Da ich nun 
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damals Feldwebel bei der NVA gewesen war, machte ich den Hundertschaftkommandeur bei 
der vormilitärischen Ausbildung an der ABF. Da mussten wir dann immer ein wenig 
Grundausbildung etc. machen. Ich fing als Gruppenführer an. Nach einem halben Jahr wurde 
ich dann Zugführer. Ich war wohl ein ganz guter und zackiger Anleiter. Das humorvollste war 
damals: Ich lernte an der ABF meine damalige Verlobte kennen und die ärgerte mich morgens 
immer, wenn ich brüllte: „Stillgestanden!“, dann sagte sie: „Ich bin doch nicht blöd. Ich steh´ 
doch jetzt nicht still.“ Sie machte das aus Humor aber mich hat das damals immer sehr 
geärgert. Die ABF lief ansonsten ganz normal. Eine Episode, die sehr typisch war: Wir 
wurden etwa nach einem Jahr alle in einen Raum geholt und es wurde gefragt: „Was habt ihr 
jetzt vor?“ Einige sagten dann Mathematik, Physik oder so etwas und kamen dann in die N-
Gruppe. Die Nächsten wollten Ärzte werden und kamen entsprechend in die M-Gruppe. Aber 
ich wusste nicht, was ich wollte. Dann hab´ ich gesagt: „Was gibt´s denn noch?“ – „Es gibt 
noch die G-Gruppe, die Sprachengruppe.“ – „Ja, das mach´ ich.“ Dann wurden alle G-
Gruppen-Kandidaten in einen anderen Raum gebracht und es kam die Info: „Russisch ist auf 
jeden Fall Pflicht. Was wollt ihr als zweite Fremdsprache: Englisch oder Latein?“ Da habe ich 
erst einmal bei Englisch meinen Finger gehoben, merkte dann aber, dass fast alle Finger oben 
waren. Schwupps war mein Finger wieder unten. Ich mochte grundsätzlich nicht das, was alle 
machten. Ich habe mich dann für Latein entschieden.  
Nun muss ich dazu sagen, dass mein Großvater Küster der Kirche war und ich habe als Kind 
viel für die Kirche gemacht. Während der Schulzeit kam es deshalb zu folgender 
Verwicklung: Ich war gleichzeitig FDJ-Sekretär und Vorsitzender der Jungen Gemeinde hier 
im Ort. Irgendwann kam dann die Zeit, wo man mir sagte, dass ich nur eins von beiden 
machen könnte. Dann wollten wir die FDJ einfrieren lassen. Da kamen die von der 
Kreisleitung und meinten: „Das kannst du doch nicht machen!“ Darauf antwortete ich: „Ihr 
habt uns mal versprochen, wir kriegen hier eine AWO
1087
, eine Sport-AWO und können den 
Führerschein machen. Wenn wir das kriegen, machen wir die FDJ auch wieder weiter.“ Eine 
Woche später stand hier unten eine nagelneue Sport-AWO und wir, mein Zwilling und ich, 
fuhren dann immer von hier nach Parkentin zum Kirchenposaunenchor, um Posaune und 
Trompete zu proben. 
Aber zurück zur ABF: Ich machte also jetzt Latein. Das war eine schwierige Sache. Ich kann 
mich noch daran erinnern, dass ich das erste Semester in Latein bei Viereinhalb (fast Fünf) 
stand. Ich konnte die Vokabeln einfach nicht behalten. Ich bin dann in den großen Ferien mit 
sämtlichen Lateinbüchern, die ich greifen konnte, nach Hause und habe dann die Übungen, 
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die Lektüre, die wir schon im Unterricht gehabt hatten, noch einmal (jeden Tag eine Seite) 
durchgepaukt. Irgendwann hatte ich dann den Bogen raus. Als ich wieder zurück kam und wir 
eine Probearbeit in Latein schrieben, bekam ich eine Eins. Seitdem stand ich dann immer 
zwischen Eins und Zwei. Latein war damit gesichert. Diejenigen, die mit Eins und Zwei 
Latein bestanden hatten, durften am Ende das kleine Latinum an der Uni ablegen. Ich gehörte 
auch dazu. Da wurde eine Prüfung gemacht und wir mussten in einer bestimmten Zeit 
lateinische Texte übersetzen. Wer die Prüfung bestanden hatte, erhielt das kleine Latinum. 
Damit hatte ich ein Testat. Da war ich stolz drauf.  
Es ging schließlich in die Endphase, wo man sich über seinen künftigen Berufsweg 
entscheiden musste. Ich machte mir dazu recht wenige Gedanken. Unser Deutschlehrer, Erich 
Hass, rief mich dann zu sich und fragte: „Hast du Lust Journalistik zu studieren?“ – 
„Journalistik? Bücher und Zeitungen schreiben?“ – „Hier kommt nämlich die Journalistische 
Hochschule aus Leipzig und möchte aus eurer Mitte geeignete Kandidaten aussuchen.“ – 
„Okay, das mach´ ich mit.“ Eines Tages kamen dann die Dozenten von der Journalistischen 
Hochschule aus Leipzig, um uns zu testen. Wir waren fünf Kandidaten, alle aus den G-
Gruppen. In unserem Zimmer stand ein großer Ofen und davor stand ein Eimer voll 
Holzkloben als Brennholz. Wir bekamen die Aufgabe, einen der Brennholzklötze zu 
beschreiben – einen einfachen Holzklotz. Das habe ich gemacht und bin auf etwa drei Seiten 
gekommen. Ich weiß gar nicht mehr, was mir da alles einfiel. Die haben dann noch eine Weile 
über Gott und die Welt mit uns geredet. Schließlich haben sie drei Mann genommen und da 
war ich auch dabei. So hatte ich dort einen Studienplatz sicher.  
Dann kam aber noch ein zweiter Vorschlag. Prof. Brauer, unser Schuldirektor, holte mich zu 
sich: „Sag´ mal, was hältst du davon, wenn du Diplomatie studierst?“ – „Diplomatie???“ – 
„Mach dich erst mal ein bisschen dazu kundig.“ Ich bin also durch die Rostocker Uni zur 
Bibliothek gelaufen und fand ein dickes Buch: „Geschichte der Diplomatie“. Ich schlug das 
auf und da waren Marschalluniformen mit Gold und anderes Zeug abgebildet – „Toll, das ist 
was für mich, in Gold gedresst durch die Welt fliegen.“ Ich machte mir keine großen 
Gedanken, was das wirklich sein könnte. Prof. Brauer sagte mir, dass es einen Haken geben 
würde: „Das Studium dauert sechs Jahre.“ – „Das ist ja ein harter Hammer, aber was soll´s.“ – 
„Es gibt aber noch einen Haken. Das Studium findet in Moskau statt.“ – „Mach ich!“ Ich war 
wirklich für alles zu haben. Dann haben wir Abitur gemacht und mussten noch vier Wochen 
zur Armee, Reservistenübung. Da war ich wieder in meiner Funkstation und eines Tages 
erhielt ich den Befehl zum Kommandeur zu kommen. Ich war da ganz primitiv eingekleidet, 
mit einer einfachen Drillichuniform. Wir waren ja nur für vier Wochen dort und wurden nicht 
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groß ausgerüstet. Der Kommandeur sagte dann zu mir: „Hier ist ein Fernschreiben vom 
Außenminister aus Berlin. Sie möchten dort zu einem Gespräch erscheinen. Wir erstatten 
Ihnen natürlich die Fahrtkosten. Was will denn der Außenminister von Ihnen?“ – „Das weiß 
ich doch nicht. Vielleicht will er mich als Botschafter einsetzen.“ Dann musste ich in die 
Kleiderkammer und kriegte bessere Klamotten usw. Ich bin also nach Berlin gefahren. In 
einem herrlichen großen Zimmer wurde ich von irgendeinem Staatssekretär empfangen. Da 
lag auf dem Tisch so eine vergilbte Akte mit einem Adler drauf und dem Hakenkreuz darin. 
Ich wusste gleich, dass das nur von meinem Vater sein konnte. Der Staatssekretär sagte dann: 
„Wir haben Ihre Akte überprüft und festgestellt, dass Ihr Vater Nazi war. Sie können doch 
nicht ernsthaft erwarten, dass wir Sie, den Sohn eines Nazis, nach Moskau schicken. Das 
müssen Sie verstehen. Was glauben Sie, was die Westgazetten sonst schreiben: «Nazisohn 
wird Botschafter der DDR!»“ – „Das ist zwar nicht schön, aber ich sehe das Problem ein.“ Da 
konnte man ja auch schlecht etwas gegen sagen. Aber ich fragte ihn: „Was mach´ ich nun?“ – 
„Was halten Sie von Jura?“ – „Na, auf jeden Fall besser als gar nichts.“ – „ Hier nebenan ist 
gleich die Humboldtuni. Warten Sie bitte einen Moment.“ Er rief dann irgendjemanden an, 
nahm meine eigene Akte (die braune ließ er dort) und meinte, ich solle einen Augenblick 
warten, bis er wieder da sei. Ich machte mir überhaupt keine Gedanken, was jetzt passieren 
würde. Nach etwa einer halben Stunde war er wieder da und sagte: „Alles klar, Sie sind nun 
Jurastudent an der Humboldtuni.“ Ich dachte mir: „Das ist ja lustig.“ Aber ich war befriedigt 
und damit war die Sache gelaufen. Als ich von der Reservistenübung wieder nach Hause kam, 
erhielt ich einen Brief von der Humboldtuni Berlin, Sektion Rechtswissenschaften, in dem 
eine Einladung zu einem 14-tägigen Vorkurs der FDJ als Seminarsekretär ausgesprochen 
wurde. Jede Seminargruppe an der Universität hatte einen Seminarsekretär. Das entsprach so 
dem FDJ-Sekretär. Da lernte ich also schon viele andere Studenten kennen, die die anderen 
Seminargruppen führen sollten. 
Dann kam eine negative Episode: Ich gehörte auch zur Studentenbühne. Ich habe so allerhand 
Sachen mitgemacht. Ich war in der Boxstaffel von Rostock und dort Bezirksmeister im 
Mittelgewicht – daher habe ich meine schiefe Nase. Meine Verlobte war auch in der 
Studentenbühne. Sie hatte ihr Studium schon vorher in Karlshorst begonnen. Wir hatten uns 
dann getrennt, „kameradschaftlich“, wie man sagte. Nun war an der Hochschule für 
Ökonomie 1961 die Uraufführung eines Theaterstückes geplant: „Die Umsiedlerin oder Das 
Leben auf dem Land“ von Heiner Müller. Heiner Müller war auch nach der Wende noch ein 
großes Thema. Ich will es kurz machen. Das war eine Komödie über die Landwirtschaft. In 
dieser Komödie spielte ich den Kreissekretär und meine Ex-Verlobte spielte die Dorfmagd. 
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Sie handelte über das Leben eines Dorfes, das sich auf die Arbeit als LPG vorbereitete. Das 
ganze Stück wurde von der DEFA aus gesponsert. Ich bekam also für die Vorführung ein 
Motorrad, das man immer draußen anschob und vorher noch Luft aufpumpte. Das Stück lief 
über drei Stunden und wir waren am Ende ziemlich geschafft. Es jubelten aber alle und 
meinten, was das für ein tolles Stück war. Ich kann mich noch erinnern, dass Manfred Krug in 
der ersten Reihe saß und sagte: „Tolle Leistung, was ihr dort gemacht habt!“ Ich bin dann sehr 
schnell wieder da abgehauen. Das war ja nun nichts für mich, hinterher noch dort zu bleiben, 
wo meine Ex-Verlobte dazwischen war. Wie das eben so ist. Am nächsten Morgen sollten wir 
dann zur Auswertung erscheinen, was wir auch taten. Da saßen die alle mit blassen 
Gesichtern und teilten uns mit: „Das Stück ist konterrevolutionär!“ Vorher sollten wir noch 
einen Orden kriegen oder so etwas und nun war es plötzlich „konterrevolutionär“. In dem 
Stück gab es nur eine positive Figur – meine Ex-Verlobte – die Magd mit der Quintessenz: 
„In so einem Staat kann man ja nur nach dem Westen abhauen.“ Als ich wieder an die 
Humboldtuni kam, gab es ein Parteiverfahren gegen meine Person. Obwohl das Stück ja an 
der Hochschule für Ökonomie aufgeführt worden war. Die haben mich natürlich an der Uni 
vorgeführt, die Professoren, und ich habe mich dagegen gewehrt. Ich musste in dem Stück 
einen bestimmten Satz sagen. Ich spielte ja den Parteisekretär und dem stiegen die Bauern 
immer alle auf den Kopf. Die waren ihm alle geistig überlegen und er ärgerte sich über die 
Art, wie die Bauern mit ihm umgingen und ihn reinlegten. Er meckerte nun darüber und sagte, 
analog wie bei Scholochows „Neuland unterm Pflug“ (Pflichtliteratur in der DDR, die die 
Neuordnung der Landwirtschaft in Russland behandelte): „Bautzen ist das höchste oder eine 
Reise hinter den Ural in schweren Fällen. Damit müssen wir auskommen – Du auch!“ Das 
wurde nun zum Anlass genommen, mir zu unterstellen, dass ich gesagt hätte, die Leute 
würden bei uns nach Sibirien gebracht. Das haben sie mir dann immer an den Kopf geknallt: 
„Wie kann man so etwas nur sagen!?“ Ich habe darauf reagiert: „Erst einmal bin ich nicht der 
Dichter, das ist der Heiner Müller und das ist ein ganz berühmter Schriftsteller.“ Letztlich 
erhielten wir alle eine Rüge. Das wurde natürlich an der Humboldtuni breitgetreten und hing 
mir noch eine Weile an. Die nächste Prüfung, die ich hatte, war Staatstheorie. Wir waren fünf 
Kandidaten, die drei Stunden zu juristisch-theoretischen Fragen getestet wurden. Während 
sich die Professoren zur Bewertung beraten haben, haben wir draußen schon einmal vorab 
eine Bewertung gemacht. Wir kamen zu dem Schluss, dass die eine (die etwas unbeholfen 
war) eine Vier bekommen würde, die anderen zwei eine Drei und ich eine Zwei. Wir kamen 
dann wieder rein, und die kriegten ihre Zwei und ihre Drei, und ich kriegte eine Fünf mit der 
Aussage: „Du weißt warum …“. Da war ich natürlich sauer. Das ist mir zum Schluss aber 
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auch egal gewesen. Da kam ich ohnehin nicht gegen an. Ich musste vier Wochen später zur 
Nachprüfung und hatte Staatstheorie zu Hause gebimst wie nichts. Ich hatte die Prüfung dann 
bei Prof. Mollnau, der lehrte politischen Klerikalismus und hat Enzyklika des Vatikan 
bearbeitet, und bekam letztlich eine Vier. Ich muss auch sagen, diese ganze Geschichte mit 
dem Parteiverfahren gegen meine Person an der Humboldtuni, das war für die in der Regel 
drei Jahre jüngeren Mädchen (wir waren ja zumeist vorher bei der Armee), die wir nicht 
akzeptierten, weil sie uns zu jung, zu blöd, zu unerfahren waren, ein gefundenes Fressen. Die 
Jungs meinten immer, ich sollte mich darüber nicht ärgern. Das tat ich trotzdem, weil die 
Sache auch von völlig Unbeteiligten ausging. Eines Tages bekam ich dann einen Brief, dass 
ich zu einem bestimmten Termin bei Paul Verner in der SED-Bezirksleitung Berlin 
erscheinen sollte. Paul Verner war dort der Erste Sekretär und als Politbüromensch sehr 
bekannt. Ich hatte den noch nie persönlich gesehen. Da kam ich dann dahin und die hatten 
Kaffee und Kuchen aufgedeckt. Er hat uns dann eine „leuchtende“ Rede gehalten. Die 
anderen, die damals daran beteiligt und Parteimitglied waren, waren auch dort. Er meinte, sie 
hätten uns vier Wochen beobachtet und wir hätten die richtigen Schlussfolgerungen gezogen. 
Sie wären deshalb zu der Erkenntnis gekommen, die Parteistrafe nicht zu bestätigen. Das war 
dann also erledigt. 
Ich fing dann an, über meinen weiteren Werdegang nachzudenken: „Was willst du nach dem 
Jurastudium eigentlich werden?“ Mir kam die Idee wieder mit meinem Schiffbaubetrieb 
Kontakt aufzunehmen und denen klar zu machen, dass sie mich delegiert hatten. Als 
Delegierter eines Volkseigenen Betriebes bekam man auch Büchergeld von dem Betrieb. Ich 
bin also in die Warnowwerft gefahren, zu meinem ehemaligen Chef und noch ein paar 
anderen Leuten. Ich habe dann gesagt, dass ich Büchergeld haben will – „Ja, bist du denn von 
uns delegiert?!“ – „Na klar, bringt das mal flott über die Bühne!“ (ich hatte immer ein 
ziemlich lockeres Mundwerk) – „Ja, das machen wir.“ Mein ehemaliger Brigadier war 
inzwischen Abteilungsleiter beim Schiffbau und marschierte mit mir zum Kaderleiter. Der 
ließ sich meine Daten geben und ich bekam ein Delegierungsschreiben der Warnowwerft in 
dem eben stand, dass sie mich zum Studium delegieren, mit dem Ziel als Justiziar auf der 
Werft wieder anzufangen. Da habe ich das Wort Justiziar zum ersten Mal gehört und habe 
mich darauf gestürzt. Ich habe dann meine letzten zwei Jahre in Berlin zu Ende gemacht und 
war froh, dass ich diese Delegierung hatte. Eigentlich war ich von der Humboldtuni für ein 
Richteramt auserkoren worden, für das Familiengericht. Scheidungen und so ein Quatsch, das 
war nun überhaupt nichts für mich. Ich hatte dort mal ein Praktikum gemacht und ich werde 
nie vergessen, wie frustrierend das war. Da saßen also drei Richterinnen in einer 
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Verhandlung, bei der es um Unterhaltszahlungen für Kinder ging. Die Mutter der Kinder war 
eine attraktive und hübsche Frau. Das musste ich durchaus zugeben. Die tat mir jedenfalls 
irgendwie leid. Als die Richterinnen dann zur Beratung rausgingen, hatten die drei nur ein 
Thema: „Hatte die nun einen BH um oder nicht?“ Da hab´ ich gedacht: „Das kann doch wohl 
nicht wahr sein!“ Das hat mich so geschockt, dass ich lieber wieder zurück auf die Werft 
ging. Als ich mein Diplom hatte, wurde ich dort als Leiter der Arbeitsökonomie eingesetzt. 
Dann ging der Betriebsjustiziar Fritz Häupl in die VVB, als erster Justiziar der gesamten 
Schiffbaubetriebe. Ich wurde daraufhin Werftjustiziar in der Warnowwerft. Nach einem 
Vierteljahr war ich also schon der Chef der Rechtsabteilung. Das lief ziemlich gut. Nach etwa 
zehn Jahren wurde das Kombinat gegründet und ich Kombinatsjustiziar. Das Kombinat war 
einem Konzern, wie es im Westen üblich war, nachgebildet. Dann kam die Wende und der 
Schiffbau wurde eine Aktiengesellschaft – eine Holding wurde als Aktiengesellschaft 
eingesetzt. Die 25 Werften wurden dann GmbH´s. Ich war dann zehn Jahre als Chefjustiziar 
der Schiffbauholding eingesetzt. Da habe ich den Schiffbau zu Grabe getragen. 
Anhand meiner Schilderungen haben Sie wahrscheinlich gemerkt, dass ihre Fragen nicht 
unbedingt im Mittelpunkt standen. Diese Themen haben mich nicht so sehr berührt. Ich 
nehme mal dieses Beispiel vom 17. Juni ´53: Da war ich Lehrling in der Warnowwerft. An 
diesem Tag schrieben wir eine Arbeit im Fach Rechnen und das war nun nicht gerade meine 
Sache. Ich bekam immer schlechte Noten in dem Fach. Wir hatten also die Aufgaben 
bekommen und ich kaute auf meinem Stift herum, weil ich nicht wusste, wie ich die lösen 
sollte. Da knackten mit einem Mal die Lautsprecher und es kam die Durchsage, dass sich alle 
sofort in die Aula begeben sollten – das war im Warnemünder Lehrkombinat. Meine 
Erleichterung war groß. Zack hatte ich alles zusammengepackt und war einer der ersten in der 
Aula. Da kam der Direktor der Einrichtung und sagte: „Während wir alle fleißig und 
freundlich die Bleistifte spitzen, klopfen die Faschisten an unsere Tür.“ Da hab´ ich gesagt: 
„Lass sie doch klopfen, Hauptsache wir brauchen keine Arbeit schreiben.“ Als wir dann 
rauskamen, standen draußen schon Sowjettruppen mit Maschinengewehren vor der Tür und 
wir wurden nach Hause geschickt. Wir sollten dann erst einmal abwarten. Etwa eine Woche 
später bekamen wir dann einen Brief, dass der Lehrbetrieb wieder weiter geht. 
Am 13. August 1961 war ich an der Humboldtuni. Da haben wir das gar nicht so richtig 
mitbekommen, obwohl die Uni ja dicht am Brandenburger Tor stand. Erst nach und nach als 
dann einige über die Grenzen abhauten. Wir haben uns davon distanziert, weil immer schwer 
erkennbar war, warum die so einen Quatsch machten. Wir machten damals ein Praktikum im 
Frauengefängnis von Berlin. Die Mädchen gingen in einer Gruppe von 15-20 Personen. Wir 
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Jungen durften da nur zu Fünft mit zwei Wachen durch, damit die Insassen sich da keinen von 
uns raus griffen. Mit einem Mal stand da eine vor mir, fing an zu heulen und lief weg. Das 
war eine von der Studentenbühne. Der Name des Mädchens ist mir nicht mehr bekannt und 
Gründe der Inhaftierung kenne ich auch nicht. Ich habe das damals nicht so ernst genommen, 
weil ich auch immer wieder mal mit meinem Zwillingsbruder, der fast genauso aussieht wie 
ich, verwechselt wurde. Das passiert heute übrigens immer noch. Mich sprechen oft Leute an: 
„Wie geht´s, wie steht´s?“ Bevor ich demjenigen klar mache, dass ich nicht der bin, den er 
meint, sage ich: „Mir geht´s gut.“ Das ist wesentlich unkomplizierter, hat mich aber auch 
immer veranlasst, etwas oberflächlich über solche Sache hinwegzugehen. 
Aber zurück zur ABF: An der ABF sind fast alle Mitglied der Partei geworden. Das wurde 
auch undramatisch gemacht. Wir sollten als Kinder der Arbeiterklasse die führende Rolle im 
neuen sozialistischen Staat übernehmen und uns ordentlich dafür anstrengen. Das war denen 
schon klar, dass das nicht rein über Befehle funktionierte. Man brauchte schon den Willen des 
Einzelnen, sich die entsprechende Anerkennung zu erarbeiten. Es spielte immer die 
tatsächlich geleistete Arbeit eine Rolle. Meine Schwägerin, die war beim Bezirksvorstand des 
FDGB und sagte immer: „Wir sind die staatstragende Kraft.“ Wenn wir hier eine 
Familienfeier hatten, habe ich immer ihre „staatstragende Kraft“ ins Lächerliche gezogen. Die 
war dann immer bitterböse. Ich sagte zu ihr: „Was machst du denn an den Schiffen, konkret? 
Du sorgst vielleicht dafür, dass eine Plakatrolle davor steht oder wie auch immer. Aber die 
Schiffe bauen wir.“ 
Auf diesen ganzen Absolvententreffen, die wir machen, kommt der größte Teil der 
Kandidaten, die dort erscheinen, aus den alten Bundesländern und von dieser 
Vorstudienabteilung. Die Vorstudienschule bzw. -abteilung, so ist uns das klar gemacht 
worden, sollte nach dem Krieg, der sieben Jahre gedauert hatte und der dazu führte, dass in 
dieser Zeit kaum Leute für die Uni vorbereitet worden sind, zusätzliche Qualifizierungsstellen 
schaffen, um einen Ausgleich zu erreichen. Es war dabei klar, das für einen „blühenden 
sozialistischen Staat“, der geschaffen werde sollte, die Arbeiterklasse eine herausragende 
Rolle spielen musste. Deshalb kamen vorrangig Arbeiterkinder an die Vorstudienabteilung 
und ABF. Nun stellte sich aber die Frage: „Wer ist ein Arbeiterkind?“ Dazu gab es bestimmte 
„Rituale“ und Statistiken. In meiner Zeit an der ABF, Ende der fünfziger Jahre, waren 
beispielsweise alle Generale der Armee „Arbeiter“ und ihre Kinder folglich „Arbeiterkinder“. 
Ich hatte in den ersten Jahren an der Humboldtuni eine Freundin – unser Verhältnis war aber 
noch nicht sehr intensiv. Deren Vater war Generalleutnant. Die spielte da das große 
Arbeiterkind, dass ich dachte: „Das kann doch wohl nicht wahr sein!“ Die wurde mit einem 
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Dienstwagen aus Döbeln nach Berlin gefahren und wieder zurück. Also, es fiel bei vielen an 
der Universität auf, dass das an den Haaren herbeigezogen war, mit dem Arbeiterkind. Ich 
finde man kann nicht automatisch sagen, dass ein General ein Arbeiter ist. Wenn man 
natürlich von der führenden Rolle der Partei, die ja immer propagiert wurde, ausgeht und auch 
davon ausgeht, dass Institutionen wie Armee, Polizei, Justiz usw. von Arbeitern geführt 
werden mussten, war diese absurde Einteilung klar.  
Es wurden ja zuerst, was die Justiz betrifft, nach dem Krieg auf Sonderlehrgängen Richter 
ausgebildet – sogenannte Volksrichter. Die hatten theoretisch von der Justiz keine Ahnung. 
Die machten das alles aus dem Bauch heraus. Irgendwann waren dann aber genug studierte 
Leute da, die die Justizstellen besetzen konnten. Nun wurden die ganzen Volksrichter und -
richterinnen in die Betriebe geschickt. Die taten mir dann richtig leid, weil es ja ein Leichtes 
war, die an die Wand zu klatschen. Ich kann mich erinnern, dass die Reederei hier im 
Überseehafen drei Justiziarinnen hatte. Das waren zwar sehr liebe Kolleginnen aber sie hatten 
keine richtige Ahnung und auch nicht das Empfinden. Ich sagte ihnen das auch. Sie machten 
das wie eine Waschfrau: Die haben einfach mal reingefasst und festgestellt, ob es heiß oder 
nicht heiß war oder haben mich angeguckt und sich gefragt, ob sie aus meinem Gesicht 
ablesen könnten, ob es heiß oder nicht heiß ist. Die sind dann auch bald wieder abgezogen 
worden und kamen zum Beispiel in gewerkschaftliche Stellen, wo sie dann schön dummes 
Zeug reden konnten. Richtige Juristen waren die nicht. Und im Schiffbau oder generell in der 
Wirtschaft kam es ja nicht darauf an, irgendeinen leuchtenden Stern da zu bejubeln, sondern 
möglichen oder vorhandenen Schaden abzuwenden. Dazu meine letzte Episode – mein erster 
Fall, den ich als Justiziar der Warnowwerft übernahm: Ich musste zur Reederei. Die hatten 
uns wegen Qualitätsmängeln an einem neuen Schiff eine Vertragsstrafe von 250.000 Mark der 
DDR berechnet. Ich habe mit denen verhandelt und war auch sehr energisch – halt immer 
drauf los. Dann haben die gesagt: „250.000 haben wir berechnet. Okay, wir nehmen 50.000 
und das Thema ist abgeschlossen.“ So recht wusste ich nicht, wie ich reagieren sollte, sagte 
dann aber: „Einverstanden!“ Dann haben wir ein Protokoll gemacht, in dem Stand: „Der 
Schiffbau zahlt 50.000 Mark und damit sind alle weiteren Forderungen abgegolten.“ Ich fuhr 
dann wieder zu meinem Werftdirektor und teilte ihm reumütig mit: „Es tut mir leid, aber ich 
habe 50.000 akzeptiert. Was hältst du jetzt davon?“ Er sagte dann: „Ich weiß gar nicht, was du 
willst. Wir haben doch 200.000 gewonnen. Die 50.000 zahlen wir mit links. Wenn die uns 
aber vor Gericht verklagen, dann kriegen die die 250.000.“ Da hab´ ich dann gesagt: „Ach so 
ist das.“ Man musste auch einfach den Mut haben, solche Sachen durchzuziehen. Die haben 
mich als einen einigermaßen brauchbaren Juristen akzeptiert. 
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Hall: 
Sie sagten, dass sie in der Jungen Gemeinde waren und in der FDJ. Das ist ja eine 
Besonderheit. War die Sport-AWO das einzige Argument, um sich schließlich nur für die FDJ 
zu entscheiden? Gab es auch Druck von Außen? 
 
Bull: 
Mein Großvater war sehr stolz auf seine Zwillinge. Wir haben ihn sehr verehrt, weil er als 
Küster für den gesamten Ablauf an der Kirche zuständig war. Mittags um zwölf wurde immer 
die Glocke geläutet. Das durften mein Zwilling und ich machen, jedenfalls solange wir im Ort 
waren. Da gab es festgeschriebene Abläufe für das Glockenspiel. Am Sonnabend um 16 Uhr 
wurde auch die Glocke geläutet – nach dem Rhythmus: „De kotte Wust de magg ick nich, de 
lange Wust de krieg ick nich, bim, bam, bum“. Das war ein längeres Spiel. Wenn dann die 
Glocke von oben geläutet wurde, das war schon eine Kunst. Jetzt läutet die Glocke nur noch 
elektrisch. Wir hatten auch im Dorf ein bestimmtes Ansehen. Ich war auch Hilfspastor. Ich 
war ja immer noch Mitglied der Kirche, bis etwa 1958. Wenn der Pastor eine Litanei vortrug, 
spielte ich als Laie mit. Ich hatte auch einen schwarzen Talar ohne Ärmel an. Ich musste 
immer die Episteln im Evangelium verlesen – also das, was aus der Bibel vorgelesen wurde. 
Dann musste ich ein großes Kirchengebet singen: „Lasset uns in Frieden den Herrn anrufen 
…“ – also eine richtige Litanei. Der Pastor gab mir immer vorher, was ich vortragen sollte. 
Auf diese Funktion war ich stolz. Ich war ja immer vorne weg in der Kirche.  
Inhaltliche Gedanken, das war ja Ihre Frage, spielten eigentlich überhaupt keine Rolle. Es gab 
die Junge Gemeinde. Da haben wir Radtouren oder Picknicks gemacht. Da gab es auch zwei 
oder drei Bauern (Pingel von nebenan zum Beispiel), die Kutschfahrten mit uns machten. Der 
Pastor erzählte uns Storys aus seiner Gefangenschaft und es gab den normalen 
Religionsunterricht. Als wir kurz vor der Konfirmation waren, da ging der Pastor zu meinem 
Großvater und sagte: „Die beiden Burschen, die Zwillinge, sind ganz schön faul und wenn die 
sich nicht ernsthaft anstrengen, dann fallen die durch die Prüfung.“ Das war für meinen 
Großvater ein Schock und er hat zu uns gesagt: „Das könnt ihr mir nicht antun!“ Dann haben 
wir in den vier Wochen, die noch Zeit waren, jeden Tag für den Religionsunterricht gebüffelt. 
Schließlich haben wir bestanden und sind konfirmiert worden.  
Die Entscheidung eines Kirchenaustrittes stellte sich im ersten Jahr an der ABF. Da war die 
Argumentation ziemlich eindeutig und einfach: Ist die herrschende Philosophie der Atheismus 
oder die Religion? Nun waren wir alle schon so weit, zu sagen, dass es einen lieben Gott nicht 
gibt. Unser Pastor, Gerlach, der fing dann auch plötzlich an mit uns so zu reden: „Einen lieben 
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Gott an sich gibt es wahrscheinlich nicht aber eine göttliche Philosophie kann man ja 
trotzdem haben. Der Mensch ist von sich aus schlecht und er muss ständig erzogen werden, 
um sein Seelenheil zu erfahren.“ Die Religion war ja auch durchaus spannend: Die Wunder 
die Jesus vollbracht haben soll, wie er übers Meer gelaufen ist usw. Wir haben dann auch 
versucht, ob das geht. Es hat nicht funktioniert. Irgendwann kam dann auch die Erfahrung: 
„Das ist ja eigentlich alles gelogen und nichts ist bewiesen.“ Als ich dann mit der Meinung 
von der ABF in die Familie kam und zu meiner Mutter sagte: „Also Mutters, wenn du dich 
mit der Kirche auseinandersetzt und das ist alles gelogen, was soll ich dann da noch drin. Da 
tret´ ich aus!“ Da kam dann die Reaktion: „Das kannst du doch nicht machen!“ Ich musste 
dann zum Notariat und eine Erklärung zum Austritt unterschreiben. Währenddessen haben die 
sich in die Kirche gesetzt und dann hat der Pastor alle aufstehen lassen und für ein verlorenes 
Schaf gebetet – das war ich. Manche im Dorf haben dann ein Vierteljahr nicht mit mir 
gesprochen. Es kamen aber auch viele, die sagten: „Da wirst du dir schon etwas bei gedacht 
haben.“ Dann war das vom Tisch. Es war nicht so, als ob es ernste Auseinandersetzungen zu 
diesem Thema gab. Es gab die einfache Logik: Wenn sich das alles nicht beweisen lässt und 
wenn man es nachmacht, dann klappt es gar nicht, dann braucht man auch die Religion nicht. 
In der ABF-Zeit hatten wir mal einen Kommilitonen, der strenger Kirchgänger war. Sein 
Vater hatte irgendwo eine Kirchenfunktion. Der Junge selbst war dann auch wirklich so weit, 
dass er sagte: „Ich glaub´ da wirklich nicht dran. Ich trete auch aus.“ Zwei Tage später kam er 
leichenblass an und fragte die Seminargruppe, was er machen solle. Sein Vater hatte mit ihm 
ein Gespräch geführt und gesagt, wenn er aus der Kirche austritt, ist er nicht mehr sein Sohn 
und solle das Haus verlassen. Da haben wir natürlich gesagt: „Soweit kannst du das nicht 
treiben.“ Das war ein ganz ehrlicher Bursche und er kam dann von sich aus ein paar Tage 
später und sagte: „Ich bin jetzt ausgezogen bei meinen Eltern und wohne jetzt bei meinen 
Großeltern. Die haben Verständnis für meine Situation.“ Das heißt zu Deutsch, dass er auch 
ausgetreten ist. Aus meiner Seminargruppe ist ein Mädchen in der Kirche geblieben. Die hat 
dann Sport studiert. Sie war eine gute Handballerin. Die habe ich erst vor kurzem auf einem 
Absolvententreffen der ABF wiedergesehen. Nach dem Studium war sie Grundschul- bzw. 
Unterstufenlehrerin. Sie hat das alles wunderbar überstanden und erzählte auch von ihren 
Eltern, die damals zu ihr sagten: „Wer nicht mitmachen will, der kann sich entscheiden. Der 
kommt dann aber auch nicht in die Spitze – ganz einfach.“ Man fand sich damit irgendwie ab. 
Mein Zwillingsbruder – er war ebenfalls bei der Armee – trat übrigens auch aus der Kirche 
aus. Das nahmen sie ihm im Dorf aber nicht mehr so übel. Für ihn haben sie nicht mehr 
gebetet.  
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Hall: 
Hat ihr Austritt aus der Jungen Gemeinde etwas mit den öffentlichen Angriffen und 
angestrebten Verbotsverfahren gegen diese kirchliche Jugendgruppe zu tun gehabt? 
 
Bull: 
Ich bin etwa 1958 aus der Jungen Gemeinde ausgetreten. Bestimmte Aktionen wurden schon 
Anfang der Fünfziger gestartet. Ganz zu Beginn fand ich die albern, weil die so an den 
Haaren herbeigezogen waren. Ich hatte immer ein gesundes Gerechtigkeitsempfinden und war 
über diese Unterstellungen (Gangstertum, Kriegstreiberei) sehr empört. Wenn irgendwelche 
SED- oder FDJ-Funktionäre mit mir redeten, dann sagte ich: „Zeigt mir mal, wo das 
überhaupt war. Ich glaub´ nicht einfach nur, was ihr so daherredet. Ich möchte wissen, wem 
etwas nachgewiesen wurde und wie es geahndet wurde. Mir einfach etwas an den Kopf zu 
knallen, ohne Beweise nennen zu können … Wenn ihr das nicht macht, geh´ ich davon aus, 
dass es nicht stimmt, was ihr sagt.“ Damit war die Sache vom Tisch. 
Dabei spielte auch der Sport eine Rolle. Ich habe ja ein paar Jahre lang geboxt. Das ist ja eine 
sehr harte Sportart. Nicht nur, dass man sich die Augenbrauen kaputt macht, sondern auch 
vom Training her. Da bin ich jeden Tag mit dem Fahrrad zum Volksstadion gefahren. Wenn 
Sie sich nun vorstellen, neben dem Dreischichtsystem dann jeden Tag noch das Boxtraining: 
Da habe ich mich mit solchen inhaltlichen Dingen kaum auseinandergesetzt. Aber eine 
Grundhaltung hierzu hatte ich immer: „Für reine Behauptungen habe ich kein Verständnis.“ 
Das wurde später in meiner Juristenzeit natürlich unterstützt, auch wenn man dabei 
sozialistische Kriterien ansetzte. Aber man kann ja auch Weltbilder aufbauen, die mit 
materiellen Dingen nichts zu tun haben müssen. Das sind zwei verschiedene Ebenen. 
 
Hall: 
Haben Sie die Grundpositionen, für die die SED und FDJ standen (Marxismus-Leninismus), 
mitgetragen oder waren sie eher aus pragmatischen Gründen (wie netten 
Tanzveranstaltungen etc.) dort Mitglied? 
 
Bull: 
Fangen wir mal mit den Tanzabenden an. Wenn hier Tanzabende veranstaltet wurden, hatte 
ich ja den Nachteil, dass ich auf der Bühne als Musiker stand. Das war nun nicht so sehr 
begeisternd. Aber fangen wir andersherum an. 
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Wir hatten damals einen Bekannten, der im Westen Philosophie und Literatur studierte. Er 
kam eines Tages zu Besuch und hatte den „Faust“ dabei. Da habe ich mich hingesetzt und den 
„Faust“ gelesen – als junger Achtklassenschüler. Meiner Mutter sagte zu mir: „Was soll denn 
das? Das verstehst du doch ohnehin nicht.“ Ich antwortete: „Das versteh´ ich alles.“ Ich war 
davon überzeugt, dass ich diese philosophischen Spitzfindigkeiten, die da Mephisto mit Faust 
zelebriert, verstehen würde. Schließlich hatte Karlchen, dieser Student, das auch gelesen. 
Aber eigentlich, im inhaltlichen Sinne, habe ich mich mit dieser Thematik nicht 
auseinandersetzen können. Da fehlte mir das Vermögen zu.  
Die ABF wird im Rückblick, auch wenn ich mich mit Leuten von damals heute wieder treffe 
(das sind oft so Kleinigkeiten, über die man dann spricht), äußerst positiv wahrgenommen. 
Auf den Absolvententreffen der ABF im Ratskeller mache ich immer den Empfang. Ich stehe 
dann vorne und frage die Leute, aus welchem Abijahrgang sie kommen, damit man überhaupt 
noch Leute an den Tisch bekommt, die sich auch kennen. Das Gros ist ja über 70 Jahre alt. Ich 
habe mal einen erlebt, der war besonders lustig. Der glaubte erst niemanden zu kennen. Dann 
habe ich ihn gefragt aus welchem Jahrgang er ist und ihm den entsprechenden Tisch gezeigt. 
Er hat dann auch einen Gesprächspartner dort gefunden. Nach der Veranstaltung kam er so 
gegen Mitternacht zu mir und sagte: „Vielen Dank, dass du mich mit dem da verbunden hast 
aber zum Schluss hab´ ich doch gemerkt, dass er gar nicht derjenige war, den ich von Früher 
kenne.“ 
Die ABF, die ja nun heute auch überall angefeindet wird, vor allen Dingen von Leuten die 
überhaupt nicht wissen, wovon sie eigentlich reden, war ein besonderes Erlebnis. Das jemand 
Abitur machte und Probleme in der Grammatik hatte, war genauso die Ausnahme, als wenn 
jemand an der Oberschule seinen Abschluss machte und derartige Probleme aufwies. Oft ist 
so etwas an den Haaren herbeigezogen. Das ignoriere ich dann einfach. 
 
Hall: 
Sie haben sich ja frei an der ABF in Rostock beworben. Haben Sie ihre Bewerbung nur 
aufgrund einer Zeitungsanzeige vorgenommen oder gab es möglicherweise ein 
Delegierungsgespräch bei der NVA?  
 
Bull: 
Das war eine spontane Entscheidung, nachdem ich von der Existenz einer derartigen 
Einrichtung an der Musikhochschule gehört hatte. Ich wurde nicht geworben. 
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Hall: 
Bezüglich Ihrer Zeit an der Humboldt-Universität haben Sie erwähnt, dass die Studenten 
nicht immer der sozialen Herkunft nach, als wirkliche Arbeiter- und Bauernkinder angesehen 
werden konnten. Sie nannten das Beispiel einer Studentin, deren Vater Generalleutnant war. 
Nun sollte an der ABF ja ganz besonders auf die soziale Herkunft bzw. Stellung der Bewerber 
geachtet werden. Waren die Studenten denn tatsächlich, wie es vorgegeben war, immer 
Arbeiter- und Bauernkinder? 
 
Bull: 
In meinem Umfeld an der ABF haben wir so gut wie nie darüber diskutiert. Diese 
Entscheidungen fielen ja im Vorfeld der Zulassungen in den Büros. Ich weiß nur, dass einmal 
einer entlassen wurde. Nach etwa einem halben Jahr wurde festgestellt, dass er falsche 
Angaben in seinem Fragebogen gemacht hatte. Beim Vater hatte er Arbeiter hingeschrieben 
und der war wohl in Frankfurt am Main an der Universitätsklinik Professor. 
Bei uns kam sehr schnell ein Zusammengehörigkeitsgefühl auf. Wenn an der Universität 
Semestereröffnung war, dann marschierten ja die Professoren in ihren Roben zum 
Universitätshauptgebäude. Da marschierte unser Wolfgang Brauer mit. Er war ja Professor für 
Germanistik
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 und Direktor der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät. Wir kriegten immer mit, dass 
er grundsätzlich allein marschierte. Die anderen distanzierten sich immer ein bisschen von 
ihm. Da waren wir trotzdem immer sehr stolz, dass unser Direktor vorne in der ersten Reihe 
marschierte. Uns interessierte nicht, ob die anderen ihn ignorierten. Wir wurden ja auch in der 
Aula der Rostocker Universität immatrikuliert. Das wurde richtig vom Rektor der Universität 
durchgeführt. Da haben wir uns schon etwas merkwürdig gefühlt. Wir wollten ja schließlich 
erst das Abitur machen und hinterher dann studieren. Dass man aus uns jetzt schon Studenten 
machen wollte, ohne dass wir die notwendigen Voraussetzungen mitbrachten, fanden wir 
ungewöhnlich. Das sollte an der ABF auch schon immer so heißen, wie an der Universität, 
also Seminare, Semester, Semesterferien, Studiengruppen usw. Die Begriffe wurden schon 
immer analog dem Universitätsgeschehen gewählt. Das war natürlich ein bisschen 
übertrieben. Es hat uns aber weniger gestört. 
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 Richtigstellung: Wolfgang Brauer wurde erst 1974 ordentlicher Professor für Methodik des 
Deutschunterrichts. 
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Hall: 
Gab es neben dieser gewissen Ausgrenzung des Direktors der ABF bei der 
Immatrikulationsfeier etwaige Konflikte zwischen ABF-Studenten und den Oberschülern, die 
als Studenten an der Universität Rostock studierten? 
 
Bull: 
Einmal, daran kann ich mich noch erinnern, mussten wir zum Ernteeinsatz. Da sagte dann 
irgendeiner: „Wir nehmen die ABF-Studenten gesondert, damit keine Konfrontationskontakte 
entstehen können.“ Das mag einerseits an unserer besonderen Tüchtigkeit gelegen haben oder 
andererseits an unserem Alter. Wir waren in der Regel ja schon alle etwas älter: Die meisten 
hatten schon einen Beruf erlernt und waren bei der Armee gewesen. Deshalb ließen wir uns 
nicht irgendwas von so einer jungen Studentin vorkauen. Das hängt natürlich auch damit 
zusammen, dass Sie, wenn Sie drei oder vier Jahre älter sind und Ihnen das ABC noch einmal 
erklärt wird, gar nicht richtig hinhören.  
Probleme im eigentlichen Sinne gab es nicht.  
Ich kenne einige leuchtende Professoren in Rostock, besonders in der Medizin, die es toll 
finden, dass sie es über die ABF bis in die höchsten Kreise geschafft haben. Es ist wohl nicht 
zu leugnen, dass in der überwiegenden Anzahl der ABF-Absolventen mehr Ehrgeiz steckte, 
als in vielen Studenten, die von der Oberschule kamen. Sicherlich steckte hinter diesem 
Ehrgeiz auch die Erkenntnis, dass man wegen der fehlenden Vorbildung auch mal eine Stunde 
länger lernen musste, als die anderen. Es kamen aber auch immer leichte 
Minderwertigkeitskomplexe auf. Die wurden auch von anderer Seite durch Arroganz 
geschürt. Das war aber eher hintergründig. Offiziell traute sich das keiner. So richtige 
Konfrontationen habe ich nicht erlebt. 
 
Hall: 
Sie haben davon gesprochen, dass Sie bereits Mitglied in der FDJ waren und aus der Kirche 
ausgetreten sind. Wie haben Sie sich in der Zeit an der ABF politisch/gesellschaftlich 
engagiert? Welche Funktionen übten Sie aus? 
 
Bull: 
Ich war in der vormilitärischen Ausbildung. Das war immer eine gute Beschäftigung, weil ich 
sonst in diese Richtung nicht viel machen brauchte. Sonst war ich da gar nichts weiter. Doch 
– in der Studentenbühne habe ich mitgespielt. 
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Hall: 
Sie waren aber Mitglied der SED? 
 
Bull: 
Ja, ich war sogar Parteigruppenorganisator in unserer Seminargruppe. Ich musste den Beitrag 
kassieren und solche Sachen. 
 
Hall: 
Wo waren Sie untergebracht? 
 
Bull: 
Im Wohnheim in der heutigen Sankt-Georg-Straße war ich untergebracht. Da war ich sogar in 
der Heimleitung. Das war immer lustig, wenn wir den berühmten ABF-Fasching dort 
veranstalteten. Ich gehörte damals zu der Kapelle und wir mussten für die musikalische 
Unterhaltung sorgen. Wenn der Abend zu Ende ging – ab 22 Uhr hatten die Mädchen nichts 
mehr auf den Jungenzimmern zu suchen und umgekehrt – bin ich dann von Zimmer zu 
Zimmer getobt und hab´ gesagt: „Sucht eure eigenen Betten wieder auf!“ Das war sehr 
amüsant aber manchmal auch unangenehm, weil ich von einigen wusste, dass sie eigentlich 
schon einen Freund bzw. eine Freundin hatten. Die bekamen natürlich Angst, dass ich sie 
verpfeifen würde, was ich aber nie gemacht habe. 
 
Hall: 
Die vormilitärische Ausbildung, bei der Sie Hundertschaftkommandeur waren, fand ja im 
Rahmen der GST statt. Als die GST an der ABF aktiv wurde, sollte diese als 
Motorradstützpunkt ausgebaut werden. Erhielt der ABF die versprochenen 30 Motorräder? 
 
Bull: 
Die haben wir gekriegt aber daran war ich selbst nicht beteiligt. Ich habe den 
Motorradführerschein in Berlin an der Humboldtuni gemacht. 
Hall: 
Waren ABF-Studenten in den Universitätsgremien aktiv, so dass sie dort auch Einfluss auf die 
Universität Rostock ausübten? 
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Bull: 
Es waren einige in den Leitungen drin. In der FDJ-Hochschulgruppe Hermann Julius zum 
Beispiel. Das war zwar ein sehr agiler Mann aber er hatte dort nicht viel zu sagen. Er hat uns 
zwar immer davon berichtet aber das waren nicht unbedingt Themen, die uns interessierten. 
Da waren wir dann doch wieder mehr „(Ober-)Schüler“ als selbstständig denkende und 
handelnde Studenten. 
 
Hall: 
Wie war das Verhältnis zwischen den Lehrkräften und Studenten an der ABF? 
 
Bull: 
Locker, denn wir waren ja alle in der Partei und da duzte man sich. Manche jüngeren 
Mädchen haben sich das bei älteren Lehrern nicht getraut. Aber wir Jungs haben sie geduzt. 
Das Verhältnis war aber immer respektvoll. Das waren sehr intelligente Leute. Dr. Prehn war 
mein Biologielehrer. Der war noch sehr jung und wir lernten bei ihm alle vier Wochen eine 
neue Pflanze kennen. Das hat er einfach so als Gag eingeführt und das hat uns gefallen. Er 
brachte dann irgendein Gewächs mit und wir haben das abgemalt und den deutschen und 
lateinischen Namen dazu aufgeschrieben. Mit den drei lateinischen Namen, die mir noch im 
Kopf geblieben sind, blende ich heute noch manchmal die Leute über meine 
Biologiekenntnisse. Meine damalige Verlobte und seine zukünftige Frau, die Brigitte Prehn, 
waren Geschwister. Daher kenne ich sie schon etwas persönlicher. Ihre Schwester, also meine 
damalige Verlobte, hat dann nachher Außenwirtschaft studiert. Wir haben heute noch 
Kontakt. Wir haben einen großen Sohn, der jetzt in New York lebt. 
Ein anderer Biologielehrer, den wir hatten, der musste die Befruchtung von Menschen und 
Tieren behandeln. Da hat er seelenruhig das Licht ausgemacht und den Vorhang zugezogen, 
um mit dem Bildwerfer das Thema zu behandeln. Als er dann das Licht wieder anmachte 
hatte er einen knallroten Kopf, so schüchtern oder streng erzogen war der. Ab dann sagten 
immer alle: „Heute kommt wieder unser Dozent mit dem Bildwerfer. Im Dunkeln ist gut 
Munkeln.“ Da haben die Mädchen dann immer gleich angefangen zu kichern. 
 
Hall: 
War die Zusammensetzung des Lehrkörpers zu der Zeit in irgendeiner Form noch bürgerlich 
geprägt? 
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Bull: 
Nein, aber so richtig kann ich das nicht beurteilen.  
 
Hall: 
Wenn man sich die morgendlichen Appelle, die Hausordnung des Wohnheims, studentische 
Wachen usw. anschaut, entsteht der Eindruck einer Militarisierung der ABF – war dem so? 
 
Bull: 
Naja, der Appell war einmal in der Woche oder alle vierzehn Tage. Da hielt der Direktor eine 
Rede. Ich musste alle auf dem Hof antreten lassen und dem Direktor melden, dass alle 
angetreten sind. Das war eigentlich alles. Dann hielt er eine Rede über mehr oder weniger 
aktuelle Ereignisse. Ich war dann auch damit beschäftigt, dass das Karree auch schön stehen 
blieb und nicht anfing zu wackeln. Ich habe dann meistens gar nicht richtig hingehört, was er 
da erzählt hat. 
 
Hall: 
Wie verlief denn so der Tagesablauf an der ABF und im Wohnheim? Es gab ja eine sehr 
rigide Hausordnung, die festlegte, wann aufzustehen sei, wie lange Frühstück gegessen 
werden sollte etc. 
 
Bull: 
Im Grunde verlief der Tagesablauf wie an einer Oberschule. Die Hausordnung wurde wenig 
kontrolliert. Es gab aber das Heimaktiv. Bei bestimmten Veranstaltungen, wo die sich dann 
gegenseitig in die Betten krochen, musste das Heimaktiv einschreiten und für Ordnung 
sorgen. 
Bei meinem Lebenslauf hab ich vergessen zu erwähnen, dass ich ein halbes Jahr in der 
Kammer für Außenhandel als Havariekommissar gearbeitet habe. Max Oesau, ebenfalls ABF-
Absolvent, war auch dort tätig. Havariekommissar, das ist ein Anwalt, der ausländische 
Reedereien bei Schiffshavarien im Gebiet der DDR vertritt. Das war ein interessantes Thema, 
über dass ich Materialien zusammenstellte, wie so etwas aufgebaut sein muss. Als ich das 
fertig hatte, da musste ich meine Ergebnisse in der Kammer für Außenhandel in Berlin 
vorstellen. Das haben die dort auch hochinteressant gefunden und gesagt: „Das macht aber 
das Büro für internationale Zivilrechtsangelegenheiten des Außenministeriums der DDR.“ 
Damit war ich wieder raus aus der Angelegenheit. 
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Hall: 
Sind Ihnen noch bestimmte Zeitgeschehnisse aus Ihrer Zeit (1957-60) an der ABF in 
Erinnerung? Worüber wurde dort diskutiert (Nachwirkungen der Ungarnkrise)? 
 
Bull: 
Da ist mir nichts vom im Gedächtnis hängen geblieben und ich habe Kopfgröße 62, da geht 
also einiges rein. 
 
Hall: 
Hat sich Ihre Einstellung zur DDR dadurch verändert, dass Sie die Möglichkeit erhielten das 
Abitur kostenlos an der ABF nachzuholen, ein Stipendium zu erhalten und andere 
Vergünstigungen (siehe Wohnheim) zu bekommen?  
 
Bull: 
Das passte einfach so in mein Lebensbild hinein. Durch meine Position hier im Dorf, jeder 
fand mich nett, jeder meinte, der macht das schon, habe ich ohnehin die Einstellung vertreten: 
„Du musst schon vorne bleiben.“ Ich fand es völlig normal angesprochen zu werden: „Du 
kannst sechs Jahre in Moskau studieren.“ Da habe ich mir überhaupt keine Gedanken 
gemacht, warum der auf die Idee kommt, ausgerechnet mich anzusprechen. Ich fand mich 
immer zu allem geeignet. Ich will jetzt nicht übertreiben aber ich hatte immer ein gesundes 
Selbstbewusstsein. Es stellte auch einfach keine große Besonderheit dar, ein Stipendium zu 
bekommen. Das bekamen schließlich alle.  
 
Hall: 
Die Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten hatten ja nicht nur die Funktion Bildungsgerechtigkeit 
herzustellen (also Arbeiter- und Bauernkindern den Weg zu höherer Bildung zu erschließen), 
sondern sie hatten auch eine klare politische Funktion. Was war vordergründiger: Das 
Fachliche oder das Politische? 
 
Bull: 
Es war klar, dass die ABF eine politische Funktion zu erfüllen hatte. Es überwog aber immer 
das Fachliche. Wir waren uns schon im Klaren, dass wir in sehr konzentrierter Form das 
Wissen für ein späteres Studium geboten bekamen. Bei den Oberschulen ging das ja noch 
quer durch den Garten. Die ABF waren ja so konstruiert, dass man entsprechend in einem N-, 
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M- oder G-Zweig zielgerichtet auf das Studium vorbereitet wurde. Was die jeweiligen Fächer 
betrifft, waren wir davon überzeugt, dass man uns das Optimum geboten hat. Wir waren auch 
auf unsere Dozenten stolz. Ob die das nun verdient hatten oder nicht, konnten wir in der 
ersten Zeit dort kaum beurteilen. Später haben wir uns gesagt: „Dank dieser Dozenten sind 
wir das geworden, was wir auch werden wollten.“  
 
Hall: 
Wurde durch die gebotene Bildungschance an der ABF die Loyalität gegenüber der 
Deutschen Demokratischen Republik erhöht? Wie empfanden Sie das? 
 
Bull: 
Ich komme eigentlich immer wieder auf mein Selbstverständnis zurück. Ich war ja in einer G-
Gruppe und wollte das Abitur schaffen. Ich setzte alles dafür ein, um dies zu realisieren. Da 
habe ich mir ja keine großen Gedanken darüber gemacht, ob ich nun die DDR damit rette. 
Das haben wir nicht so verbissen gesehen. Natürlich wurden wir bei der Immatrikulation dazu 
verpflichtet alles zu tun, um ein Maximum an Ergebnissen heraus zu bekommen. Wenn Sie 
natürlich dann eine Fünf in Latein geschrieben haben, dann kriegen Sie schon das Sausen und 
fragen sich, ob Sie hier noch an der richtigen Stelle sind. 
 
Hall: 
Eine abschließende Frage noch: Sind Sie der Meinung, dass durch die Arbeiter-und-Bauern-
Fakultäten Bildungschancen gerechter verteilt wurden und dass sie eine „neue der 
Arbeiterklasse und ihrer führenden Partei treu ergebene Intelligenz“ hervorbrachten? Der 
letzte Teil des Satzes stammt aus einer Rede Prof. Brauers anlässlich des 30. Jubiläums der 
Gründung der Fakultät 1979. 
 
Bull: 
Das ist ein hochtrabender Satz. Man kann so eine Formulierung bei einer freudigen 
Feierstunde als schlagenden Satz vorbringen, aber wenn ich ein wissenschaftliches Forum 
durchführen würde, bei dem es schwarz auf weiß zu belegen gilt, wie etwas gelaufen ist, 
würde ich sicherlich etwas vorsichtiger sein. Ich wüsste nicht, dass 80 Prozent der ABF-
Studenten später Nobelpreise erhalten hätten (ich übertreibe jetzt etwas), so dass eine 
derartige Äußerung gerechtfertigt wäre. Von den biologischen Voraussetzungen, vom 
eigentlichen Intellekt her, hatte der ABF-Absolvent mit Sicherheit nicht mehr drauf, als 
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derjenige, der über die Oberschule gegangen war. Aber von der Einstellung her, von der 
Reife, wir waren ja etwa drei Jahre älter, waren für uns die Bedingungen günstiger. 
Zu Prof. Brauer will ich sagen, dass wir ihn sehr verehrten. Er war ein Streitmensch, der sich 
sehr für die Belange der ABF eingesetzt hat. Wir wussten uns immer in sicheren Händen, 
wenn wir ihn vor uns hatten. Er war immer unser Vorbild und wir betrachten ihn zum Teil 
heute noch so, weil er wirklich mit Leidenschaft und mit Hingabe sich dieser Verantwortung, 
aus uns brauchbare Intellektuelle zu machen, stellte und sein Möglichstes getan hat. Für jeden 
der eine Fünf geschrieben hatte, konnte er natürlich nicht geradestehen. 
 
Hall: 
Ich danke Ihnen für dieses interessante und aufschlussreiche Gespräch. 
 
Transkription des Zeitzeugengespräches vom 08.04.2008 mit Dr. Karl Georg Prehn 
 
Prehn: 
Nach fast 75 Jahren stellt sich, beim Rückblick auf das eigene Leben, fast unweigerlich die 
Frage: Wie ist es dazu gekommen, dass du dich so und nicht anders entwickelt hast? 
Ich bin im historischen Jahr 1933 geboren. Damals habe ich das aber natürlich noch nicht 
bemerkt. Es war insofern für mich historisch, da es einen großen Eingriff in unsere 
achtköpfige Familie darstellte. Wir waren also sechs Kinder. Mein Vater war Rechtsanwalt. 
Er hatte Jura in Rostock und in Heidelberg studiert. Ich stamme folglich aus einer 
bürgerlichen Familie. Mein Vater hatte vor 1933 als Rechtsanwalt oftmals Sozialdemokraten 
und Kommunisten vor Gericht verteidigt. In der Nazizeit wurde ihm dies zum Vorwurf 
gemacht und er erhielt keine Zulassung mehr. Er war dann etwa sechs oder sieben Jahre 
arbeitslos. Parallel dazu erhielt meine Mutter, weil sie sechs Kinder hatte, vom Gauleiter des 
Landes Mecklenburg das Goldene Mutterkreuz. Nun hatten wir in der Familie die Situation: 
Eine Mutter mit Goldenem Mutterkreuz und ein Vater, der wegen seiner 
sozialdemokratischen Haltung (er war kein Mitglied einer Partei und wollte es auch nicht 
werden) arbeitslos war. Meine Mutter ist dann mit der Auszeichnung nach Schwerin gezogen, 
erzählte sie mir, und hat dem Gauleiter das Kreuz auf den Schreibtisch gelegt und gesagt: „Ich 
brauche das nicht, wenn nicht dafür gesorgt wird, dass mein Mann die sechs Kinder mit 
ernährt. Alleine schaffe ich das nicht.“ Daraufhin ist tatsächlich etwas passiert. Mein Vater 
hat dann eine Anstellung als Zivilangestellter auf dem Fliegerhorst in Warnemünde 
bekommen. Der Fliegerhorst gehörte nicht zu Heinkel oder Arado.  
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Wir sind dann nach Warnemünde gezogen. Die erste Schulklasse hatte ich noch in Rehna 
besucht. Geboren bin ich in Schönberg. Für die zweite Klasse kam ich dann nach 
Warnemünde an die Schule. Im Jahre 1942 kamen die Bombardierungen auf Rostock. Die 
haben wir von Warnemünde aus erlebt. Nach der vierten Nacht der Bombardierung, das war 
wieder ein einschneidendes Erlebnis, entschied meine Mutter mit ihren vier Kindern (die 
ersten beiden waren schon Soldaten geworden) nach Rehna zurückzukehren. Sie glaubte, dass 
in der fünften Nacht Warnemünde angegriffen würde. Dies ist zwar nicht eingetreten, aber wir 
haben dann wieder in Rehna gelebt und der Vater hat in Warnemünde gearbeitet. Das blieb 
bis zum Kriegsende der Fall. Mit zehn Jahren war ich noch Pimpf geworden. Beim Deutschen 
Jungvolk waren alle Kinder im Dorf. Ich muss sagen, dass ich nicht jedes Mal mit hängender 
Unterlippe zu den Pimpf-Veranstaltungen ging, sondern die hatten auch jungsgemäße 
Geländespiele usw. Das machte ich gerne mit. Es wurden auch Lieder gesungen, die ich heute 
nicht mehr über die Lippen bekomme. Man wird als Kind sehr schnell manipuliert.  
1945 waren wir zunächst durch amerikanische Truppen besetzt worden (Rehna und die 
Gegend um Schönberg). Mein Vater war in der sowjetischen Besatzungszone. Wir mussten 
nun irgendwie wieder zusammenkommen, was nicht ganz einfach war. Meine Mutter hatte 
irgendwie einen LKW mit Holzgasantrieb besorgt. Ich durfte mitfahren. An der Zonengrenze 
verschenkten wir eine Flasche Wodka und durften rüber. In Warnemünde haben wir die 
Möbel eingeladen und meinen Vater mitgenommen. Wieder an der Grenze gab es noch eine 
Flasche Wodka und es ging zurück nach Rehna.  
Mein Schulweg: Nach der vierklassigen Grundschule bin ich 1944 ans Gymnasium nach 
Schwerin gekommen. Als das Kriegsende kam, fuhren aber keine Züge mehr und ich musste 
die Ausbildung unterbrechen. Ich bin nach dem Kriege zunächst in die fünfte Klasse an der 
Knabenschule gekommen. Das war bereits nach der ersten Schulreform. Ich hatte durch die 
Unterbrechung Zeit verloren. Elternhaus und Lehrer entschieden, dass ich eine Klasse 
überspringen könnte und ich bin dann gleich von der fünften in die siebente Klasse 
gekommen. Mir fehlt heute noch der Stoff der sechsten Klasse. Es hatte also Vor- und 
Nachteile. Von den Leistungen her konnte ich dann die Erweiterte Oberschule besuchen. 
Mein Abitur habe ich 1952 gemacht und mich um ein Studium als Lehrer für die Oberstufe 
beworben.  
Zu meiner persönlichen politischen Haltung: Nach meiner Pimpfzeit war ich in der 
„Gesellschaft zum Studium der Kultur der Sowjetunion“ Mitglied. Später hieß das dann 
„Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft“. An der Oberschule habe ich 
entschieden, der Freien Deutschen Jugend beizutreten. Es waren damals nur drei in meiner 
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Klasse dort Mitglied. 1952 bin ich in die Sozialistische Einheitspartei eingetreten. 1950 
zunächst als Kandidat und man musste dann noch zwei Jahre warten. Für Sie ist 
wahrscheinlich interessant, warum jemand aus bürgerlichem Hause in eine solche Partei 
eintritt. Dafür gab es zwei Gründe: Zum Ersten, die vom Elternhaus geprägte antifaschistische 
Haltung und zum Zweiten war zu dieser Zeit im Osten ein Aufschwung bemerkbar. Das 
waren zwar kleine Schritte, wie sinkende HO-Preise
1089
, aber es waren gewisse Fortschritte. 
Außerdem hatten wir vom Krieg die Nase voll. Meine Brüder waren zwar wieder gesund aus 
dem Krieg zurückgekommen, aber sie hatten vielerlei schreckliche Dinge gesehen. Wir 
wollten nie wieder Waffen anfassen, war unsere feste Überzeugung. Es gab so ein Gefühl, 
dass hier etwas Neues, etwas Gutes entsteht. Etwas, dass man von der Theorie her anstreben 
sollte, wie Chancengleichheit. Ich betone, dass dies auf die fünfziger und vielleicht auch die 
sechziger Jahre zu beziehen ist. Später wurde es dann hier in diesen Landesstrichen sehr 
dogmatisch, indem man sehr gegen die ökonomischen Vorteile, die aus der Bundesrepublik 
herüberschwappten, ankämpfte.  
Zurück zu meinem Werdegang. Beinahe hätte ich mein Abitur nicht gemacht. Es gab nämlich 
in der Schule eine Aufforderung, mit einer Sonderreifeprüfung für das Pädagogikstudium an 
die Universität zu kommen. Das war von Greifswald ausgeschrieben worden. Ich bin dann 
nach Greifswald gefahren und habe die Sonderreifeprüfung für das Pädagogikstudium 
bestanden. Als ich dann zurück nach Schwerin kam, teilte man mir mit, dass sei ein Irrtum 
vom Amt gewesen und dass diese Möglichkeit nur für diejenigen bestehen würde, die nicht 
eine Erweiterte Oberschule besuchten. Ich machte dann also mein Abitur und habe mich in 
Rostock für das Biologiestudium beworben. Vier Jahre dauerte das Oberstufenlehrerstudium 
damals. Es gab das Oberstufen- und Diplomstudium, wobei die Ausbildung in den ersten vier 
Jahren ziemlich gleich war. 1956 habe ich meinen Abschluss gemacht.  
Ich hatte mich schon als Student sehr um die kulturelle Arbeit an der Universität bemüht. Ich 
war im Chorvorstand und es gab eine Ensemblegründung. Damals wurden Tanzgruppen, 
Chöre und Theatergruppen in einem Ensemble zusammengefasst. Mich hatte man in die 
Ensembleleitung gewählt. Ich habe die kulturelle Arbeit mit organisiert und war gleichzeitig 
aktiver Chorsänger.  
Als Mitglied der Sozialistischen Einheitspartei wurde ich damals vom Prorektor, Prof. 
Hückel, übrigens auch ein ehemaliger Dozent der ABF, angesprochen. Er sagte: „Wir haben 
hier im Prorektorat für Studienangelegenheiten eine Stelle für zwei Jahre. Willst du dort als 
Referent für Studienangelegenheit arbeiten?“ Man bekam dann einige Fakultäten zugeteilt, an 
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denen man bei Stipendienfragen, Aufnahmefragen und allen Dingen, die Studenten betrafen, 
mitarbeitete. Zum Teil übernimmt heute das Studentenwerk diese Aufgaben. Da habe ich 
überlegt, ob ich in Rostock bleiben und mir eine Wohnung suchen sollte. Ich habe übrigens 
1956 zum ersten Mal geheiratet. 1960 wurde ich wieder geschieden. Zunächst aber war die 
Wohnungssuche eine wichtige Frage für eine sich bildende Familie. Ich habe dann zugesagt, 
das Referat zu übernehmen. Die Meinung der Studenten zu denjenigen, die im Referat für 
Studienangelegenheiten tätig waren, war die: „Der muss doch im Studium durchgefallen sein, 
sonst würde er doch solche Arbeit nicht machen.“ Ich hatte aber ein gutes Argument, weil ich 
mein Studium mit Bravour gemeistert hatte. Es hat mir auch viel Spaß gemacht. Ich habe dort 
die zwei Jahre gearbeitet, aber ich wollte ja nicht von meinem Ausbildungsziel, als Lehrer, 
weg. Ich hatte gehört, dass bei diesem Prorektor, der ja Russischdozent an der ABF war, die 
Möglichkeit bestehen würde, eine nebenamtliche Lehrtätigkeit an der ABF aufzunehmen. Ich 
traf dann mit Prof. Hückel die Absprache, neben meiner hauptamtlichen Tätigkeit, als 
Referent für Studienangelegenheiten, für acht Stunden in der Woche nebenamtlich an der 
ABF, als Biologielehrer, zu arbeiten.  
Ich habe mich dann dort beworben und gab von 1956-58 jede Woche acht Stunden Unterricht 
in der ABF. Das war für mich der Einstieg in meine Lehrtätigkeit an der Universität. Als dann 
1958 meine Pflichtzeit am Referat für Studienangelegenheiten auslief, habe ich eine 
Volldozentur an der ABF bekommen. Wobei wir uns nicht einfach Dozenten nennen durften, 
sondern es hieß „Dozent an der ABF“, um uns von den Dozenten an der Universität zu 
unterscheiden. Das habe ich dann weitere zwei Jahre gemacht, wobei mir nicht ganz klar war, 
was ich weiterhin machen würde.  
Vermutlich wäre ich bis zum Ende der Existenz der ABF dort geblieben. Aber es gab nach 
zwei Jahren ein Angebot für eine Delegierung zu einem Zusatzstudium in einem 
sozialistischen Land. Ich hatte mir schon an der ABF gedacht: „Eigentlich müsstest du doch 
noch promovieren.“ Dann kam dieser Vorschlag, an das Pädagogische Herzen-Institut nach 
Leningrad, eine der angesehensten pädagogischen Universitäten, zu gehen. Dorthin konnte 
eine einjährige Delegierung erfolgen, mit der Vorbereitung einer Dissertation. Prof. Baer für 
Biologiemethodik, in dessen Fach ich hineinsteuerte, hatte mir dann ein Thema für die 
Doktorarbeit gegeben: „Die außerunterrichtliche Tätigkeit von Schülern auf dem Gebiet der 
Biologie unter besonderer Berücksichtigung der ganztägigen Erziehung an Tagesschulen.“ 
Das war damals große Mode. Es sollten Ganztagsschulen gegründet werden, was übrigens 
heute wieder aktuell ist. Ich habe mich also auf dieses Thema gestürzt, habe dort in Leningrad 
die Verhältnisse an den Schulen untersucht und habe dann einen Vergleich zu den 
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Möglichkeiten in der DDR gezogen. Daraus habe ich einen Vorschlag erarbeitet, wie das 
Programm einer Ganztagsschule auf dem Gebiet der Biologie gestaltet werden kann. 1964 
habe ich promoviert. Als ich 1961 aus Leningrad wiederkam, habe ich erst einmal geheiratet – 
die junge Dame, die Sie vorhin begrüßt hat. Sie hatte das Abitur an der ABF gemacht und wir 
hatten uns schon dort kennengelernt.  
Ich habe dann eine Assistenz am Institut für Pädagogik in der Abteilung Methodik des 
Biologieunterrichts besetzt. Später ging das Institut in die Sektion Biologie über. 1964 war ich 
zunächst dort Assistent und 1965 dann wissenschaftlicher Mitarbeiter bis 1968. Dann kam die 
Dritte Hochschulreform 1968/69. Damals wurden zunächst Prorektorate und dann Direktorate 
in der Universitätsleitung für die verschiedensten Bereiche gebildet. Es gab ein Direktorat für 
Weiterbildung, für Forschung, für Personalangelegenheiten (das hieß für Kader) und für 
Internationale Beziehungen. Ich habe mich nicht dafür beworben – es gab ein Kadergespräch: 
Halbjährlich wurde man zum zuständigen Prorektor eingeladen und legte seine Zukunftspläne 
dar. Dann wurde ich gefragt, ob ich bereit wäre, als so genannter wissenschaftlicher Sekretär, 
das war eine untergeordnete Position bei einem Prorektor, der ihm die nötige Zuarbeit leistete 
(eben die Aufgaben eines guten Sekretärs), tätig zu werden. Das war eine befristete Sache und 
das war gut, weil ich schon begonnen hatte, eine Habilitation zu schreiben. Nun war es so, 
dass ich Geschmack an der Arbeit auf internationalem Gebiet bekam. Ich hatte Leningrad 
kennengelernt, durch den Chor öfter Besuche in die Bundesrepublik, Assistentenbesuche in 
der Tschechoslowakei und mehrere Studienreisen unternommen. Ich hielt dieses Arbeitsfeld 
für eine ganz interessante Geschichte und habe mich bereit erklärt, das für zwei Jahre zu 
machen.  
Das Problem war nur, dass das Prorektorat für Kultur- und Wissenschaftsbeziehungen bereits 
nach einem Jahr wieder aufgelöst wurde. Es wurde an Stelle dieses Prorektorats nun ein 
Direktorat für Internationale Beziehungen gebildet. Man hatte wohl in diesem einen Jahr 
gemerkt, dass ich mich tüchtig dort engagiert hatte und ich wurde gefragt, ob ich bereit wäre 
das Direktorat zu leiten.
1090
 Ich wurde also Direktor für Internationale Beziehungen. Das war 
eine interessante Arbeit. Es gab damals noch keine Beeinträchtigungen, wie Bestimmungen 
für Reisekader. Das kam erst viel später. Man konnte allen Wissenschaftlern, soweit die 
Finanzen es zuließen, relativ freizügig Unterstützung gewähren. Diese Tätigkeit habe ich bis 
1972 ausgeübt.  
Dann kam die Welle der Anerkennung der DDR in den Jahren 1972/73 – eine Masse 
diplomatischer Anerkennungen der DDR im Ausland. Es gab Reisende aus dem 
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 Der bisherige Prorektor Prof. Dr. Poppe war hauptamtlich ordentlicher Professor für Tierernährung und übte 
dort seine Tätigkeit als Hochschullehrer weiter aus. 
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Außenministerium der DDR, Beziehungen mit den östlichen Ländern bestanden ja bereits, die 
in den Universitäten, Verlagen, Kultureinrichtungen usw. Kulturattachés suchten, die zwar 
nicht diplomatisch ausgebildet waren, aber doch Fremdsprachenkenntnisse vorweisen 
konnten. Ich konnte damals perfekt Russisch sprechen, Englisch eher notdürftig. Sie suchten 
also Personen, die für eine bestimmte Zeit von der Universität als Kulturattaché ins Ausland 
delegiert werden konnten. So bin ich für drei Jahre nach Damaskus gekommen, nach Syrien. 
Ich war dort Kulturattaché an der Botschaft der DDR. Ich habe damals auch den Isrealisch- 
Syrisch-Ägyptischen Krieg 1973 miterlebt, wo Israel die Golanhöhen besetzt hat. Frau und 
Kind mussten damals evakuiert werden und ich blieb dort. Das war nicht einfach.  
Nach drei bis vier Jahren wurden alle Diplomaten ausgetauscht. So bin ich 1975 wieder 
zurück an die Universität gekommen. Das war ja in der Delegierungsvereinbarung so 
festgehalten worden. Ich habe dann das Direktorat für Internationale Beziehungen weiter 
geleitet. Wenn man seine Arbeit einigermaßen gut gemacht hatte, dann stand man beim 
Außenministerium auf einer Liste, als Kader bzw. Kaderreserve. Nach zwei bis drei Jahren 
kam das Außenministerium wieder auf mich zu und ich wurde gefragt, ob ich wieder Lust 
hätte ins Ausland zu gehen. Da ich keine Dinge hatte, die mich davon abhielten und es mir 
damals in Damaskus viel Spaß bereitet hatte, habe ich zugesagt. Ich fragte dann, wo es 
hingehen sollte. Es war Paris vorgesehen. Für einen Kulturattaché das i-Tüpfelchen einer 
Tätigkeit im Ausland – Frankreich. Ich konnte jedoch kaum Französisch. In Damaskus hatte 
ich einen Grundlehrgang, der dann aufgestockt wurde. Ich habe die Sprache dann in einem 
Intensivlehrgang gelernt. Von 1978-82 war ich in Paris. 
Ich kam schließlich wieder an die Universität und dachte: „Nun bleibst du erst einmal 
Direktor für Internationale Beziehungen hier.“ Die Bedingungen an der Universität waren 
schwerer geworden. Das hing mit der allgemeinen politischen Situation zusammen. Die 
Festlegungen für Reisekader waren sehr streng geworden. Die wurden allerdings nicht im 
Bereich für Internationale Beziehungen entschieden. Das wurde von der Kaderabteilung, 
zusammen mit dem Haus in der August-Bebel-Straße,
1091
 entschieden. Wir bekamen nur 
Bescheid, wer darf und wer nicht. Es ist auch gelungen, den einen oder anderen aufgrund der 
wissenschaftlichen Erfordernisse, die ich eindeutig feststellte, raus zu kriegen. Aber es war 
sehr schwer. Damals gab es diese Restriktionen aufgrund vorhandener Verwandtschaft im 
Westen oder illoyalem Verhaltens gegenüber den Staatsorganen. Wir erfuhren nie warum. 
Auch Nachfragen wurden nicht beantwortet. Geheimdienst ist eben Geheimdienst.  
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 Damit ist das ehemalige Bezirksverwaltungsgebäude des MfS in Rostock gemeint. 
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Dann kam man 1988 noch einmal zu mir und sagte: „Der Mann in Paris müsste abgelöst 
werden. Wärst du (unter Genossen duzte man sich) bereit, noch einmal dort hinzugehen?“ Da 
habe ich zugestimmt und mein ursprünglicher Plan in die Wissenschaft zurückzukehren ist 
damals gestorben. Als ich aus Paris zurückkam, hatte ich meinen Delegierungsvertrag, mit der 
Verpflichtung der Universität mich wieder aufzunehmen. Aber es war schon Oktober 1990 als 
ich zurückkam. Der damalige Rektor Herr Maeß hat mich dabei unterstützt, die 
Delegierungsvereinbarung auch umzusetzen. Dann war ich noch etwa ein Jahr an der 
Universität tätig und habe das Europäische Dokumentationszentrum mit aufgebaut. Brüssel 
und die Universität haben uns unterstützt. Das existiert heute auch noch, aber nur im Rahmen 
der Juristischen Fakultät. Da gibt es ein Doku-Zentrum, was alle aus Brüssel kommenden 
Dokumente sammelt. Wer das einmal braucht, das ist eine gute Quelle. Das habe ich ein Jahr 
gemacht, hatte aber immer noch auf dem Papier meine Dozentur. Die war mir 1969 verliehen 
worden, weil ich ja die Absicht hatte in die Biologiemethodik zurückzukehren.  
Dann bin ich von dem damaligen Kultusminister nach einem Jahr von der Dozentur abberufen 
worden. Eine würdevolle Urkunde hat es hierfür 1991 gegeben.  
Da habe ich überlegt, was ich mache, ob ich mich für irgendeine andere Tätigkeit bewerben 
sollte. Ich war 57/58 Jahre alt. Das was ich gelernt hatte, die Methodik, existierte praktisch 
nicht mehr. Da hätte ich nicht hineinkönnen. Internationale Beziehungen wäre auch nichts 
geworden, da ich politisch als belastet galt. Das wurde aufgrund meiner Tätigkeit im Ausland 
so gewertet. Sicherlich hätte ich Schwierigkeiten gehabt, irgendetwas zu finden. Ich habe 
mich dann für den damals möglichen Altersübergang entschieden. Altersübergang war eine 
Arbeitslosenzeit. Mit 57 Jahren ein bisschen früh, aber man sucht sich dann seine 
Beschäftigung. Ich hoffe, dass es Ihnen nicht so ergeht, denn das war ein ziemlicher Bruch in 
meiner persönlichen Entwicklung. Aber es war eben die Zeit, es war so. Es gab die 
Vereinigung und es kamen andere Herrschaften hierher. Damals wurde die Zahl des 
Lehrkörpers und der anderen Angestellten an der Universität von 3.000 auf 1.500 reduziert. 
Da wurden zunächst einmal natürlich die Älteren genommen, die noch in diese Übergangszeit 
hineinkonnten. Ich wurde dann gefragt und habe mich so entschieden. Ich habe noch ein 
wenig Französisch unterrichtet etc. Aber nur noch in privaten Akademien usw. 
 
Hall: 
Warum beschäftigen Sie sich heute noch so intensiv mit der Geschichte der ABF? 
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Prehn: 
Ich wusste, dass mal ein Treffen stattgefunden hatte. Es gibt so eine rote Broschüre, die 
damals erschien, zur 30. Wiederkehr der Gründung der ABF. Dann wurde ich Anfang der 
neunziger Jahre von vielen ABF´lern gefragt: „Wir hatten doch damals so ein Treffen. Kann 
man das nicht wieder einmal machen?“ Da habe ich gedacht, warum eigentlich nicht. Die 
Jungs und die Mädchen, die damals an der ABF waren, die haben Abitur gemacht, wie alle 
anderen auch und die machen schließlich auch alle ihre Treffen. Da haben wir versucht, so ein 
Treffen auf die Beine zu stellen. Ich fand in Herrn Bull und Herrn Knust schon damals zwei 
Mitstreiter. Da waren auch noch Herr Prof. Brauer und Dr. Martin dabei. Der Kern 
derjenigen, die die Vorbereitungen übernommen haben, hat sich jedoch auf drei reduziert, 
denn wenn zehn kochen, wird es keine gute Suppe. Wir haben dann angefangen, das erste 
Treffen 1994 in Heiligendamm zu organisieren. Heiligendamm kam deswegen in Frage, weil 
ich damals an der Ausbildungsstätte für Gastronomen und Köche dort den 
Französischunterricht gab. Die brauchten für ihre Berufsausbildung Französisch. Ich habe 
mich damals sehr intensiv mit der französischen Küche beschäftigt, was sehr angenehm war. 
Da war jedenfalls eine große Gaststätte und ich habe das mit den Leuten von der Gastronomie 
arrangiert.  
Da kamen über 250 Personen, von den etwa 2.000 Absolventen, die es mal gegeben hatte. Die 
250 kamen aus allen Ecken und Kanten, auch aus der Bundesrepublik. Die hatten zum Teil 
nicht erst nach der Wende den Wohnsitz gewechselt. Die waren Ende der fünfziger Jahre oder 
Anfang der sechziger in die Bundesrepublik gegangen. Meist waren sie irgendwie abgehauen. 
Es gingen ja auch schon einige von der ABF weg. Da könnte ich viele hübsche Erlebnisse 
gerade von diesen Herrschaften erzählen. Es gab eine sehr positive Resonanz auf das Treffen 
und die Forderung, dies baldmöglichst zu wiederholen. Wir haben das durchgehalten und 
nach drei Jahren (1997) das nächste Treffen und dann alle zwei Jahre ein Treffen organisiert. 
2009 ist wieder eines in Aussicht genommen und zwar zum sechzigsten Jahrestag der 
Gründung der ABF. Es werden natürlich langsam immer weniger. 
Zurück zu meiner Zeit an der ABF. Hierzu noch ein paar Gedanken: Diese Kopplung ABF 
und Dozent hat mir so gut gefallen, dass ich gerne dort blieb. Das war 1958 bis 1960. 1960 
stand auch das Angebot einer Übernahme in Aussicht. Sie hatten sich durch Hospitationen 
davon überzeugt, dass ich meinen Unterricht gut machte. Ich hatte auch bei den Studenten 
guten Anklang in der Art, wie ich unterrichtet habe. Man schätzt Lehrer nach zwei Dingen 
ein: A) was wissen sie und B) wie sie es rüberbringen. Ich hatte eine gute Stellung bei den 
Studenten und im Lehrkörper. Dabei ist meine gesellschaftliche Tätigkeit sicherlich auch zu 
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berücksichtigen. Damals, in den Jahren um 1960, wurde bei der Einstellung von Dozenten 
auch auf die gesellschaftliche Aktivität sehr stark geachtet.  
Sie hatten mir die Frage gestellt, wie das mit der Zusammensetzung des Lehrkörpers war. Zu 
der Zeit als ich da war, waren etwas mehr als die Hälfte des Lehrkörpers Mitglieder der 
Sozialistischen Einheitspartei. Da waren ein bis zwei Mitglieder der Christlich-
Demokratischen Union und alle anderen waren parteilos. Ich habe aber keinen statistischen 
Hintergrund, das ist nur meine Erfahrung. Ich erinnere mich an Versammlungen der 
Genossen, wo der Rest des Lehrkörpers nicht dabei war und daraus schließe ich dies. Mir hat 
es in dem Lehrerkollektiv gut gefallen, wobei das Kollektiv immer aus Unterkollektiven, 
nämlich den Fachgruppen, bestand. Man kam häufiger in dieser kleinen Gruppe zusammen, 
um fachpädagogische Gespräche, hin und wieder auch ein paar familiäre Gespräche, zu 
führen. In den Gesprächen über familiäre Angelegenheiten gab es damals eine viel größere 
Offenheit als heute. Mitunter gibt es auch die Meinung, dass man damals zu politischen 
Fragen nicht immer das gesagt hat, was man meinte. Ich weiß nicht, ob ich diese Meinung 
teilen soll. Das hat es sicherlich auch gegeben. Mit der Zeit wurde die Offenheit diesbezüglich 
mit Sicherheit immer geringer, als diese Nischenbildung einsetzte. Aber das weiß ich nicht 
von der ABF, weil ich 1960 die Einrichtung verlassen habe. Ich war dann zwar noch an der 
Universität, aber ich hatte keinen Kontakt mehr zur ABF.  
In der allergrößten Mehrzahl waren die Studenten an der ABF sehr eifrig. Natürlich gab es 
auch Studenten, die den Stoff nicht bewältigen konnten und nach einem Jahr wieder abgingen. 
Es haben nicht alle, die an die ABF kamen, bis zum Abitur durchgehalten. Das waren zum 
Teil Belastungsfragen und zum Teil waren auch ganz einfach die geistigen Fähigkeiten für 
eine Abiturreife nicht vorhanden. 
Was die ABF-Studenten als Vorteil hatten: Wenn sie das Abitur machten, bekamen sie auch 
einen Studienplatz. Allerdings nicht immer an der Universität, sondern auch an Fachschulen. 
Also wenn sie mit Drei abschlossen, gab es für manche Fachrichtungen kein Pardon. Also 
Medizin mit der Note Drei zu studieren, war zu meiner Zeit und auch danach nicht möglich. 
Man musste dann schon mit Eins oder Zwei abschließen, oder man wurde auf andere 
Fachrichtungen umgelenkt. Da gab es so eine Skala: Medizin, Tiermedizin, Juristerei, das 
waren sehr gefragte Fächer, die aber auch wenige Zulassungen hatten. Leider standen 
Landwirtschaft und Lehramt in der Rangliste sehr weit unten. Wenn man selbst Pädagoge ist 
und weiß, dass die schlechtesten Absolventen Lehrer wurden, darf man nicht an die eigenen 
Kinder denken. Im Studienplatzangebot waren Lehrerplätze oft frei. Dann wurde zum 
Studium gelenkt. 
 352 
Die Studenten an der ABF hatten eine absolute soziale Absicherung. Alle Studenten bekamen 
ein Stipendium von 180 Mark der DDR und später 190 Mark. Sie konnten bei guten 
Leistungen ein Leistungsstipendium in der Höhe von 40 oder 80 Mark dazubekommen. Das 
klingt aus heutiger Sicht sehr wenig. Aber damals bezahlten sie, wenn auch im 
Viermannzimmer (manchmal auch im Zweimannzimmer), im Studentenwohnheim zehn Mark 
pro Monat. Dann zahlten sie für das Essen, es gab Vollverpflegung, 60 Mark im Monat. Ich 
habe an diesem Essen selbst teilgenommen, weil es auch für Studenten der Universität die 
Möglichkeit gab an der Vollverpflegung teilzunehmen. Das war übrigens im Ratskeller. Das 
war die Mensa der ABF Anfang der fünfziger Jahre. Deshalb finden da auch heute noch die 
Treffen statt. Blieben also noch 110 Mark für Bücher, die sehr preiswert waren, für Kino, für 
Theater usw. Eigentlich war das ein Budget, mit dem ein Student durchaus auskam. Ich selbst 
habe als Student vorher nur 130 Mark erhalten. Das hing damit zusammen, dass es ein 
Grundstipendium für Kinder von Arbeitern und Bauern an der Universität gab, dass sich auf 
180 Mark belief und ein Leistungsstipendium von 130 Mark, das man kriegen konnte, wenn 
man das Abitur mindestens mit Zwei, oder 170 Mark, wenn man es mit Eins bestanden hatte. 
Die Studenten an der ABF hatten folglich eine gute soziale Absicherung. Sie hatten zum Teil 
vorher auch schon mehr verdient.  
Zu meiner Zeit wurden nur Studenten aufgenommen, die eine abgeschlossene 
Berufsausbildung nachweisen konnten. Sie mussten nicht Arbeiter- und Bauernkinder sein, 
aber sie mussten selbst einen Beruf erlernt haben, als Landwirtschaftsfacharbeiter, als 
Verkäufer (ob man das nun als Arbeiterberuf bezeichnen möchte, ist eine Auslegungsfrage), 
als Industriefacharbeiter auf dem Schiffbau etc. Also ein abgeschlossener Facharbeiterberuf 
war Voraussetzung, sich für die ABF zu bewerben bzw. von einem Betrieb delegiert zu 
werden. Der Betrieb musste eine Delegierung vornehmen, was sie bei denen, die besonders 
gut waren, meist nicht sehr gerne gemacht haben. Die wollten sie ja gerne als Facharbeiter 
behalten. Da gab es immer auch ein paar Zwistigkeiten oder Probleme, die auftauchten. Es 
gab aber auch Werbung von den gesellschaftlichen Organisationen: „Schickt eure Leute auch 
zum Studium!“  
Die Vorstudienanstalt
1092
 diente vor allem als Auffangeinrichtung für junge Soldaten, die in 
den Krieg eingezogen wurden und so keine abgeschlossene Schulbildung hatten bzw. bereits 
gearbeitet hatten (das waren meist ältere Jahrgänge: Prof. Roger, Prof. Haiduk und Prof. 
Bernhard gehörten zu dieser Generation). Die kamen an die Vorstudienanstalt, um ihr Abitur 
zu beenden bzw. überhaupt zu machen und dann ein Studium aufzunehmen. 
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 Der Begriff Vorstudienanstalt wurde offiziell für die Einrichtungen in Mecklenburg-Vorpommern nicht 
gebraucht. 
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Aus meiner Sicht war die Bildung der ABF darauf ausgerichtet, das Missverhältnis in der 
Zusammensetzung der Studentenschaft und der Akademiker insgesamt zu verändern, so dass 
aus allen Schichten der Bevölkerung ihrem Anteil an der Gesellschaft gemäß, dann auch eine 
Schichtung innerhalb der „Intelligenz“ erfolgte. Das heißt, man versuchte, junge Arbeiter- 
und Bauernkinder bzw. Arbeiter und Bauern durch die ABF zu bilden oder sie bevorzugt zu 
den Erweiterten Oberschulen zuzulassen. Es gab die Regel, dass 60 Prozent Arbeiter- und 
Bauernkinder sein sollten. Das galt aber nicht für die ABF. Dort mussten alle entweder einen 
Abschluss als Facharbeiter haben oder aus einem entsprechenden Elternhaus kommen. Hier 
kamen die meisten aus einem bäuerlichen Elternhaus.
1093
 Die mussten nicht immer 
Lohnarbeiter auf dem Lande gewesen sein, die konnten auch Klein- und Mittelbauern 
gewesen sein, die dann in die LPG übergingen und als LPG-Bauern in die entsprechende 
Zulassungskategorie fielen. Die Auslegung, wer Arbeiter war, wurde immer wieder verändert. 
Da wurden zum Beispiel alle Angehörigen der bewaffneten Organe (dazu gehörte die Armee, 
die Polizei und auch die Staatssicherheit) und ihre Kinder als „Arbeiter“ eingestuft. 
Lokomotivführer, die früher Beamte waren, waren dann auch Arbeiter. Krankenschwestern 
wurden auch als Arbeiter eingestuft bei der Zulassung zur Universität. Nach der Zeit, als 
dieser Ausgleich durch die 60 Prozent Regelung weitgehend erfolgt war, wurde es natürlich 
auch schwieriger, weil sich die Berufsbilder änderten. 
Es gab natürlich trotz der Bevorzugung und Unterstützung Arbeiter, die eine Familie mit drei 
Kindern zu Hause hatten und diese mit dem Stipendium nicht hätten ernähren können. Die 
gingen nicht an die ABF, aus Rücksicht auf ihre Familie. Letztlich war der Verdienst in der 
Produktion wesentlich höher. Ein Dachdecker verdiente damals viel mehr, als ein 
Wissenschaftler.  
Warum die ABF 1963 geschlossen wurde, sehe ich einfach so: Durch die Zulassungspraxis an 
den Oberschulen kamen von dort entsprechend der Vorgabe auch immer etwa 60 Prozent 
Arbeiterkinder an die Universitäten. Deshalb musste man nicht noch gesondert welche an der 
ABF ausbilden. Es war ein Ausgleich erfolgt. Die ABF war keine schlechte 
Bildungseinrichtung, aber sie war zeitgebunden für die Entwicklung von Chancengleichheit. 
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 Der sozialen Herkunft nach, lag der Anteil der Studenten an der ABF Rostock, die in die Kategorie „Bauern“ 
eingestuft wurden, tatsächlich zwischen 1950 und 1962 durchschnittlich nur bei 19 Prozent. In die Kategorie 
Arbeiter entfielen im gleichen Zeitraum durchschnittlich 58 Prozent der gesamten Studentenschaft der ABF 
(UAR, ABF 18, 40, 41, 42). 
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Hall: 
Spielte es eine Rolle, dass Sie Ihr Staatsexamen „mit Auszeichnung“ bestanden haben, um an 
der ABF arbeiten zu können? Wurde darauf geachtet, besonders befähigte Lehrkräfte dort 
einzusetzen? 
 
Prehn: 
In der Anfangszeit waren das einfache Lehrkräfte, von den Oberschulen größtenteils. Später 
wurde schon von der Leitung der ABF stärker darauf geachtet, mit welchen Leistungen man 
kam. Hätte ich mein Examen mit Drei abgelegt, hätte ich die Chance dort zu arbeiten mit 
Sicherheit nicht bekommen. Die anderen waren auch alle, soweit ich sie kenne, mit guten 
Leistungen von der Universität gekommen. Es gab aber auch welche, die von der EOS an die 
ABF kamen.  
Es kann durchaus sein, dass ich mit schlechteren Leistungen oder wenn ich ein politischer 
Querkopf gewesen wäre, nicht an die ABF gekommen wäre. 
 
Hall: 
Die politische Ausrichtung der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät war klar geregelt. Die 
Dozenten mussten also von vornherein auf der Linie der Partei sein? 
 
Prehn: 
Die ABF hatte ja einen Zweck. Zumindest mussten sie loyal sein. Ich weiß, dass in der Zeit, 
in der ich da war, es durchaus eine Reihe von Kollegen gab, die auch in Kollegenkreisen oder 
in einem größeren Gremium ihre Meinung gesagt haben, mit diesem und jenem nicht 
einverstanden waren und dadurch Diskussionen auslösten. Sie sind deshalb nicht aus dem 
Lehrkörper entlassen worden. Ich kenne einen Fall, bei dem der Kollege ging, weil er seine 
konfessionelle Einstellung nicht mit der ABF in Übereinstimmung bringen konnte. Ich will 
jetzt keinen Namen nennen. 
 
Hall: 
Ich kenne den Namen: Sie meinen Eberhardt Lehmann. 
 
Prehn: 
Genau, der war das. Der ist später noch als Mathematiklehrer an einer Schule tätig gewesen. 
Aber ich habe ihn hier nicht wieder gesehen. 
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Hall: 
Er war ja fachlich, wie mir Prof. Brauer bestätigt hat, sehr gut. Aber weil er nicht die 
geforderte Einstellung vertreten hat und dem Christentum näher stand als dem Marxismus-
Leninismus, durfte er nicht an der ABF bleiben. 
 
Prehn: 
Sehen Sie mal, es gab ein Bildungs- und Erziehungsziel: Die Studenten zu aktiv 
mitgestaltenden Bürgern einer sozialistischen Gesellschaft zu erziehen. Wenn sich Lehmann 
nicht mit der sozialistischen Gesellschaft identifizieren konnte, dann war es für ihn sehr 
schwer dort. Es gab eben ein paar Dinge in der DDR, wo es konfessionell gebundene 
Menschen nicht so einfach hatten, weil zum Beispiel einige Forderungen auftraten, wie der 
Atheismus. An der ABF wurde der Atheismus gelehrt, in der gesellschaftswissenschaftlichen 
Ausbildung und auch in der Biologie. Wer Darwin lehrt kommt ins Zweifeln. Nach meiner 
Kenntnis gibt es solche Reibungsflächen immer und dann muss man sich eben entscheiden. 
Es wurde zumindestens verlangt, dass man nicht dagegen auftritt. 
Ich denke auch an konfessionelle Schulen, die es heute gibt. Auch da ist es schwierig für 
jemanden, der Atheist ist, zu arbeiten. Ich habe auch Informationen über Schulen in Rostock, 
wo tatsächlich Lehrer, die sich dann nicht entschieden haben, in die Kirche einzutreten, dort 
nicht lehren konnten. Ich halte das auch für berechtigt. Wenn ich an eine konfessionelle 
Schule gehe, dann muss ich auch die Konfession dieser Einrichtung dort als Lehrkraft 
vertreten. Sonst kann ich da eben nicht hingehen.  
Das können Sie jetzt umdrehen und sagen: „Ja, an der ABF gab es ein deutliches 
Erziehungsziel, die Studenten im sozialistischen Sinne zu erziehen.“ Es gab nicht nur 
Bildungs-, sondern auch Erziehungsziele. 
 
Hall: 
Gingen diese über die fachlichen Ziele hinaus? 
 
Prehn: 
Nein, das war eng miteinander verbunden. Ich will das nicht oben drüber stellen. Ohne die 
fachliche Ausbildung geht es auf keinen Fall. Wie wollen Sie jemanden in die Gesellschaft 
entlassen, der zwar gut erzogen ist, aber nichts weiß, nichts kann. Es ist auch heute noch 
meine Überzeugung, dass Bildung und Erziehung unbedingt zusammengehören. Entscheidend 
ist, was man dort dann erzieht.  
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Ich habe übrigens Anatomievorlesungen als Biologiestudent hier in Rostock gehört, da 
machte der Professor vorher immer zehn Minuten Knigge. Wir haben das mit großer 
Aufmerksamkeit angehört, obgleich das mit dem menschlichen Körper wenig zu tun hatte. Es 
war für uns sehr lehrreich.  
 
Hall: 
Wir haben über die fachlichen und politischen Voraussetzungen der Lehrkräfte gesprochen. 
Wie war das bei den Studenten? Haben Sie jemals ein Zulassungsverfahren mitgemacht?  
 
Prehn: 
Nein, ich war aber mal bei Werbungsfahrten mit dabei. Zwei oder drei Dozenten fuhren 
immer in bestimmte Betriebe. In den Betrieben wurden dann Gespräche mit eventuellen 
Interessenten geführt. Da wurde nur erzählt, was die ABF macht, was ausgebildet wird, wie 
lange das dauert, welche Möglichkeiten zur Spezialisierung vorhanden sind usw. Aber 
Entscheidungen, ob einer zugelassen wurde oder nicht, wurden dabei nicht getroffen. 
 
Hall: 
Hat die Zugehörigkeit zu einer Partei oder Massenorganisation (wie SED, FDJ, FDGB …), 
eine Rolle bei der Zulassung gespielt?  
 
Prehn: 
Ich glaube schon, dass jemand Vorteile hatte, wenn er Mitglied in der SED oder FDJ war, 
sofern die Begabungen gleich einzuschätzen waren. Wenn man das überhaupt in einem 
Gespräch feststellen konnte. Es kamen auch viele zur ABF, die nicht Mitglied der SED waren, 
aber es gab auch immer ein paar, die dies waren. In den Betrieben waren gar nicht so viele in 
der SED. 
 
Hall: 
Es ist schon auffällig, wenn man die Statistiken der ABF betrachtet, dass die Anzahl der 
Neuzulassungen, die überhaupt nicht organisiert waren, äußerst gering war. 
 
Prehn: 
In der FDJ waren sie alle. Vielleicht nicht von Anfang an, aber unter der Einflussnahme und 
dem Mittun der anderen Studenten, die schon in der FDJ organisiert waren und sich dort 
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„bewusst“ engagierten, ließen sich viele überzeugen. Es gab natürlich auch immer welche, die 
sich sagten: „Nun gut, da muss man eben mit drin sein.“ – sagen wir mal Mitläufer. Die haben 
zwar auch vieles mitgemacht, Ernteeinsätze usw. (da gab es keine Probleme), aber sie haben 
sich sozusagen nicht politisch für die FDJ als Organisation engagiert. Die FDJ war leider in 
den letzten 15 Jahren der DDR ein „Eigentlich-könnte-man-warum-eigentlich-nicht-Verein“ 
geworden. Anders als zu der Zeit, als ich Mitglied der FDJ wurde. Da waren es nur drei in der 
Klasse. Die waren aus Überzeugung Mitglied, weil es in eine neue und gute Richtung gehen 
sollte. Das war später nicht mehr so. Da wurde dies nicht mehr als besondere politische 
Entscheidung gewertet. 
Es gab allerdings an der Universität, meistens aus den Oberschulen kommend, auch immer 
Gruppen oder einzelne Studenten, die sich zu Gruppen zusammenschlossen und nicht 
Mitglied der FDJ waren. Es war nicht nur so, dass nur FDJ-Mitglieder zugelassen wurden. 
Die haben sich dann in anderen Kreisen zusammengefunden, wie der Jungen Gemeinde. Die 
gab es an der ABF aber meiner Kenntnis nach nicht. Aber es gab christlich eingestellte 
Studenten, die dies und jenes mitgemacht haben, sich aber auch deutlich nach außen hin als 
Christen manifestiert haben und auch nicht Atheisten geworden sind. Vielleicht haben sie sich 
ein bisschen gedeckt gehalten. Sie haben das nicht besonders hervorgekehrt oder 
entsprechend argumentiert, aber auch nicht verleugnet, dass sie Christen sind. Ich erinnere 
mich noch an jemanden, der in meiner Gruppe war (ich war Gruppendozent) und Arzt 
geworden ist. Er hat an der ABF seine Frau kennengelernt und geheiratet. Sie war Christin. 
Man hat das nicht berührt. Man hat das zur Kenntnis genommen, aber nicht irgendwie 
versucht, sie von ihrer christlichen Überzeugung abzuhalten. Sie wurde an der ABF mit ihrer 
Überzeugung geduldet. Sie war klug und hat sehr gute Prüfungen gemacht. Sie war ein 
fantastischer Mensch, hat das Abitur gemacht und dann studiert. Es gab solche und solche 
Dinge. Das hing immer sehr stark davon ab, wer die Entscheidungen gefällt hat. 
 
Hall: 
Wer hatte größeren Einfluss auf die ABF: Der Rektor der Universität oder das 
Staatssekretariat für Hochschulwesen? 
 
Prehn: 
Für alles, was die inneruniversitäre Einbettung der ABF betraf, hatte der Rektor viel zu sagen. 
Alles, was die inhaltliche Gestaltung der Arbeit an der ABF, ich meine Lehrpläne, 
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Erziehungsziele und bestimmte Vorgehensweisen an der ABF, betraf, kam vom 
Staatssekretariat. 
Wenn es darum ging, Arbeitseinsätze an der Universität zu machen, war der Rektor zuständig, 
oder wenn es darum ging Saalfüller von der ABF zu stellen. Solche Dinge gab es auch. 
Die wirklich wichtigen Entscheidungen wurden zentral in Berlin getroffen. Dazu fuhr dann 
der Direktor oder sein Stellvertreter nach Berlin, das merkte man als Dozent nicht so sehr und 
die bekamen dann im Rahmen der ABF-Direktoren ihre Anweisungen und Empfehlungen. 
Damit kamen sie zurück und werteten das aus. Ob die ABF-Dozenten noch bestätigt werden 
mussten, dass weiß ich nicht. Bei Professoren und Dozenten war das der Fall.  
 
Hall: 
Gab es noch Konflikte zwischen der ABF und der Universität während Ihrer Tätigkeit dort? 
 
Prehn: 
Nein, mir ist kein Konflikt bekannt. Es war auch eine Zeit, wo nicht so fürchterlich viel 
passiert ist.  
 
Hall: 
Sie vergessen aber die Ereignisse von 1956 in Polen und Ungarn. Gab es darauf keine 
Reaktionen an der ABF? 
 
Prehn: 
In dem Jahr war ich Absolvent und voll mit dem Staatsexamen beschäftigt. Nein, an der ABF 
habe ich darauf keine Reaktionen festgestellt. 
 
Hall: 
Sie waren in der akademischen Selbstverwaltung tätig, als Referent für 
Studienangelegenheiten. Waren ABF-Studenten zu ihrer Zeit auch in Universitätsgremien 
engagiert? 
 
Prehn: 
Später – ein ABF-Absolvent Namens Heinz Koch wäre hier zu nennen. Er blieb nach dem 
Abitur noch da, als hauptamtlicher FDJ-Sekretär an der ABF. Später war er auch 
Parteisekretär an der Universität, ich glaube sogar bis zur Wendezeit. Auch Hermann Jules, 
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späterer Tierarzt und ein richtiges Arbeiterkind von seinem Auftreten her – er musste erstmal 
ein bisschen geformt werden –, war nebenamtlich mehrere Jahre an der ABF FDJ-Sekretär. 
Es sind ja einige in die Gremien gekommen, die mal Absolventen waren. Herr Roger, zum 
Beispiel, hat als Absolvent eine sehr politische Laufbahn genommen. Er war ja Professor für 
Hochschulpädagogik, aber zeitweilig auch Vorsitzender der Gewerkschaft der Universität, 
Prorektor und Parteisekretär der Universität. Prof. Bernhard war, glaube ich, Sektionsdirektor, 
ebenso Prof. Pulow. 
 
Hall: 
Ihr Urteil: Waren ABF-Absolventen an der Universität besonders politisch/gesellschaftlich 
aktiv? 
 
Prehn: 
Einige der Absolventen waren auch später an der Universität aktiv. Es gab einige, die eine 
rein wissenschaftliche Laufbahn eingeschlagen haben, wie zum Beispiel Prof. Jeroschewski: 
ABF-Student, Studium der Chemie, Assistent der Chemie, Promotion, Habilitation und 
Professor der Chemie. Das ist ein normaler Wissenschaftler. Er hat sich gesellschaftlich nie 
besonders aktiv verhalten, soweit ich das beurteilen kann, aber sein Fach beherrscht. Es gab 
Absolventen der ABF, die eine normale wissenschaftliche Laufbahn einschlugen. Das hätte 
auch jeder Absolvent einer Erweiterten Oberschule sein können, der sich wissenschaftlich und 
gesellschaftlich ausgewiesen hatte. Das gehörte immer zu einer Berufung als 
Hochschuldozent oder Professor dazu – seine gesellschaftliche Aktivität und Haltung. Das 
spielte schon eine Rolle. Jemand der gegen die DDR als Staat, System oder wie auch immer, 
gewesen ist, wäre sicher nicht berufen worden. 
 
Hall: 
Das Verhältnis von Lehrkräften und Studenten an der ABF soll ein ganz besonderes gewesen 
sein. 
 
Prehn: 
Von meiner Person aus gesehen: Als ich dorthin kam, waren manche Studenten so alt wie ich. 
Trotzdem habe ich es nie zu spüren bekommen, dass sie nicht die Autorität eines Dozenten 
akzeptiert hätten. Es ging manchmal recht freizügig im Unterricht zu. Ich halte es für ein sehr 
kameradschaftliches Verhältnis. Aber sie haben eben das Wissen des anderen akzeptiert. Die 
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Studenten luden die Dozenten zu ihren Veranstaltungen und Festen ein. Es war nett und 
kameradschaftlich. Ich habe immer ein sehr offenes Verhältnis zu spüren bekommen. Ich 
weiß aber auch, dass manche Studenten sagten, dass sie mit bestimmten Dozenten nicht 
zurechtkamen. Aber von fast allen Dozenten hatten sie die Meinung, dass diese etwas drauf 
hatten und ihnen viel beibrachten. Aber das ist schon ein Kolportieren der Meinungen der 
Studenten.  
Es war nicht das Verhältnis an einer Hochschule, das zwischen Studenten und Professoren 
bzw. Lehrkräften bestand (da war der Abstand größer), aber anders auch als an der 
Oberschule (dort gab es zumeist zwar ein offenes Verhältnis, aber die Distanz war doch 
größer). Ich fand das gut. Es waren zum Teil auch schon Leute dabei, die verheiratet waren 
und längere Zeit im Berufsleben gestanden haben. So konnte man sich auch über einiges 
unterhalten. Und sie wussten, was sie wollten: Sie wollten das Abitur machen. Meist wollten 
sie auch wieder in den Berufszweig, aus dem sie kamen: So wollten Krankenschwestern 
Medizin studieren und Elektriker Maschinenbau. Sie hatten schon klare Vorstellungen davon, 
dass sie zu einem Studium wollten. Sie waren einfach reifer als Schüler der EOS. 
 
Hall: 
Gab es für Ihren Fachunterricht in Biologie besondere Vorgaben oder verlief dieser ähnlich 
wie an einer Erweiterten Oberschule? 
 
Prehn: 
Es gab einen Lehrplan und der war ausschließlich auf biologische Fakten beschränkt. Es gab 
aber für alle Dozenten, das war ein übergeordnetes Erziehungsziel, die Maßgabe, wo der Stoff 
es erlaubte auf bestimmte Dinge hinzuweisen. Wenn ich Beispiele über die Entwicklung 
bestimmter Naturprodukte vorbrachte, habe ich die beteiligten Betriebe bei uns in der DDR 
genannt. Das war aber auch eine Frage der Berufslenkung. Insofern gab es immer eine 
Berührung zur Praxis im Unterricht. Das ging natürlich beim Pantoffeltierchen, einem 
Einzeller, nicht. Wenn ich über Dinosaurier sprach, konnte ich auch nicht den Bezug zur 
sozialistischen Gesellschaft herstellen. 
Es gab zwei allgemeine Hinweise: Dort wo es sich anbot, sollte auf die gesellschaftlichen 
Möglichkeiten der Verwertung des Wissens aufmerksam gemacht werden, und dann gab es 
ein so genanntes polytechnisches Prinzip. Das bedeutete, wenn ich im Biologieunterricht die 
Kartoffel behandelte, dann sollten auch entsprechende Verarbeitungsmöglichkeiten und die 
damit beschäftigten Betriebe genannt werden. Aber mehr wurde auch nicht verlangt. Ich 
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musste in den Unterrichtsstunden nicht vom letzten Parteibeschluss berichten. Dazu waren 
andere Veranstaltungen und der gesellschaftswissenschaftliche Unterricht da. Den hat zum 
Beispiel Herr Busch erteilt. Unser dienstältester noch lebender Dozent. 
 
Hall: 
Wie war Ihre Besoldung geregelt? 
 
Prehn: 
Ich habe an der ABF mit 800 Mark der DDR angefangen. Das war der Satz für Dozenten. 
Einmal wurde der Betrag noch auf 880 Mark aufgestockt, ohne Abzüge. 
 
Hall: 
Woher bekamen Sie ihr Gehalt? 
 
Prehn: 
Aus dem Haushalt der Universität. Dort wurden, entsprechend des Personalbestandes, Mittel 
vom Staatssekretariat zugeteilt. 
 
Hall: 
Können Sie Aussagen zum Tagesablauf an der ABF machen? 
 
Prehn: 
Der Unterricht begann morgens in Gruppen und dauerte etwa sechs Stunden. Es gab 
entsprechende Fachräume. Die Biologie hatte auch zwei Fachräume, wo dann auch die 
entsprechenden Sammlungen vorhanden waren (eine Bibliothek etc.). Die ABF war eine sehr 
gut ausgerüstete Bildungseinrichtung, auch im Vergleich mit den Erweiterten Oberschulen. In 
den Naturwissenschaften waren alle notwendigen Geräte für Versuche usw. vorhanden. Dann 
war Mittagspause und die Studenten gingen zum Essen. Die Zeit am Nachmittag war für das 
Selbststudium gedacht. Das machten die Studenten in den Wohnräumen oder in den 
Arbeitsräumen im Studentenwohnheim. Die wohnten ja alle, bis auf ein paar Rostocker, im 
Studentenwohnheim in der damaligen Friedrich-Engels-Straße. Ich weiß noch, dass in meiner 
Gruppe eine Studentin war, die privat wohnte. Dann gingen die Studenten meistens zu viert, 
es wurden ja Lernkollektive gebildet, dorthin. Die haben sich dann zusammengesetzt und den 
Stoff nach eigenem Studium durchgesprochen und sich gegenseitig geholfen, um die Haus- 
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bzw. Nachmittagsaufgaben zu erledigen. Wenn man wollte, konnte man abends auch 
weitermachen. Das Selbststudium war natürlich auch notwendig und Hausaufgaben wurden 
aufgegeben.  
Dann gab es eben noch die gesellschaftlichen Tätigkeiten. Es gab Arbeitsgemeinschaften und 
gesellschaftliche Festlegungen, wie Ernteeinsätze (das machten die anderen Studenten auch). 
Bevor das Studium eigentlich beginnen sollte, ging es erst einmal zwei oder drei Wochen in 
die Ernte. Es gab auch NAW-Einsätze
1094
, Aufbaueinsätze, beispielsweise im Zoo. Die hießen 
zwar freiwillige Arbeitseinsätze, aber sie wurden von der zentralen FDJ-Gruppe beschlossen 
und wer das nicht mitmachte, war nicht sonderlich angesehen. Es gab Exkursionen in 
Betriebe, mit Blick auf die Berufsorientierung. Es gab auch Exkursionen ins Ausland. Ich 
selbst habe mal eine Exkursion ins Ausland geführt, in die Tschechoslowakei, für etwa zehn 
Tage. Aber da gab es keinen Kontakt zu Einrichtungen dort. Das war selbst organisiert. Wir 
wohnten dort in einem Studentenheim und unternahmen verschiedene Besichtigungen. 
Ob vor oder nach meiner Zeit Verträge zwischen der ABF Rostock und anderen Arbeiter-und-
Bauern-Fakultäten bestanden, kann ich nicht sagen. In Russland gab es schon lange keine 
ABF mehr. Früher gab es die Rabfak (Рабочий факультет)1095 dort. Ob der in einer 
Fernsehdokumentation
1096
 über die ABF genannte Widerstand, von Seiten der Sowjetischen 
Militäradministration, gegen die Eröffnung von Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten darauf 
zurückzuführen war, dass sie diese Einrichtungen schon nicht mehr hatten, oder ob sie eine 
solche Einrichtung nicht an der Universität haben wollten, weil dort zu viele bürgerliche 
Lehrkräfte waren, weiß ich nicht.  
 
Hall: 
Hat sich die Anzahl der Studenten, haben sich die Klassengrößen, in der Zeit, wo Sie an der 
ABF waren, stark verändert? 
 
 
                                                 
1094
 Das Nationale Aufbauwerk (kurz: NAW) wurde auf Initiative des ZK der SED 1952 gegründet und war Teil 
der Nationalen Front. Die Masseninitiative sollte möglichst viele DDR-Bürger zur freiwilligen und 
unentgeltlichen Arbeit an Gemeinschaftsprojekten (Schulen, Tiergärten, Schwimmbädern, Turnhallen etc.) 
bewegen (ähnlich dem sowjetischen Vorbild, dem Subbotnik). Dabei ging es oftmals um die Beseitigung von 
Kriegsschäden. Als „Lohn“ winkten Urkunden und Abzeichen, die, je nach geleisteten „Aufbaustunden“, in 
Gold, Silber oder Bronze verliehen wurden. Aufgrund des lahmenden freiwilligen Engagements der Bürger im 
NAW, wurde es in den sechziger Jahren durch die „Mach-Mit!-Bewegung“ und diese wiederum in den achtziger 
Jahren durch die Volkswirtschaftliche Masseninitiative (VMI) abgelöst. 
1095
 Diese Arbeiterbildungseinrichtungen existierten in der Sowjetunion von 1919-1940. 
1096
 Hierbei handelt es sich um eine Dokumentation von Hans-Dieter Rutsch über die ABF der Humboldt-
Universität zu Berlin (Eine Produktion des Westdeutschen Rundfunks von 1997, ausgestrahlt vom Bayerischen 
Rundfunk am 01.07.2007 aus Anlass der Schließung der Berliner ABF). 
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Prehn: 
Nein, in der Zeit nicht. Die Klassenstärken lagen immer so um die 25 Personen. Da hat sich 
nichts verändert. Auch die Zahl der Gruppen, die jährlich neu hinzukamen, ist stabil 
geblieben. Ich habe aber später gehört, dass es immer schwieriger wurde, neue Studenten für 
eine Ausbildung an der ABF zu gewinnen. Also die Zahl ließ dann auch nach. 
 
Hall: 
Neben der geringen Anzahl von Eigenbewerbungen setzte sich immer stärker das 
Delegierungsprinzip durch, bis schließlich eine Zulassung an der ABF nur noch mit einem 
Delegierungsschreiben durch den Betrieb, die NVA etc. möglich war. Die Betriebe mussten 
dabei bestimmte Kontingente erfüllen, was in Zeiten von Arbeitskräftemangel und hohen 
Verdiensten in der Produktion nicht immer ganz einfach war. 
 
Prehn: 
Ich kann Ihnen nur konkret von meiner Frau berichten, wie das gelaufen ist. Sie hat nach der 
Achtklassenschule Säuglingspflegerin gelernt. Sie war Vollwaise und ihre Großmutter hat sie 
zusammen mit ihrer Schwester erzogen. Ihre Schwester war schon an der ABF und 
überzeugte sie, auch dort anzufangen. Als sie ihren Berufsabschluss hatte, ist sie von der 
Oberschwester und dem Parteisekretär eingeladen worden. Das war in Wittenberge, dem 
Bezirk Schwerin, also Einzugsbereich für die ABF in Rostock. Da wurde ihr gesagt: „Wir 
haben hier eine Aufforderung von der ABF Rostock. Sie suchen noch Leute, die das Abitur 
machen wollen. Du hast dich hier gut geschlagen und es hat dir Spaß gemacht. Hast du nicht 
Lust dazu?“ Auf diese Weise ist dann eine Delegierung zustande gekommen.  
In den größeren Betrieben ist das sicherlich mit einer Einladung in die Kaderabteilung 
verbunden gewesen. Aber ob Leute gedrängt worden sind, hierher zu gehen, das weiß ich 
nicht. Es hing sicherlich auch immer ganz stark davon ab, mit welchen Methoden die Leute 
die Anwerbung für die ABF betrieben. 
 
Hall: 
Gab es Veränderungen in der Qualität der Studenten?  
 
Prehn: 
Qualitätsunterschiede zwischen den Studenten gab es in den einzelnen Gruppen sowieso. Es 
gab immer zwei bis drei, die besonders herausragten. Dass sich in dieser kurzen Zeit dort 
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etwas verändert hätte, konnte ich nicht feststellen. Der Altersdurchschnitt ging jedoch etwas 
nach unten. 
 
Hall: 
Wurde das Vollabitur bis zum Schluss angeboten? 
 
Prehn: 
Es gab aber auch diese Zweijahresgruppen. Einjahresgruppen gab es noch ganz zum Schluss, 
1963, glaube ich. Bei den Zweijahresgruppen ging es auch darum, dass wir als Dozenten 
beurteilen mussten, wer von den Studenten im ersten Jahr so gut war, dass man ihm zutrauen 
konnte, das Abitur in einem weiteren Jahr zu schaffen. Da wurden die Fachdozenten befragt. 
Es ging darum, ob sie noch ein oder zwei Jahre brauchen würden. Biologie war aber dabei 
nicht immer das maßgebende Fach. 
 
Hall: 
Was waren die ABF ihrem Charakter nach: Kaderschmieden des Sozialismus oder 
Einrichtungen, die Bildungsgerechtigkeit hergestellt haben? 
 
Prehn: 
Sie waren beides. Sie standen ganz sicherlich in erster Linie für Chancengleichheit, und das 
ist ja ein Grundprinzip des Sozialismus (zumindest in der Theorie), dass den Menschen 
unabhängig von ihrer Herkunft, alle Bildungsmöglichkeiten gegeben werden, um sich als 
Menschen, als Individuen, zu entwickeln. Das war sicherlich aufgrund der Schieflage, die es 
vorher in Deutschland gab, eine sehr gute Sache, dass man Menschen, die aus 
unterschiedlichsten Gründen nicht ohne weiteres auf eine Bildungseinrichtung gingen, dazu 
bewogen hat und ihnen dazu die entsprechenden Möglichkeiten gab.  
Die parallele Seite ist das Theater. Es geht nicht jeder ins Theater. Es war zu DDR-Zeiten viel 
durch die Betriebe usw. gemacht worden, um Leute in die Theater zu holen und ihnen diese 
Möglichkeit einfach mal zu zeigen. Viele sind dann trotzdem nicht mehr gegangen und haben 
es als Last empfunden. Aber wenn ich erst gar nicht zeige, was möglich ist … Die ABF war 
so eine Möglichkeit, außerhalb der Oberschulen, durch eine soziale Auswahl von Kadern 
(Kader ist ein französisches Wort: Alle mittleren Funktionäre in Frankreich nennen sich 
Kader) … Es ging darum, den jungen Leuten, die eine gute Begabung hatten und aus bisher 
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unterprivilegierten Schichten kamen, eine Möglichkeit zu einer angemessenen Bildung zu 
geben und auch in den akademischen Stand aufzusteigen. Das war die eine Seite. 
Die andere Seite: Damit verbunden war die gesellschaftliche Situation, aus der heraus dieses 
Vorhaben entstand, in der man wollte, dass diese sich bildenden jungen Leute für den Staat 
eintreten. Somit war es eine Kaderschmiede. Aber ich betrachte das nicht als ein Negativwort, 
wenn es auch in diesem Sinne gebraucht wird. Die Gesellschaft ist immer daran interessiert, 
junge Leute heranzubilden, die im Sinne dieser Gesellschaft weiter arbeiten. Ich will damit 
sagen, dass jede Gesellschaftsordnung, die es gibt, den Versuch unternimmt die Menschen in 
ihrem Sinne zu bilden und das ist eine legitime Aufgabe. Dass die ABF Bildung vermittelte, 
wurde dadurch bewiesen, dass die Leute mit dieser Ausbildung arbeiten konnten und etwas 
geleistet haben – zumindest der überwiegende Teil.  
Wenn ich heute die ABF beurteile, dann nicht weil ich dort Dozent war, sondern weil es 
meiner Grundeinstellung entspricht, dass man viel tun musste, um einem Menschen die 
Möglichkeit zu geben, den Bildungsstand zu erreichen, der in ihm steckte bzw. als Begabung 
eigentlich nicht in ihm steckte.  
Insofern war es eine soziale und eine politische Aufgabe. Was für eine Vokabel dafür benutzt 
wird, ist immer eine Tagesfrage. Vielleicht in diesem Zusammenhang noch etwas zum Wort 
„Kollektiv“, weil es auch umstritten ist. Kollektiv muss man im Zusammenhang mit der ABF 
in dem Verständnis sehen, dass sich die jungen Menschen dort gegenseitig sehr geholfen 
haben, ohne darauf zu achten, ob das für sie persönlich einen Vorteil brachte oder nicht. Es 
war wirklich so, dass sie sich gegenseitig viel geholfen haben und keine Informationen die 
zum Bildungsstand des anderen hätten beitragen können, verschwiegen. Dazu wurden sie 
auch erzogen. Das war auch eine Aufgabe: Sie für ein Leben in einer Gruppe, heute sagt man 
Team, zu erziehen. Sie sollten teamfähig werden. Damals sagten wir kollektivfähig. 
 
Hall: 
An diesem Beispiel wird das Problem deutlich, was die Einschätzung der ABF schwierig 
macht. Gerade die Kollektivbildung hatte zwei Seiten. Die von Ihnen geschilderte Perspektive 
der gegenseitigen Hilfe, ohne die es wahrscheinlich auch nicht möglich gewesen wäre, den 
Unterrichtsstoff in so kurzer Zeit zu bewältigen. Sehen wir mal von den unsinnigen 
Kollektivnoten, die auch nur kurze Zeit bestand hatten, ab. Die Arbeitsgruppen waren aber 
auch Zirkel, wo man sich gegenseitig kontrollieren konnte und zwar in jeder Hinsicht – 
sowohl mit Blick auf die Studiendisziplin und Lebensweise (was ja durchaus Vorteile hatte), 
als auch hinsichtlich des politischen Verhaltens. Die Archivakten geben darüber Auskunft, 
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dass innerhalb der Gruppen auch eine gewisse Überwachung hinsichtlich der politischen 
Einstellung gegenüber dem System der SED stattfand. Einzelne Gruppenmitglieder haben die 
SED-Fakultätsgruppe über bestimmte „Verfehlungen“ ihrer Jugendfreunde, wie das 
Verhalten zur Religion oder Äußerungen, die aus westlichen Medien kamen, informiert. Das 
war eben auch eine Zielstellung der Kollektive. 
 
Prehn: 
Da gab es auch die berühmten Selbsteinschätzungen. Die Studenten waren veranlasst, immer 
in Abständen von einem halben Jahr, eine schriftliche Selbsteinschätzung anzufertigen. Das 
mochten die meisten nicht. Das haben sie gezwungenermaßen gemacht. Wer schätzt sich 
schon gerne selbst ein? Als Subjekt sich objektiv einzuschätzen ist schon sehr schwer. Über 
die Selbsteinschätzung gab es im Kollektiv eine Diskussion: „Aber was du da geschrieben 
hast, das stimmt doch gar nicht.“ Das gab es dann auch.  
Aber was das Kollektive betrifft: Was halten Sie denn davon, dass heute auch an den 
Gymnasien an zwei bis drei Schüler eine Projektarbeit vergeben wird, die sie gemeinsam 
präsentieren und eine gemeinsame Note bekommen? Der Anteil der einzelnen Schüler am 
Ergebnis ist völlig unterschiedlich.  
 
Hall: 
Solche Projektarbeiten kenne ich aus eigener Erfahrung. Dabei ging es jedoch nie um 
politische Ansichten der Teilnehmer. Generell ist die Methodik des Projektunterrichts und der 
Teambewertung diskutabel.  
 
Prehn: 
Ich kenne das von meinen Enkeln. Der Anteil innerhalb eines Kollektivs ist eben sehr 
unterschiedlich und wenn es gemeinsam benotet wird … eigentlich geht das nicht. 
 
Hall: 
Vielen Dank für Ihre Erfahrungen aus der Sicht eines Dozenten der ABF. 
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Transkription des Zeitzeugengespräches vom 09.04.2008 mit Prof. Dr. Ursula 
Kleinpeter 
 
Kleinpeter: 
Meine Eltern haben ungefähr 1927 versucht, einen Bauernhof zu erwerben und zu 
bewirtschaften. Mein Vater war der Sohn eines Bauern, aber nicht der Erbe, da er nicht der 
älteste Sohn war. Damit gerieten sie in die Inflation um 1930, in die große 
Weltwirtschaftskrise, und sind daran gescheitert. Dort, auf diesem Bauernhof in Rapendorf, 
wurde ich geboren. Damit Sie es ganz genau wissen, am Sonntagmittag um zwölf, als die 
Glocken läuteten, am Geburtstag meines Vaters. Er war 1892 geboren und ich 1929. Dann 
sind meine Eltern nach Elbing gezogen und so langsam nach und nach waren wir schließlich 
fünf Kinder. Ich hatte einen älteren Bruder und drei jüngere, ich war also die Zweite. Dann 
kam Hitler an die Macht. Mein Vater bekam wieder Arbeit beim Bau der Autobahn Richtung 
Königsberg, Anfang der dreißiger Jahre. Wir wohnten in Elbing, im Stadtzentrum. Als die 
Wirtschaft noch mehr in Gang kam, bekam mein Vater auf der Schichau-Werft Arbeit. Er 
hatte aber keine Berufsausbildung, weil er ja ein Bauernsohn war. Er hat also auf der 
Schichau-Werft gearbeitet und meine Mutter hat die Kinder betreut, sowie gelegentlich bei 
anderen Leuten ausgeholfen. 1936 war eine Maßnahme von Hitler in Kraft getreten, Leute mit 
Kindern Sonderbedingungen für den Häuserbau und ähnliches zu gewähren. Daraufhin haben 
meine Eltern in Elbing ein Haus gebaut. Dort haben wir fast bis zum Kriegsende als ganz 
normale Familie gelebt. Ich ging in die Volksschule und mein älterer Bruder ging in die 
Mittelschule. Ich habe die Achtklassenschule besucht und auch in Elbing abschließen können. 
Danach wollte ich Säuglingsschwester werden, und das galt als Sozialberuf, weshalb ich kein 
Pflichtjahr machen musste. Mit 14 Jahren musste man ansonsten in einem Haushalt irgendwo 
ein Pflichtjahr machen. Das blieb mir erspart. Ich war an einer Haushaltsschule, aber nur für 
drei Monate, dann kamen ja schon die Russen, und wir wurden ausgesiedelt. Da hatte die 
„Leitung“ unseres Wohngebietes für Busse gesorgt und die standen an der Königsberger 
Chaussee. Am Dienstagmittag, dem 25. Januar 1945, mussten wir alle dort sein. An diesem 
Tag wurden wir ausquartiert und fuhren mit einem Omnibus über Danzig und Lauenburg bis 
nach Schlawe, das ist in Pommern. Dort wurden wir integriert und hatten fast schon den 
Eindruck, wir hätten es geschafft. Dann stießen aber die Russen von Süden nach Stettin hoch 
und ganz Pommern wurde abgeschnitten. Deshalb mussten wir ganz schnell raus, aber es ging 
nur über die Ostsee. Dann sind wir zehn Tage lang bei Windstärke zehn über die Ostsee 
gefahren. Wir mussten ganz nach Norden, weil von Stettin aus die Ostsee schon von den 
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Russen beschossen wurde. Gelandet sind wir schließlich in Güstrow und letztendlich in 
Schwaan.  
In Schwaan ist meine Mutter mit vier ihrer fünf Kinder sesshaft geworden. Sie arbeitete in 
einer Fischfabrik. Mein großer Bruder war bei der Babyflak, also Luftwaffenhelfer. Babyflak 
wurde immer dazu gesagt. Der war verschwunden. Wir hatten ihn 1945 verloren und da war 
ich dann die Älteste. In Schwaan habe ich alles Mögliche gemacht. Ich habe beim Bäcker 
oder in der Landwirtschaft gearbeitet. Das war aber nur für ein paar Monate. Dann musste ich 
zum Arbeitsamt und ich sollte als Dienstmädchen in die Bäckerei. Da habe ich gesagt: „Nein, 
ich will Laborantin werden.“ Ich weiß selbst nicht warum. Ich wollte jedenfalls Laborantin 
werden. Schließlich hat der Angestellte dort gesagt: „Gut, dann geh´ in die Chemische Fabrik. 
Die haben zwar keine Lehrstellen, aber vielleicht bekommst du trotzdem eine Ausbildung.“ 
1946-49 habe ich dann Chemielaborantin in der Chemischen Fabrik Dr. Brunnengräber in 
Schwaan gelernt. Nach dem zweiten Lehrjahr kamen Vertreter, d. h. Studenten, von der 
Vorstudienanstalt Rostock zu uns nach Schwaan in die Fabrik und warben um Jugendliche die 
Abitur machen wollten. Wir waren dort ein Junge und drei Mädchen in der Ausbildung. Unser 
Ausbilder, ein Prof. Biastock, hat dem Jungen gestattet ein Jahr früher die 
Lehrabschlussprüfung zu machen und an die Vorstudienanstalt zu gehen. Als ich das auch 
wollte, meinte er: „Du bist ein Mädchen, du kriegst Kinder, du brauchst das nicht.“ Dann 
musste ich also das dritte Lehrjahr auch noch machen. Wir haben alle mit Eins bestanden, 
denn der Ausbilder war eigentlich ein Professor der Universität aus Rostock. Warum der nach 
dem Krieg nicht wieder dort hingekommen ist, weiß ich nicht genau. Ich nehme an, dass er in 
den Nationalsozialismus verstrickt war, dann nicht mehr an der Universität arbeiten durfte 
und deshalb nach Schwaan in die „Chemische“ kam. Der hat uns in Mathematik, Physik und 
Chemie ausgebildet. Er hatte nämlich nichts zu tun, weil seine Familie in Rostock wohnte. 
Eine Bahnverbindung zwischen Rostock und Schwaan gab es damals nicht, denn da waren die 
Gleise abgebaut worden. Nun konnte er immer nur gelegentlich zum Wochenende mit dem 
Schiff zwei Stunden von Schwaan nach Rostock fahren. Der blieb ansonsten jeden Abend in 
Schwaan und hat mit uns philosophiert und uns ausgebildet. Wir haben unheimlich viel bei 
ihm gelernt. Kurt Trautner ging also ein Jahr eher an die Vorstudienanstalt und ich ging dann 
1949. 1949-51 war ich an der … naja, an einem „Zwischending“. Die Vorstudienanstalt hatte 
sich geweigert einige Studenten in einen Dreijahreskurs zu geben, damit 1950/51 auch ein 
paar Studenten Abitur machten. Die ABF hatte später wesentlich mehr Schüler. Wir hatten 
damals etwa sechs Klassen. Dann wurden aus allen Klassen die Besten raus genommen, so 
dass 20 für eine naturwissenschaftliche und 20 für eine gesellschaftswissenschaftliche Klasse, 
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für einen neuen zweijährigen Kurs zusammen kamen. Wir haben dann nach zwei Jahren unser 
Abitur gemacht.  
An der ABF war ich natürlich auch in der FDJ. Wir hatten auch Versammlungen. In diesem 
zweijährigen Kurs war das aber nicht so vordergründig. Wir hatten noch die „alten“ Lehrer. 
Da war zum Beispiel Herr Dr. Rempel, der Studiendirektor und Herr Wahl, unser 
Mathematik- und Klassenlehrer. Als ich beim Skilaufen in Oberhof gestürzt bin und mit 
Gehirnerschütterung zurückkam, war ich sechs Wochen nicht einsatzfähig. Dann hat Herr 
Wahl gesagt: „In Mathematik, da setz´ ich mich mit dir mal drei Tage hin und dann hast du 
den Anschluss wieder. Was Deutsch betrifft – du hast doch so viele Bücher gelesen (und das 
stimmte auch, ich hatte wirklich mehr gelesen als alle anderen). Und in Geschichte, naja, da 
fehlen dir ein paar Jahrhunderte – na und?!“ So ging der daran. Nur der Russischlehrer Herr 
Hückel, der hätte gern gesehen, dass ich in den dreijährigen Kurs zurückgehe. Ich habe den 
Stoff aber wieder aufgeholt und keine Probleme in Russisch gehabt. Das Abitur habe ich 
jedoch nur mit Drei gemacht. Das lag einerseits an der kurzen Zeit und andererseits an meiner 
Deutschprüfung. Herr Prof. Sielaff, das war ein älterer Herr, und Johannes Rempel haben 
mich in Deutsch geprüft, und die wussten alle, dass ich sehr viel gelesen hatte. Nun prüften 
sie mich über Effi Briest und da ging es immer nur: „Was sie denn mit dem gemacht hat …?“ 
Immer so ins Sexuelle. Ich war in dieser Beziehung ein ganz unbescholtenes Blatt und wurde 
immer nur rot und blass und habe letztlich eine drei gekriegt. Ich würde das aber nicht als 
Schikane ansehen. 
Sie hatten die Frage gestellt, wie jemand zur Vorstudienanstalt zugelassen wurde. Also, bei 
mir hat es überhaupt keine Vorprüfungen gegeben, sondern die alten Dozenten haben alle 
Bewerber meines Jahrganges einfach nur auf Logik geprüft, ob sie logisch denken konnten 
und die deutsche Sprache beherrschten. Sie haben überhaupt nicht nach Faktenwissen gefragt, 
sondern nur nach der Intelligenz. Da gab es ein Gespräch mit zwei oder drei Dozenten und ich 
nehme an, einem FDJ-Sekretär. Das war Monate bevor man an die Einrichtung kam. 
Schriftlich wurde keine Prüfung verlangt. Es ging darum einzuschätzen, ob aus jemanden 
etwas zu machen war. Das wussten die ganz gut. Es wurde danach gefragt, wo man 
herkommt, was man bisher gemacht hat. Es war gut für mich, dass ich schon eine Lehre 
gemacht hatte.  
 
Hall: 
Ist dabei auch nach ihrer Konfession gefragt worden? 
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Kleinpeter: 
Nein, das war überhaupt kein Thema und stand auch in keinem Fragebogen. Das spielte keine 
Rolle. 
 
Hall: 
Waren Sie neben Ihrer FDJ-Mitgliedschaft sonst noch politisch aktiv? 
 
Kleinpeter: 
Ja, sicher. Also ich war für die FDJ zwei Jahre Studentenvertreter an der Medizinischen 
Fakultät, nach dem Physikum, oder im Physikum: Wir hatten ja drei Jahre Marxismus-
Leninismus-Ausbildung, zwei Jahre Philosophie und ein Jahr Ökonomie. Der 
Ökonomieprofessor war ganz toll und hat uns für die Partei geworben. Dadurch kam ich in 
die SED. Aber an der ABF war ich nur in der FDJ und das waren fast alle. Ansonsten hatte 
ich keine Funktionen. In diesem zweijährigen Kurs war das auch alles viel ungezwungener, 
als dann nachher an der dreijährigen ABF. Da hatte sich das dann verhärtet. Wir hatten ja 
auch noch alte Lehrer. 
 
Hall: 
Schätzen Sie die Lehrer eher noch zu dieser „alten“ bürgerlichen Riege? 
 
Kleinpeter: 
Eindeutig! Der einzige, der dort aus der Reihe tanzte, von denen die unsere Klasse hatte, war 
Kurt Hückel – der Russischlehrer. Die meisten waren schon vor 1945 Lehrer und haben an 
irgendwelchen Oberschulen unterrichtet. Fachlich waren die sehr gut. Wir hatten ganz tolle 
Lehrer. 
 
Hall: 
Wie war das Verhältnis zwischen Schülern und Lehrern? 
 
Kleinpeter: 
Es gab nicht eine solche Distanz, wie an der Universität zwischen Professor und Student 
herrscht. Wir waren in diesen „Springerklassen“ je etwa 20 Studenten. In der „MatNat“-
Klasse waren wir ganze zwei Mädchen. In der anderen Klasse war etwa die Hälfte Mädchen. 
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Es war ein sehr angenehmes Verhältnis zu den Lehrkräften. Der Klassenlehrer, Herr Wahl, 
hat sich sehr für uns eingesetzt. Wenn es irgendwo Probleme gab – Herr Wahl war für uns da. 
Während meiner Lehrzeit hatte uns ja der Ausbilder in Mathe, Physik und Chemie sehr gut 
unterrichtet. Ich konnte Physik und Chemie. Als ich dann zunächst in dem dreijährigen Kurs 
an der Vorstudienanstalt war, da hatten wir einen Chemielehrer – Beutz, Paul Beutz1097 – der 
konnte nicht viel Chemie. Da war das so niedlich: Wenn die Chemiestunde anfing, dann hat 
Herr Beutz gesagt: „Heute beschäftigen wir uns mit dem und dem und dem … ach, ich muss 
aber noch zum Direktor. Uschi mach du mal schon ...“. Dann war er meist für die ganze 
Stunde verschwunden und ich musste den Unterricht machen, weil er einschätzen konnte, 
dass ich mehr konnte als er. 
 
Hall: 
Wie war das Verhältnis unter den Studenten? 
 
Kleinpeter: 
Das war gut. In den Klassen war ein ganz normales Klima. Es gab einen besonderen 
Zusammenhalt. Man hat sich auch gegenseitig gefordert. Bei zwanzig Leuten war das kein 
Problem. Auch zur Parallelklasse hatten wir ein gutes Verhältnis. 
 
Hall: 
Wo waren Sie untergebracht? 
 
Kleinpeter: 
Ich hatte eine private Unterbringung in Rostock. Damals gab es üblicherweise noch Zimmer 
für Studenten bei Privatpersonen zu mieten. Das war auch notwendig, weil es nur wenige 
Internatsplätze gab. Eine umfassendere Unterbringung der Studenten in Wohnheimen 
entwickelte sich erst später. 
 
Hall: 
Haben Sie aus Gesprächen etc. erfahren, wo ihre Mitschüler herkamen, aus welchem sozialen 
Milieu? 
 
 
                                                 
1097
 Paul Beutz war vormals Ingenieur bei den Heinkel-Flugzeugwerken in Rostock. 
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Kleinpeter: 
Das kann man ganz eindeutig sagen. Solang es diese Vorstudienanstalt war, waren es 
überwiegend Mittel- und Oberschüler, weil das Kriegsende ihnen keinen Schulabschluss 
gestattet hatte. Die waren in den Mittelschulen oder Oberschulen und dann war eben im 
Frühjahr 1945, vielleicht schon im Winter 1944 bei denen, die aus Ostpreußen usw. kamen, 
Schluss mit der Schule. Ganz egal in welcher Klasse sie waren, sie bekamen keinen 
Abschluss. Die Vorstudienschüler waren aus dem Gleis geworfene Oberschüler und 
Mittelschüler. Es gab Schüler, die hatten eben auch schon die Zehnte Klasse des Gymnasiums 
besucht. Ich würde sagen, dass war überhaupt die Aufgabe der Vorstudienanstalt. Im letzten 
Jahr waren sicherlich auch viele dabei, die nur Mittel- oder Volksschule hatten. Auch der 
Junge aus meinem Lehrbetrieb, der Kurt Trautner, hatte wie ich, nur Volksschulbildung. Aber 
der konnte eben auch durch diesen Nachunterricht von unserem Lehrausbilder in einer Klasse 
bestehen, wo überwiegend Oberschüler ohne Abschluss drin waren. An der Arbeiter-und 
Bauern-Fakultät waren nachher wirklich Kinder aus Haushalten, die keine Chance hatten, an 
eine Oberschule zu gehen. Die hatten eine Ausbildung gemacht und waren irgendwie, durch 
Werbung etc. auf die ABF aufmerksam geworden und konnten nun diesen Bildungsweg bis 
zum Abitur beschreiten. Das war eben schon ein Unterschied zwischen Arbeiter-und-Bauern-
Fakultät und Vorstudienanstalt – im „Studentenmaterial“. 
 
Hall: 
Handelte es sich an der Vorstudienabteilung tatsächlich immer um Arbeiter- und 
Bauernkinder? 
 
Kleinpeter: 
Nein! In der Vorstudienanstalt hat es auch ein paar Arbeiterkinder gegeben, insbesondere im 
letzten Jahr. Obwohl! – außer Kurt Trautner kenne ich keinen. Die anderen waren Kinder aus 
der Mittel- und Oberschicht, die durch die Kriegseinwirkungen keinen Schulabschluss mehr 
bekommen hatten. Die machten in der Vorstudienanstalt das Abitur nach.  
An der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät war das ganz was anderes. Das war viel stärker 
verschult. Da waren viel mehr „neuere“ Lehrer, die auch notwendig waren, für die vielen 
Klassen, die sie dann hatten. Das war schon wieder mehr Schule, während die 
Vorstudienanstalt Nachbildung war. 
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Hall: 
Wie verhielt es sich mit dem Frauenanteil an der Einrichtung? 
 
Kleinpeter: 
In der mathematischen Klasse waren wir zwei Mädchen, in der sprachlichen war es halbe-
halbe. Es war nicht so, dass nur Jungs an der ABF waren. Ich denke, es wurde sogar darauf 
geachtet, dass die Anzahl der Jungen und Mädchen möglichst gleich war. Die ABF war ganz 
auf Frauenförderung und Gleichberechtigung ausgerichtet. 
 
Hall: 
Trotzdem blieb der Frauenanteil laut der amtlichen Statistiken auch an der ABF gering? 
Können Sie dafür Gründe benennen? 
 
Kleinpeter: 
Nein, das weiß ich nicht. Ich meine, die Mädchen der Jahrgänge der vierziger Jahre bis zur 
ersten Hälfte der fünfziger Jahre sind ja fast ausschließlich nur in häuslichen Verhältnissen 
aufgewachsen. Sie sind eben nur als Mädchen erzogen worden und mussten ja nicht … Wir 
waren nun fünf Kinder. Davon gingen drei schon in die Schule und das vierte wäre fast noch 
in die Schule gekommen. Ich hatte den zwei Jahre älteren Bruder, der in die Mittelschule 
ging. Eigentlich sollte ich auch in die Mittelschule kommen. Da sagten aber meine Eltern: 
„Das können wir nicht machen. Zwei Jahre später kommt Georg – ein Junge – und wir 
können nicht für drei Kinder die Mittelschule bezahlen.“ Es ging dabei um das notwendige 
Geld für Bücher, die Monatskarte für die Straßenbahn (die kostete 4 Mark je Kind) usw. 
Meine Eltern waren sehr ordentliche Leute, deshalb spielte auch die Kleidung eine Rolle. Ich 
hätte zum Beispiel dann neue Schuhe für die Mittelschule gebraucht. Das war nicht gehässig, 
überhaupt nicht. Die Schuhe, die ich trug waren auch nicht schlecht. Ich meine bloß, dass 
daran gedacht wurde, wenn ich an diese höhere Schulen gehen sollte, dann muss ich auch 
entsprechend gekleidet sein. Das spielte schon eine große Rolle. Dadurch, das muss ich 
zugeben, waren Mädchen durchaus benachteiligt.  
Aber von der ABF her gesehen, da war das Ziel Gleichberechtigung. In der DDR spielte die 
Gleichberechtigung der Frau ohnehin eine ganz große Rolle. Allerdings hörte die bei der 
Professur auf. Männliche zu weibliche Professoren gab es im Verhältnis zehn zu eins. 
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Hall: 
Ich habe den Artikel, den Sie zum 30-Jährigen Jubiläum der Gründung der ABF verfasst 
haben, gelesen.
1098
 Darin schreiben Sie: „Ja, wer gibt schon gern zu, einmal, gelinde gesagt, 
ein «unbequemes Mädchen» gewesen zu sein – ausgerechnet in der Zeit, als sich die Masse 
der ABF-Studenten politisch bewußt und voller Feuereifer in das unbekannte Abenteuer 
Wissenschaft stürzte.“ Damit spiele ich auf Ihre kirchliche Bindung an, die Sie an der ABF 
abgelegt haben. Wie kam es dazu? 
 
Kleinpeter: 
Ich hatte dort einen Freund, der mich umerzogen hat. Einen Abend sind wir durch Rostock 
geschlendert, wir kamen aus dem Theater, es war Mitternacht und am Himmel standen ein 
Mond wie im Bilderbuch und die vielen Sterne. Dann sagte der junge Mann zu mir: „Nun 
guck´ dir doch mal den Himmel an! Und da glaubst du, dass es doch noch jemanden gibt, der 
von dort oben schaut, was du hier unten treibst? Guck´ dir doch bloß mal die Sterne und den 
Mond an – wo soll denn da Platz für Gott sein?“ Der hat mich schon umerzogen.  
 
Hall: 
„Von den sozialen und fachlichen Voraussetzungen her unterschied ich mich nicht von 
meinen Kommilitonen“, schrieben Sie weiter in ihrem Artikel von 1979. War Ihnen schon 
klar, dass man sich an der ABF entscheiden musste: Entweder ich stehe zu dem, was dort 
auch gesellschaftlich/politisch vertreten wurde oder ich bleibe kirchlich (mit den 
entsprechenden Konsequenzen)? 
 
Kleinpeter: 
Nein, das spielte dort keine Rolle. Also zu meiner Zeit, und ich würde sagen, dass das auch 
noch zwei bis drei Jahre so geblieben ist, interessierte dies keinen. Das stand in keinem 
Fragebogen, ob man einer Religion angehörte und welcher. Das spielte keine Rolle. An der 
ABF gab es keine Religion, keinen Religionsunterricht. Ob ich zur Kirche ging und zu 
solchen kirchlichen Jugendgruppen, die es ja gab und die ich besuchte, interessierte keinen. 
Das konnte ich auch erzählen. Damals spielte es jedenfalls keine Rolle. Wie es später war, 
kann ich nicht beurteilen. Zu meiner Zeit dort, wurde nicht darüber diskutiert, weder 
                                                 
1098
 Wilhelm-Piek-Universität Rostock (Hrsg.): Arbeiter-und-Bauern-Fakultät: Ein Stück DDR. Erinnerungen 
zur Wiederkehr des Gründungstages der ABF „Ernst Thälmann“ in Rostock. Rostock 1979, S. 36. 
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innerhalb der Klasse, noch an der Schule. Das spielte keine Rolle. Ob jemand katholisch, 
evangelisch oder gar nichts war, kann ich über keinen meiner Mitstudenten sagen. 
 
Hall: 
Aber Sie schrieben doch, dass bei Ihnen „noch eine religiöse Erziehung nach(wirkte), von der 
ich mich nicht ohne Konflikt zu lösen vermochte.“ Beruhte die Abwendung von der Kirche auf 
Freiwilligkeit (also der eigenen inneren Einstellung) oder gab es auch Druck von außen? 
 
Kleinpeter: 
Wer sollte denn da Druck ausüben?! Das war an der ABF kein Thema. Ich hatte den Freund, 
den Werner Käthur und der hat mir klar gemacht, was ich mir einbilde, was mit Gott zu tun 
hat. Im Unterrichtsrahmen hat das keine Rolle gespielt. Da wurde nie nach gefragt, ob jemand 
in der Kirche ist oder nicht. Das spielte keine Rolle. Das interessierte damals keinen. 
 
Hall: 
1949 wurde die Vorstudienabteilung zur Arbeiter-und-Bauern-Fakultät, also in den Status 
einer Fakultät der Universität erhoben. Gab es dabei Konflikte zwischen den ABF-Studenten 
und den „normalen“ Studierenden an der Universität? 
 
Kleinpeter: 
Nein. Die Studenten an der Vorstudienanstalt hatten mehr oder weniger echte Beziehungen 
zur Universität. Sie waren auch dort zum Teil mit Funktionen, z. B. im Studentenrat, betraut. 
Der zweijährige Kurs, den ich besuchte, war ja so ein „Mittelding“. Der stand so zwischen 
Vorstudienanstalt und Arbeiter-und-Bauern-Fakultät. Sofern ich dort in dieser kurzen Zeit 
eine Entwicklung erkennen konnte, hat sich die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät sehr von der 
Universität abgekapselt. Sie war sehr eigenständig als eigene Fakultät mit den dazugehörigen 
„Dienstgraden“ und Ausbildern. Sie gehörten zur Universität, legten aber großen Wert darauf, 
dass sie gleichberechtigt mit den anderen Fakultäten behandelt wurden. Aber sie hatten dann 
nicht mehr so viele Beziehungen und Kontakte zur Universität, wie wir sie noch hatten. Für 
den Studentenrat und den Senat wurde die Vorstudienanstalt noch mit einbezogen, die ABF 
war dagegen extra.
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 Natürlich gehörte sie zur Universität, aber die Beziehungen waren 
nicht so gut. Sie legten großen Wert auf Eigenständigkeit. 
                                                 
1099
 Richtigstellung: Die ABF hatte die gleichen Rechte wie die anderen Fakultäten. Nur die Dienstbezeichnung 
des Leiters der ABF lautete nicht Dekan, weil dieser Titel traditionell ordentlichen Professoren der 
Fachfakultäten vorbehalten blieb. Ansonsten hatten die ordentlich immatrikulierten Studenten der ABF die 
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Hall: 
Wurden Sie 1949 direkt als Studentin immatrikuliert? 
 
Kleinpeter: 
Ich glaube schon, aber sicher bin ich mir dabei nicht, weil wir ja so ein Extrajahrgang waren. 
Ich weiß, dass dies an der Vorstudienschule nicht so war. Sie wurden erst hinterher, also nach 
dem Abitur, richtig immatrikuliert. 
 
Hall: 
Waren ABF-Studenten in den Universitätsgremien aktiv und konnten dort Einfluss erzielen? 
 
Kleinpeter: 
Nein, dahingehend hatten wir gar keine Beziehungen mehr. Auch der Lehrkörper war dann 
ein völlig anderer. Johannes Rempel, der damalige Rektor, der hatte sich irgendwie Gardinen 
für sein Haus kommen lassen, was nicht ganz „sauber“ war. Der hatte sich dann schon 
abgesetzt. Da war nachher keiner mehr von diesen Lehrern. 
 
Hall: 
Sind Studenten in Ihrer Zeit an der ABF exmatrikuliert worden? 
 
Kleinpeter: 
Ich könnte mir vorstellen … ich weiß, dass es in den ersten Jahren der ABF mehrere gegeben 
hat, die es nicht geschafft haben, die einfach den Lehrstoff nicht bewältigen konnten. Die 
wurden natürlich wieder exmatrikuliert. Bei der Vorstudienanstalt hat es so etwas auch mal 
gegeben, dass es jemand nicht geschafft hat, aber im Wesentlichen hatten die ja die 
Vorbildung für das Abitur. Unser Jahrgang war nun eine Ausnahme. In diese 
„Springerklasse“ kamen ja nur die Besten. Da hat es so etwas nicht gegeben. Aber bei der 
großen Zahl der ABF-Studenten, gab es immer auch ein paar Versager. Ich kenne aber keinen. 
 
 
 
                                                                                                                                                        
gleichen Rechten wie alle anderen Studenten, z. B. an den Studentenratswahlen als Kandidaten und 
Wahlberechtigte teilzunehmen. Der Direktor der ABF hatte, wie die Dekane der Fachfakultäten, einen 
festgeschriebenen Sitz im Senat. 
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Hall: 
Gab es denn nicht auch Personen, die nicht nur aus fachlichen Gründen die Einrichtung 
verlassen mussten, sondern weil sie von ihrer Einstellung her nicht dorthin passten? 
 
Kleinpeter: 
Wenn ich ehrlich bin, kann ich hierüber gar nichts sagen. In unserer Klasse gab es so etwas 
nicht. Was nachher in der ABF war, weiß ich nicht. 
 
Hall: 
Die ABF wurde 1949 gegründet. Das war ja ein ganz besonders bewegtes Jahr, wenn man 
zum Beispiel auf die Gründung der Deutschen Demokratischen Republik schaut. Sind Ihnen 
aus dieser Zeit noch irgendwelche besonderen Erlebnisse (wie Demonstrationen) haften 
geblieben? 
 
Kleinpeter: 
Ich wüsste nicht, was ich dazu sagen soll. Maidemonstrationen waren selbstverständlich. 
Dazu muss man auch wissen, dass es nach der Maidemonstration, ganz egal wie viel Grad 
draußen waren, an den Strand ging und man mindestens einmal in der Ostsee untertauchen 
musste. Ganz egal, wie viel Grad das Wasser hatte – einmal wurde untergetaucht. Das war so 
ein Ritus, der die ganzen Jahre beibehalten wurde. Die Maidemonstrationen waren immer gut 
besucht. Das war immer ein netter Haufen. Da waren wir immer dabei. Das gehörte dazu.  
 
Hall: 
Sie zeigten mir Bilder vom Deutschlandtreffen 1950. Dort waren Sie mit einer Abordnung der 
ABF? 
 
Kleinpeter: 
Ja, da sind wir als Gruppe nach Berlin gefahren. Ich kann mich noch dunkel daran erinnern, 
dass das Deutschlandtreffen in Berlin sehr gesellig, mit viel Gesang und Spiel verbunden war. 
Ich weiß, dass wir da mit einer Gruppe nach Westberlin rübergegangen sind. Das war nicht 
gut – aber vom Westen her! Da wurden wir irgendwie „zurückgetrieben“. Ich weiß nicht mehr 
genau, wie das war, aber so etwas gab es. Die haben uns gescheucht. Die Westberliner 
wollten uns nicht dort haben. Es gab ja noch keine geschlossene Grenze. 
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Hall: 
Wurden die ABF-Studenten funktionalisiert und ganz besonders gerne und oft zu 
Demonstrationen gerufen?  
 
Kleinpeter: 
Ja, das glaube ich schon. 
 
Hall: 
Nun ist den Unterlagen zu entnehmen, dass ABF-Studenten in dieser Zeit (um 1950) dazu 
angehalten wurden, ihre Westkontakte zu erhalten und zu nutzen, um dort zu agitieren und die 
Leute zu beeinflussen. 
 
Kleinpeter: 
Also ein paar Westkontakte hatten wir schon, zum Beispiel zum Hamburger Studentenverein. 
Ja vom Prinzip her, gab es dass damals noch, um im Zuge einer möglichen 
Wiedervereinigung Anknüpfungspunkte zu haben. 
 
Hall: 
Als Sie an die Fachfakultät 1951 übergingen, setzte gerade die Zweite Hochschulreform ein. 
Wie fanden Sie die Einführung des zehnmonatigen Studienjahres, des GEWI-Grundstudiums 
etc.? 
 
Kleinpeter: 
Ich habe die Universität erst nach dieser Studienreform kennengelernt, so dass ich einen 
Unterschied durch die Reform kaum ausmachen konnte. 
 
Hall: 
Sie haben dann Medizin studiert, einen eher konservativen, bürgerlichen Studiengang. Die 
Medizinische Fakultät galt lange noch als Bollwerk gegen die Umgestaltung zur 
sozialistischen Universität. Haben Sie während Ihres Studiums dort eine besonders 
fortschrittliche und aktive Rolle eingenommen, im Vergleich zu den eher formalen SED-
Mitgliedern dort?  
 
Kleinpeter: 
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Außer Zehnergruppenleiter hatte ich keine weiteren Funktionen in der FDJ. Wie ich bereits 
sagte, war ich zwei Jahre für die FDJ im Senat der Medizinischen Fakultät als 
Studentenvertreter. Irgendetwas war ich auch in der Parteigruppe. Nach dem Physikum, nach 
dem dritten Studienjahr hatten wir Unterricht in politischer Ökonomie. Über den Dozenten 
dort bin ich zur SED gekommen. 
 
Hall: 
Die Ausbildung an der ABF verfolgte ja zwei Ziele: Die Heranbildung fachlich guter Kader 
mit einer entsprechenden politischen Haltung. Einen politisch-gesellschaftlichen Auftrag 
hatte die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät ohne Zweifel. Wenn ich nun höre, dass Sie auch an 
der Fachfakultät durchaus aktiv waren (es ging ja auch darum den Einfluss der SED an der 
Universität zu stärken), komme ich zu dem Schluss, dass Sie sich sozusagen „bewährt“ 
haben. 
 
Kleinpeter: 
Der Auftrag der ABF war ganz klar und ich habe mich in jeder Beziehung bewährt. Mein 
Staatsexamen habe ich mit „1,0“ abgelegt. Das soll es alle zehn Jahre ein Mal geben, wurde 
mir gesagt.  
 
Hall: 
Sie haben geschildert, dass Ihnen der Zugang zu höherer Bildung aufgrund der finanziellen 
Lage Ihrer Eltern nicht möglich war. Fühlten Sie sich aufgrund der kostenlosen und mit 
Stipendien verbundenen Ausbildung an der Vorstudienabteilung bzw. ABF gegenüber dem 
damals herrschenden System zur Dankbarkeit verpflichtet? 
 
Kleinpeter: 
Nachdem mein Vater 1945 gefallen war, war an so etwas nicht zu denken. Diese Möglichkeit 
wurde überhaupt nicht erwogen. Das war im Denken gar nicht drin.  
Selbstverständlich waren wir dankbar, auch wenn sich keiner darüber große Gedanken 
gemacht hat. Mir ist es sehr gut gegangen und ich habe eine sehr gute Entwicklung geboten 
bekommen. Wenn Sie jetzt fragen, ob ich dafür dankbar bin, dann war ich es natürlich. Aber 
es hat niemand von mir verlangt, dass ich überall immer Dankeschön sage. Öfter wurde mir 
gegenüber Dankeschön gesagt. 
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Hall: 
Sind Sie abschließend der Meinung, dass durch die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät 
Bildungschancen gerechter verteilt wurden? 
 
Kleinpeter: 
Die Jahre der Vorstudienanstalt waren eine Korrektur von Kriegsfolgen. Das waren junge 
Leute, die aufgrund des Krieges die Schule nicht abschließen konnten.   
Die ABF war eine Institution, die sich dafür verantwortlich fühlte, dass auch Kinder aus 
minderbemittelten Kreisen, sofern die intellektuellen Fähigkeiten vorhanden waren, studieren 
konnten.  
 
Hall: 
Prof. Brauer machte anlässlich der Jubiläums der Gründung der ABF 1979 folgende 
Aussage: Es sei eine „neue der Arbeiterklasse und ihrer führenden Partei treu 
ergeben(e)“1100 Intelligenz hervorgebracht worden. Sehen Sie das auch so? 
 
Kleinpeter: 
Na, so uneingeschränkt sehe ich das nicht. Vom Prinzip vielleicht schon, aber dass nun eine 
ganz neue Intelligenz … Ich finde es etwas zugespitzt, aber sagen konnte er das. Ich vertrete 
nicht die Meinung, dass die ABF-Absoventen nun unbedingt der SED ergeben waren – nicht 
in der großen Zahl. Für einen gewissen Teil traf das sicher zu, aber die Mehrheit verhielt sich 
schließlich wie die anderen Studenten auch. 
 
Hall: 
Vielen Dank für Ihre Auskünfte! 
 
Transkription des Zeitzeugengespräches vom 09.04.2008 mit Dr. Oswald Kleinpeter 
 
Dr. Oswald Kleinpeter wurde nicht an der VSA/ABF ausgebildet, hatte aber als FDJ-Sekretär 
der Universität Rostock im Zeitraum vom 1955-57 zahlreiche Kontakt zur ABF. Er war gerne 
bereit, die Schilderungen seiner Frau, Prof. Dr. Ursula Kleinpeter, durch weitere 
Erinnerungen und Erfahrungen zu ergänzen. 
 
                                                 
1100
 Wilhelm-Piek-Universität Rostock (Hrsg.): Arbeiter-und-Bauern-Fakultät: Ein Stück DDR. Erinnerungen 
zur Wiederkehr des Gründungstages der ABF „Ernst Thälmann“ in Rostock. Rostock 1980, S. 1. 
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Hall: 
Haben Sie als FDJ-Sekretär festgestellt, dass ABF-Studenten besonders aktiv waren? 
 
Oswald Kleinpeter: 
Ich denke, dass man das generell schon sagen kann und dass wir uns schon darauf gestützt 
haben. Ein bisschen steckte dahinter auch der Gedanke: „Na hör mal zu! Du kommst von der 
ABF, also leg´ mal einen Schritt zu.“ Also diese Anforderung habe ich zu der Zeit, das war 
Mitte der fünfziger Jahre, gestellt.  
 
Hall: 
Was haben Sie studiert und wie lange waren Sie FDJ-Sekretär? 
 
Oswald Kleinpeter:  
Ich habe von 1951 bis 1955 an der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät studiert und war 
dann 1955-57 erster Sekretär der FDJ-Hochschulgruppenleitung, also der gesamten 
Universität. Das war eine hauptamtliche Tätigkeit. Ich hatte auch eine Sekretärin und einen 
hauptamtlichen Stellvertreter. Die FDJ war schon eine relativ straff durchorganisierte 
Jugendorganisation. Die ABF hat in dieser Zeit schon eine wichtige Rolle gespielt. Sie war als 
Fakultät an der Universität gleichgestellt, hatte aber auch ein gewisses Eigenleben, was 
sicherlich vom jeweiligen Lehrkörper abhing. Die Jahre nach 1955 waren für die Entwicklung 
ja ein ziemlich komplizierter Zeitraum.  
 
Hall: 
Sie meinen in diesem Zusammenhang wohl die Ereignisse in Polen und Ungarn 1956? Haben 
Sie aus Ihrer Position heraus mitbekommen, wie sich die ABF´ler hierzu positioniert haben? 
 
Oswald Kleinpeter: 
Also, dass ich nun irgendwie mal auf den Gedanken gekommen bin, eine Analyse speziell 
zum Verhalten der ABF-Absolventen vorzunehmen, gab es nicht, sondern da dominierte eben 
der Gedanke, wenn jemand von der ABF kam, dann konnte man auch ein paar Anforderungen 
stellen. Das galt auch für die Wiwi-Fak. Personen von diesen Fakultäten wurden eher mit 
Funkionen betraut, weil man eine gewisse Gewähr hatte, dass diese sich entsprechend 
einsetzen würden. Das war dort eher der Fall, als wenn jemand Alte Sprachen oder Theologie 
studierte. Die Universität war eben sehr unterschiedlich strukturiert.  
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In diesen ersten Jahren, und dazu zähle ich grob einmal die ganzen fünfziger Jahre, hat 
übrigens die Kirchenzugehörigkeit insgesamt eine recht untergeordnete Rolle gespielt. Das 
veränderte sich dann in den späteren Jahren. Ich meine, unter Parteimitgliedern war das 
wieder eine andere Frage. Die Partei hatte ein Statut, das in dieser Hinsicht klare Aussagen 
machte. Die Entscheidung A musste dann auch die Entscheidung B nach sich ziehen. Das 
waren natürlich langfristige Prozesse. Es war nicht so, wie es in der heutigen 
Geschichtsschreibung oft dargestellt wird. Es war nicht alles bis ins kleinste Detail 
durchorganisiert. Das Leben war viel komplizierter. Bis 1961 mussten wir immer damit 
rechnen, dass eine Seminargruppe am Sonnabend noch 27 Mitglieder hatte und am Montag 
waren es nur noch 23. Da waren plötzlich vier weg. Das war ein durchaus üblicher Prozess, in 
dieser Zeit. Das betraf auch die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät und ich kann mich 
dunkel daran erinnern, dass dies auch die ABF betraf. Auch an diesen Fakultäten, es betraf 
also nicht nur die Altphilologen usw., sind viele in die BRD gegangen. Das waren unsere 
Probleme und nicht ob jemand Ostern in die Kirche ging.  
 
Ursula Kleinpeter: 
Ich bin der Meinung, dass von den kirchlichen Leuten viele in den Westen gegangen sind. 
Aber wissen Sie, die Medizinstudenten studierten Medizin bis zum Staatsexamen und als sie 
dann fertig waren, hauten sie ab – zumindest ein großer Teil. Wir konnten bis etwa 1960 die 
ärztlichen Planstellen sehr schwer besetzen, obwohl wir eine große Anzahl Medizinstudenten 
gerade ausgebildet hatten. Besonders extrem war das bei den medizinisch-technischen 
Assistenten (Krankengymnasten etc.). Diese ganze Gruppe des mittleren medizinischen 
Personals wurde im Westen gar nicht mehr ausgebildet. Die kriegten sie von uns. Die hauten 
ab, wenn sie fertig waren, weil sie dort mehr Geld verdienten. Das hat es auch gegeben. 
 
Oswald Kleinpeter: 
Wir kennen nun von den Jahren her, den Übergang von der „alten“ Professorenschaft zu den 
heranwachsenden „neuen“ Professoren. In den fünfziger Jahren war es schon auffällig, dass es 
Unterschiede im ganzen Verhalten gab. Ich hatte in dieser Zeit als erster Sekretär der FDJ-
Hochschulgruppenleitung mit vielen Professoren aller Fakultäten zu tun. Magnifizenz 
Schlesinger zum Beispiel war nun wirklich ein bürgerlich-progressiv geprägter Mensch. Es 
war eben eine Übergangszeit. Mit der Gründung der DDR hatte sich dies ja nicht plötzlich 
alles erledigt. 
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Letztlich bin ich davon überzeugt, dass es nie ein so großer Unterschied war, ob jemand von 
der EOS oder der ABF kam. Das habe ich nie so empfunden und haben meines Wissens nach 
auch andere nicht so empfunden. 
 
Hall: 
Ich danke Ihnen für die zusätzlichen Informationen. 
 
Transkription des Zeitzeugengespräches vom 10.04.2008 mit Dr. Brigitte Prehn 
 
Prehn: 
Meine Mutter hat in der Landwirtschaft gearbeitet. Mein Vater war im Zweiten Weltkrieg 
gefallen. Meine Mutter starb auch während des Krieges und so wurde ich zur Vollwaise. Ich 
war ein klassisches Arbeiterkind. 
Meine Großmutter sagte zu mir: „Geh´ in die Klinik. Da ist es trocken und warm und sauber. 
Die Leute haben alle weiße Kittel an und da bist du gut untergebracht.“ Ich habe mit 14 
Jahren also eine Lehre als Säuglingspflegerin begonnen. Als ich dann meinen 
Facharbeiterbrief gemacht hatte, sagten meine Berufsschullehrer und die Oberschwester in der 
Klinik, dass aus mir noch etwas werden könnte und ich zur ABF gehen sollte. Sie sprachen 
1958 eine Delegierung aus. Ich habe dann die Aufnahmeprüfung gemacht, bin angenommen 
worden und habe drei Jahre lang an der ABF in Rostock den medizinischen Zweig (den M-
Zweig) besucht und mein Abitur gemacht. Dann habe ich an der Universität Rostock fünf 
Jahre Humanmedizin studiert und schließlich an der Universität, in der Klinik für Innere 
Medizin, gearbeitet. Das ist mein Werdegang. 
 
Hall: 
Das war ja eine Bilderbuchkarriere, obwohl Sie als Vollwaise nicht gerade günstige 
Voraussetzungen hatten. Das ist durchaus herausragend. Um auf Ihre Delegierung 
zurückzukommen: Sie wurden angesprochen … 
 
Prehn: 
Mein Berufsschullehrer meinte, dass in mir irgendwelche Kräfte schlummern würden und 
dass es schade wäre, wenn ich nur die Fachschule besuchen würde, um Krankenschwester zu 
werden. Ich war etwa 16 oder 17 Jahre alt und die Ausbildung zur Krankenschwester begann 
erst in diesem Alter. Mit 14 konnte ich die Fachschule noch nicht besuchen. Man brauchte ein 
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gewisses Mindestalter, weil auch eine bestimmte menschliche Reife notwendig ist, um 
Patienten zu pflegen.  
Diese Entwicklung hat mir mein ganzes Leben lang geholfen, weil ich das von der Pike an 
gelernt hatte. Die Schwestern haben das immer sehr akzeptiert, wenn ich etwas gesagt habe. 
Ich konnte einschätzen, wie einer Schwester zumute war und was sie leisten konnte.  
 
Hall: 
Durch ihre Ausbildung hatten Sie schon eine Grundlage für ihr späteres Medizinstudium. 
 
Prehn: 
Das fing sogar noch viel simpler an. Mit 14 Jahren durfte ich auch noch nicht in der Klinik 
arbeiten. Ich habe Wirtschaftslehrling gelernt, was man heute als niedrigste Stufe der Bildung 
betrachtet, also Nähen, Kochen und Gartenarbeiten usw. Das hat mir in meiner späteren Ehe 
sehr geholfen. Das letzte halbe Jahr davon war dann die Ausbildung zur Säuglingspflegerin, 
mit dem Facharbeiterabschluss. Der Facharbeiterabschluss war die Voraussetzung für die 
ABF. 
 
Hall: 
Wann genau haben Sie an der ABF angefangen? 
 
Prehn: 
Ich habe von 1958 bis 1961 den dreijährigen Kurs besucht. In dieser Zeit begannen auch die 
ersten zweijährigen Kurse.  
 
Hall: 
1963 wurde die ABF in Rostock geschlossen. Sie waren folglich in einem der letzten 
Jahrgänge dort. 
 
Prehn: 
Wir haben damals nicht gewusst, dass die Ausbildung nun langsam auslaufen sollte. 
 
Hall: 
Mussten Sie noch davon überzeugt werden, an der ABF ihr Abitur nachzuholen? 
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Prehn: 
Nein. Dazu ist zu sagen, dass meine Schwester, Hannelore Lammert, auch schon zur ABF 
ging und sagte: „Komm mal, das würde dir bestimmt gut tun!“ Sie hat den G-Zweig besucht. 
 
Hall: 
Sie haben 1958 an der ABF angefangen. Mussten Sie eine schriftliche Prüfung ablegen? Wie 
lief die Zulassung ab? 
 
Prehn: 
Ich glaube, das war eher ein Aufnahmegespräch. An eine richtige schriftliche Prüfung kann 
ich mich nicht erinnern. Bei mir war es etwas anders. Ich wurde ja nicht von einem Dozenten, 
der übers Land fuhr und in die Betriebe ging, geworben. Ich wurde ja direkt vom 
Krankenhaus delegiert und hatte schon einen gewissen Faden nach Rostock, weil meine 
Schwester ja schon da war. Ich wusste also wie es geht. Ich konnte mich selbst bewerben und 
die Delegierung stand sozusagen im Hintergrund. Man konnte nicht selbst zur ABF gehen. 
Man brauchte immer eine Delegierung vom Betrieb. Die hatte ich und somit war das kein 
Problem. Mich delegierte die Krankenanstalt Wittenberge. 
 
Hall: 
Waren Sie damals auch politisch aktiv im Krankenhaus? 
 
Prehn: 
Nein, das war ich gar nicht. 
 
Hall: 
Waren sie nicht im FDGB? 
 
Prehn: 
Das weiß ich nicht mehr. Ich glaube, das gehörte einfach dazu, wenn man im Krankenhaus 
arbeitete, war man auch in der Gewerkschaft. Ich meine, das begann mit meiner 
Berufstätigkeit. Ich hatte aber keine Funktionen. 
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Hall: 
An der ABF waren die Studenten fast ausschließlich in der FDJ organisiert. Sind Sie dort 
eingetreten? 
 
Prehn: 
Ich war gleich vom ersten Studienjahr an Mitglied der SED. Ich bin aber nicht erst an der 
ABF beigetreten. Das war schon vorher, noch am Krankenhaus, im letzten halben Jahr meiner 
Ausbildung. Das ergab sich einfach, weil die Oberschwester und der Parteisekretär 
zusammengearbeitet haben. Die meinten, wenn jemand gute Leistungen erbringt, gehört das 
einfach zusammen. Ich hatte auch nichts dagegen. Schließlich darf man nicht vergessen, dass 
das der Staat war, der mich gefördert hat. Ich gehöre zu denjenigen, die zu diesem Staat 
gestanden haben. Durch den Staat bin ich das geworden, was ich bin. Ich hatte doch einen 
klassischen Lebensweg. 
 
Hall: 
Was Ihren Freundeskreis an der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät, in der Arbeitsgruppe – 
vermutlich waren Sie auch im Internat untergebracht – anbetrifft: Waren das auch immer 
Arbeiter- und Bauernkinder? 
 
Prehn: 
Ich war tatsächlich im Internat untergebracht. Grundsätzlich würde ich Ihre Fragen bejahen. 
Ich kann mich nicht erinnern, dass jemand begütert war. An Kinder von Lehrern oder 
Wissenschaftlern kann ich mich nicht erinnern. Es gab keine Großgrundbesitzer oder ähnliche 
Personen.  
 
Hall: 
Was die Vorbildung ihrer Mitschüler anbetraf (Sie hatten ja die achtklassige Volksschule 
besucht): Kamen auch welche von der Mittelschule oder gar von der EOS?  
 
Prehn: 
Nein, die hatten alle einen Facharbeiterbrief. Meine Schwester zum Beispiel, ist aber vorher 
zur Erweiterten Oberschule gegangen. Die hatte das abgebrochen und ist später zur ABF 
gegangen. 
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Hall: 
Das war ja durchaus eine Besonderheit. 
 
Prehn: 
Sie ist erst zur Oberschule gegangen, hat dann einen Beruf erlernt und ist dann zur ABF 
gegangen. Sie ging damals von der Oberschule ab, weil sie meinte, dass es nicht unsere 
Schicht sei. Da waren Kinder von Tischlermeistern, Bürgermeistern, Lehrern usw. Wir waren 
ganz arme Leute. Sie sagte, dass wir da nicht hingehören. Deshalb bin ich zunächst gar nicht 
auf die Idee gekommen, mich für die Oberschule zu bewerben. Ich hatte ja mit der achten 
Klasse auch kein schlechtes Zeugnis.  
 
Hall: 
War es für Sie ein Problem, das Lernpensum an der ABF zu bewältigen? 
 
Prehn: 
Nein, ich hatte keine Schwierigkeiten. 
 
Hall: 
In welchem Internat waren Sie untergebracht? 
 
Prehn: 
In der heutigen Sankt-Georg-Straße hatte ich ein Zimmer zusammen mit fünf Leuten. Das war 
schön. Jeder hatte ein Bett, einen Stuhl, einen Spint und es gab einen großen Tisch. Das war 
alles. 
 
Hall: 
Wie fanden Sie die Atmosphäre im Internat? 
 
Prehn: 
Das war okay. Ich kannte kein anderes Internat. Mich hat das nicht gestört. Es wurde geheizt, 
was sehr komfortabel für uns war. Nur am Wochenende mussten wir selbst heizen. Das war 
nicht so schön. Das haben wir als unangenehm empfunden.  
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Hall: 
Es gab aber eine recht rigide Hausordnung. 
 
Prehn: 
Es gab eine Hausordnung und das musste auch sein. Das wurde auch kontrolliert. Das waren 
ja alles junge Leute ab 18, die sehr lebenslustig waren und natürlich gab es auch 
Bekanntschaften. Abends ab 22 Uhr wurde kontrolliert, ob jeder auch wirklich in seinem Bett 
schlief. Es war klar, dass man im Internat nicht machen kann, was man will. Dafür war es ein 
Internat. 
 
Hall: 
Wie haben Sie diesen militärischen Charakter, der sich in Morgenappellen und Hauswachen 
darstellte, empfunden? 
 
Prehn: 
Ich habe das nicht so empfunden. Ich weiß auch nicht, ob jeden Morgen Appell war. Ich fand, 
dass das einfach mit zur Schule gehörte. Was diesen militärischen Charakter betrifft: Ich 
weiß, dass einmal im Jahr irgendwo GST-Ausbildung war. Wir mussten auf einem 
Schießplatz üben und hatten großen Spaß daran, weil sowieso niemand von uns schießen 
konnte. Wir haben das nicht als Drangsalierung oder schlimme Sache empfunden.  
Es gab auch Ernteeinsätze im Herbst. Man ging da hin. Allerdings ungern, weil die 
Unterbringung eine Katastrophe war. Wir schliefen auf Strohsäcken und mussten uns in 
einem kalten Brunnen waschen. Da versuchte sich jeder vor zu drücken. Aber wenn man da 
war, war ja keine schlechte Atmosphäre vorhanden. Das war ja alles junges Volk und es war 
lustig. Es wurde gesungen und getanzt. Es war nicht so, als wenn man sich da wie im 
Gefängnis bei der Strafarbeit fühlte. So war es auf keinen Fall. 
 
Hall: 
Hatten Sie an der ABF eine Funktion als SED-Mitglied, möglicherweise innerhalb der 
Arbeitsgruppe? 
 
Prehn: 
Nein, ich hatte keine Funktion in der SED. Ich war aber DSF-Vorsitzende der Gruppe. 
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Hall: 
Wie war das Verhältnis zwischen den Studenten? Herrschte ein besonderes Klima? 
 
Prehn: 
Es war sehr kameradschaftlich an der ABF. Egozentrisches Verhalten oder so etwas gab es 
eigentlich nicht. Man arbeitete ja auch unmittelbar zusammen. Früher hieß das 
Kollektivarbeit, heute nennt man das Teamarbeit. Der Zusammenhalt wurde auch sehr 
gefördert, so dass man lernte zusammenzuarbeiten. Das habe ich als positiv empfunden. Als 
junger Mensch geht man da auch anders heran. Man weiß, worauf man sich einlässt. Man 
geht in ein Internat, in eine Ausbildungsstätte und will das Abitur machen. Man hat ein Ziel 
und alles andere ordnet sich dem unter. 
 
Hall: 
Fanden Sie das hohe Maß an Selbstdisziplinierung innerhalb der Gruppen nicht 
problematisch? 
 
Prehn: 
Nein, aber es gab natürlich auch im Rahmen dieses Kollektivs Aussprachen, wenn einer nicht 
ordentlich arbeitete. Ich denke schon, dass es für diejenigen, die Schwierigkeiten hatten, 
problematisch war. Mich hat es nicht betroffen. 
 
Hall: 
Ist Ihnen in den Jahren kurz vor dem Mauerbau 1961 eine erhöhte Fluktuation an der ABF 
aufgefallen? 
 
Prehn: 
Eigentlich nicht, zumindest habe ich es nicht bemerkt. Wir waren ja kurz vor dem Abitur und 
da wäre es ja dumm gewesen, nun wegzugehen. Es gab auch keine Diskussion hierüber und es 
ist auch keiner weggegangen. 
 
Hall: 
Wie war das Verhältnis zu den „normalen“ Studenten? 
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Prehn: 
Völlig unkompliziert. 
 
Hall: 
Gab es möglicherweise Probleme mit „bürgerlich-konservativen“ Professoren an der 
Universität? 
 
Prehn: 
Wenn Sie dabei das Fachstudium an der Universität meinen, das ist etwas anderes. An der 
ABF hatte man ja ein ganz anderes Verhältnis zu den Dozenten. Zwar war 1958 die Zeit 
vorbei, in der die Dozenten genauso alt waren wie die Studenten. Lehrer wurden aber damals 
viel mehr geachtet, als dies heute der Fall ist. Man muss sich das vielleicht so vorstellen, wie 
das jetzt in Frankreich ist, wo die Schüler einen sehr großen Respekt vor ihrem Lehrer haben 
und nicht so ein laxes Verhalten zeigen. 
 
Hall: 
Spielte es während Ihres Fachstudiums eine Rolle, dass Sie ihr Abitur an der Arbeiter-und-
Bauern-Fakultät gemacht hatten? 
 
Prehn: 
Nein, darum ging es überhaupt nicht. Da ging es nur darum, ob man Westbücher hatte oder 
nicht. Die Professoren wussten eigentlich auch nicht, wer von der ABF kam und wer nicht. Es 
gab also keine negativen Auswirkungen, weil man an der ABF die Hochschulreife erreicht 
hatte aber auch keine positiven, dass man nun sagte: „Den armen Würstchen da muss man ein 
bisschen unter die Arme greifen.“ Nein, so war das nun auch nicht.  
Wir hatten an der ABF einen ausgezeichneten Unterricht und die Lehrer haben uns auf unsere 
Fachrichtung sehr gut vorbereitet. Wir hatten zum Beispiel einen exzellenten 
Chemieunterricht, so dass ich im ersten Studienjahr im Bereich der organischen Chemie fast 
gar nichts mehr machen brauchte. Wir hatten auch einen Lateinunterricht der konkret auf 
medizinisches Latein ausgerichtet war, so dass uns das Latein im Medizinstudium überhaupt 
keine Schwierigkeit bereitet hatte. Wir waren wirklich gut vorbereitet.  
 
Hall: 
Können Sie sich noch an die Namen der Lehrer erinnern? 
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Prehn: 
Der Lateinlehrer hieß Müksch und der Chemielehrer hieß Walter Simm. 
 
Hall: 
Können Sie das Verhältnis zwischen den Dozenten und Studenten beschreiben? 
 
Prehn: 
Also ich hatte ein gutes Verhältnis und konnte mich über nichts beklagen. 
 
Hall: 
Würden Sie die Ausbildung an der ABF eher mit der Ausbildung an einer Schule oder mit dem 
Universitätsstudium vergleichen? 
 
Prehn: 
Teils, teils – es kam darauf an, welchen Lehrer man hatte. Wir hatten zum Beispiel zu Herrn 
Hass, unserem Deutschlehrer, ein sehr respektvolles Verhältnis. Es war doch eher ein Schüler- 
Lehrer-Verhältnis. Die Zeit, wo es auf einer Ebene war, war vorbei. Ich habe mit 21 mein 
Abitur gemacht. 
 
Hall: 
Haben Sie sich während Ihres Medizinstudiums an der Universität politisch oder 
gesellschaftlich engagiert? 
 
Prehn: 
Nein, während des Studiums nicht. Ich war in der Parteigruppe, habe mich aber nicht weiter 
engagiert. Später, als ich mit meinem Studium fertig war, war ich in der Bereichsparteileitung, 
im Bereich Medizin und DSF-Vorsitzende für unsere Klinik. 
 
Hall: 
Haben Studenten die ABF verlassen müssen? 
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Prehn: 
Ich kann mich an einen jungen Mann erinnern, der plötzlich nicht mehr an der ABF war. Da 
wurde gesagt, dass er aufgehört hätte. Ich weiß aber nicht warum. Möglicherweise weil er 
stark christlich war und sich deshalb an der ABF nicht wohl gefühlt hat. Das war ein Gerücht. 
Christliches Gedankengut gab es da nicht. Das wurde auch keinesfalls gefördert. Darüber 
wurde auch nicht gesprochen. Die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät war ja sozusagen eine 
Schmiede des jeweils herrschenden Staates. Das darf man nicht vergessen. Auch heute gibt es 
in Deutschland Kaderschmieden, wo Wirtschaftsfachleute oder Bankfachleute im Interesse 
des Staates geschult werden. Das sind meist Privathochschule oder Fachschulen, die auch im 
Sinne des Staates gefördert werden. Wenn die nicht auf der richtigen Linie sind, können die 
da auch nicht existieren. 
 
Hall: 
Wissen Sie noch, wie hoch Ihr Stipendium war? 
 
Prehn: 
Das lag bei 190 Mark. Dann habe ich noch ein Leistungsstipendium erhalten und bekam 230 
Mark. Nach etwa einem Jahr an der ABF konnte man ein Leistungsstipendium erhalten, wenn 
man mindestens einen Schnitt von 2,2 erreicht hatte. Es wurde in der Seminargruppe 
besprochen (es gab ein gewisses Kontingent), wer ein derartiges Stipendium erhalten sollte. 
Das Leistungsstipendium habe ich dann auch noch im ersten Studienjahr an der 
medizinischen Fakultät bekommen. Die ABF galt ja als Teil der Universität.  
 
Hall: 
Wie verlief der Tagesablauf an der ABF? 
 
Prehn: 
Morgens gab es ein allgemeines Wecken mit Musik. Es wurden aber keine Schlager oder 
irgendwelche Parteilieder gespielt. Wir waren ja jung und es gab ganz normale jugendgemäße 
Musik. Dann gab es allgemeines Frühstück und der Unterricht begann. Nach dem Unterricht 
gingen wir zusammen zum Mittag. Nachmittags war Unterricht oder Sport. Abends sind wir 
ins Kino gegangen oder haben in Gruppen gearbeitet.  
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Hall: 
Waren Sie abends nicht auch auf Versammlungen oder Demonstrationen? 
 
Prehn: 
Das war zu meiner Zeit nicht mehr so. Wir hatten ein ganz normales Jugendleben. Wir hatten 
aber auch wirklich hart zu arbeiten. Das darf man nicht vergessen. Wir hatten aber auch eine 
andere Einstellung. Wir kamen ja alle aus dem Berufsleben und für uns bedeutete der 
Achtstundentag acht Stunden Arbeit. Die Schulzeit war Arbeitszeit und danach, das machten 
wir noch zusätzlich.  
 
Hall: 
Haben sich die Lehrer auch noch in ihrer Freizeit um die Studenten bemüht?  
 
Prehn: 
Die haben sich sehr um uns gekümmert. Als wir die Abiturvorbereitungen hatten, wir waren 
eine absolut „doofe“ Gruppe in Mathematik und konnten das einfach nicht begreifen, hat sich 
unser Mathelehrer viele Nachmittage lang mit uns hingesetzt, ehe wir Mädchen das dann 
begriffen hatten. 
 
Hall: 
Hieß es nun Seminar- oder Arbeitsgruppe? 
 
Prehn: 
Eigentlich hieß es Seminargruppe, aber wenn sich innerhalb der Seminargruppe noch 
Gruppen zu einem bestimmten Thema zusammenfanden, hieß es Arbeitsgruppe. 
 
Hall: 
Wie empfanden Sie den Mauerbau? 
 
Prehn: 
Im August 1961 war ich mit dem Abitur fertig und befand mich im Übergang zum Studium. 
Ich war auch mit meiner neuen Familie beschäftigt. Ich habe das zur Kenntnis genommen und 
fand das durchaus in Ordnung, weil die DDR erheblichen Schaden genommen hatte, dadurch 
dass keine Mauer da war. Die Geschichte mit der Flasche Bier kennen Sie sicherlich. So ging 
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das mit allem. Es wurde Bettwäsche sowie Kinderbekleidung gekauft und immer im 
Verhältnis vier zu eins umgerubelt. Wir haben ja genauso gearbeitet wie die anderen, 
vielleicht sogar noch mehr. Insofern fand ich die Mauer in Ordnung, zumal ich auch gar keine 
Verwandten im Westen hatte. Dadurch hat mich das sicher weniger getroffen, als manch 
anderen.  
 
Hall: 
Sie haben es im Grunde schon erwähnt, aber vielleicht können Sie es noch präzisieren: Sie 
haben eine kostenlose Ausbildung erhalten und ein Stipendium – fühlten Sie sich aufgrund 
dessen gegenüber der DDR und schließlich auch gegenüber der Partei in einer gewissen 
Weise verpflichtet? 
 
Prehn: 
Ja, gegenüber dem Staat empfand ich das auf jeden Fall. Das muss ich schon sagen.  
Ich hatte ja das Vergnügen, mich nach der Wende bei der Ehrenkommission melden zu 
dürfen. Da wurde ich auch zu diesem Thema befragt und ich habe gesagt, dass ich mich 
gegenüber diesem Staat verpflichtet gefühlt habe. Das ist eindeutig auf meinen Lebenslauf 
zurückzuführen. Wahrscheinlich hätte ich sonst als Wirtschafterin mein ganzes Leben lang 
irgendwo sauber gemacht oder so. Dadurch, dass es die Möglichkeit gab kostenlos zu 
studieren, mir alle Wege offenstanden und nur die Leistung zählte, war es auf jeden Fall etwas 
Besonderes. Ich hatte nichts Negatives von diesem Staat, keine Repressalien. Ich fühlte mich 
schon verpflichtet, nicht gegenüber der Partei, dass wäre zu einseitig, aber gegenüber dem 
Staat DDR. 
 
Hall: 
So eindeutig trennen lässt sich das Beides aber nicht. Das eine bedingte schließlich das 
andere.  
 
Prehn: 
Aber die Partei war etwas restriktiver. Die Partei hatte immer Recht, der Staat nicht. 
 
Hall: 
Aus Ihrer Schilderung entnehme ich, dass Sie sich bewährt haben. Mit der ABF waren ja zwei 
Hauptziele verbunden: Einerseits Bildungschancen besser zu verteilen und dadurch 
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Bildungsgerechtigkeit herzustellen. Andererseits gab es die klare politisch-ideologische 
Vorgabe, eine sozialistische Elite heranzubilden. 
 
Prehn: 
So war es auch. Es wurde auch immer im Unterrichtsstoff vermittelt, dadurch Dankbarkeit zu 
zeigen, indem man ein tolles Abitur machte. Es gab auch einen gewissen Stolz als ABF´ler zu 
sagen: „Wir können genauso viel, wie die anderen, die von der Oberschule kommen. Wir 
können genauso arbeiten, klug sein und Wissenschaftler (Ärzte und Professoren) werden. Wir 
haben bewiesen, dass dies nicht von der Herkunft abhängig ist.“  
 
Hall: 
Konnten Sie das auch für ihr Umfeld, also für andere ABF-Absolventen – es gab ja recht viele 
die Medizin studierten – so feststellen, dass sie sich „bewährt“ haben? 
 
Prehn: 
Ich glaube schon. Sie waren auch stolz, dass sie von der ABF kamen. Ich kann mich nicht 
erinnern, dass einer von den ABF´lern sein Studium geschmissen hat. Das waren ja auch ganz 
besondere Menschentypen, die etwas erreichen wollten, als sie sich für die ABF entschieden 
hatten. Das waren sehr zielstrebige Arbeiter. Ich denke schon, dass sie als Studenten mit ihren 
teilweise unkonventionellen Ideen frischen Wind in die Universität brachten. 
 
Hall: 
Vielen Dank für das kurze, aber gehaltvolle Gespräch. 
 
Prehn: 
Wie sich das gehört für einen Naturwissenschaftler – immer zügig, immer konkret. 
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Transkription des Zeitzeugengespräches vom 28.04.2008 mit Prof. Dr. Otto Pulow 
 
Pulow: 
Ich war 1945 gerade 14 Jahre alt. Zum Glück war ich nicht aktiv am Kriegsgeschehen 
beteiligt, aber doch stark davon betroffen. Ich besuchte, nach einer kurzen Dorfschulzeit, hier 
in Rostock die Volksschule und ab 1941 die Mittelschule. Mein Vater war Arbeiter, wurde 
1939 eingezogen und fiel. Ich erlebte in Rostock die Bombennächte mit, besonders die 
Angriffe von 1942, wo große Teile der Altstadt – ich wohnte damals mit meiner Mutter in der 
Altstadt – zerstört wurden. Aufgrund dieser Kriegseinwirkungen wurde damals auch die 
Mittelschule zerstört und ausgelagert. Ich besuchte sie dann weiter in Neustrelitz, wo ich bei 
einer Tante untergebracht war. Am Ende des Krieges wohnten wir in Feldberg bei Neustrelitz. 
Meine Mutter hatte dort wieder geheiratet. Ich hatte 1945 keine abgeschlossene 
Schulausbildung. Mir fehlten zwei Jahre der Mittelschule, denn bis zur Mittleren Reife 
brauchte man sechs Jahre. Außerdem waren sehr viele Lehrstunden aufgrund der 
Bombenangriffe auf Rostock ausgefallen. Durch die Nachtbombardements, die meist 
stattfanden, fielen morgens natürlich Stunden aus.  
Ich begann dann eine Lehre als Elektromonteur. Auch das war problematisch, weil der 
Lehrmeister, der aus Danzig kam, gar kein Meister war. Das stellte sich jedoch erst hinterher 
heraus. Außerdem gab es zu dieser Zeit auch gar kein Material. Es war also so, dass man 
vorwiegend gelernt hat, etwas zu reparieren und Störungen zu suchen. Ich habe mir dann von 
einem, der seine Lehre abgeschlossen hatte, Bücher besorgt und die studiert. Durch das 
Eigenstudium konnte ich meine Lehre in Neustrelitz 1948 erfolgreich abschließen. Ich hatte in 
diesen gesamten drei Jahren nur ein Jahr Berufsschule. Dazu musste ich einmal in der Woche 
von Feldberg bis Neustrelitz, etwa 30 Kilometer hin und 30 Kilometer zurück, mit dem Rad 
fahren. Da der Meister fast ausschließlich seinen Lehrling zur Montage schickte, verdiente ich 
als Geselle kaum Geld. Weil ich zu dieser Zeit, ich war 18 Jahre alt, Probleme mit meinem 
Stiefvater hatte, ging ich nach Aue zur Wismut AG
1101
. Alle haben sich gewundert, wie ich so 
etwas nur machen konnte. Aber ich wollte von zu Hause raus und das erschien mir als ein 
möglicher Weg. Außerdem glaubte ich, dass ich als Elektriker dort ankomme und tatsächlich 
glückte es. Ich hatte sehr viel Glück dabei. Ich war also in einem Schacht in Schneeberg als 
Betriebselektriker eingestellt. Das hat mit gefallen. Ich habe auch Verbesserungen 
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 Damals lautete die offizielle Bezeichnung des Unternehmens für Uranerzbergbau SAG Wismut (Sowjetische 
Aktiengesellschaft Wismut). 
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durchgeführt und die Hennecke-Bewegung, die Aktivistenbewegung, kennengelernt. Ich 
wurde Jungaktivist.  
Es war aber mein Wunsch, doch noch ein bisschen weiter zu kommen und Elektroingenieur 
zu werden. Das war im Bergbau nicht möglich und deshalb habe ich mich in Wismar an der 
Staatlichen Ingenieurschule für Maschinenbau beworben. Ein Aufnahmegespräch und eine 
Prüfung für die Aufnahme fanden dann in Rostock, in der Goetheschule, statt. Dort lernte ich 
den ersten Direktor der ABF, Prof. Sielaff, kennen. Ich musste einen kleinen Aufsatz über 
meine bisherige Entwicklung schreiben und auf alle Fälle waren auch Mathematikaufgaben 
dabei. Die Ergebnisse waren wohl in Ordnung. Er hat mich dann überredet, einen dreifach 
längeren Weg zu gehen. Eigentlich wollte ich ja Ingenieur werden, was in relativ kurzer Zeit 
möglich war. Den längeren Weg, erst ein Abitur zu machen und dann noch fünf Jahre zu 
studieren, wollte ich mir erst gut überlegen. Das tat ich dann und sprach auch mit meinen 
Eltern. Ein Stipendium war garantiert, was auch nötig war, da ich sonst keine große 
Unterstützung bekommen konnte. Ich habe dann also zugesagt.  
Im Frühjahr 1950 war diese Aufnahmeprüfung, und im Sommer habe ich mit 19 Jahren die 
ABF besucht. Die Studenten wiesen in der Zeit noch sehr große Altersunterschiede auf. In der 
Vorstudienanstalt waren manche noch Soldat gewesen. Mir erzählte jemand, dass 1946/47 
noch ehemalige Soldaten, die fast 40 Jahre alt waren, dort unterrichtet wurden. Die hatten 
zum Teil noch ihre alten Armeeuniformen, die man auf Zivil umgeschneidert hatte, an. Es 
waren ganz unterschiedliche Berufe vertreten. Es waren auch viele dabei, die durch 
Umsiedlung hierherkamen und sich sagten, das wäre doch eine Möglichkeit sich 
weiterzubilden. Alle waren in dieser Zeit durch die Kriegseinwirkungen in ihrem Lebenslauf 
und ihrer Schuldbildung sehr beeinträchtigt. Aber es war bei vielen der Wille da, etwas zu 
lernen. Wir hatten grundsätzlich den Vorteil gegenüber den Oberschülern, die zum Abitur 
gingen, dass wir älter waren, schon einen Beruf ausgeübt und deshalb mehr Lebenserfahrung 
hatten.  
Deshalb war der Umgang im Lehrkörper, das werden andere sicher auch bestätigen, sehr 
kollegial. Man hat uns eben schon als Erwachsene angesehen und nicht als Schüler. Ich 
entsinne mich zum Beispiel noch an „Paule“ Beutz, unseren Physiklehrer. Wenn wir mal 
keine große Lust hatten etwas Neues zu hören, dann brachten wir das Gespräch gekonnt auf 
das Thema Flugzeugwesen. Dann war die Stunde gelaufen, weil er uns von seinen Tätigkeiten 
auf diesem Gebiet erzählte. Er ist dann später auch nach Dresden gegangen, als dort eine 
entsprechende Fakultät für Flugzeugbau entstand. Oder ein Herr Dr. Boser, Biologielehrer: 
„Karl, geh doch mal draußen hin und hol´ mir ein paar Zigaretten.“ Oder ein Dr. Stüwe, der 
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eigentlich Sprachwissenschaften im Fach Französisch lehrte, uns aber in Deutsch 
unterrichtete. Das war ein Mann der alten Schule: „Also, mit den Händen in den Taschen 
spricht man nicht mit seinem Lehrer!“ Toll war auch ein Musiklehrer, der uns Mussorgskis 
„Bilder einer Ausstellung“ darbrachte. Das hat mich sehr beeindruckt und mein 
Musikinteresse weiter gesteigert.  
Damals kam auch meine erste bewusste Begegnung mit der Literatur. Durch die 
Kriegseinwirkungen hatte man alles nur durch die verschiedenen Schulen sporadisch und 
unklar behandelt. Ich weiß, dass ich zum Beispiel das Buch „Odyssee“ von Homer als 
Reclamheft – damals gab es viele sehr billige Reclamhefte – in einer Nacht durchgelesen 
habe. Das hat mich maßlos begeistert. Diese Begegnung mit der Literatur hatte damals noch 
eine große Unterstützung durch das Volkstheater. Das hatte ein fantastisches Programm. Ich 
habe hier viele Aufführungen gesehen, wobei ich mich vorher auch damit befasst habe, wie 
beide Teile von Faust, Hamlet, Wilhelm Tell oder Opern wie Fidelio und La Bohéme. Ich 
hatte einen ganzen Stapel Reclamhefte. Damit war ich auch immer gut auf den Unterricht 
vorbereitet.  
Das Lehrerkollektiv selbst war sehr unterschiedlich. Es waren Ältere da, wie Prof. Sielaff, 
aber auch noch ganz Junge, wie Gerhard Roger. Letzterer war gerade in der Vorstudienanstalt 
fertig geworden und studierte dann Geschichte. Ihn hatten wir in Gesellschaftswissenschaft. 
Es war bei den Studenten als auch bei der Lehrerschaft eine hohe Fluktuation vorhanden. Ich 
weiß aber nicht warum. Mitunter habe ich von einigen Studenten erfahren, dass es ihnen 
einfach nicht an der ABF gefiel und dass sie dann in ihre Berufe zurückgegangen sind. Es gab 
aber auch andere, die sich da ein bisschen in den Widerstand bewegten. Es wurden bei uns 
auch Flugblätter verteilt, von der SPD aus Westdeutschland oder Westberlin. Oder es stand 
etwas auf einer Rolle Toilettenpapier usw. Es gingen jedenfalls einige weg. Später erfuhr ich, 
die Grenze war ja noch auf, dass sie nach drüben gegangen waren. 
Fehlendes Lehrmaterial war damals ein Problem. Meist lernten wir nur nach unseren im 
Unterricht angefertigten Aufzeichnungen. Ich hatte zwei Bücher: Eins vom Realgymnasium, 
aus den zwanziger Jahren, das ich von Bekannten bekommen hatte. Dieses Physikbuch war 
fantastisch aufgebaut. Dann hatte ich noch ein Biologiebuch, das mir sehr gute Dienste 
leistete, wenn wir Skelette von Fischen etc. aufzeichneten. Da waren musterhafte 
Zeichnungen drin. Das waren Dinge, die ich verwenden konnte.   
Meine gesellschaftliche Tätigkeit bezog sich vorwiegend auf das Gebiet der Kultur. Ich hatte 
dort meine musische Neigung walten lassen können. Und zwar habe ich an der ABF eine 
Kapelle, eine Tanzkapelle, aufgebaut. Ich hatte im Musikunterricht an der Volks- und 
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Mittelschule immer die Note Eins. Ich war während des Krieges auch im Rostocker 
Knabenchor. Dieser wurde 1941 vom Leiter der Wiener Sängerknaben hier gegründet. In 
späteren Kriegsjahren ging der Chor wieder auseinander. Nach 1945 wollte ich unbedingt in 
einer kleinen Kapelle mitspielen. Dazu habe ich mir eine Klarinette beschafft und das Spielen 
selbst erlernt. Später habe ich mir über die FDJ ein Saxophon gekauft. Ich war bei der FDJ im 
Kulturbereich tätig und habe darüber ein Schreiben nach Klingenthal geschickt. Dann bekam 
ich ein Saxophon über die Post zugestellt und habe auch das gelernt. Ich war also in der ABF 
Kapelle und wir haben auch für viele andere Fakultäten gespielt. Ich entsinne mich noch an 
einen Ball für die Mediziner, bei dem auch Prof. Schilling anwesend war. Dann war ich im 
Universitätsensemble tätig, dessen Chef und Organisator war ja Dr. Prehn. Mit diesem 
Universitätsensemble, das war aber schon in den letzten Jahren an der ABF, und dann nachher 
als ich hier in Rostock weiter studierte, haben wir Auftritte in Westdeutschland gehabt, zum 
Beispiel in Hamburg, Bremen und Kiel. Vor allen Dingen in Kiel. Die damalige Ostsee-
Zeitung hatte Verbindungen dahin und da haben wir zu irgendwelchen Pressefesten 
aufgespielt. Ich habe meine gesellschaftliche Tätigkeit auch darüber ausgewiesen, dass ich in 
einer Wandzeitung etwas über die Operngeschichte geschrieben habe.  
In politischen Dingen hatte ich damals eine sehr unsichere Haltung. Ich war durch meinen 
Stiefvater, der Sozialdemokrat war, dahin orientiert, mochte aber auch nicht gleich in die FDJ, 
weil ich von der DJ
1102
 noch „die Nase voll hatte“. Es war damals auch noch die Zeit, wo man 
sich sagte, dass dies noch ein Provisorium sei und man nicht wusste, wie sich alles entwickeln 
würde. Es galt damals ja auch „Deutsche an einen Tisch“. Es war also eine unsichere Lage. 
Ich fand aber vieles, wenn man von westlicher Seite nicht mit uns sprechen wollte, etwas 
ungerecht. In der Jugend interessierte einen immer das, was neu ist, und hier wurde ja etwas 
Neues aufgebaut. Von der Richtung her, „antifaschistisch demokratisch“, hörte es sich ganz 
gut an. Das wurde auch angenommen. Aber ob das sehr bewusst war, kann ich nicht sagen. 
Dann kam später durch den Kalten Krieg eine ganz andere Richtung heraus.  
Die SED-Funktionäre wurden uns an der ABF durchaus immer als Vorbild hingestellt. Man 
wusste, wer das ist, und auf den Appellen, die dann immer auf dem Hof stattfanden, was ich 
nicht so gerne mochte, weil mich das immer an die DJ erinnerte, wurden diese Personen 
besonders herausgestellt. Natürlich auch wegen ihrer fachlichen Leistungen. Es war für uns 
auch selbstverständlich, dass wir bei den Ernteeinsätzen mitwirkten. Es war klar, dass wir ein 
Stipendium erhielten, das uns die Werktätigen erarbeitet hatten. Es war für uns eine 
Selbstverständlichkeit, gegen die ich mich nicht gewehrt habe.  
                                                 
1102
 Das Deutsche Jungvolk war eine Gliederung der Hitlerjugend, in der die zehn bis 14-jährigen Jungen 
(„Pimpfe“) organisiert waren. 
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1953 fand auch in Rostock dieser Arbeiteraufstand statt. Ich kann mich daran erinnern, dass 
wir einen erhöhten Sicherheitsdienst an der ABF hatten. Die befand sich ja in der 
Lindenstraße. Dort war ich zunächst auch untergebracht, weil es kaum Privatquartiere gab. 
Das war aber im Grunde alles. Ich erinnere mich noch an einen Studenten, der die ABF 
verlassen musste – warum weiß ich nicht – und in dieser Krisensituation zu Besonnenheit in 
seinem Betrieb aufgerufen hatte und deshalb wieder zurückkommen durfte. Er hatte sich also 
in seinem Betrieb bewährt.  
Zum Einfluss der ABF-Studenten auf die Uni können sicher solche Absolventen, wie Prof. 
Haiduk, mehr beitragen. Ich meine, dass der Einfluss doch beträchtlich war. Bei 
Veranstaltungen der FDJ an der Universität hat man uns jedoch nicht für voll genommen. Wir 
waren zwar Studenten, wurden aber von den anderen nicht unbedingt so behandelt. Im 
Nachhinein kann ich das verstehen, weil wir uns ja erst auf das Abitur vorbereiteten, aber 
damals waren wir in unserer Ehre gekränkt. Wir mussten uns also schon durchsetzen: „Wir 
sind Studenten und möchte auch in den Gremien (die damals ja noch durch Wahlen aufgebaut 
wurden) mitwirken!“ Es wurde sogar einmal gewarnt, dass durch die ABF ein niedrigeres 
Niveau an der Universität Einzug halten würde. Ob das bewusst oder unbewusst von den 
älteren Professoren so dargelegt wurde, kann ich nicht sagen. Natürlich schauten einige schon 
ein bisschen herablassend. Ich wollte zum Beispiel in den Universitätschor, doch das ganze 
Verhalten der Studenten dort unterschied sich schon sehr stark von uns. Wir waren wesentlich 
kollegialer untereinander. Dort war ein anderes Niveau, wie man das vielleicht von früher her 
kannte. Deshalb habe ich das damals nicht gemacht. Musik konnte ich auch an der ABF 
machen. Wir waren damals als Tanzorchester sogar in Hamburg bei Planten un Blomen. Dort 
spielten wir auf einer Presseveranstaltung der KPD.  
Ich habe anfänglich im Internat, im hinteren Teil des Fakultätsgebäudes in der Lindenstraße, 
gewohnt, bin dann aber mehrmals umgezogen. Ich habe sehr schnell eine private Unterkunft 
bekommen. Der Unterricht war im Grunde, wie an einer normalen Schule. Wir hatten die 
üblichen Unterrichtsstunden und dann das Selbststudium. Meines Erachtens nach mit recht 
großen Freiheiten, wie wir das aufbauten.  
Für meine Generation hatte die ABF ihre volle Berechtigung, weil ich sonst nicht einen 
solchen Weg hätte wählen können. Ich meine auch, dass es irgendwann nötig gewesen ist, mit 
diesem Unterfangen aufzuhören. Wann dafür der richtige Zeitpunkt gekommen war, kann ich 
allerdings nicht richtig sagen. Es gibt immer wieder Spätentwickler, zu denen ich mich selbst 
auch zähle, und für die ist unter Umständen eine zu frühe unwiederbringliche Aufteilung in 
eine bestimmte Bildungslinie äußerst ungünstig. Es war auf jeden Fall eine 
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Bildungsmöglichkeit für die Minderbemittelten. Damals war der Anteil der Studenten, die aus 
der Arbeiterklasse, aus den unteren Bevölkerungsschichten kamen, durchaus beachtlich. Ich 
kann nicht sagen, dass ich irgendwelche finanziellen Sorgen hatte. Es kam natürlich hinzu, 
dass ich mir durch die Musikauftritte auch noch etwas Geld verdiente. Das war nicht 
erhebend, aber trotzdem war es immer ein schönes Taschengeld dazu. Die Tatsache, dass die 
Absolventen an der ABF etwas Vernünftiges gelernt haben, wurde später in ihren beruflichen 
Tätigkeiten bestätigt. Dafür gibt es genügend Beispiele. 
Ich habe später hier in Rostock an der Schiffbautechnischen Fakultät studiert. Als ich 1953 
von der ABF abging, wurde eine Studienrichtung geschaffen, die es heute nicht mehr gibt und 
auch damals in Westdeutschland nicht gab. Die nannte sich Schiffselektrotechnik. Man hatte 
erkannt, dass die Schiffe immer weiter automatisiert wurden und deshalb eine eigene 
Richtung geschaffen. Es gab ja den Schiffbau, den Schiffsmaschinenbau und nun auch die 
Fachrichtung Schiffselektrotechnik. Elektrotechnik wollte ich ja studieren und ich hätte sonst 
nach Dresden gehen müssen. Die Kapelle hielt mich aber auch ein bisschen hier. Wir hatten 
damals schon eine Big Band aus 16 Laien. Manchmal haben wir uns auch jemanden vom 
Konservatorium ausgeliehen.  
Ich habe also diese Richtung eingeschlagen und bin 1958 zur Neptunwerft gegangen. Ich habe 
dort an dem Fährschiff Saßnitz mitgebaut. Das war das erste Fährschiff, das wir hier für die 
Route Saßnitz – Trelleborg bauten. Ich habe dort die Erprobungen und die ersten Fahrten 
mitgemacht. Nachher wurde es langweilig, weil es dann nur noch Schiffe waren, die so im 
Serienbau für die Sowjetunion entstanden. Dann kam eine Anfrage von Prof. Krebs, das war 
mein Chef fürs Diplom gewesen, ob ich nicht als Assistent beim Institut für E-Anlagen auf 
Schiffen anfangen möchte. Er war schon über 70 Jahre alt und wollte bald aufhören. Damit 
begann meine Hochschullaufbahn. Ich habe dann später auch vier Jahre den Posten des 
Sektionsdirektors bekleidet. Das war nach der Aufspaltung durch die Hochschulreform. Wir 
nannten uns damals Technische Elektronik, heute ist das die Automatisierungstechnik.  
Dann kam eine sehr schöne Zeit mit der Mikroprozessortechnik, die Anfänge der 
Mikroprozessortechnik. Das war dann mein Gebiet und ich führte es sehr früh in die Lehre 
ein. Durch den Aufbau eigener Computer konnten wir auch die praktische Aus- und 
Weiterbildung betreiben. So holten wir viele unserer Absolventen – auch von anderen 
Hochschulen – zurück und unterrichteten sie in der neuen Technik. Die Hochschulen und 
Universitäten hatten untereinander enge Verbindungen durch eine Arbeitsgruppe beim 
Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen zum Thema Mikroelektronik, die auch für die 
Ausbildung Ratschläge geben sollte. In diesem Zusammenhang kam ein Kubaner, der bei 
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Prof. Seifart aus Magdeburg seine Promotion machte, zu uns. Der sagte zu mir: „Sie kommen 
mal nach Kuba!“ Da haben wir natürlich drüber gelacht. Zwei Jahre später kam die Anfrage 
über das Ministerium, ich möchte doch in Kuba Vorlesungen halten. Für das Ministerium war 
natürlich Dresden die Hochburg für Elektrotechnik und deshalb fragten sie an: „Könnt ihr in 
Rostock denn das überhaupt?“ Ich war dann zwei Mal in Kuba. Das war sehr erfolgreich. Ich 
hatte davor fünf kubanische Studenten in der Spezialrichtung Schiffselektrotechnik 
ausgebildet. Einer davon hat mich dann dort betreut. Mit Englisch ging das aber und bei 
speziellen Dingen hat er dann übersetzt. Das war sehr effektiv. 
 
Hall: 
Was haben Ihre Eltern beruflich gemacht? 
 
Pulow: 
Mein Vater war Arbeiter in Rostock und meine Mutter Wirtschafterin. Während des Krieges 
war sie in Rostocker Hilfslazaretten tätig. Ich bin unehelich geboren.  
 
Hall: 
Sie haben von der SAG Wismut aus frei entschieden sich weiterzubilden. Sie wollten ja 
Elektroingenieur werden und haben sich dafür an der Staatlichen Ingenieurschule für 
Maschinenbau in Wismar beworben. Darüber hinaus gab es auch noch andere Wege ohne 
Abitur in kurzer Zeit ein Studium aufnehmen zu können, z. B. über eine Sonderreifeprüfung an 
der Universität etc. Mir ist noch nicht ganz klar, warum Sie dann schließlich den wesentlich 
längeren Weg über die ABF gewählt haben? 
 
Pulow: 
Diese Möglichkeiten kannte ich sicherlich nicht. Ich war dort in Aue, in Schneeberg, tätig und 
mein Vorgesetzter war ein Elektroingenieur. Dadurch entstand auch bei mir der Wunsch 
Elektroingenieur zu werden. Das ging leider in Aue nicht. Ich wusste von früher, dass in 
Wismar eine Ingenieurschule für Elektrotechnik existierte. Eine ähnliche Einrichtung in Alt-
Strelitz wurde nach dem Kriege nicht wieder eröffnet, soweit ich weiß. Über meinen 
Stiefvater hatte ich damals Unterlagen dieser Ausbildungswege bekommen. Ich kannte keine 
anderen Möglichkeiten und hatte auch nicht vor, ein Studium an der Universität oder 
technischen Hochschule zu machen. Mein Wunsch war bescheidener. Ich wollte Ingenieur 
werden. Vielleicht habe ich mir auch nicht mehr zugetraut. Jedenfalls habe ich mich in 
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Wismar beworben und kriegte einen Bescheid, dass die Aufnahmeprüfung in Rostock ist. Das 
hat mich zunächst auch verwundert, aber ich habe es so hingenommen, immer mit dem 
Gedanken schließlich nach Wismar zu kommen. Ich hatte auch einen Kollegen, der aus der 
Gegend von Neustrelitz stammte und mit mir zusammen die Prüfung ablegte. Er ist 
schließlich nach Wismar gegangen. Ich weiß nicht, ob er gefragt wurde an die ABF zu gehen. 
Er war später mein Assistent an der Universität und machte da erst sein Diplom.  
 
Hall: 
Sie sind also erst während der Prüfung in Rostock auf die ABF aufmerksam geworden? 
 
Pulow: 
Von der ABF wusste ich vorher nichts. Ich hatte dieses Prüfungsgespräch erst einmal auch so 
aufgefasst, dass es dabei um Wismar ging. Man fragte mich zunächst, welche Entwicklung 
ich genommen hatte und welches Interesse ich an der Technik hätte. Dann machte Prof. 
Sielaff, der in dieser Kommission saß, mir den Vorschlag bezüglich der ABF. Ich habe auch 
nicht gleich zugestimmt. Die lange Dauer, von insgesamt acht Jahren im Vergleich zu drei 
Jahren, erschien mir ein bisschen zu viel. Meine Eltern haben dann aber gesagt, ich solle ruhig 
an die ABF gehen, denn Wissen kann man nicht rauben. Das war die landläufige Meinung – 
Wissen ist immer angebracht. Dann habe ich das also gemacht. 
 
Hall: 
Waren Sie aktiv in der FDJ tätig? 
 
Pulow: 
Ich war Kulturfunktionär in Feldberg und Aue. Über die Kulturarbeit bin ich in der FDJ tätig 
gewesen. 
 
Hall: 
Waren Sie auch damals Mitglied in einer Partei? 
 
Pulow: 
Nein, das war ich erst auf der Neptunwerft, also nach dem Studium, im Jahre 1961 trat ich der 
SED bei. 
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Hall: 
Dadurch, dass Sie „Aktivist“ waren, ist man wahrscheinlich auf Sie aufmerksam geworden, 
und hat Ihnen den Vorschlag für die ABF unterbreitet. 
 
Pulow: 
Es kann sein, dass ich das dort notiert habe, dass ich in Aue einige technische Verbesserungen 
gemacht hatte. Das war nichts Erhebliches, aber man hat sich damit auseinandergesetzt. Ich 
wurde in der Wismut auch nicht einfach als Elektriker eingestellt. Ursprünglich machte die 
FDJ den Vorschlag, doch eine Hauer-Brigade zu bilden. Das waren die Leute, die dort bohren 
mussten, dann eine Staublunge bekamen und sehr früh starben bzw. heute noch ihre 
gesundheitlichen Schäden haben. „Nein, nein!“, sagte ich, „Ich gehe alleine und ich will als 
Elektriker arbeiten.“ Als wir dort waren, wurden wir nacheinander hereingerufen. Bei dem 
Gespräch mit dem sowjetischen Kommandanten des Schachtes sagte ich, dass ich Elektriker 
bin und wollte meinen Gesellenbrief vorzeigen. Das war gar nicht notwendig. Er fragte dann 
nach, ob ein Elektriker benötigt würde. Dem stimmte der anwesende Elektroingenieur zu. 
Dann hat mich der E-Ingenieur mit in den Schacht genommen und mir Aufgaben gestellt. Ich 
machte meine Arbeit gut und wurde als Elektriker eingestellt. Das war eine schöne Zeit. Ich 
habe gutes Essen und gute Kleidung bekommen. Wir waren ja Schwerstarbeiter und da gab es 
Sondervergütungen. 
 
Hall: 
Es gab zu Ihrer Zeit an der ABF noch Lebensmittelkarten. Welche Karte bekamen Sie dort 
und war die Einstufung ausreichend? 
 
Pulow: 
Die Einstufung weiß ich nicht mehr. Ich habe immer von zu Hause Lebensmittelpakete 
bekommen. Feldberg war ein kleiner Ort und meine Eltern haben dort Vieh gehalten. Wenn 
dann geschlachtet wurde, war ich entsprechend gut versorgt. Ich hatte auch Verwandte in 
Neustrelitz, die sich eine Suppe aus Kartoffelschalen kochen mussten. Ich kannte so etwas 
nicht. Ich hatte immer etwas zu essen. 
 
Hall: 
Sie sagten, dass Sie in der Lindenstraße im Internat untergebracht waren, das sich dort im 
Fakultätsgebäude befand. Wie waren die Verhältnisse im Internat? 
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Pulow: 
Wir waren alles junge Menschen. Dort herrschte eine kollegiale Stimmung. Ich kann nicht 
sagen, ob ich mich selber um eine Privatunterkunft bemüht habe. Es kamen ja immer wieder 
neue Studenten hinzu und dann waren die Internatsplätze wohl ausgeschöpft. Zunächst habe 
ich noch mit jemandem zusammen in einem Zimmer gewohnt und später dann alleine. Mich 
hatte ein Herr, der beim Rat der Stadt tätig war, angesprochen, ob ich nicht bei seiner Familie 
wohnen will. Sie hatten keine Kinder. Der Vater von diesem Herrn hatte wohl früher eine 
Weingroßhandlung. Ich habe dort sehr nett in einem separaten Zimmer gewohnt. Das war sehr 
schön. Das war ja eine kritische Zeit. Durch die ganzen Zerstörungen der Bombenangriffe in 
Rostock war Wohnraum äußerst knapp. Ich bin 1943 raus aus Rostock und 1950 wieder hier 
her. Da habe ich die Verwüstungen gesehen. Damals bei den Vier-Nächte-Bombardements 
habe ich die Kirchtürme einstürzen sehen. Das hat sich sehr stark eingeprägt. Ich weiß noch, 
dass ich mich in Neustrelitz bei meiner Tante im Garten, als die Flugzeuge über uns 
hinwegflogen, in einem kleinen Geräteschuppen verkrochen habe. Die haben über mich 
gelacht. Für sie war das ein alltägliches Bild, dass da Flugzeuge nach Berlin rüberflogen. Für 
mich hatte das ganz andere Erinnerungen. 
 
Hall: 
Nun war es an der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät recht straff durchorganisiert, zum Teil auch 
militärisch, wenn ich an die studentischen Wachen denke. Wie empfanden Sie das? 
 
Pulow: 
Das mit der Sicherheit fand ich übertrieben und habe mich gefragt, wozu das denn nötig sei. 
Die Appelle erinnerten mich an das Deutsche Jungvolk, die DJ. Das war mir nicht sehr 
angenehm, diese Erinnerung ans Strammstehen und Marschieren. Auf der anderen Seite 
dachte ich, es ist eine andere Zeit und nicht derselbe Inhalt. Außerdem habe ich mich stärker 
auf die kulturelle Arbeit konzentriert. 
 
Hall: 
Sie waren also nicht in der GST? 
 
Pulow: 
Nein, das war ich nicht. 
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Hall: 
1952 wurde die KVP, die Kasernierte Volkspolizei ins Leben gerufen. Wurde dafür an der 
ABF geworben, und wie haben Sie sich verhalten? 
 
Pulow: 
Daran kann ich mich nicht erinnern. So etwas wurde nicht an mich herangetragen. 
 
Hall: 
Seit wann waren Sie in der FDJ? 
 
Pulow: 
Gegründet wurde die FDJ im März 1946. Ich bin aber nicht gleich beigetreten, sondern erst 
1947. Im FDGB war ich auch. Das war schon in Aue oder vielleicht schon davor. Ich hatte im 
FDGB auch keine Funktion. Ich sagte ja, dass mein Stiefvater Sozialdemokrat war und der 
war, nach der Vereinigung von KPD und SPD zur SED, für Gewerkschaftsfragen zuständig 
und meinte, dass ich dort eintreten müsse. Naja, dann habe ich das eben gemacht. 
 
Hall: 
In den Unterlagen des UAR findet sich bei den Studentenlisten auch ein Hinweis auf 
Funktionen des jeweiligen Bewerbes. Bei Ihnen ist dabei vermerkt „Organisationsleiter“. 
Haben Sie eine solche Aufgabe gehabt? 
 
Pulow: 
Nein. 
 
Hall: 
Ist Ihnen an der ABF aufgefallen, welches Gewicht die SED-Fakultätsgruppe bei bestimmten 
Entscheidungen hatte? 
 
Pulow: 
Für mich waren nur Einzelpersonen bekannt, die durch ihre Leistungen und ihr Auftreten 
erwähnt und herausgestrichen wurden. Was die sonst noch machten, ist mir nicht bekannt. 
 
 
 407 
Hall: 
Welche Rolle spielte die Freie Deutsche Jugend an der Fakultät? Stimmte jede Arbeitsgruppe 
mit einer FDJ-Gruppe überein? 
 
Pulow: 
Dazu kann ich nichts sagen. Im ersten Jahr spielte das, glaube ich, keine Rolle. Im ersten Jahr 
war die Fluktuation auch noch sehr groß. Wir sind sehr stark zusammengeschrumpft. Ich hatte 
ein paar Mitschüler, die mit einem Mal verschwunden waren. Von einem wusste ich, dass er 
in den Westen gegangen war. Es gab dann auch eine Versammlung, auf der das ausgewertet 
wurde, dass hier Kräfte am Werk waren, die unsere Entwicklung stören wollten. Darauf 
wurde hingewiesen. Ich hatte dann auch solche Schreiben aus dem Westen in der Hand. Auch 
zu Hause fand ich einen Zettel im Garten, die kamen z. B. mit Luftballons, auf dem die SPD 
die DDR als eine Diktatur und undemokratisch bezeichnete. So in diese Richtung ging das.  
 
Hall: 
Ist Ihnen bekannt, dass bestimmte Leute die ABF verlassen mussten? 
 
Pulow: 
Mir ist nur ein Fall bekannt. Derjenige ist in seinen alten Beruf zurückgegangen, weil ihm das 
hier nicht gefiel. 
 
Hall: 
Gab es keine Disziplinarverstöße in ihrer Klasse? 
 
Pulow: 
Von einem weiß ich, dass er in seinen Betrieb zurückdelegiert wurde. Er konnte dann aber 
nach etwa einem Jahr weiterstudieren. 
 
Hall: 
Die Kandidaten für die ABF wurden ja als Studenten an der Universität immatrikuliert und 
hatten die vollen Rechte und Pflichten, die sich daraus ergaben, obwohl sie noch nicht das 
Abitur hatten. Haben Sie auch an den Studentenratswahlen teilgenommen? Gab es dabei eine 
Generallinie, die von den ABF-Studenten verfolgt werden sollte? 
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Pulow: 
Ich habe an den Wahlen teilgenommen. Eine Generallinie gab es nicht. Die Ausrichtung war 
sicherlich anders, als an der Universität, da wir stärker weltanschaulich unterrichtet wurden. 
Wir wollten natürlich gleichberechtigt dort vertreten werden und haben insofern schon unsere 
Leute gewählt. Wir hatten in der Aula ein Gespräch bei dem schon „echte“ Studenten 
aufgestanden sind und meinten, wir hätten an der Universität doch noch gar nichts zu suchen. 
Das weiß ich noch. Das waren ihre Meinungen, aber sie wurden überstimmt. Jedenfalls hatten 
wir unsere Vertreter drin. 
 
Hall: 
Haben die ABF-Absolventen das traditionell bürgerlich-konservative Umfeld an der 
Universität verändern können? 
 
Pulow: 
Der Lehrkörper, den ich an der Schiffbautechnischen Fakultät hatte, stammte vorwiegend aus 
ehemaligen Betrieben. Beim Schiffbau waren es vorwiegend solche, die aus dem Flugzeugbau 
kamen. Schiffbau gab es hier vorher an der Universität nicht. Der Dekan unserer Fakultät war 
Prof. Macklin. Er war Schiffbauingenieur aus Danzig und hatte die Fakultät aufgebaut. Das 
war der Einzige, der wirklich Schiffbau studiert hatte, allerdings auch nicht an der 
Hochschule. Auch meine Lehrer von der Elektrotechnik, wie Prof. Dr. Huckstorf, er war 
Leiter des Kraftwerkes in Bramow gewesen, kamen aus Betrieben und nicht von der 
Universität. Prof. Dr. Huckstorf war der Einzige, der promoviert hatte. Prof. Gröbe war 
Diplomingenieur bei der AEG auf der Rostocker Neptunwerft. Auch Prof. Krebs war 
Diplomingenieur, hatte sich aber bereits mit Fachbüchern über Schiffselektroanlagen 
ausgewiesen. Insofern war bei uns das Verhältnis ein ganz anderes, als in anderen 
Disziplinen. Das waren Praxisleute und sie sind ganz anders mit uns umgegangen. 
 
Hall: 
Sie haben erwähnt, dass während des Volksaufstandes am 17. Juni 1953 die Wachen an der 
ABF verstärkt wurden. Wie reagierten Sie auf diese Ereignisse? 
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Pulow: 
Für mich war das eine Demonstration, die gemacht wurde. Es ging ja nicht darum Gebäude 
anzuzünden oder in sie einzudringen. Insofern fand ich die Bewachung unnötig. Aber ich 
musste auch den Wachdienst übernehmen. Ich habe mich eher neutral verhalten. 
 
Hall: 
Ich habe von Ihnen einen kurzen Aufsatz zur ABF gefunden.
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 1979 gab es eine Feier zum 
30-jährigen Jubiläum der Gründung der ABF und eine entsprechende Veröffentlichung. 
Darin schrieben sie: „Der Besuch der ABF Rostock erweckt in mir noch umso stärkere 
Gefühle der Dankbarkeit gegenüber den Lehrern als auch gegenüber unserem Staat und der 
weitsichtigen Politik unserer Partei …“. Fühlten Sie sich aufgrund der kostenlosen und mit 
Stipendien verbundenen Ausbildung an der ABF gegenüber der Regierung der DDR oder der 
Partei der Arbeiterklasse zur Dankbarkeit verpflichtet? 
 
Pulow: 
Diese Formulierung mit der Partei ist mit der Entstehungszeit des Artikels zu erklären. Die 
Dankbarkeit, dass ich studieren konnte, verspürte ich ganz klar. Das muss ich eindeutig sagen. 
Welche Regierung dafür einstand, ist zunächst ja mal Nebensache. In der 
Gesellschaftsordnung, in der ich gelebt habe, hatte ich die Möglichkeit ein solches Studium zu 
machen. Das ist Fakt und da ist selbstverständlich Dankbarkeit vorhanden. Dass dies nun mit 
solchen Floskeln dargeboten wurde, ist dem Zeitgeist geschuldet. 
 
Hall: 
Es wurde aber durch diese Maßnahmen Loyalität erzeugt. 
 
Pulow: 
Ja, das denke ich schon.  
 
Hall: 
Eine Abschließende Frage noch bezüglich der Zielstellung der ABF. Die Arbeiter-und-
Bauern-Fakultäten hatten ja zwei Ziele zu erfüllen. Einerseits sollte Chancengleichheit 
hergestellt werden (Stichwort: Bildungsgerechtigkeit), und andererseits gab es auch diese 
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 Wilhelm-Piek-Universität Rostock (Hrsg.): Arbeiter-und-Bauern-Fakultät: Ein Stück DDR. Erinnerungen 
zur Wiederkehr des Gründungstages der ABF „Ernst Thälmann“ in Rostock. Rostock 1979, S. 40. 
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klare politisch-gesellschaftliche Zielsetzung treue Kader heranzubilden. Glauben Sie, dass 
diese beiden Zielstellungen erfüllt wurden? 
 
Pulow: 
Ich glaube schon. Ich habe alle Chancen, die ich hatte, natürlich durch bestimmte Umstände 
bedingt, versucht zu nutzen. Zum Beispiel als ich hier von der Universität das Angebot 
bekam, als Assistent zu arbeiten. Wobei ich auch da nicht von vornherein eine 
Hochschullaufbahn anstrebte. Ich verließ die Neptunwerft, weil mir die Tätigkeit dort zu 
langweilig war und ich etwas Neues machen wollte. Dann wurde ich darauf hingewiesen: 
„Hier hast du jetzt zu promovieren!“ Ich hatte, weil ich in der Gewerkschaft war, nun gleich 
nach meiner zweijährigen Assistentenzeit an der Universität, eine gesellschaftliche Tätigkeit 
in der Gewerkschaftsleitung der Schiffbautechnischen Fakultät zu übernehmen. Dadurch 
erhielt ich eine Verlängerung der Promotionszeit von zwei Jahren. Daraus resultierte diese 
große Zeitspanne, die normalerweise an einer Universität nicht sein dürfte. Ich habe 1961 dort 
angefangen und erst 1967 promoviert. 
 
Hall: 
Herzlichen Dank für das Gespräch! 
 
Transkription des Zeitzeugengespräches vom 29.04.2008 mit Prof. Dr. Paul 
Jeroschewski 
 
Jeroschewski: 
Ich wurde am 31.03.1938 in Waldenfried, das befindet sich in Ostpreußen, geboren. Ich bin 
am 01.04.1944 eingeschult worden. Das war etwas ungewöhnlich. Ich habe dort die 
Grundschule für einige Monate besucht, bis zur Flucht im gleichen Jahr. 1944 haben wir 
Ostpreußen verlassen und sind nach Mecklenburg geflüchtet, weil die Front schon in der 
Nähe war. Da habe ich dann ab September 1945 wieder die Grundschule besucht und zwar bis 
1952. Ich habe effektiv eine Grundschulzeit von etwa sechseinhalb Jahren gehabt, habe aber 
in dieser Zeit mit der achten Klasse abgeschlossen. Ich war in einer Einklassenschule, d. h. 
das erste bis vierte Schuljahr wurde auf der linken Seite des Klassenraumes unterrichtet und 
das fünfte bis achte Schuljahr auf der rechten Seite. Dadurch hat man ein bisschen 
mitbekommen, was die höheren Klassenstufen geboten bekamen und einige konnten dann die 
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Klassen überspringen. Natürlich war meine Ausbildung in der Grundschule eher mäßig und 
lückenhaft. 
Im Sommer 1952, noch kurz vor Abschluss meiner Prüfung in der Grundschule, sind wir im 
Zuge der „Aktion Ungeziefer“1104 innerhalb von 48 Stunden aus dem Grenzgebiet 
ausgesiedelt worden. Wir lebten in dem Dorf Dutzow, an der Westgrenze der DDR. Ich war 
in der Schule, wurde aus der Klasse geholt und musste nach Hause. Wir mussten unsere 
Sachen packen und innerhalb von 48 Stunden sind wir dann in einen Güterzug in Gadebusch 
verladen worden. Es ging Richtung Osten. Keiner wusste genau, wohin wir kommen sollten. 
Es wurde nichts gesagt. Es hieß dann bei manchen, dass es nach Sibirien geht. Es waren vor 
allen Dingen die Alteingesessenen, die mit dieser Situation nicht so richtig zurechtkamen. Wir 
hatten ja vor einigen Jahren schon eine Flucht unternehmen müssen und sind deshalb auf 
diese Situation etwas besser vorbereitet gewesen. Auf jeden Fall gab es da einige Fälle von 
Suiziden bei Personen, die das einfach nicht verkraftet haben. Wir sind dann in ein kleines 
Dorf in der Nähe von Neubrandenburg gebracht worden. Dort habe ich auch die Prüfung in 
der Grundschule abgelegt. 
Ich habe dann eine Lehre als Traktorenschlosser in Schwerin begonnen. Diese Lehre dauerte 
zwei Jahre. Ich habe sie 1954 als Facharbeiter Traktorenschlosser abgeschlossen. Kurz vor 
dem Ende der Lehre hat man uns eine Weiterbildungsmöglichkeit offeriert, an einer Arbeiter-
und-Bauern-Fakultät. Ich habe daran Interesse gehabt. Es gab dann eine Aufnahmeprüfung, 
die ich auch bestanden habe und dann habe ich im Herbst 1954 das Studium an der Arbeiter-
und-Bauern-Fakultät begonnen. Unter den Studenten, die schon ein Fachstudium 
aufgenommen hatten, wurden die ABF-Studenten zwar nicht belächelt, es hat auch niemand 
etwas gesagt, aber wir wurden generell nicht als gleichwertig eingestuft.  
Ich hatte bereits in der Lehre, in der Berufsschule, gemerkt, dass ich aufgrund meiner 
Schulausbildung in der Grundschule doch erhebliche Lücken hatte und das zeigte sich dann 
auch an der ABF, wo ich gerade im ersten Jahr ziemlich große Probleme hatte, den Stoff zu 
bewältigen. Ich musste in dieser Zeit sehr konzentriert arbeiten, aber ich habe es geschafft. Im 
Fortlauf des Studiums, also im zweiten und dritten Jahr waren die Leistungen dann besser und 
ich hatte eigentlich keine Probleme mehr, die Anforderungen, die gestellt worden sind, zu 
erfüllen. Ich habe das Abitur auch ganz ordentlich abgeschlossen und dann ein 
Chemiestudium hier in Rostock begonnen. 
                                                 
1104
 Im Mai und Juni 1952 wurden, aufgrund einer Verordnung des Ministerrates der DDR, an der 
innerdeutschen Grenze durch das MfS und die VP unter den Decknamen „Aktion Ungeziefer“, „Aktion G“ bzw. 
„Aktion Grenze“ Zwangsumsiedlungen von als „politisch unzuverlässig“ eingestuften Personen, aber auch von 
ganzen Ortschaften, in das Landesinnere der DDR durchgeführt.  
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Hall: 
Sie sprachen davon, dass sie während ihrer Lehre als Traktorenschlosser angesprochen 
wurden. Es wurde also dort im Betrieb eine Anwerbung durchgeführt? 
 
Jeroschewski: 
Ja, man hat uns informiert, dass wir die Möglichkeit hätten jetzt das Abitur zu machen. Was 
dann kommen sollte, stand natürlich erst einmal in den Sternen. Für mich war das insofern 
einerseits verlockend und andererseits auch ziemlich fremd, weil meine Eltern Bauern waren. 
Ich hatte nicht den sozialen Hintergrund für ein Abitur. Mein Vater hatte eine kleine 
Bauernwirtschaft in Ostpreußen. Meine Mutter war Hausfrau. In Dutzow hatten wir eine 
Neubauernsiedlung. Bis wir ausgesiedelt wurden, hat mein Vater dort diese 
Neubauernsiedlung bewirtschaftet. Insofern zählte ich ja zu dem Kreis der Arbeiter und 
Bauern. Wir haben uns darüber aber auch gar keine großen Gedanken gemacht. Was mich an 
der ABF so erwartete, darüber war ich mir auch nicht so im Klaren. Ich hatte einfach den 
Wunsch mich fortzubilden, und das war für mich der Antrieb, das zu machen. Zumal ich in 
der Berufsschule auch nicht zu den Schlechtesten zählte. In der Berufsschule, und das 
erwähnte ich schon, wurden viele Dinge angesprochen, die für mich völlig neu waren, die 
eigentlich schon Stoff der Grundschule gewesen wären. Da musste ich mich erst einarbeiten. 
 
Hall: 
Sind Sie von Ihrem Betrieb delegiert worden? 
 
Jeroschewski: 
Letztendlich schon. Der Betrieb hat das quasi abgenickt. Aber der Betrieb hat mich nicht 
agitiert. Wenn ich gesagt hätte: „Nein, das möchte ich nicht!“, dann wäre das auch in 
Ordnung gewesen. Ich hatte selber Freude am Lernen und an der Weiterbildung. Das war eine 
wesentliche Triebfeder für mich.  
 
Hall: 
Ich frage deshalb nach, weil seit 1952 das Delegierungsprinzip bestand und Betriebe dazu 
aufgefordert wurden, Personen auszuwählen und für das Studium an der ABF vorzuschlagen. 
Formal ging Ihr Weg an die ABF also auch über eine Delegierung, aber sie haben sich zuvor 
dazu freiwillig entschlossen? 
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Jeroschewski: 
Ja, es sind viele angesprochen worden und es waren auch viele an dieser Aufnahmeprüfung 
beteiligt. Es haben zwar nicht alle bestanden, aber von dem Betrieb in Schwerin sind 
immerhin 13 zur ABF gegangen. Das ist relativ viel, denke ich, weil es auch kein allzu großer 
Betrieb war. Das war über die Hälfte der Lehrklasse.  
 
Hall: 
Wissen Sie noch, ob sie als Arbeiter oder als Bauer eingestuft wurden? 
 
Jeroschewski: 
Ich gehe davon aus, dass ich als Bauer eingestuft wurde, weil mein Vater Bauer war. 
 
Hall: 
Können Sie sich noch daran erinnern, was in der Aufnahmeprüfung von Ihnen verlangt 
wurde? 
 
Jeroschewski: 
Ja, es war eine Nacherzählung gefordert. Man hat uns eine kurze Geschichte vorgelesen und 
die sollten wir schriftlich in eigenen Worten wiedergeben. So weit ich mich noch daran 
erinnere, waren auch einige Rechenaufgaben zu lösen. Dann gab es ein persönliches 
Gespräch.  
 
Hall: 
Es wurde also eher Allgemeinwissen abgefragt? 
 
Jeroschewski: 
Ja, Allgemeinwissen und die Fähigkeit etwas zu erfassen und wiederzugeben. Auch 
Grundkenntnisse in der Mathematik wurden abverlangt. An mehr kann ich mich nicht 
erinnern.  
 
Hall: 
Spielten bei dem Aufnahmegespräch bestimmte Themen eine besondere Rolle? 
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Jeroschewski: 
Ich kann mich nicht erinnern. Vielleicht wurde etwas über die Motivation … aber das wäre 
jetzt spekuliert. 
 
Hall: 
Waren Sie, bevor Sie an der ABF anfingen, aktiv im FDGB oder der FDJ tätig? 
 
Jeroschewski: 
Ich war Mitglied in der FDJ, das war üblich, und ich war in der GST. Da war ich im 
Motorsport. Wir sind Motorrad gefahren. Das hat richtig Spaß gemacht, weil wir auch 
Geländefahrten und Wettkämpfe gemacht haben.  
 
Hall: 
Die ABF ist ja auch zu einem Motorradstützpunkt ausgebaut worden. 
 
Jeroschewski: 
Da war ich auch dabei. Ich war Fahrlehrer. Das war in der Schwaanschen Straße, da wo früher 
die Mensa und heute die Container der Bibliothek (die jetzt von der Physik übernommen 
wurden) stehen.  
 
Hall: 
Parteigebunden waren Sie zu der Zeit nicht? 
 
Jeroschewski: 
Nein, ich war gar nicht parteigebunden. 
 
Hall: 
Ist Ihnen bekannt, ob es bei der Zulassung eine Rolle spielte, dass man Mitglied in der FDJ 
oder einer anderen Massenorganisation war? 
 
Jeroschewski: 
Nein, bei mir nicht. Das ging eigentlich alles ganz problemlos. Wir haben diese 
Aufnahmeprüfung gemacht und dann wurde gesagt: „Okay, das klappt.“ Wir sind nach 
Rostock gekommen, sind hier ins Wohnheim gezogen und begannen mit dem Studium. 
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Hall: 
Sie waren hier im Wohnheim untergebracht: In der Lindenstraße oder …? 
 
Jeroschewski: 
Da war die Schule und nicht das Wohnheim. 
 
Hall: 
In dem Fakultätsgebäude befanden sich nach meinen Informationen auch Wohnheimplätze. 
 
Jeroschewski: 
Das muss aber vor unserer Zeit gewesen sein, denn wir waren in der Friedrich-Engels-Straße, 
jetzt Sankt-Georg-Straße, untergebracht. 
 
Hall: 
Sie haben sicherlich in Ihrem Umfeld an der ABF, in der Arbeitsgruppe mitbekommen, wie 
die anderen Studenten sich verhalten haben, wo sie herkamen: Stimmte das Sozialprofil, was 
dort an der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät angestrebt wurde, mit den tatsächlichen 
Verhältnissen überein? 
 
Jeroschewski: 
Soweit ich mich erinnere, stimmte das absolut. Die Mehrheit kam aus der Arbeiter- und 
Bauernklasse. In einer Klasse, das waren meist 20 bis 25 Studenten, waren vielleicht fünf bis 
sechs, die nicht zu dieser Sozialstruktur gehörten. 
 
Hall: 
Was wurden in den Klassen für politische Einstellungen vertreten? Es war eine durchaus 
aufreibende Zeit, in der sie Ihr Abitur machten. 
 
Jeroschewski: 
Es war natürlich eine Zeit, die durch den Krieg noch geprägt war. Es wurde alles bejaht, was 
irgendwie dazu beitrug, die Vergangenheit zu bewältigen und sich davon zu distanzieren. Die 
Überzeugung „Nie wieder Krieg!“ spielte eine wichtige Rolle in den Überlegungen. Ich habe 
den Krieg durch die Flucht auch persönlich erlebt. Ich hatte auch einen Munitionsunfall und 
bin dabei fast ums Leben gekommen. Deshalb war man eigentlich gegenüber allem, was in 
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die Richtung Friedenssicherung und Vermeidung von Kriegen ging, offen. In diese Richtung 
ging es. Die offizielle Politik der DDR war so ausgerichtet. Deshalb kann man schon sagen, 
dass die Stimmung in der Klasse, in dieser Gemeinschaft so war. Was natürlich auch für die 
jüngere Generation typisch war: Es wurde nicht viel hinterfragt. Es wurde vieles als richtig 
hingenommen. Eine eher kritische Auseinandersetzung war wenig ausgeprägt. Sie war nicht 
völlig abwesend, aber spielte keine große Rolle. D. h. die Dozenten hatten keine großen 
Schwierigkeiten, uns auf Linie zu halten. Wenn es mal kritische Äußerungen gab, dann waren 
sie schon berechtigt, aber gerade in den Fünfzigern wurden viele Diskussionen dadurch 
abgewürgt, dass dann einfach gefragt wurde: „Du bist doch für den Frieden, nicht wahr?!“ 
Man war natürlich für den Frieden und damit war die Sache gelaufen. Jetzt habe ich vielleicht 
etwas übertrieben, aber vom Grunde her war das der Argumentationsstil. 
Kritische Bemerkungen waren aber nicht so sehr ausgeprägt. Was hatten wir denn auch zu 
bemängeln. Ich meine, nach dem Krieg ging es allen nicht besonders gut. Wir wurden an der 
ABF untergebracht, verpflegt, bekamen ein Stipendium und hatten die Möglichkeit, etwas zu 
lernen. Wir hatten gerade den Krieg mit all seinen Schrecken und Entbehrungen überwunden 
und hatten plötzlich wieder eine Zukunft. Wir hatten ein Ziel, das hat sehr motiviert und hat 
viele auch über Unzulänglichkeiten hinwegsehen lassen. 
Wenn ich im Nachhinein das so überblicke, gab es aus unserer Sicht (der jungen Leute) nicht 
sehr viel Kritisches anzumerken. Es fehlte auch einfach die Lebenserfahrung. Wir haben in 
einem relativ abgeschirmten Bereich gelebt und gewirkt, so dass wir mit den sozialen und 
gesellschaftlichen Problemen gar nicht so sehr in Kontakt kamen. Über die Presse und den 
Rundfunk hat man nichts Kritisches erfahren. Gut, man hat Westsender gehört. Aber das 
wurde dann natürlich als Hetze eingestuft. Wir hatten keine Möglichkeit zu entscheiden, ob 
die Aussagen stimmten oder nicht. 
 
Hall: 
Nun ergibt sich für mich ein gewisser Widerspruch. Einerseits wurde der Frieden gepredigt 
und andererseits gab es sehr straffe Strukturen, die sicherlich zu einem gewissen Grade auch 
nötig waren, wenn so viele junge Menschen zusammenlebten, die aber auch einen 
militärischen Charakter, wenn ich zum Beispiel an die studentischen Wachen denke, trugen.  
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Jeroschewski: 
Dem muss ich widersprechen. Wir hatten zu keinem Zeitpunkt den Eindruck, dass das einen 
militärischen Charakter hatte. Das da vorne ein Pförtner war und das Ganze gesichert werden 
musste, war klar. Das war bei der Anlage einfach notwendig. 
Dass wir uns da in unseren Freiheiten eingeschränkt fühlten, kann ich nicht sagen. Ich fühlte 
mich in dem Wohnheim zu keinem Zeitpunkt irgendwie gegängelt oder überwacht. Wir 
wohnten natürlich in einem kleinen Zimmer mit vier bis fünf Leuten, mit Doppelstockbetten 
und einer kleinen Stelle zum schreiben. Aber wenn man im Land gesehen hat, wie die Leute 
wohnten … die wohnten auch nicht üppiger. Es war eine Zeit der Entbehrungen. Da hat man 
diese Situation nicht gerade als normal aber als notwendig empfunden. Man hat das nicht so 
gesehen, dass man dort gegängelt, eingesperrt oder wie auch immer war. Dieses Gefühl hatten 
wir nicht. Sicher gab es unter den Studenten auch Genossen, die Hurrapatrioten waren und 
sich besonders hervortun wollten. Die wurden aber von der Mehrheit belächelt. Die wurden 
nicht so ganz ernst genommen.  
 
Hall: 
Sie haben schon davon gesprochen, dass die Dozenten Sie relativ leicht auf Linie bringen 
konnten. Haben Sie auch den Direktor kennen gelernt? 
 
Jeroschewski: 
Bei der Immatrikulation wurde uns Arthur Wruck vorgestellt. Ansonsten hatten wir nicht 
direkt mit ihm zu tun. Da hatte man eher mit den Studiendirektoren Kontakt. Es war dann so 
geregelt, dass in den Klassen die Leistungsstärkeren dafür verantwortlich waren, dass 
möglichst alle das Ziel erreichten. Die haben dann so ein paar Patenschaften organisiert und 
auch die Schwächeren unterstützt. Ich sagte ja, dass ich im ersten Jahr ein bisschen Probleme 
hatte und im zweiten Jahr war ich derjenige, der diese Funktion hatte. Da hatten wir natürlich 
durch Besprechungen Kontakt mit dem Studiendirektor Siegfried Dunkelmann. Sonst lief das 
alles über die Dozenten. Ich hatte nicht unbedingt den Eindruck, dass die Dozenten 
(zumindest taten sie es nicht so vordergründig) darauf aus waren, uns auf Linie zu halten. In 
GEWI (Gesellschaftswissenschaften) war das schon klar, aber ansonsten haben sich die 
Dozenten weitestgehend auf die Stoffvermittlung konzentriert.  
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Hall: 
Sie sagten, dass Sie in der Klasse als einer der Leistungsstärksten den anderen geholfen 
haben. Haben Sie auch noch andere Funktionen an der ABF gehabt? 
 
Jeroschewski: 
Ich war noch in der GST aktiv. Sonst nichts … In der Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische-
Freundschaft war ich noch Mitglied. Aber das waren diese üblichen Zugehörigkeiten, die man 
hatte. Das sagte aber nicht viel. Andererseits hatte ich keinen Grund, diesen Organisationen 
nicht beizutreten. 
 
Hall: 
Sie haben von Klassen gesprochen. Arbeitsgruppen bzw. Seminargruppen gab es zu Ihrer Zeit 
noch nicht? 
 
Jeroschewski: 
Es gab ja diese Klassen. Das Studienjahr war in Klassen aufgeteilt. Sie hießen Klasse, 
Arbeitsgruppe, weniger Seminargruppe. 
 
Hall: 
Der Klassenverbund wurde also als Arbeitsgruppe bezeichnet oder wurde die Klasse noch 
einmal in Arbeitsgruppen unterteil, bzw. in Zimmergemeinschaften?  
 
Jeroschewski: 
Nein, die Klasse war die Arbeitsgruppe und der Bezugspunkt.  
 
Hall: 
Ist Ihnen bekannt, inwiefern Studenten der ABF Einfluss in der Universität erzielen konnten? 
Die ABF-Studenten hatten ja die gleichen Rechte und Pflichten wie ein Student im 
Fachstudium. 
 
Jeroschewski: 
Soweit mir dies bekannt ist, gab es keine große Wirkung der ABF-Studenten auf die anderen 
Studenten, es sie denn, in der GST oder solchen Organisationen. Da waren dann auch andere 
Studenten von den Fakultäten und da hatte man schon Kontakte. Ich hatte zum Beispiel schon 
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über diesen Motorsport Kontakt mit Chemiestudenten. Aber das war nicht der Auslöser für 
meine Studienwahl. Da hatte ich aber schon mit Studenten höheren Semesters zu tun. Wobei 
man sich dabei eigentlich nicht groß über das Studium unterhalten hat. 
 
Hall: 
Sie wurden also als normale Studenten akzeptiert? 
 
Jeroschewski: 
Von den Chemiestudenten in der Motorsportgruppe könnte man das so sagen. Im 
Allgemeinen galt dies aber nicht. 
 
Hall: 
Wie war das Verhältnis zwischen den Studenten und Lehrkräften an der ABF? War das eine 
andere Beziehung als zwischen einem Schüler und einem Lehrer an der Oberschule? 
 
Jeroschewski: 
Das Letztere kann ich nicht so beurteilen, weil ich es nicht so direkt erlebt habe. Aber ich 
glaube schon. Ich war ja relativ jung, weil ich mit 14 schon eine Lehre begonnen hatte. Mit 16 
oder 17 Jahren war ich eigentlich noch zu jung für die ABF. Aber man hat da ein Auge 
zugedrückt. Ansonsten waren da aber alles ältere Leute. Fast die Hälfte der Gruppe war doch 
schon erwachsen. Sie waren 25 Jahre und älter. Manche waren im Krieg gewesen. Das waren 
Leute mit mehr Lebenserfahrung. Dadurch war natürlich auch das Verhältnis zu den Dozenten 
vielleicht nicht so wie an der Oberschule. Aber es war ein Lehrer-Schüler-Verhältnis, das von 
Kameradschaft geprägt war. Die Dozenten haben nicht ihre Autorität herausgestrichen. Das 
war in der Regel nicht der Fall. Es war doch so, dass die meisten bestrebt waren, uns zu bilden 
und uns ein gutes Wissen zu vermitteln. 
 
Hall: 
Wie war das Verhältnis der Studenten untereinander? Andere Absolventen berichteten mir, 
dass es einen besonderen Zusammenhalt gab? 
 
Jeroschewski: 
Ja, ich kann es aber nur für unsere Gruppe sagen. Bei den anderen weiß ich das nicht so 
genau. Es gab schon einen guten Zusammenhalt in der Gruppe. Man hat sich gegenseitig 
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geholfen. Man hat auch relativ viel Freizeit zusammen verbracht. Das ergab sich aus dem 
Zusammenleben im Heim. Aber auch diejenigen, die nicht im Heim wohnten, die aus Rostock 
kamen, die hatten eigentlich ebenfalls einen guten Kontakt. Ich hatte zum Beispiel einen 
Freund, mit dem bin ich heute noch befreundet, der war nicht im Heim. Er war aber in der 
Klasse integriert, und wir hatten gute Kontakte zu ihm.  
 
Hall: 
Es gab aber auch bestimmte Situationen, wo Studenten die ABF verlassen mussten. Es blieb 
nicht aus, dass die Klassen mit der Zeit kleiner wurden. Sind Ihnen da Fälle bekannt? 
 
Jeroschewski: 
Im ersten Jahr sind einige gegangen, die einfach mit dem Stoff überfordert waren. Sie hatten 
zum Teil auch familiäre Gründe. Da sind einige gegangen, aber ich kann nicht mehr sagen, 
wie viele es waren.  
Sie wissen ja, wie wir strukturiert wurden. Man begann im ersten Jahr. Da wurden die Leute 
bunt gewürfelt. Nach dem ersten Jahr wurden die Richtungen festgelegt und die Karten neu 
gemischt. Diejenigen, die das zweite Jahr begannen, die haben das dann bis zum Abitur 
gemacht. 
 
Hall: 
Gab es keine Exmatrikulationen aus disziplinarischen Gründen oder Republikfluchten? 
 
Jeroschewski: 
Bei mir, in meiner Klasse, nicht. 
 
Hall: 
Gab es in ihrer Arbeitsgruppe auch kirchlich gebundene Studenten? 
 
Jeroschewski: 
Sicher gab es die, aber sie spielten keine Rolle. Also, das war kein Thema. Es war auch nicht 
gewünscht, denke ich. Es ist aber auch nicht verboten worden. Es ist niemals gesagt worden, 
dass die kirchliche Zugehörigkeit negativ beurteilt wird. Es war einfach kein Thema. 
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Hall: 
Wurden Kontakte nach Westdeutschland, von der ABF aus, aufgebaut? 
 
Jeroschewski: 
Meine Schwester war gleich nach dem Krieg in Westdeutschland. Mein Bruder ist 1955 nach 
„drüben“, wie es so schön hieß, gegangen. Ich hatte aber dadurch keine Probleme. Zu meinen 
Geschwistern hatte ich natürlich brieflichen Kontakt und habe sie auch besucht. Das war 
1957, da war ich im Schwarzwald. Das waren familiäre Kontakte. Bis zur Grenzschließung 
1961 hatte man die Möglichkeit rüber zu fahren und das wurde auch genehmigt.  
 
Hall: 
Gab es auch offizielle Kontakte von der ABF aus? 
 
Jeroschewski: 
Nein, das ist mir nicht bekannt. 
 
Hall: 
Ich hatte Ihnen einige Ereignisse genannt, die in Ihre Zeit an der ABF fielen: Das waren zum 
Beispiel 1956 die Krisen in Polen und Ungarn. Wie wurde an der ABF darauf reagiert? 
 
Jeroschewski: 
Naja, in offizieller Weise. Das wurde als Konterrevolution dargestellt, die mit aller Härte 
niedergeschlagen werden musste. Unabhängige Informationen gab es nicht. Die 
Informationen, die man aus dem Westen bezog, wurden als falsch dargestellt. Insofern hat es 
uns nicht groß berührt. Es wurde natürlich darüber gesprochen und die Ereignisse an sich, 
dass dort welche zu Tode gekommen sind, das hat natürlich schon etwas betroffen gemacht. 
Es waren eben gesellschaftliche Auseinandersetzungen, die geführt wurden und dass es dabei 
Tote gab, hat einen schon berührt. Das daraus mehr wurde, war aber nicht der Fall.  
 
Hall: 
Sie haben das Westsenderhören angesprochen. Dagegen wurde aber immer wieder innerhalb 
der ABF vorgegangen. Gab es das dann trotzdem noch? 
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Jeroschewski: 
Man sollte nicht gerade den Sender groß aufdrehen, wenn einer von den Offiziellen im Heim 
war. Es war auch sicher nicht erwünscht, aber wir haben es gemacht. Es gab dafür 
verschiedene Gründe, wie die gute Musik.  
 
Hall: 
In Ihrem letzten Jahr an der ABF gab es Ambitionen vom Staatssekretariat für 
Hochschulwesen, die Einrichtungen zu reduzieren oder umzustrukturieren. Haben Sie davon 
etwas mitbekommen? War das, Ihrem Empfinden nach, zu diesem Zeitpunkt gerechtfertigt? 
 
Jeroschewski: 
Also, ich habe nichts mitbekommen. Man war vor dem Abschluss und konzentrierte sich auf 
das Abitur. Da die Frage einen nicht berührte, stellte sich auch die zweite Frage nicht. Aus der 
jetzigen Sicht halte ich es für richtig, dass man diesen Weg noch weiter verfolgt hat, alleine 
weil mein Bruder auch noch an die ABF gegangen ist.  
 
Hall: 
Sie haben erwähnt, dass Ihnen eine solche Ausbildung sonst nicht möglich gewesen wäre. 
Das musste doch auch ein Gefühl der Dankbarkeit, für diese Möglichkeit einer Ausbildung, 
hervorgebracht haben. War dem so? 
 
Jeroschewski: 
Ja, das war so.  
 
Hall: 
Wurde dadurch größere Loyalität gegenüber der Gesellschaftsordnung der DDR ausgeprägt?  
 
Jeroschewski: 
Zweifellos war das der Fall. 
 
Hall: 
Ihre grobe Einschätzung: Sind aus den Leuten, die zusammen mit Ihnen das Abitur gemacht 
haben, entsprechend gute Professoren, Juristen oder Mediziner hervorgegangen? 
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Jeroschewski: 
Das kann man schon sagen. Diejenigen, die ein Studium aufgenommen haben, haben es nicht 
immer abgeschlossen. Aber die meisten haben es abgeschlossen. Fakt war auch, dass die 
ABF-Studenten bei den Studienplätzen etwas bevorzugt wurden. Ich weiß das ganz konkret 
aus der Chemie. Wir hatten einen Professor, der war den ABF-Studenten nicht gerade wohl 
gesonnen. Er hatte dafür auch seinen Grund. Die Nachfrage nach Studienplätzen war größer, 
als das Angebot. Er bekam von der Universität die Auflage, ABF-Studenten, die im Vergleich 
mit anderen nicht so gute Leistungen hatten, aufzunehmen. Das übertrug sich dann auf alle 
ABF-Absolventen, die er als nicht besonders fähig eingestuft hat. Er war den ABF-Studenten 
gegenüber skeptisch eingestellt. Man kann es dem Menschen nicht unbedingt verdenken. 
Aber die ABF-Studenten waren in der Regel motivierter im Studium. Wir haben auch eine 
gute Ausbildung gehabt. Das hat sich sofort gezeigt, als wir dann mit den Oberschülern 
zusammen das Studium absolvierten. Da zeigte sich sehr bald, dass die keinen großen 
Wissensvorsprung hatten, und da die ABF-Studenten in der Regel etwas älter waren, waren 
wir motivierter im Lernen. Es gab Ausnahmen, aber in der Regel waren wir von der ABF 
nicht schlechter, als die anderen. So war das dann auch bei dem besagten Professor kein 
Thema mehr. Er hat ja gesehen, dass die von der ABF den anderen überhaupt nicht 
nachstanden.  
 
Hall: 
Ich habe bereits mit Prof. Brauer gesprochen, der bekanntlich der letzte Direktor der ABF in 
Rostock war. Er schrieb zu einem wissenschaftshistorischen Kolloquium: „Gewiss haben die 
SED und andere Organisationen, darunter auch die Staatssicherheit, junge Leute als ihre 
Kaderreserve an Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten geschickt …“1105 Würden Sie dem 
beipflichten? 
 
Jeroschewski: 
Das kann ich nicht sagen. Ich habe in dieser Richtung nichts wahrgenommen. Nicht das wir 
uns falsch verstehen: Meinen Sie jetzt, dass gezielt Leute an die ABF geschickt wurden, die 
dann später bei der Staatssicherheit gearbeitet haben? 
 
 
                                                 
1105
 Brauer, Wolfgang: Gleiches Recht auf Bildung – Vision oder Illusion? In: Guntau, Martin; Herms, Michael; 
Pade, Werner (Hrsg.): Zur Geschichte wissenschaftlicher Arbeit im Norden der DDR 1945 bis 1990. 100. 
Rostocker Wissenschaftshistorisches Kolloquium vom 23. und 24.02.2007. Rostock 2007, S. 117. 
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Hall: 
Die dort oder bei der Bezirksleitung der SED tätig waren. Die praktisch als Kader für diese 
Organisationen an der ABF ausgebildet wurden. Die ABF wird ja auch in einigen 
Publikationen als „Kaderschmiede“ bezeichnet. 
 
Jeroschewski: 
Eine gezielte Ausbildung zu diesem Zweck erfolgte nicht. Natürlich waren in den Klassen 
Genossen und diese Genossen waren die Orientierungspunkte für die Klasse. Die wurden 
speziell darauf ausgerichtet, dass sie vielleicht später, im Studium und nach dem Studium, 
Führungspositionen ausüben.  
Das war im Studium später genauso. Es gab die führenden Genossen, die unter sich, wie ein 
Klüngel, die Richtung besprachen, wo es langgehen soll. Das war in gewisser Weise ein 
Parallelklub, der sich da gebildet hatte. Das war im Studium genauso wie an der ABF. 
Vielleicht war das an der ABF noch etwas ausgeprägter. Aber auch an der Universität, als ich 
als Assistent an der Sektion arbeitete, gab es die führenden Genossen, die vorher alles 
ausdiskutiert hatten und dann mehr oder weniger die Richtung vorgaben. 
Ich hatte aber nicht den Eindruck, dass an der ABF bestimmte Leute direkt für dieses Ziel 
ausgebildet wurden. 
 
Hall: 
Grundsätzlich wurden mit der ABF aber zwei Zielsetzungen verfolgt: Einerseits ging es um 
Bildungsgerechtigkeit, d. h. Bildungschancen gerechter zu verteilen und die Strukturen an der 
Universität zu verändern (Arbeiter und Bauern waren an den deutschen Universitäten 
deutlich unterrepräsentiert). Andererseits wurde damit eine klare politische Forderung 
verbunden: Die Leute, die dort ihren Abschluss machten, sollten zumindest politisch loyal und 
wenn möglich gar besonders engagiert für die DDR bzw. die führende Rolle der Partei der 
Arbeiterklasse eintreten. Glauben Sie, dass diese beiden Ziele erreicht wurden? 
 
Jeroschewski: 
Ich denke schon, dass diese Ziele erreicht wurden. Einmal wurde durch die ABF vielen eine 
Möglichkeit zum Studium eröffnet, die es sonst bestimmt nicht gegeben hätte. Das kann man 
unbedingt sagen und das Zweite auch. Diejenigen, die an der ABF das Abitur gemacht haben, 
haben sicherlich aus Solidarität versucht, dem Staat etwas dafür zurückzugeben. Es war 
allerdings nicht so, dass man alles unkritisch hingenommen hat.  
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Ich bin während der ABF-Zeit, aber auch später im Studium und als Assistent, sehr häufig 
angesprochen worden, dass ich in die SED eintreten sollte: „Als ABF-Student solltest du …“. 
Ich habe das nicht gemacht, weil ich mit vielem, was in unserem Staate lief und auch mit dem 
ganzen Führungsstil der Partei, nicht einverstanden war. Das hieß aber nicht, dass ich die 
DDR grundsätzlich abgelehnt habe. Diese Situation hat sich im zunehmenden Maße aber mit 
der Zeit verändert. 
Wenn man die Vergangenheitsbewältigung, die sicherlich auch in der DDR nicht optimal 
gelaufen ist, mit dem was in Westdeutschland gelaufen ist, vergleicht, dann kann man schon 
sehr große Unterschiede feststellen. Die Tatsache, das kein einziger Nazirichter in 
Westdeutschland verurteil worden ist, spricht schon Bände. Es ging nach dem Kriege auch um 
Gerechtigkeit, dass diejenigen, die für diesen Krieg und die vielen Toten verantwortlich 
waren, zur Verantwortung gezogen werden.  
Ich erwähne das deshalb, um zu zeigen, warum man eigentlich für die DDR war. Gegen die 
Zielrichtung, also das, was man wollte, war ja eigentlich nichts zu sagen. Die offizielle 
Propaganda war durchaus auch in einer Art und Weise angelegt, dass man eigentlich das 
Befürworten konnte. Man muss das aus der Situation, aus dem Kontext heraus, betrachten. 
Was die Verfolgung und Bestrafung der Verantwortlichen anging, das spielte für mich schon 
eine große Rolle. Das sah ich in Westdeutschland nicht gegeben und das sehe ich auch heute 
noch so.  
 
Hall: 
Ich danke für das offene Gespräch. 
 
Nach dem Ende der Aufzeichnung erklärte Prof. Dr. Jeroschewski folgendes 
(Gedächtnisprotokoll):  
Ich wurde nach der ABF-Zeit von der Staatssicherheit angesprochen, ob ich aus einer 
gewissen Dankbarkeit der DDR gegenüber mit der Staatssicherheit zusammenarbeiten würde. 
Weil ich von einer solchen Aufgabe zunächst nicht überzeugt war, argumentierte man mir 
gegenüber, dass dies zur Abwehr von Anschlägen gegen den Frieden notwendig sei. Ich war 
für den Frieden und willigte ein. Wie ich später aus den Stasi-Unterlagen entnehmen konnte, 
ist die Anwerbung durch eine bewusste Überrumplung vorgenommen worden (wörtlich 
„überfahren“), ohne den wahren Sinn und Zweck der Zusammenarbeit zu benennen. Als ich 
feststellte, dass mit dieser Aufgabe die Bespitzelung anderer Studenten und des Lehrkörpers 
verbunden war, verweigerte ich mich zunehmend einer Zusammenarbeit. Schließlich 
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unterschrieb ich 1966 eine Entpflichtungserklärung. Aufgrund meiner Verweigerung für das 
MfS zu arbeiten, wurde meine weitere Berufslaufbahn negativ beeinträchtigt. Ich erhielt keine 
Dozentur oder Professorenstelle, obwohl die entsprechenden wissenschaftlichen Leistungen 
und Voraussetzungen vorlagen. Ich blieb bis 1992 wissenschaftlicher Oberassistent, trotz der 
Verleihung der facultas docendi für das Fachgebiet Allgemeine Chemie 1971 und meiner 
Promotion B (Habilitation) 1985. Erst nach der Wende erhielt ich – trotz meiner Stasi-
Kontakte – die Professur für Ökochemie und Umweltanalytik, da aus meinen Stasi-
Unterlagen hervorging, dass ich mich nicht für eine Spitzeltätigkeit missbrauchen lassen habe. 
 
Protokoll des Zeitzeugengespräches vom 29.04.2008 mit Gisela Jeroschewski 
 
Jeroschewski:  
Ich habe im gleichen Zeitraum wie mein Mann die ABF besucht. Wir sind aber erst nach dem 
Abitur zusammen gekommen. Zu den Fragen, die Sie meinem Mann gestellt haben, kann ich 
folgendes hinzufügen. Was die Art der Werbung für die ABF betrifft: Ich wurde in meinem 
Lehrbetrieb (Deutsche Reichsbahn), wo ich eine Lehrausbildung als Betriebs- und 
Verkehrseisenbahner absolvierte, angesprochen, ob ich zur Arbeiter-und-Bauern-Fakultät 
gehen möchte, obwohl ich keine besonders guten Leistungen dort hatte. Ich mochte den 
Lehrberuf nicht sonderlich. Die Entscheidung lag bei jedem selbst, ob man zur ABF ging oder 
nicht. Einige haben diesen Schritt getan und andere sind lieber im Betrieb geblieben. Als ich 
mich für die ABF entschieden hatte, wurde ich offiziell vom Betrieb delegiert und bekam 
sogar Büchergeld. Selbst nach dem Abitur, während des Studiums, bekam ich Büchergeld, 
obwohl klar war, dass ich nicht wieder in den Betrieb zurückgehen würde und eine ganz 
andere Richtung einschlug. Ich wurde nämlich Lehrerin für Deutsch und Russisch. 
Was die Aufnahmeprüfung anbetrifft, kann ich mich noch daran erinnern, dass im 
Aufnahmegespräch nachgefragt wurde, welche Perspektiven man sich für die Zukunft 
vorstellte. Nach der politischen Einstellung wurde bei mir nicht gefragt. Ich muss dabei 
erwähnen, dass ich Mitglied der Jungen Gemeinde war. Während der Lehrzeit wurde ich 
angesprochen, aus dieser „Tarnorganisation für Kriegshetze, Sabotage und Spionage“ 
auszutreten. Ich antwortete darauf: „Wenn ich nie eingetreten bin, wie soll ich dann 
austreten?!“ Ich blieb jedenfalls in der Jungen Gemeinde und wurde trotzdem zum Studium 
an die ABF delegiert. Später bin ich aus der Kirche ausgetreten, weil ich mich nicht mehr mit 
dieser Institution identifizierte. Das habe ich aus meiner eigenen Erkenntnis heraus gemacht 
und nicht weil ich agitiert wurde.  
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Was die Unterbringung im Wohnheim anbetrifft, muss ich meinem Mann widersprechen. Ich 
glaube schon, dass man das Internat zu bestimmten Zeiten nicht verlassen durfte. Nun, man 
hatte auch genug mit dem Selbststudium am Nachmittag zu tun. Trotzdem empfand ich das 
etwas bedrückend, auch weil wir nur wenig Platz in unserem Zimmer hatten und ein Mädchen 
dabei war, die stets das Parteibuch um den Hals trug und sogar damit schlief. Der habe ich 
durchaus zugetraut, persönliche Erzählungen und andere Dinge an die Leitung weiter zu 
tragen. Die hatte nämlich einen sehr guten Stand bei der Leitung der ABF. Ich bin dann später 
privat untergekommen, so dass ich das Internat verlassen konnte. 
Zu den meisten Dozenten hatten wir ein sehr gutes Verhältnis. Ein Dozent war gleichzeitig 
Leiter der FDJ an der ABF und da war es manchmal schwierig ihn im Unterricht nicht zu 
duzen, obwohl man es in den FDJ-Sitzungen tat. Es gab auch einen kirchlich gebundenen 
Dozenten, Eberhardt Lehmann, der Mathematik und Physik unterrichtete. Das war ein 
hervorragender Mathelehrer, der mir die Mathematik sehr gut beibrachte. Er war trotz seiner 
Kirchenzugehörigkeit weithin akzeptiert.  
 
Hall: 
Vielen Dank für Ihre ergänzenden Informationen. 
 
Transkription des Zeitzeugengespräches vom 05.05.2008 mit Erich Hass 
 
Hass: 
Ich bin 1929 in Schwerin geboren. In meiner Entwicklung hat es sehr entscheidende Phasen 
gegeben. In der Zeit der Weimarer Republik waren meine beiden Eltern arbeitslos. Meine 
Mutter hat sich ein wenig Geld als Hausmädchen verdient. Mein Vater hat 
Gelegenheitsarbeiten ausgeführt, als Plakatmaler und ähnliches. Zu dieser Zeit ging es vielen 
Familien so. Ich bin folglich in etwas komplizierten sozialen Verhältnissen aufgewachsen. Ich 
hatte aber ein sehr liebevolles und mir zugewandtes Elternhaus, das sehr zu meiner 
Entwicklung beigetragen hat. Ich habe als Kind, ich war etwa vier Jahre alt, meine Mutter bei 
einem Besuch auf dem Sozialamt begleitet und war dann sehr erschüttert, als sie weinend 
herauskam. Aufgrund gesetzlicher Bestimmungen konnten sicherlich bestimmte Wünsche, die 
sie hatte, nicht erfüllt werden. Das ist haften geblieben und hat mich sicherlich auch geprägt, 
dass ich versucht habe, meine Mutter ein wenig zu trösten.  
Ich habe die Grund- und die Volksschule besucht, wie es üblich war. Ich hatte schon als Kind 
den Wunsch, Lehrer zu werden. Dieser Wunsch konnte mir aber zunächst nicht erfüllt 
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werden, weil ich die bildungsmäßigen Voraussetzungen nicht hatte. Es gelang dann während 
der Nazizeit, aufgrund der Ermäßigung des Schulgeldes, dass ich eine Mittelschule besuchen 
konnte und diese auch beendet habe. Es war aber eben ein „wilder“ Abschluss, weil er in das 
Jahr 1945 fiel. Im Januar wurden die Schulen geschlossen, so dass im Grunde genommen die 
Mittlere Reife ein Geschenk des Führers war. Es war kein vollständiger und ordentlicher 
Abschluss, zumal auch in den Kriegsjahren doch sehr viele Mängel auftraten, wie der ständige 
Schulwechsel, weil Schulen als Lazarette genutzt wurden oder nicht beheizt werden konnten. 
Die Mittelschule war wenig Fundament für mich. Ich habe Lesen und Schreiben gelernt, auch 
Fremdsprachen gelernt und die naturwissenschaftlichen Fächer gehabt aber doch mit vielen 
Ausfällen und Problemen, so dass es 1945 ein großer Wunsch für mich war, wieder zur 
Schule zu gehen. Das wurde mir möglich gemacht und war ein sehr prägender Eindruck. Ich 
hatte die Ankündigungen gelesen, dass im Oktober die Schulen wieder eröffnet werden. Für 
mich kam nun die Oberschule in Frage und ich bin dort zum Direktor marschiert und habe 
mich vorgestellt. Ich war sehr beeindruckt, dass er sehr zugänglich war und meine Initiative 
gut fand. Er hat mich dann vorbereitet und gesagt: „Junge, du musst aber Latein nachholen. 
Du hattest drei Jahre keinen Lateinunterricht und der ist an dieser Schule Pflicht.“ Er hat mir 
den Ratschlag gegeben, dass eine Lehrerin Nachhilfe in Latein gibt und wo ich mich dafür 
melden könnte. Das waren natürlich auch alles Fragen der Finanzierung, denn die Frau wollte 
natürlich auch bezahlt werden. Aber es herrschte ein sehr großes Entgegenkommen nach dem 
Krieg. Sicher weil die Menschen raus aus dem Schlamassel und neu beginnen wollten. 
Eigentlich war das ein schöner Anfang für mich: Ich habe die Schule besucht und sie auch 
abgeschlossen. Zu der Zeit war die Zusammensetzung der Schüler ein großes Konglomerat: 
Rechtsanwaltssöhne, Medizinerkinder usw. Ich war der einzige sogenannte Arbeitersohn, der 
in diese zwanzigköpfige Klasse ging. Aber es herrschte eine gute kameradschaftliche 
Beziehung untereinander, weil wir gemeinsam auch dieses Ziel erreichen wollten. Aber die 
Interessen und Einstellungen waren unterschiedlich. Das ich nun aus einer Schicht kam, die 
früher so nicht auf der Oberschule zu finden war, das war schon zu spüren.  
Nach dem Abitur habe ich sofort das Studium der Germanistik und Anglistik an der 
Universität in Rostock begonnen. Das war im Jahre 1948, zu einer Zeit, wo an der Universität 
noch sehr viel durcheinander lief, einfach dadurch, dass viele Dozenten und Professoren, 
aufgrund ihrer Zugehörigkeit zur Nazipartei, zunächst nicht weiter arbeiten durften. Andere 
hatten es gleich vorgezogen diesen Teil Deutschlands zu verlassen und sich weiter westwärts 
begeben, so dass die Besetzung der Germanistik doch recht dünn war. Das war eine sehr 
schwere Zeit aber wir Studenten waren alle von dem Willen beseelt, einen vernünftigen 
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beruflichen Abschluss zu finden und etwas aus unserem Leben zu machen. Aber auch unter 
den Studenten gingen Meinungen und Interessen auseinander und hierbei muss ich auch von 
einem prägenden Eindruck sprechen: Sehr viele bürgerliche Studenten, vor allem aus der 
Juristischen Fakultät, die es zu diesem Zeitpunkt noch gab, sind massiv gegen das Arbeiter- 
und Bauernstudium aufgetreten. Wir hatten häufig Versammlungen des damaligen 
Studentenrates, in der Aula der Universität, mit zum Teil heftigen Diskussionen. Damals gab 
es die ersten Anfänge der Bildung einer FDJ-Gruppe. Ich war zu dieser Zeit noch kein 
Mitglied der FDJ aber ich habe diese Diskussionen verfolgt und die Vertreter der Juristischen 
Fakultät nicht verstanden. Es waren gehässige Attacken, die da zum Teil geritten wurden. Aus 
meinem persönlichen Eindruck muss ich sagen: Wenn man heute darüber spricht, dass 
Studenten bestraft wurden, etwas mit der Sowjetischen Militäradministration zu tun bekamen 
und verurteilt wurden, dann hatte das natürlich auch Ursachen. Man kann das nicht nur so 
darstellen, dass dort nur freiheitlich-demokratisch gesonnene Deutsche aufgetreten sind und 
irgendwelche demokratischen Ziele vertreten wollten. Sie haben sehr die Entwicklung, die in 
der Ostzone begann, gestört – offen und verdeckt. Diese Auseinandersetzungen habe ich nicht 
verstanden, weil wir etwas schaffen wollten. Wir haben sehr viel diskutiert, aber ich hätte mir 
damals gewünscht, dass diese Auseinandersetzungen ehrlicher gewesen und nicht so 
hintertrieben worden wären.  
Ich war um die zwanzig Jahre alt und es kam nun die Frage auf mich zu: „Willst du dich 
organisieren und nicht als Einzelkämpfer deine Meinung sagen, sondern einer geschlossenen 
Gruppe beitreten, um bestimmte Ziele durchzusetzen?“ Ich habe mich zur FDJ bekannt, war 
auch zwei bis drei Jahre Fakultätssekretär der FDJ und habe diese Arbeit gern gemacht. Ich 
habe immer das Gespräch gesucht, aber wie offen und ehrlich der Gesprächspartner dann 
tatsächlich war, lässt sich schwer beurteilen. Unsere Ziele waren gut und das stellten wir auch 
dar, indem wir versucht haben, Kontakte nach Westdeutschland zu knüpfen. Aber das wurde 
von dort massiv unterbunden. Ich erinnere mich, dass bei einem Deutschlandtreffen, ich 
glaube 1952, westdeutsche Jugendliche bzw. Jugendliche aus Westberlin kamen und wo es 
die Vorstellung der FDJ gab, auch in Westberlin durch einen Demonstrationszug als FDJ 
aufzutreten. Dieser Demonstrationszug wurde zusammengeschlagen und durfte den Marsch 
dort nicht machen. Es kann sein, dass die Demonstration nicht richtig angemeldet war. Das 
kann ich nicht beurteilen. Die Auseinandersetzungen waren da und das hat natürlich Einfluss 
auf unser Denken und unsere Entscheidungen gehabt.  
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Die Zeit an der Universität war fachlich etwas dürftig, weil geeignete Dozenten und 
Professoren fehlten. Es gab aber genügend Anregungen zum Selbststudium, so dass man sich 
entsprechend auf das Staatsexamen selbst vorbereiten konnte, was ich auch tat. 
Nach dem Examen war es mein Wunsch, durch meine Arbeit in der FDJ hatte ich Studenten 
von der ABF kennen gelernt, Lehrer an der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät zu werden. Diese 
jungen Leute, die ein Ziel vor den Augen hatten, die wussten, wo sie hinwollten, die offen 
und ehrlich waren, haben mich begeistert. Also habe ich mich an der ABF beworben. 
Eigentlich sollte ich dort ab September 1953 unterrichten aber das hatte sich um ein halbes 
Jahr verschoben, weil ich nach meinem Staatsexamen Tuberkulose hatte und in die Heilanstalt 
musste.  
Als ich an der ABF anfing, waren die Studenten dort zum Teil so alt wie ich. Ich war 24 Jahre 
alt. Es herrschte eine Lernatmosphäre, ein Suchen und Vorwärtswollen der Studenten, wie 
man es sich für einen Lehrer nicht besser wünschen kann. Jede Unterrichtsstunde war auch 
ein Geben und Nehmen. Ich muss sagen, dass ich auch von den Studenten gelernt habe. Es 
war eine sehr gute Zeit.  
Im Laufe der zehn Jahre, die ich an der ABF war, hat sich dieses Bild jedoch gewandelt. Die 
Zeit ist vorangeschritten. In der DDR traten eine Reihe von Problemen auf. Der Westeinfluss 
nahm zu und damit die Diskussionen. Die Jüngeren, die den Krieg nicht bewusst miterlebt 
hatten, vertraten andere Ausgangspositionen. Der Grundgedanke, der in der DDR eine 
entscheidende Rolle gespielt hat: „Vom deutschen Boden darf nie wieder ein Krieg 
ausgehen!“, war zwar noch lebendig, aber 1956 hat auch die DDR eine Nationale Volksarmee 
geschaffen, aufgrund der Gesamtsituation. Zu den verschiedenen Ereignissen, sei es der 17. 
Juni 1953, die Unruhen 1956 usw., gab es Diskussionen und es wurden vor allem von den 
Jüngeren andere Auffassungen vertreten. Diese sind mit weniger Erfahrung da 
herangegangen.  
Wenn ich die ABF-Zeit zusammenfassend beurteilen soll: Es waren die schönsten Jahre 
meines beruflichen Lebens. 
Was die Zusammensetzung der Studentenschaft angeht und wie wir sie geworben haben: Ich 
persönlich kann mich daran erinnern, dass wir (alle Dozenten) jedes Jahr in Dreiergruppen, 
jeweils in den verschiedenen Fachrichtungen, in die Bezirke Schwerin und Rostock 
ausgezogen sind, um an Ort und Stelle, dort wo die jungen Leute arbeiteten, mit ihnen ins 
Gespräch zu kommen. Sicher hat es eine Vorauswahl in den Betrieben gegeben. Sie kamen 
aus den Großbetrieben in Sachsen und Thüringen, der Landwirtschaft, der Hochseefischerei in 
Rostock, der Seerederei in Rostock, den Werften usw. Dort haben wir nach einem Zeitplan 
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mit ihnen gesprochen. Das Grundprinzip lautete, Arbeitern und Bauern die Möglichkeit zu 
bieten, die sie vorher nicht hatten: Das Abitur zu machen. Wir haben dabei ganz 
unterschiedliche junge Leute kennen gelernt: Leute mit geringen schulischen 
Voraussetzungen und andere, die eine zehnte Klasse abgeschlossen hatten. Manche, die von 
zu Hause viel mitbekamen und andere, die keine bildungsmäßige Unterstützung durch das 
Elternhaus erfuhren. Es war ein sehr differenziertes Publikum. Es waren zum Teil auch 
Spätaussiedler aus Polen dabei, die mitunter nicht richtig Deutsch sprachen. Im Grunde 
genommen ging es darum, herauszufinden wie groß das Interesse, die Bereitschaft der jungen 
Menschen und wie die Denkfähigkeit ausgeprägt war. Entscheidend war nicht, dass sie ein 
fehlerfreies Diktat abgaben, manchmal waren wirklich viele Fehler darin, sondern wie man 
sie im persönlichen Gespräch einschätzte. Es waren auch einige darunter, die eigentlich gar 
nicht wollten, die nie über die Frage Abitur und Studium nachgedacht haben – denen man erst 
einmal erklären musste, worum es geht und was sie erwartete. Wichtig bei der Einschätzung 
eines Bewerbers waren auch der Charakter und natürlich die Grundeinstellung.  
 
Hall: 
Sie sind als FDJ-Sekretär an der Philosophischen Fakultät durch Kontakte zu ABF-Studenten 
auf die Möglichkeit, an dieser Einrichtung zu unterrichten, aufmerksam geworden und haben 
sich an der ABF beworben. Wer war 1953 dort Ihr Ansprechpartner für die Bewerbung? 
 
Hass: 
Das kann ich nicht mehr sagen. Damals war der Direktor Arthur Wruck. Ich habe mich 
schriftlich nach dem Studium dort beworben.  
 
Hall: 
Gab es kein Bewerbungsgespräch? 
 
Hass: 
Nein, ich habe mich beworben und sie haben händeringend Lehrkräfte gesucht, weil zu der 
Zeit viele Dozenten in den Westen gingen. Sie konnten sicherlich schnell Informationen über 
mich einholen, weil ich ja in Rostock studiert hatte. Das ist wohl hinter meinem Rücken 
gelaufen. Ich habe mich gefreut, dass sie mich genommen haben. Nun kam aber noch hinzu, 
dass ich nicht da war, weil ich im Juni 1953 in die Heilanstalt musste. Ich bekam parallel ein 
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Schreiben von der ABF, dass ich im September dort anfangen sollte, was aufgrund meiner 
Erkrankung dann erst einmal nicht möglich war. 
Ich weiß noch, dass die Kollegin, deren Klassen ich dann übernahm, ich stieg mitten im Jahr 
ein, an das Rostocker Lehrerbildungsinstitut ging. Sie ging dort in die Germanistik und 
deshalb wurde ich gebraucht. 
 
Hall: 
Können Sie sich noch an den Namen der Dozentin erinnern? 
 
Hass: 
Das war die Anneliese Runge. 
 
Hall: 
Sie haben erwähnt, dass Sie in die Betriebe gegangen sind, um Bewerber zu suchen. Inwiefern 
spielte dabei auch eine Mitgliedschaft der Personen in der FDJ oder der SED eine Rolle? 
 
Hass: 
Das spielte überhaupt keine Rolle. Inwieweit die Betriebe bei ihrer Vorauswahl darauf Wert 
legten, kann ich nicht sagen. Wissen Sie, die waren zum Teil noch nicht einmal in der FDJ. 
Das war nicht entscheidend – jedenfalls in den Anfangsjahren nicht. Möglicherweise hat sich 
dies später geändert.  
 
Hall: 
Hat der FDGB eine Rolle bei der Bewerbung gespielt? 
 
Hass: 
Der hatte sicher ein Mitspracherecht bei der Auswahl der Bewerber in den Betrieben. Ich 
hatte aber keinen direkten Kontakt. Was die Frage einer politischen Eignung der Bewerber 
betraf – da waren wir nicht so versessen drauf. Wenn natürlich bekannt war, dass da jemand 
sehr konträr eingestellt war, dann wurde der sicher nicht genommen. Wir sind davon 
ausgegangen, dass das Arbeiter- und Bauernkinder waren, von denen wir auch entsprechendes 
Verhalten erwarten konnten. Ich will Ihnen hierzu ein Beispiel nennen: Als ich an der 
Universität war, erhielt ich monatlich ein Stipendium von 100 Mark. Im zweiten Jahr kriegte 
ich nur 75 Mark – ich war noch nicht in der FDJ – und sprach deshalb den FDJ-Sekretär an: 
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„Kannst du dir vorstellen, wie das zusammenhängt?“ Der antwortete mir: „Da kannst du ja 
mal drüber nachdenken!“ Das hing also damit zusammen, dass ich nicht in der FDJ war. Da 
hat man schon so etwas gemacht. Das war aber für mich keine ausschlaggebende Sache, um 
in die FDJ zu gehen, sondern weil ich der Meinung war: „Da gehörst du hin!“  
Inwieweit bei der Auswahl der Studenten auf politische Dinge geachtet wurde, ist mir nicht 
bekannt. Wenn ich an meine Studenten von damals denke: Da waren zum Teil solche 
Naivlinge bei, die waren politisch total unterbelichtet. Das war, meiner Meinung nach, nicht 
ausschlaggebend. Natürlich haben wir während des Studiums daraufhin gewirkt, dass sie 
bestimmte Positionen finden. Wir haben ja ein Ziel gehabt und das sollte im Grunde die 
Heranbildung von Kadern für die Betriebe usw. sein. Da kann man dieses unschöne Wort 
„Kaderschmiede“ durchaus gebrauchen.  
Ich war immer Gruppendozent, an der normalen Schule hieß das Klassenleiter – obwohl ich 
das nicht sollte, weil ich schon andere Funktionen hatte: Eine Zeit lang als FDJ-Sekretär der 
ABF und im letzten Jahr der Fakultät als Studiendirektor für Kader und Erziehung (Herr 
Martin ging bereits ein Jahr vor der Schließung der ABF an die Universität) – und kannte 
meine 20-25 Leute in der Gruppe recht gut. Es waren solche und solche darunter. Die hatten 
ihre Probleme. Wir wollten ja auch erziehen und keine fertigen Menschen haben.   
 
Hall: 
War die Auswahl der Betriebe, die die Kandidaten delegiert haben, gut getroffen? 
 
Hass: 
Ja, die Betriebe waren zum Teil daran interessiert, ihre Leute auch wiederzubekommen. Was 
hätten die für ein Interesse daran gehabt, einen jungen Menschen loszuschicken: „Tschüss, 
den bin ich jetzt los …“? 
 
Hall: 
Ich will darauf hinaus: Mit der Einführung des Delegierungsprinzips ab 1952 gingen die 
freien Bewerbungen zurück und wurden zur Ausnahme. Die meisten Studenten kamen über 
eine Betriebsdelegierung an die ABF. Gerade in Zeiten, in denen besonders viele 
Facharbeiter gebraucht wurden, wenn Arbeitskräftemangel herrschte, war es teilweise für die 
Betriebe ein Problem Leute zu delegieren.  
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Hass: 
Das hat die Entwicklung mit sich gebracht. 
 
Hall: 
War das ein Grund, weshalb Sie für die ABF Rostock selbst in Sachsen-Anhalt auf 
Bewerbersuche gingen? 
 
Hass: 
Nein, wir waren dort nicht direkt auf Bewerbersuche, sondern um einen Eindruck von den 
Betrieben zu bekommen und eine Exkursion für unsere Studenten im Rahmen der 
polytechnischen Weiterbildung vorzubereiten.  
 
Hall: 
Würden Sie sagen, dass an der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät, die ja gerade Arbeitern und 
Bauern die Möglichkeit geben sollte das Abitur nachzuholen, diese Klientel entsprechend 
vorhanden war? 
 
Hass: 
Ja, das würde ich sagen. Es gab zwei Kriterien: Entweder die Eltern oder der Betreffende 
selbst sollten Arbeiter sein. Wir hatten Studenten aus beiden Fällen. 
 
Hall: 
Wurden die Kriterien immer strikt eingehalten oder gab es auch Ausnahmen? 
 
Hass: 
Ausnahmen gab es auch. Wir haben auch Medizinersöhne dabei gehabt, aber das war eben 
nicht der Kern. Das waren vielleicht zwei oder drei in einem Jahrgang. 
 
Hall: 
Wie schätzen Sie es ein, dass mit der Zeit auch Personen als Arbeiter und Bauern eingestuft 
wurden, die aber nicht mehr in diese soziale Gruppe hineingehörten, wie Kinder von 
Offizieren der bewaffneten Organe oder Parteifunktionären?  
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Hass: 
Auch diese wurden bestimmt aufgenommen. Das war aber nicht die Regel. Schauen Sie, dass 
war später der Streit in der DDR: „Wer ist denn nun Arbeiter- und Bauernkind?“ Es wurde 
sehr schwierig, dies einzuschätzen, wenn die Eltern das vielleicht ursprünglich mal waren 
aber später im Staatsapparat usw. gearbeitet haben. Das war aber, meiner Meinung nach, nur 
oberflächlich. Wir haben Wert darauf gelegt, die Persönlichkeit des jungen Menschen mit 
seinen Lebenserfahrungen zu sehen. Das war eigentlich das Ausschlaggebende. Das andere 
waren natürlich Kriterien, die man heranziehen musste. In meiner letzten Klasse, an die ich 
mich sehr gut erinnern kann, waren Leute, die als Schwellenarbeiter bei der Reichsbahn tätig 
waren, von der Hochseefischerei, von der Neptunwerft, aus der Forstwirtschaft usw. kamen.  
Viele Forstarbeiter waren in Rostock, die aufgrund ihrer Naturverbundenheit auch wieder in 
ihren Beruf zurück wollten. Das war manchmal sehr schwierig. Die wollten alle an die 
Forstfachschule, was rein von der Logik gar nicht ging. In der DDR gab es nun mal die 
Planwirtschaft und da wurden die Studienplatzkontingente entsprechend zugeteilt. Das musste 
man den Studenten erst einmal bewusst machen. Da gab es auch Diskussionen. Aber das 
Entscheidende war immer und das habe ich im letzten Jahr als Studiendirektor für Kader und 
Erziehung direkt verfolgt: Sie haben alle ihre Studienplätze gekriegt – sofern sie das Abitur 
bestanden haben. Es gab auch welche, die durchgefallen sind. Das war aber eigentlich selten. 
Sie hatten einen eisernen Willen und dadurch, dass sie im Heim zusammen lebten, war auch 
die kollektive Arbeit sehr ausgeprägt. Sie haben sich gegenseitig unterstützt und erzogen. Ich 
war mehrere Jahre im Heim tätig und habe dort auch gewohnt. Das einzige Problem, was wir 
dort hatten, war, dass die Jungs zu den Mädchen auf die Zimmer wollten. Da mussten wir 
dann immer ein bisschen aufpassen. Was mich an der ABF sehr beeindruckt hat, war diese 
Selbstverantwortung der Studenten: Sie konnten selbst Entscheidungen treffen, sie konnten 
Kritik üben (auch am Dozenten) – sie haben viele wertvolle menschliche Eigenschaften 
ausprägen können. 
 
Hall: 
Sie waren als Heimpädagoge tätig. Was waren damit für Aufgaben verbunden? 
 
Hass: 
Die Zeit, als ich im Heim wohnte, war ich FDJ-Sekretär und hatte dort mein Arbeitszimmer. 
Ich war aber gleichzeitig Dozent. Meine Aufgabe bestand darin, dass ich die Wünsche und 
Bedürfnisse der Studenten kennen lernte und ihnen Ratschläge geben konnte. Wir haben das 
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gemeinsame Leben im Heim organisiert. Wir haben viele schöne Tanzveranstaltungen dort 
organisiert. Ich habe auch noch ein Handballturnier, bei dem alle Arbeitsgruppen eine 
Mannschaft stellten, in Erinnerung. Es gab viele Sportveranstaltungen.  
 
Hall: 
In den entsprechenden Dokumenten wurden Sie aber auch als Heimpädagoge bezeichnet. Wie 
kommt das dann zu Stande? 
 
Hass: 
Heimpädagoge war ich in dem Sinne nicht. Es gab einen Heimleiter: Gernot Pflugk. Vor ihm 
war Bernhard Thum Heimleiter. Vielleicht wurde ich einfach als FDJ-Sekretär dazu gezählt. 
 
Hall: 
Sie waren aber auch Studiendirektor für Kader und Erziehung. Was waren dabei ihre 
Aufgaben? 
 
Hass: 
Das war im letzten Jahr. Meine Aufgaben bestanden darin, dass Studium der Studenten 
vorzubereiten. Die Bewerbungsunterlagen der Studenten wurden bei uns eingereicht, 
durchgearbeitet (z. B. Prüfung auf Vollständigkeit, Umlenkung bei Disproportionen der 
Studienwünsche) und an die entsprechenden Universitäten weitergeleitet. Es wurden auch mal 
Kadergespräche mit Studenten geführt, die noch keine konkreten Studienvorstellungen hatten. 
Das waren meine Aufgaben. 
Wir hatten im letzten Jahr noch die Studenten aus Greifswald mit übernommen. Die ABF dort 
wurde schon ein Jahr früher geschlossen. Unsere letzten Rostocker sind dann noch an die 
ABF nach Halle gegangen. 
 
Hall: 
Über die FDJ haben Sie schon gesprochen. Haben Sie auch noch andere politische bzw. 
gesellschaftliche Funktionen an der ABF ausgeübt? 
 
Hass: 
Drei Jahre war ich an der ABF Parteisekretär. Das müsste so Ende der fünfziger Jahre 
gewesen sein.  
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Hall: 
Seit wann waren sie Mitglied in der SED? 
 
Hass: 
Ich war seit 1952 Kandidat und seit 1955 dann Mitglied in der SED. 
 
Hall: 
Haben Sie auch noch andere Funktionen gehabt, auch außerhalb der Zeit an der ABF? 
 
Hass: 
Als die ABF geschlossen wurde, wurde ich Direktor einer Schule in Rostock. Ich hatte auch 
die Möglichkeit, an die Universität zu gehen. Prof. Hans-Joachim Bernhard, ein alter 
Studienfreund von mir, wollte mich gerne in die Altsprachenabteilung der Germanistik haben. 
Ich war damals sprachlich sehr interessiert und hatte Seminare in Althochdeutsch, 
Mittelhochdeutsch, Gotisch und Altenglisch besucht. Aber ich wollte Lehrer bleiben und bin 
gerne an die Borwinschule gegangen. Das war eine Schule in einem Arbeiterviertel in der 
Kröperliner-Tor-Vorstadt, einem ausgesprochenen sozialen Brennpunkt. Das hatte wohl mit 
meiner eigenen Entwicklung zu tun, dass ich gerade dort gerne arbeitete. Ich hatte sehr viel 
Sinn und Verständnis für Menschen, die in sozialen Schwierigkeiten lebten. Es gab überall 
schon gemischte Schulen, nur die Borwinschule war noch eine reine Jungenschule. 
Dann hat mich mein Schulrat angesprochen, weil er einen Leiter für das Referat Jugendhilfe 
suchte. Das schlug wieder in mein Interessengebiet, mit Erziehungsproblemen und 
schwierigen familiären Verhältnissen. Das habe ich übernommen und bin dann bis zur Wende 
dort tätig gewesen. Ich wollte möglichst mit den Menschen an der Basis zusammenarbeiten. 
 
Hall: 
Konnten ABF-Dozenten Einfluss in den Universitätsgremien erzielen? Der Direktor der ABF 
hatte einen Sitz im Senat. Gab es von Seiten der anderen Dozenten auch Verflechtungen mit 
der Universität? 
 
Hass: 
In meiner Tätigkeit als FDJ-Sekretär an der ABF war ich auch Mitglied der 
Hochschulgruppenleitung der FDJ. Damit hatte ich auch die Möglichkeiten, bestimmte 
Interessen der ABF darzustellen. Ich war eine gewisse Zeit, ein Jahr glaube ich, auch Mitglied 
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der Parteileitung der Universität, als ich Parteisekretär an der ABF war. Es gab das Bemühen 
darum, die ABF in die zentralen Beratungen mit einzubeziehen. Da hat die ABF, nach meinen 
Erfahrungen, aber keine große Rolle gespielt, weil die Belange der Universität zu 
weitreichend waren, mit all den Fakultäten, die es gab. Die ABF hat im Grunde genommen 
ein verhältnismäßig geschlossenes Dasein geführt. An die Hochschulgruppenleitung konnte 
ich Erfahrungen von der ABF weitertragen oder bestimmte Anliegen vorbringen. Wir hatten 
aber eher ein Eigenleben. 
 
Hall: 
Da Sie einen langen Zeitraum, eine Dekade, als Dozent an der ABF überblicken können: Hat 
sich die fachliche Qualität der Studenten mit der Zeit verändert?  
 
Hass: 
Sie wurden jünger und sie hatten eine bessere Schulbildung. Zum Ende hin hatten sie in der 
Regel den Abschluss der zehnten Klasse. In den letzten Jahren war zu spüren, dass die 
Volksbildung in ihrem Aufbau und ihren Prozessen auch weiter fortgeschritten war. Vorher 
hatten viele ihre Schulzeit schon vergessen, als sie zur ABF kamen, weil sie schon längere 
Zeit in den Betrieben tätig waren. Da musste einiges aufgefrischt werden. Als ich anfing, habe 
ich mal in einer älteren Truppe Vertretungsstunden geben müssen: Ich kam frisch von der 
Universität und lebte noch von meinen Erkenntnissen aus der Literatur. Die haben an meinen 
Lippen gehangen, wie nichts. Ich habe bedauert, dass Bildungsinhalte, die man vermittelte, zu 
sehr auf die sozialistische Literatur festgelegt waren. Klassische Bildungsziele setzten sich 
erst in den späteren Lehrplänen mehr und mehr durch. Da waren die ABF-Studenten natürlich 
immer sehr begierig, wenn ihnen auch mal außerhalb des Lehrplanes so etwas geboten wurde. 
Das wollten sie auch wissen. Die sozialistische Literatur war für sie sicherlich wichtig, 
wertvoll und gut. Die haben sie auch aufgenommen, aber ich hätte als Lehrer gerne noch 
etwas tiefer in die Kiste gegriffen. Ich habe das aber auch an der Universität vermisst, weil 
wir dort nicht mehr diese Leute hatten, die das vermitteln konnten. 
Um auf Ihre Frage zurück zu kommen: Das reine Schulwissen war in den letzten Jahrgängen 
schon ausgeprägter. 
 
Hall: 
Sie waren etwa drei Jahre Parteisekretär an der ABF. Wie groß war der Einfluss der SED-
Fakultätsgruppe auf die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät? 
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Hass: 
Entschieden hat der Direktor, aber der war natürlich auch Mitglied der Parteileitung. Das war 
sehr miteinander verwoben. Ich würde sagen, dass die Parteileitung Mitspracherecht hatte. Sie 
hat zugestimmt oder vielleicht auch nicht zugestimmt. Sie hat angeregt, aber tragend war das 
nicht. Tragend war eigentlich der Direktor. 
 
Hall: 
Ich habe bereits mit Prof. Brauer gesprochen und er meinte, dass die Entscheidungen, die in 
der SED-Fakultätsgruppe getroffen wurden, letztendlich auch so umgesetzt wurden. Es sei 
dabei nicht zu großen Unstimmigkeiten gekommen. 
 
Hass: 
Ja, so kann man das vielleicht sagen, aber die Entscheidungen kamen nicht vordergründig von 
der Partei. Wissen Sie, dass können Sie eigentlich nur als Einheit sehen. Es war ja auch eine 
Personaleinheit. Die Parteileitung hat an der ABF nicht diese Rolle gespielt. Das war gar nicht 
notwendig. Natürlich hatten wir ein Mitspracherecht und haben sicherlich auch mal 
Anregungen gegeben, aber der Spiritus Rector war, solange Wolfgang Brauer da war, der 
Direktor. Er war derjenige, der im Staatssekretariat in Berlin seine Hinweise und Anregungen 
bekam und diese übermittelte. Es war nun einmal alles von oben nach unten aufgebaut. Herr 
Brauer war ein außerordentlich schöpferischer und ideenreicher Mann. Sicher hat er auch den 
Austausch mit der Parteigruppe gebraucht, aber in unserem Falle würde ich nicht von einer 
großen Initiative der Partei sprechen. Wenn er das Empfinden hatte, dass er von der 
Parteileitung Impulse bekommen hat, ist es sehr schön. Ich könnte das nicht unbedingt so 
sehen. Aber Sie hatten davon gesprochen, dass es keine großen Meinungsverschiedenheiten 
gab. Dem ist zuzustimmen. So haben Sie ihn doch interpretiert? 
 
Hall: 
Es lief darauf hinaus, dass bestimmte Entscheidungen, die in der SED-Fakultätsgruppe 
getroffen wurden, letztendlich auch in den normalen Betrieb der Fakultät mit einflossen. 
 
Hass: 
Für sehr gravierend halte ich das nicht.  
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Hall: 
Welche Rolle spielten die FDJ, die GST, der FDGB an der Fakultät, innerhalb der Studenten? 
 
Hass: 
Sie waren alle da und hatten ihre spezifischen Aufgaben. Die GST war für den Freizeitbereich 
für die Studenten von Interesse. Die Studenten waren ja auch nach außen orientiert. Sie 
gehörten Sportgruppen an, die örtlich bezogen waren, wie der Kanusport, Rudersport und 
Schwimmsport. Sie waren nicht nur an der ABF aktiv. Die GST – ich weiß gar nicht, ob wir 
eine tolle GST-Gruppe an der ABF hatten – die war sicherlich universitätsbezogen. Für die 
ABF alleine hätte sich eine solche GST-Gruppe wahrscheinlich gar nicht gelohnt. Aber an der 
Universität haben sicherlich ABF-Studenten in der GST, beim Motorsport usw. mitgemacht.  
 
Hall: 
Mir ist bekannt, dass die ABF direkt als Motorradstützpunkt für die GST gedient hat. 
 
Hass: 
Davon weiß ich nichts. 
 
Hall: 
Die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät war als eine, für diese Zeit, sehr fortschrittliche und die 
Universität beeinflussende bzw. verändernde – nicht nur was die soziale Struktur betraf, 
sondern auch die politisch-gesellschaftlichen Rahmenbedingungen anging – Einrichtung 
angedacht. Hat die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät die traditionell bürgerlichen Strukturen an 
der Universität aufgebrochen? 
 
Hass: 
Ich würde das nicht so sehen. Die Universität entwickelte später von selbst ein politisch 
intaktes Leben. Es gab sicher noch einige Fakultäten, die diesen bürgerlichen Charakter 
stärker bewahrt haben, aber ich denke da an die Schiffbaufakultät oder die 
Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät, die recht progressiv waren. Es gab eine Reihe von 
Fakultäten, die sich nach und nach profilierten, wie die Landwirtschaftliche Fakultät. Einen 
ausgesprochen traditionellen Charakter hatte aber eben noch die Medizinische Fakultät, die 
noch sehr stark bürgerlich verhaftet war, wenn man sich die Professorenschaft betrachtet. Das 
war wissenschaftlich so bedingt. Da gab es wahrscheinlich nur einzelne, die dies 
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„Aufbrechen“ hätten besorgen können. Ich weiß von unseren Studenten, sie kamen ja an die 
Fachfakultäten, dass sie recht große Schwierigkeiten hatten, sich dort zu behaupten. Sie 
konnten sich aber behaupten, weil sie einen starken Willen und auch das nötige Fundament 
hatten.  
Die progressiven Fakultäten, die ich nannte, waren ja auch von Kräften aus der Produktion 
durchsetzt. Da gab es diese Veränderungen. Aber ansonsten wurde die ABF auch oftmals ein 
wenig belächelt. Das würde ich also sehr differenziert sehen. Die ABF hat hervorragendes 
geleistet, um einen sozialen Rückstand aufzuholen: Menschen haben die Möglichkeit 
erhalten, an die höchsten Bildungsstätten zu gelangen, die das vorher nicht konnten. Das 
waren charakterlich sehr positive Kräfte, weil sie das Erlebnis hatten, etwas aus sich zu 
machen. Sie haben auch ihre Standpunkte vertreten. 
Als ich nach der Wende ehemalige ABF-Studenten traf, sagten sie zu mir: „Was wir mal über 
den Kapitalismus begriffen haben, das haben wir hundertfach selbst bestätigt gefunden. Wir 
können uns behaupten, weil wir begriffen haben, worum es geht.“ Da hat sich eine Art 
Selbstbewusstsein ausgeprägt. 
 
Hall: 
Nun mussten aber auch bestimmte Dozenten und Studenten die Fakultät verlassen. Was gab 
es dafür für Gründe und … 
 
Hass: 
Ich weiß nicht, welcher Student die Fakultät verlassen musste. Das sind bestimmt nur sehr 
wenige gewesen. Mir persönlich sind zwei Fälle bekannt: Die mussten aber nicht die Fakultät 
verlassen, sondern wurden wieder für ein Jahr in die Produktion geschickt – zurück in ihren 
Betrieb. Dabei ging es um Disziplinarfragen. Konkret kann ich Ihnen aber nicht sagen, was 
die nun ausgefressen hatten. Die beiden kamen auch wieder und haben ihr Studium an der 
ABF fortgesetzt und haben es abgeschlossen. Von Dozenten weiß ich so etwas überhaupt 
nicht. 
 
Hall: 
Sie haben Arthur Wruck doch kennen gelernt … 
 
 
 
 442 
Hass: 
Als ich kam, war er noch Direktor. Der ist gegangen, weil er eindeutig überfordert war. Der 
war mit seiner Aufgabe vollständig überfordert und hatte sich sehr in den Alkohol geflüchtet. 
Das war wirklich nicht mehr tragbar. Den konnte man nicht behalten.  
 
Hall: 
Wie wurde mit kirchlich gebundenen Studenten oder Dozenten umgegangen? Gab es da 
irgendwelche Besonderheiten? 
 
Hass: 
Nein, das denke ich nicht. 
 
Hall: 
Mir ist ein Fall bekannt: Sagt Ihnen der Name Eberhardt Lehmann etwas? Er war Dozent für 
Mathematik und Physik. 
 
Hass: 
Er war ein sehr fundierter Mathematiker und er hat seine Arbeit gemacht und das wurde auch 
akzeptiert. Er war ja auch bis zum Schluss an der ABF und ist nicht vorher gegangen.  
 
Hall: 
Er hat die Einrichtung schon Anfang 1959 verlassen. 
 
Hass: 
Lehmann war aber ein Beweis dafür, dass es nun im Grunde nicht darum ging, dass Leute die 
nicht in der SED- oder der FDJ-Gruppe waren, nicht an der Fakultät sein konnten. Wir hatten 
ja eine ganze Reihe von parteilosen Dozenten. 
 
Hall: 
Aber die große Mehrheit der Dozenten war doch schon parteigebunden? Überwogen nicht die 
SED-Mitglieder? 
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Hass: 
Lassen Sie mich überlegen … Sagen Sie, der Lehmann: Ich habe ihn vor Augen und ich hatte 
an sich auch immer ein freundschaftliches Verhältnis zu ihm gehabt. Ich wüsste nicht, dass 
Eberhardt Lehmann gezwungen worden wäre. Ist das so gewesen? 
 
Hall: 
Ich habe nicht davon gesprochen, dass er gezwungen wurde. Aber letztendlich ist er früher 
gegangen, weil es gewisse Diskrepanzen wegen seiner kirchlichen Bindung gab.  
 
Hass: 
Dann war das vielleicht seine Entscheidung. Es sind ja einige vorher gegangen, weil ja 
bekannt wurde, dass die ABF geschlossen werden würde. Die haben alle zugesehen, dass sie 
eine Stelle bekamen. 
Ich habe sehr bedauert, dass sie geschlossen wurde, aber ich habe das akzeptiert, weil sie sich 
überlebt hatte. Es gab ja dann den Nachwuchs aus den EOS.  
 
Hall: 
Es gab schon 1957 vom Staatssekretariat für Hochschulwesen ganz konkrete Pläne die 
Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten umzustrukturieren und ihre Anzahl zu reduzieren. Das war 
durchaus auch pädagogisch nachvollziehbar, aber diese Maßnahmen wurden nicht 
durchgeführt. Wie fanden Sie diese Entscheidung? War es noch gerechtfertigt, diese 
Einrichtungen weiterzuführen? 
 
Hass: 
Ich habe das verstanden, denn es war durchaus auch eine finanzielle Frage. Man musste 
deshalb schon die Sinnfrage stellen: „Ist das jetzt noch begründet und finanziell vertretbar, 
eine solche Einrichtung weiterzuführen?“ Ich muss aber ehrlich sagen, dass ich mich vor 
diesem Zeitpunkt gefürchtet habe, weil ich wahnsinnig gerne an der ABF gearbeitet habe. Die 
Arbeit mit den Studenten dort war wunderbar. Es gab ja mal eine Zeit, wo wir so ganz 
revolutionär waren und die Frage aufkam, ob die Studenten die Dozenten duzen dürfen bzw. 
umgekehrt. Das gab es auch mal, vor lauter „Liebe“. Aber das haben wir dann sein lassen.  
Ich habe heute noch Kontakt zu Studenten. Wir schreiben uns und sehen uns. Die 
Absolvententreffen sind immer stark besucht. 
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Hall: 
Wie wurde auf solche Ereignisse, wie in Ungarn 1956, oder auf den Mauerbau 1961 an der 
ABF reagiert? Sie waren Gruppendozent: Wie wurde darüber in der Klasse diskutiert? 
 
Hass: 
Natürlich wurde darüber in der Klasse diskutiert. Das war auch sehr schwer verständlich für 
die Studenten, dass dort eine Mauer durch unseren Staat gezogen wurde. Was durchaus 
gesehen und erkannt wurde: Diese offene Grenze hat uns ausgeblutet. Das war ein Fakt. Zum 
Teil wurden wir finanziell ausgeblutet, weil die Westdeutschen billig einkaufen konnten. So, 
wie wir das heute auch machen, wenn wir nach Polen fahren. Hinzu kam, dass viele Kader, 
die in der DDR ausgebildet wurden, dann in den Westen gegangen sind. Das hat dem Westen 
nichts gekostet. Die Leute sind scharenweise rübergegangen: Mediziner, Techniker usw. 
Insofern stand diese Frage an. Es war eine harte Entscheidung, das muss man schon sagen. Es 
hat die Menschen schwer getroffen und es hat auch die Studenten schwer getroffen. Ich hatte 
einen Studenten, der nach mir FDJ-Sekretär war: Er hatte eine Freundin in 
Königswusterhausen. Man sollte nicht nach Berlin reisen, wo diese Vorgänge nun abliefen. 
Der sagte zu mir: „Ich fahre jetzt nach Königswusterhausen! Ich fahr´ zu meiner Freundin.“ 
Ich sagte: „Manfred, bleib hier. Mach keinen Blödsinn!“ Obwohl ich ihn so bekniet habe, fuhr 
er los. Er war nicht zu halten. Den haben sie auch nicht bestraft aber solche individuellen 
Konflikte hat es schon gegeben. Zum Teil hatten Studenten ihre Eltern im Westen. Dann 
stand die Frage: „Können wir den jetzt hier behalten, oder muss er gehen?“ Wir haben auch 
loyal entschieden. Einer von diesen Studenten wurde in der DDR Kombinatsdirektor. Die 
Eltern waren beide Mediziner und in den Westen abgehauen.  
Das war eben die Konfrontation der Systeme und die hat sich entsprechend ausgewirkt. Die 
DDR war in dieser Beziehung natürlich immer in der Hinterhand, weil wir einfach nicht die 
nötigen Mittel hatten.  
 
Hall: 
In Ihrem letzten Jahr an der ABF waren Sie für die Vermittlung von Studenten an die 
Universität zuständig: Welche Fachrichtungen wurden von den Studenten bevorzugt? 
 
Hass: 
Einige Lieblinge nannte ich Ihnen schon: Die Förster haben mich immer genervt. Es konnten 
nicht alle an die Forstfachschule. Wir hatten nur eine in der DDR und deshalb konnte ich ihre 
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Wünsche nicht erfüllen. Medizin war sehr gewünscht. Viele wollten auch Lehrer werden. 
Landwirtschaftliche Richtungen waren sehr stark nachgefragt und auch die Schiffstechnik. 
Das waren so die Schwerpunkte. Es gab natürlich auch ein paar Spezialfächer, die mit den 
Berufserfahrungen des einzelnen Studenten zusammenhingen. Die kann ich nicht im 
Einzelnen aufzählen. 
 
Hall: 
Kürzlich gab es ein wissenschaftshistorisches Kolloquium an der Universität, auf dem auch 
Prof. Brauer einen Vortrag hielt. Daraus zitiere ich: „Gewiss haben die SED und andere 
Organisationen, darunter auch die Staatssicherheit, junge Leute als ihre Kaderreserve an 
Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten geschickt oder während des Studiums geworben …“1106 
Inwieweit stimmen Sie dieser Aussage zu? 
 
Hass: 
Tja, dass könnte ich mir schon vorstellen. Die SED hatte zumindest die Möglichkeiten. 
Überall in den Betrieben gab es die Parteiorganisationen und wenn dort ein Parteisekretär 
bestimmte Vorstellungen hatte oder von seiner Kreisleitung bestimmte Hinweise erhielt, den 
oder den an die ABF zu bringen … Ich könnte aber keinen konkreten Fall nennen, aber das 
würde ich für möglich halten. Inwieweit die Staatssicherheit das tat, weiß ich nicht.  
 
Hall: 
Ich danke für das informative Gespräch. 
 
Transkription des Zeitzeugengespräches vom 06.05.2008 mit Prof. Dr. Erich Biester 
 
Biester: 
Ich komme aus einer Arbeiterfamilie, wobei meine Großväter Wert darauf legten, als gelernte 
Arbeiter bezeichnet zu werden. Ich erkläre später noch, warum ihnen die Unterscheidung 
zwischem ungelernten und gelernten Arbeiter wichtig war. Mein Vater ist 1941 gefallen, da 
war ich zehn Jahre alt. Er und meine Großväter waren von Beruf Tischler und haben damit 
ihren Lebensunterhalt verdient. Später habe ich bei der Durchsicht der Unterlagen meiner 
Mutter, für unsere Familiengeschichte, eine Auflistung gefunden: „Mein Hab und Gut“ vom 
                                                 
1106
 Brauer, Wolfgang: Gleiches Recht auf Bildung – Vision oder Illusion? In: Guntau, Martin; Herms, Michael; 
Pade, Werner (Hrsg.): Zur Geschichte wissenschaftlicher Arbeit im Norden der DDR 1945 bis 1990. 100. 
Rostocker Wissenschaftshistorisches Kolloquium vom 23. und 24.02.2007. Rostock 2007, S. 117. 
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November 1943. Wegen der Bombenangriffe, ich komme ursprünglich aus Stettin, musste 
man das alles aufschreiben. Ich weiß, wie viele Socken, Strümpfe, Höschen usw. ich damals 
hatte. In dieser Liste, in der selbst Kleinigkeiten aufgeführt worden sind, stand nicht ein Buch. 
Es gab kein Buch im Haushalt. Damit ist schon ein gewisser Bildungshintergrund genannt. 
Wir waren religionslos und mein Großvater eigentlich noch Sozialdemokrat. Er ist allerdings 
1918 nach dem Krieg aus der SPD ausgetreten, weil seine Partei die Kriegskredite bewilligt 
hatte und er vier Jahre im Schützengraben gelegen hat. Seine Kriegsauszeichnungen – 
Eisernes Kreuz u. a. – haben mich beeindruckt.  Er hat dann nur noch Gewerkschaftsarbeit im 
Holzarbeiterverband gemacht. Das habe ich aber erst nach 1945 erfahren. Als ich dann mal 
fragte, warum er nicht in Stettin in die durchaus starke kommunistische Organisation 
gegangen ist, sagte er: „Die rannten mit roten Hemden und roten Halstüchern durch die 
Gegend, waren alles ungelernte Arbeiter und sind nachher bei den Nazis auch schon mit 
marschiert.“ Die Position eines einfachen Arbeiters zu seiner eigenen Geschichte. 
Mein Vater war 1933 wochenlang in Schneidemühl wegen verbotener politischer Aktivitäten 
inhaftiert. Das alles habe ich erst nach dem Kriegsende erfahren, als mein Großvater mit 
einem echt aussehenden Kasachen, der Chef bei der Militärpolizei und Deutschlehrer war, 
diskutierte. Sie sprachen über die Probleme der deutschen Arbeiterklasse und ich saß mit 
offenem Mund daneben und verstand nichts. Die beiden haben sich richtig kräftig über die 
politische Geschichte der SPD und KPD gestritten. Das war vielleicht der Anstoß, mich mit 
diesen Dingen näher zu beschäftigen und ich habe nach Gesprächen mit meinem Großvater 
erst einiges begriffen.  
Ich bin 1941 ins Deutsche Jungvolk hineingekommen, wie alle Kinder ab zehn Jahren, und 
wurde ab elf zu mehreren Lehrgängen delegiert. Am Ende der Lehrgänge wurde dann unserer 
Familie mitgeteilt, dass ich auserwählt wäre, Ordensburgkadett oder Adolf-Hitler-Schüler zu 
werden. Ich musste dann zur Zentrale in Stettin. Wir sollten nach der Ausbildung/Schule in 
der Politik tätig sein und wurden auch weiter befragt. Irgendwie hat mein Großvater, mein 
Vater war schon gefallen, es geschafft, mich davon zu überzeugen, das nicht zu machen. Ich 
sollte Förster oder etwas anderes, vollkommen Harmloses, werden. Ich wurde also kein 
Ordensburgkadett oder Adolf-Hitler-Schüler. Außerdem haben sie sich sicher die Akten über 
meinen Vater und meine Familie angesehen und verständlicherweise auf mich verzichtet. 
Aber für mich als Junge war es ein schwerer Schlag, denn seitdem bin ich zu keinem 
Führerlehrgang im Jungvolk mehr geladen worden. Ich bin in der Hierarchie des Jungvolkes 
nicht weiter gekommen und war in gewisser Weise stigmatisiert. Aber das hatte einen Vorteil:  
Im März 1945, als die Schule und der Krieg schon zu Ende ging, zog ich freiwillig aufs Land,  
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um dann nicht mehr zur Hitlerjugend vereidigt zu werden. Zufälligerweise bin ich am 20.04., 
an Hitlers Geburtstag, geboren und wäre 1945 14 Jahre alt geworden und in die Hitlerjugend 
gekommen. In den letzten Kriegstagen wusste man nicht, ob nicht noch HJ-Regimenter und 
andere Dinge aufgebaut würden. Meine Großeltern haben mich aus der Öffentlichkeit in 
Altentreptow gezogen und ich habe auf dem Lande das Kriegsende erlebt. 
Als Stettiner Mittelschüler wurde ich 1943 alleine nach Altentreptow evakuiert. Meine Mutter 
hatte in Stettin zu arbeiten. Meine Schwester war auch bei meiner Tante auf dem Lande, in 
Hinterpommern, wegen der Bombenangriffe. Die Großfamilie war ab März 1945 in der Nähe 
von Altentreptow, in Utzedel, bis zum Kriegsende und danach. Dann mussten die Flüchtlinge 
alle wieder zurück in ihre Heimat. Stettin war noch deutsch. Meine Mutter und Schwester 
gingen zunächst dorthin zurück. Unsere Wohnung war noch unversehrt, doch sie durften nicht 
hinein. Dann hat meine Mutter nach der Ausweisung im Herbst eine ganz wichtige 
Entscheidung gefällt. Sie ist in der Stadt Altentreptow geblieben. Ich bin dann, nach einem 
guten halben Jahr als Knecht bei unserem Bauern – meinen Großvater und mich hatte man  
nicht weggelassen, weil wir als Arbeitskräfte für die Versorgung der Bevölkerung gebraucht 
wurden – wieder nach Altentreptow gegangen und habe dort mit der Mittelschule 
weitergemacht.  
1948 wurde ich mit dem Zehnklassenabschluss ausgeschult und habe versucht, entsprechend 
der Familientradition, eine Lehrstelle als Forstwirtschaftsgehilfe oder Landwirtschaftsgehilfe 
zu bekommen, weil ich das nur kannte. Überall erhielt ich Absagen, auch an der 
Forstfachschule in Jüterbog. Ich hatte als Schüler schon jeden Tag vier Stunden bei einem 
Drechsler gearbeitet. Schließlich wurde jeder Pfennig in der Familie gebraucht. 50 Pfennig 
die Stunde wurden dort verdient. Wegen dieser Nebentätigkeit war ich kein Superschüler. 
Auch finanziell wäre ein Oberschulbesuch in Neubrandenburg oder Demmin nicht möglich 
gewesen. Einige meiner Klassenkameraden hatten das gemacht. Dann habe ich die erstbeste 
Arbeit angenommen, wurde Lagerarbeiter beim privaten Großhandel. Ende des Jahres 1948 
bot man mir eine besser bezahlte Tätigkeit an. Von der Stadt wurde mir vorgeschlagen, den 
hauptamtlichen Posten des FDJ-Sekretärs zu übernehmen. Ich war seit 1945 in der 
Antifajugend und im Sport, der Antifaschistische-Jugendausschuss entsprach meiner 
Familientradition und wir sind dann 1946 in die FDJ übergegangen.   
1948 hatte ich etwas von der Vorstudienanstalt gehört. Nachdem die ganzen Ablehnungen 
von den Fachschulen kamen, habe ich mich bei der Vorstudienanstalt in Greifswald 
beworben. Im September teilte man mir mit, dass das Semester bereits begonnen hätte und ich 
für das Sommersemester 1949, was im April begann, vorgesehen wäre. Eine entsprechende 
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Einladung zu einer Prüfung sollte ich noch erhalten. Greifswald hatte ich deshalb ausgewählt, 
weil dort mein Onkel, der jüngere Bruder meines Vaters, mit seiner Familie nach dem Krieg 
lebte. Aber es kommt immer anders, als man denkt. Ich bin Anfang 1949 auf die 
Landesjugendschule nach Burg Stargard geschickt worden. Dort trat der FDJ-Sekretär der 
Universität Rostock, Erich Jawinsky, auf und der hat mich abgeworben. Ich bin nach Rostock 
gegangen, weil meine Tante, bei der ich die ganzen Monate auf dem Lande in Utzedel gelebt 
hatte, mit ihrem Mann, der 1948/49 aus der Gefangenschaft heimkehrte, nach Rostock zog. 
Damit war ich in Rostock.  
Dann kam die Einladung zur Aufnahmeprüfung. Diese fand in der Goetheschule statt. Im 
Block, der zum Schulhof zeigte, in der obersten Etage, befand sich die Vorstudienanstalt. Da 
haben wir dann die mündliche und schriftliche Prüfung gemacht. Ich bin aufgenommen 
worden und erschien dann zum Studium. Vor dem offiziellen Studienbeginn war noch ein 
FDJ-Lehrgang von der Universität Rostock in Rerik/Wustrow. Dann begann das Studium in 
Rostock. Warum ich zur Vorstudienanstalt wollte: Einfach um einen ordentlichen Beruf zu 
erlernen. Meine Versuche, an die Fachschulen für Forstwirtschaft oder für Landwirtschaft  
u. a. zu kommen, waren gescheitert. Ich hatte ja keine Berufsausbildung und war nur 
entlassener Zehnklassenschüler. So kam ich an die Vorstudienanstalt, um als Erster in der 
Familie das Abitur zu versuchen. Ich wollte Bildung erreichen und hätte auch eine Fachschule 
besucht. Es war für mich immer ein Fortschritt. Als ich herkam, waren wir zunächst 14 Tage 
oder mehr im Hotel in der Schröderstraße/Ecke Karlstraße untergebracht, dann die ganze Zeit 
an der ABF, also von 1949-52, in Studentenzimmern. 
An das Zulassungsverfahren oder den Prüfungsablauf kann ich mich nicht mehr erinnern.  
Meine Sache ist sicherlich über die Landesjugendschule und den FDJ-Sekretär der Universität 
gelaufen. Zu meiner politischen Einstellung müsste man noch sagen, dass mit meiner 
hauptamtlichen Tätigkeit in der FDJ zeitlich der Eintritt in die SED verbunden war. Ich habe 
mich in der Familie damals hierzu schlau gemacht. Mein Großvater mütterlicherseits meinte: 
„Wenn die beiden Arbeiter-Parteien jetzt zusammen und eine Partei sind, dann kannst du das 
machen.“ Das war sein Kommentar zum Eintritt seines Enkels in die SED. 
Zum großen Teil stimmte das Sozialprofil der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät mit dem 
Charakter einer Arbeiterbildungseinrichtung überein. Ich war allerdings überrascht, dass auch 
einer – ein guter Freund von mir, der später im Regierungskrankenhaus in Berlin die 
Kinderabteilung geleitet hat und da aus politischen Gründen abgelöst wurde – Sohn eines 
Viehgroßhändlers war. Da haben natürlich alle mit den Augen gerollt. Sonst waren das fast 
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alles Leute aus Arbeiter- und Bauernkreisen. Viele Landwirte waren bei uns, weil meine 
Klasse den Zweig Biologie, Landwirtschaft und Medizin hatte.  
Erwähnen muss ich noch: Der Mediziner, den ich bereits ansprach, ein anderer Freund, der 
später die Fachschule für Binnenschifferei leitete, noch ein anderer, der in der SU studierte 
und Professor am Naturkundemuseum in Berlin geworden ist und ich, haben es abgelehnt, 
einen zweijährigen Kurs, wie ihn Anita und Manfred Haiduk oder Uschi Kleinpeter machten, 
an der ABF zu besuchen. Wir haben das abgelehnt, weil wir das kleine Latinum brauchten 
und davon keine Ahnung hatten. Wir meinten, besonders eine gute naturwissenschaftliche 
Grundausbildung zu benötigen. Dafür war mehr Zeit – also drei Jahre – erforderlich. Wir 
haben dann nicht den Zweijahreskurs gemacht. Das hat Aufregung gebracht, weil sich da 
Genossen kollektiv gegen die Absichten der Leitung entschieden. 
Politisch engagiert war ich während der ABF-Zeit eigentlich nur in der FDJ. Ich war 
Organisationssekretär der FDJ der Fakultät und habe die ABF-Gründungsveranstaltung im 
Theater mit organisiert. Das war auch für später bedeutsam, weil ich Kontakt zum 
Theaterballett bekam und für unsere Veranstaltungen dann Mädchen einladen konnte. Wir 
waren auch alle jung und nicht verknöchert, wie einige meinten.  
Über den Einfluss der SED-Fakultätsgruppe auf die ABF, muss ich sagen, obwohl ich 
dazugehörte, habe ich keine konkreten Bezüge. Sicherlich hatte sie großen Einfluss, aber ich 
war daran nicht beteiligt. Uns ging es darum, in der Zeit der ABF von Seiten der FDJ 
zusammen mit der Universitäts-FDJ Schritte zu unternehmen, dass die Studentenvertretung 
nicht alleine durch die Parteien wahrgenommen wird, sondern durch eine Jugendorganisation, 
nämlich unsere. Denn Sie werden ja wissen, dass die Studentenräte nach altem Parlaments-
Reglement alle auf Parteienbasis aufgebaut waren. Wenn die tagten, haben wir immer 
versucht, als Publikum auch unsere Interessen deutlich zu machen. Wir haben an vielen 
Studentenratssitzungen teilgenommen. Wir wollten eben die Studentenvertretung werden, und 
dafür habe ich mich aktiv in der FDJ eingesetzt. Diesem Ziel haben wir alle Aktivitäten 
untergeordnet. In die Machenschaften der einzelnen Parteien, auch von der SED dort, sind wir 
nicht involviert gewesen. Wir waren überparteilich und legten sehr großen Wert darauf, um 
für alle Studenten sprechen zu können. 
Zum FDGB hatte ich überhaupt keinen Kontakt.  
Natürlich gab es auch Konflikte mit den „normalen“ Studenten. Wir ABF´ler hatten zwar alle 
das ISB-Emblem des Internationalen Studentenbundes am Jackenaufschlag, aber Differenzen 
gab es schon. Das waren vor allen Dingen politische Vorurteile gegen die ABF-Leute: „Jetzt 
kommen die Roten!“ Denn in der damaligen Zeit gab es im Studentenrat noch große 
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Auseinandersetzungen, die mit politischer Härte geführt wurden. Wir konnten dabei nur 
feststellen, dass wir bei den Juristen mit dem rednerischen Talent nicht mithalten konnten. 
Von der Eleganz der Rhetorik haben wir versucht, uns vieles abzugucken. Bei aller 
politischen Gegnerschaft waren die eben auf dieser Strecke besser. Unsere Vertreter, wie 
Manfred Haiduk, Kurt Hückel, Gerd Roger u. a. wurden von uns stark unterstützt bei den 
Sitzungen. Sicher gab es auch von den Hochschullehrern Vorbehalte. Aber ich habe die 
Meinung und die lässt sich auch belegen, dass die meisten schnell merkten, dass wir studieren 
und arbeiten wollten, sowie eine solide Grundausbildung hatten. Das ist für einen 
Hochschullehrer mit das Wichtigste. Dann war dieser politische Aspekt nicht mehr 
vordergründig, nur bei wirklichen politischen Feinden blieb er da. 
Ich hoffe doch, dass die ABF-Studenten die alten Strukturen an der Universität beeinflusst 
und auch verändert haben. Sicher ging dies nur im Rahmen einer Gesamtpolitik, die aber von 
anderer Seite gemacht wurde. 
Zum  Lehrkörper an der ABF: Wir, also die Jahrgänge 1949-52, hatten alte, erfahrene und 
gute Lehrer. Mit gut meine ich fachliche Erfahrung und Wissen. Unerfahren und jung war nur 
Kurt Hückel, der später Slawistik-Professor an der Universität wurde, als unser Russisch 
Lehrer. Er begeisterte uns auch mit seinem hervorragenden Klavierspiel, als gebildeter 
Lehrer.  
Ich möchte hierzu noch zwei Beispiele anführen: In der Zeit der biologischen Revolution in 
der UdSSR waren 1951 Weltfestspiele in Berlin und dort haben wir uns jarowisiertes 
Getreide, d. h. Wintergetreide was im Frühjahr nach dem Kälteschock ausgesät wurde und 
vom Frühjahr bis zum Sommer reifte, angesehen. Das Verfahren nannte sich damals 
Jarowisation. Mein Biologielehrer „Papa“ Boser sagte dann in diesem Rahmen: Das wurde in 
den zwanziger Jahren von deutschen Wissenschaftlern erforscht und heißt eigentlich 
Vernalisation. Damals war ja alles von den Russen entdeckt worden. Die Lehrer waren 
erfahren genug, um uns nicht voll in dem Trend der Zeit und nur auf Linie laufen zu lassen. 
Im Deutschunterricht mussten wir mal einen Aufsatz über Gogol schreiben. Der war in den 
bürgerlichen Realismus eingeordnet und nicht den kritischen ... – oder so ähnlich. Jedenfalls 
schrieb ich das Gegenteil der offiziellen Meinung und begründete dies. Damals wurde alles 
bestimmten Kategorien zugeordnet und Gogol eben dem bürgerlichen Realismus. Ich hatte 
dazu eine andere Meinung. Dann stand unter meinem Aufsatz: „Mit der Meinung des Autors 
nicht einverstanden, aber eine sehr gute Begründung seiner Position. Note: 1“. Ich will Ihnen 
damit sagen, dass diese Lehrer ihre eigene Position hatten, aber im Zwang der Zeit steckten, 
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genauso wie alle anderen. Trotzdem haben sie uns dazu gebracht, auch eigene Positionen zu 
entwickeln.  
Das Verhältnis zwischen den Lehrkräften und Studenten war gut. Wir waren die eine Gruppe, 
die anfing die Dozenten zu duzen. Wir waren die erste Gruppe, die offiziell den Antrag stellte, 
das möglichst abzuschaffen, weil wir merkten, dass zu viele dabei waren, die sich 
Sonderrechte daraus ableiteten. In der Zeit hat man viele Experimente gemacht, um zu zeigen 
wie revolutionär man war. Heute lächelt man darüber, aber damals war das eben so. 
Ich weiß nicht, ob man sagen kann, dass es ein besonderes Bewusstsein gab. Natürlich waren 
die ABF-Studenten, auch die späteren Jahrgänge, politisch immer etwas anders strukturiert als 
die allgemeine Studentenschaft. Das lag ja auch im Charakter dieser Einrichtung. Ob das nun 
ein besonderes Bewusstsein war, kann ich nicht einschätzen. Sie hatten mit Sicherheit eine 
andere Position zum Staat, als manch andere Studenten. 
 
Hall: 
Mich interessiert nicht nur die Positionierung der ABF-Studenten zum Staat, sondern ob man 
sich auch als eine besondere Gemeinschaft fühlte, einen gewissen Korpsgeist entwickelte? 
 
Biester: 
Der Gemeinschaftsgedanke war vorhanden, aber sicher ist der erst stärker geworden, als die 
ABF ihr eigenes Heim hatte. Wie alle anderen Studenten wohnten wir in Studentenbuden – 
dezentral. 
 
Hall: 
Haben in Ihrer Zeit an der ABF Studenten die Einrichtung verlassen müssen? 
 
Biester: 
Aus unserer Klasse hat eine Studentin – eine ehemalige Krankenschwester – die ABF 
verlassen, meiner Erinnerung nach, rein aus fachlichen Gründen. Unser Jahrgang hatte einen 
großen Elan und ein großes Interesse an Bildung.  
Ich bin 1951 auf Werbeaktion in die „Arbeiterklasse“ geschickt worden und habe eine 
Heidenüberraschung erlebt. Ich wollte junge Arbeiter in Ribnitz und in Altentreptow für die 
ABF werben. In Ribnitz kam die Frage von jemandem: „Was verdiene ich dann danach?“ Das 
war nicht besonders viel – im Monat zwischen 565 Mark für normale und 665 Mark für 
technische Berufe. Als ich ihm antwortete, meinte er: „Was!? Dafür drei Jahre ABF und vier 
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Jahre Studium!? Das verdiene ich heute schon. Das kommt also für mich nicht in Frage.“ Das 
lief mehrfach so ab und lag an der Situation, dass die Intelligenz in der DDR schlecht bezahlt 
wurde. Es gab kaum einen Anreiz für einen Arbeiter, seinen sicheren Job, die geregelte 
Arbeitszeit und seine gute Bezahlung deshalb aufzugeben. 
 
Hall: 
Wie sah der Tagesablauf zur Ihrer Zeit an der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät aus? 
 
Biester: 
Der Unterricht an der ABF lief wie an einer normalen Schule ab. Nachdem wir ein eigenes 
Gebäude hatten, entfiel das Durcheinander mit dem Vor- und Nachtmittagsunterricht. Wir 
hatten dann nur noch vormittags Unterricht und am Nachmittag habe ich z. B. in einem 
Fotozirkel mitgemacht und meine ersten Fotos selbst entwickelt, im Biologiezirkel gearbeitet 
und Sport getrieben. 
Nach dem Abitur 1952 bin ich nachträglich zum Lehrgang fürs Auslandsstudium nach 
Greifswald delegiert worden. Als ich in Greifswald ankam, hatte ich eine riesige 
Auseinandersetzung mit dem ZK-Organisator der SED dort, weil ich einige aktuelle 
Parteibeschlüsse nicht zitieren konnte. Da habe ich mich mit ihm angelegt und gesagt: „Ich 
hatte Abitur zu machen und da haben mich andere Dinge nicht interessiert.“ Ich dachte, jetzt 
würden sie mich nach Hause schicken, haben sie aber nicht. Ich musste dann aus persönlichen 
Gründen dort nach einigen Wochen weggehen. Meine Mutter stand vor einer schweren 
Krebsoperation, die sofort durchgeführt werden musste. Falls ihr etwas passiert wäre, was 
glücklicherweise nicht eingetreten ist, hätte ich für meine jüngere Schwester da sein müssen. 
Somit bin ich aus dem Auslandslehrgang auf eigenem Wunsch raus gegangen. Ein Grund,  
nicht dort zu bleiben, war auch: Ich sollte irgendetwas in Histochemie studieren und dazu 
hatte ich überhaupt keine Ambitionen. Ich wollte Meeres- bzw. Fischereibiologie oder etwas 
ähnliches machen. Ironischerweise ist meine Diplomarbeit an der Universität Rostock 
histochemisch geworden. Ich bin nicht um die Histochemie herumgekommen. Ein weiterer 
Grund, der mich dort nicht groß hielt: Ich hatte eine feste Freundin hier in Rostock. Dann kam 
ich wieder nach Rostock und weil das Kontingent für Studienplätze schon ausgeschöpft war, 
haben sie mich dann vom Ministerium aus nachgereicht. 
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Hall: 
Etwa ein Jahr nach ihrem Abitur kam es in der DDR zum Volksaufstand des 17. Juni 1953. 
Wie haben Sie sich in dieser Situation verhalten? Können Sie sich daran erinnern? 
 
Biester: 
Ja, sogar sehr gut. Ich war nämlich im Einsatz. Ich saß wohl über 36 Stunden als Wach- oder 
Diensthabender in der Universitätsparteileitung und wir haben versucht, die Universität ruhig 
zu halten. Wenn irgendwelche Unruhen gewesen wären, wären wir dort mit 
Universitätskräften eingeschritten, darunter auch die, in dem Sinne „kasernierte“ ABF-
Studentenschaft. Der Grundstreit zum 17. Juni lag nicht in den Preiserhöhungen für 
Marmeladengläser, sondern lag in Dingen, die von der zentralen Führung gemacht worden 
sind und die dann auch zentral dazu führten, daß keine Fehlerdiskussion zugelassen wurde. 
Das war eines der Dinge, die mich langsam, mit wachsender politischer Erfahrung dazu 
führten, solche Vorfälle nicht nur nach der offiziellen Sichtweise zu werten. Ich habe meine 
Meinung diesbezüglich auch zum Ausdruck gebracht. Deswegen bin ich niemals in eine 
hauptamtliche Funktion gegangen, obwohl ich zweimal sehr gedrängt worden bin.  
Beim Wirtschaftssekretär der Bezirksleitung der SED war ich Sekretär in einer 
ehrenamtlichen Arbeitsgruppe Fischerei. Ich wurde ins Büro der Bezirksleitung bestellt und 
musste dort einen harten Kampf austragen. Ich hatte Glück, dass Prof. Herbert Luck, zu der 
Zeit Sekretär für AgitProp, meine Meinung vertrat und mich wohl später für die Universität 
haben wollte. Der Wirtschaftssekretär Dr. Gerhardt Buchführer wollte mich unbedingt als 
Verantwortlichen für Fischerei in der Bezirksleitung gewinnen. Die haben sich beide sehr 
gestritten, so kam ich aus der Sache raus, sonst wäre mein Leben anders verlaufen. Dort hätte 
ich sonst Zwänge gehabt, die meinem Charakter nicht entsprechen. Ich war damals schon 
Wissenschaftler am Institut für Hochseefischerei, dort aber auch Parteisekretär und habe dann 
einen Nachfolger aus dem IfH delegiert, und der Delegierte ist der letzte Generaldirektor der 
Hochseefischerei gewesen. Sonst wäre es mir möglicherweise, wie ihm ergangen. Ich war 
kein „Widerständler“, das betone ich ganz deutlich, ich war absolut für die DDR. Aber es hat 
viele kritische Intellektuelle gegeben und die gibt es heute auch. 
 
Hall: 
Fühlten Sie sich aufgrund der kostenlosen und mit Stipendien verbundenen Ausbildung an der 
ABF gegenüber der Regierung der DDR bzw. der führenden Partei des Staates zur Loyalität 
verpflichtet? 
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Biester: 
Ich habe kürzlich ein Schreiben der Universität hierzu gefunden. Darin hieß es, dass ich als 
Ernährer der Familie, also meiner Mutter und meiner Schwester, gelte und deshalb noch 75 
Mark Extrastipendium zum Unterhalt meiner Mutter erhalte. Das charakterisiert die Situation. 
Für mich war das ganz eindeutig so: Ich habe mit Stipendium studieren können und deshalb 
eine gewisse Dankbarkeit empfunden. Verpflichtet habe ich mich aber nicht gefühlt. Ich 
empfand es als normal, dass man sich dann für die Gesellschaft engagiert und nicht unbedingt 
gegen die Gesellschaft stellte. Denn ich kenne jetzt einige Leute, die ihre Dankbarkeit in der 
DDR sehr deutlich und bei jeder Gelegenheit zum Ausdruck gebracht haben, sowie stets an 
der Universität von kommunistischer Erziehung sprachen – einen Begriff den ich instinktiv 
nicht verwendet habe. Diese Leute waren nun plötzlich in der ganzen Zeit der DDR 
Widerstandskämpfer. Zuvor haben sie vor Dankbarkeit nur so getropft. Aber das ist in jeder 
politischen Umwandlung so, dass sich einige Leute als Wendehälse entpuppen und darstellen. 
Da schüttelt man den Kopf und fragt sich: „Mit dem hast du doch 40 Jahre zusammen 
gearbeitet und auf einmal hat der all die Jahre Widerstand gemacht?“ Ich rede nicht von 
denjenigen, die wirkliche Repressionen erlitten haben, denen steht Wiedergutmachung zu. 
Eigenartig ist, dass oft als ein Argument: „Konnte nicht zur Oberschule oder Universität!“, für 
Unterdrückungsmaßnahmen in der DDR eingesetzt wird. Kinder von Intellektuellen, sogar 
von denen, die aus der Arbeiterklasse kamen, wurden aus Kontingentgründen auch nicht 
zugelassen. Sie gingen, wie viele die wirklich wollten, andere Bildungswege, z. B.: 
Berufsausbildung mit Abitur, Betriebsdelegierungen, Zeitsoldat oder Offiziersausbildung  in 
der NVA mit gesichertem Studienplatz, um nur einige Möglichkeiten zu nennen. 
Auch führende „Bürgerrechtler“ hatten studiert oder promoviert. 
 
Hall: 
„Gewiss haben die SED und andere Organisationen, darunter auch die Staatssicherheit, 
junge Leute als ihre Kaderreserve an Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten geschickt oder 
während des Studiums geworben …“1107 Inwieweit stimmen Sie dieser Aussage zu? 
 
Biester: 
Dem stimme ich zu. So war das. Wobei mir die ganze Rede auch sprachlich sehr gelungen 
wirkt, ich habe auch einen Artikel zu meiner Fachrichtung Biologie in diesem Buch. Man 
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 Brauer, Wolfgang: Gleiches Recht auf Bildung – Vision oder Illusion? In: Guntau, Martin; Herms, Michael; 
Pade, Werner (Hrsg.): Zur Geschichte wissenschaftlicher Arbeit im Norden der DDR 1945 bis 1990. 100. 
Rostocker Wissenschaftshistorisches Kolloquium vom 23. und 24.02.2007. Rostock 2007, S. 117. 
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muß aber immer betonen, dass man die verschiedenen Jahrzehnte in der DDR nicht einfach 
miteinander gleichsetzen kann. Obwohl es immer der gleiche Staat war, war es eine andere 
DDR in den fünfziger oder sechziger Jahren, als in den achtziger Jahren. 
Ich möchte noch einmal auf einen Aspekt zurückkommen: Wir in der SBZ sind 1949 aus dem 
deutschen Staatsverband richtig ausgeschlossen worden. Dann machte man in dem 
Rumpfstaat ein Grundgesetz mit Oberhoheitsanspruch für alle Deutschen, nicht nur die in der 
SBZ – ohne sie zu fragen. Das waren starke Eindrücke von der „bürgerlichen Demokratie“ – 
im Jargon der damaligen Zeit. Wir jungen Menschen waren natürlich 1949 sehr für die DDR, 
weil wir ja vorher von der Bundesrepublik ausgeschlossen worden sind. Deshalb war für uns 
die Gründung der DDR die einzige mögliche Reaktion. Wenn man die Geschichte betrachtet, 
wäre es anders gar nicht weitergegangen. Auf meinen Auslands- und Seereisen in westliche 
Gefilde erlebte man deutlich, dass die Bundesrepublik der offizielle deutsche Staat war und 
wir nichts waren. Beispielsweise ist bei meinen Seereisen glücklicherweise keiner 
abgestiegen. Ich sage glücklicherweise, nur wegen des damit verbundenen bürokratischen 
Prozesses. Wenn mir einer vom Forschungsschiff abgestiegen wäre, z. B. in Kanada, wäre das 
Schiff festgebunden worden und wir hätten mehrere tausend Dollar hinterlegen müssen, damit 
der, der abgestiegen war, von den kanadischen Behörden, in den sechziger Jahren herrschte 
dort Einreiseverbot, mit dem Flugzeug in sein Heimatland zurückgebracht werden konnte. 
Das galt nicht nur für die DDR, sondern auch für Spanien, Portugal und für alle dort 
fischenden Länder, mit dem Unterschied, dass die illegal eingereisten DDR-Bürger in die 
Bundesrepublik und nicht in die DDR ausgeflogen wurden.  
 
Hall: 
Sind Sie der Meinung, dass durch die ABF Bildungschancen gerechter verteilt wurden und 
dass sie eine „neue der Arbeiterklasse und ihrer führenden Partei treu ergebene Intelligenz“ 
hervorbrachte, d. h. ist die ABF ihrer sozialen und politischen Funktion gerecht geworden? 
 
Biester: 
Ich bin absolut der Meinung, dass die Bildungschancen gerechter verteilt wurden. „Eine neue 
der Arbeiterklasse und ihrer führenden Partei treu ergebene Intelligenz“ ist natürlich der 
Sprachgebrauch der DDR-Zeit. Aus der Sicht der achtziger Jahre und der dominierenden 
Position der Ideologie war dem sicher nicht so. Auch die DDR-Intelligenz hat viele andere 
und auch Gegenpositionen vertreten und deutlich gemacht, wenn ich zum Beispiel an Peter 
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Voigt
1108
 denke. Der war, wie ich, für die DDR, hatte aber zu einigen Fragen eine andere 
Meinung und wurde rigoros gemaßregelt. Er, Horst Klinkmann
1109
, Hans Siedschlag und ich 
sind Ende 1989 geschlossen aus der SED ausgetreten. 
 
Hall: 
Sie sagten, dass sie 1943 nach Altentreptow gekommen sind. Ihrem Lebenslauf ist aber zu 
entnehmen, dass sie 1944 über die Kinderlandverschickung nach Binz kamen. Können Sie 
hierzu nähere Angaben machen? 
 
Biester: 
Das habe ich nicht erwähnt. Wir sind als Schule 1943 mit vier Klassen nach Altentreptow 
gekommen. Einige brachten die Mütter mit oder Geschwister, aber das Gros kam alleine und 
das im Alter von zehn bis zwölf Jahren. Diese vier Schulklassen wurden 1944 über die KLV-
Verschickung im Sommer für fast ein halbes Jahr nach Binz gebracht. Danach gingen wir, als 
Schule, wieder zurück nach Altentreptow. Unser eigentlicher Standort war dort.  
 
Hall: 
Sie haben erwähnt, dass Sie 1946 gleich von der Antifajugend in die FDJ kamen. In welcher 
Stadt waren Sie hauptamtlicher FDJ-Sekretär? 
 
Biester: 
Das war 1949 in Altentreptow.  
 
 
Hall: 
Sie haben einen Mathematik und Physik Dozenten erwähnt, der in die Bundesrepublik ging. 
Zu der Zeit war Prof. Sielaff der Direktor der ABF. Er hatte noch einen Studiendirektor: 
Johannes Rempel. 
 
Biester: 
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Hannes Rempel ist „abgehauen“. Er war zweiter Mann an der ABF und ich war bei der FDJ 
zweiter Mann. Wir hatten gute Kontakte. Ich weiß aber nicht, warum er in den Westen ging. 
Wissen Sie, aus meiner Lebenserfahrung: Es gibt Sachen, bei denen jemand ohne eigenes 
Zutun oder schlechte Absicht – der einfach etwas nur geduldet hatte – dafür abgeschossen 
wurde. Ich habe zu DDR-Zeiten einige Dinge am Rande des Gesetzes gemacht. Mein 
Grundprinzip dabei war immer: „Es darf nicht der Hauch des Verdachtes aufkommen, dass du 
einen geringsten Vorteil gehabt hättest“. Wenn man nur den Vorteil der Einrichtung oder der 
„Sache“ vertrat, konnte man einiges machen.  
 
Hall: 
Vielleicht können Sie mir noch zu weiteren Lehrkräften nähere Angaben machen: Nach Prof. 
Erich Sielaff wurde Arthur Wruck Direktor der ABF. 
 
Biester: 
Wir kannten uns auch. Wir haben ab und zu mal eine Feier mit ihm gemacht. Dann mussten 
wir ihn nach Hause bringen und seine Frau beruhigen. Wir haben ihn da rausgehauen. 
 
Hall: 
Er hatte ja gewisse Probleme und wurde dann von Wolfgang Brauer abgelöst. 
 
Biester: 
Aus meiner heutigen Sicht war er auch nicht als ABF-Direktor qualifiziert. Er war 
überfordert, weshalb ich mich gewundert habe, wie er bei der Armee, also bei der 
Kadettenanstalt der NVA, so einen hohen Dienstgrad haben konnte.  
 
Hall: 
Er hatte also gewisse Alkoholprobleme? 
 
Biester: 
Ja, das habe ich damit auch sagen wollen. Wir mussten ihn einige Male nach Hause bringen. 
 
Hall: 
Seit 1952 gab es zentral ausgearbeitete Lehrpläne. Zuvor machten das die Einrichtungen 
selbst. Haben sie in Ihrem letzten Jahr davon etwas mitbekommen? 
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Biester: 
Das habe ich mitbekommen. Die ABF Rostock lag vorher immer im hinteren Teil der 
Abiturdurchschnitte und nach der Einführung des zentralen Abiturs an vorderen Positionen, d. 
h. in Rostock wurde zuvor strenger benotet. Daran sieht man, wie wichtig es ist, einheitliche 
Richtlinien zu haben, wenn man eine Bewertung abgeben will.  
 
Hall: 
Ich hatte Sie ja im Vorfeld nach kirchlich gebundenen Studenten gefragt … 
 
Biester: 
Dazu kann ich wirklich nichts sagen. Die Sachen haben mich einfach nicht interessiert. Von 
Geburt an bin ich in einer atheistischen Familie groß geworden. Meine Erziehung erfolgte in 
großer Toleranz zu beiden Religionen. Später hatte ich absolut kein Verständnis, wenn gerade 
aus der Kirche Ausgetretene meinten, sich großartig produzieren zu müssen. Mehrere meiner 
späteren Mitarbeiter und auch Doktoranden waren zum Teil kirchlich stark und aktiv 
engagiert. 
 
Hall: 
Ich danke Ihnen für das Gespräch. 
 
Ergänzende Nachfrage 
Hall: 
Warum ist Prof. Erich Sielaff 1951 kommissarisch durch Werner Loch abgelöst worden? 
 
Biester: 
Meiner Kenntnis nach ist er an die Philosophische Fakultät berufen worden. Einen Ruf an 
eine bundesdeutsche Universität soll er auch gehabt haben, aber das war wohl erst später. 
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Transkription des Zeitzeugengespräches vom 07.05.2008 mit Günther Busch 
 
Busch: 
Ich wurde am 10. April 1920 in Rostock, in der Borwinstraße 10, geboren. Meine Großmutter 
kaufte kurz vor der Inflation ein Haus in Brinckmansdorf. Das war das erste Haus, was hier 
überhaupt erbaut wurde. Ich bin von diesem Zeitpunkt an Brinckmansdorfer. Zu Schule ging 
ich in der altstädtischen Knabenschule. Damals kam ich in die achte Klasse (das war anders 
als heute) und hörte mit der ersten Klasse wieder auf, wie es an höheren Schulen auch der Fall 
war. Dort ist die Einteilung: Sexta, Quinta, Quarta, Untertertia, Obertertia, Untersekunda, 
Obersekunda, Unterprima, Oberprima. Hitler hat diese Unterprima und Oberprima zu einer 
Prima vereinigt, weil er damals schon Offiziere brauchte. Seit etwa 1935/36 gab es die 
Unterteilung in Unterprima und Oberprima nicht mehr. Ich habe dann nach der 
Schulentlassung 1935 eine Maurerlehre in Rostock begonnen, beim Baumeister Paul Brehmer  
in der Zelkstraße. Ich habe dort drei Jahre gelernt und diese Maurerlehre kam mir auch im 
späteren Leben sehr zu statten.  
Aber 1939, als der Krieg begann, wurde ich schon am 12. September einberufen. Man 
brauchte keine Maurer mehr, sondern Soldaten. An diesem 12. September musste ich mich in 
Güstrow, morgens um sechs Uhr, im Stahlhof melden. Ich kam dann nach Schwerin zur 75. 
Kraftfahr-Ersatz-Kompanie. Wahrscheinlich aufgrund meiner Kurzsichtigkeit kam ich nicht 
direkt zur Infanterie. Ich trug bis dahin zwar noch keine Brille aber wenn ich wegging und 
etwas sehen wollte, nahm ich immer die Brille meiner Schwester mit, die auch kurzsichtig 
war. Von diesem Tag an habe ich eine eigene Brille getragen. Bei der Musterung fragte man 
mich, ob ich viel Sport getrieben hätte, weil ich systolische Geräusche an den Herzspitzen 
hätte. Das war mein Glück, dass ich nicht zur Infanterie kam. Ich hatte dann eine Ausbildung 
als Kradmelder. Ich habe 1939 in Stettin die erste Kraftfahrzeugprüfung, den Führerschein 1,  
für Motorrad gemacht. Während des ersten Teiles des Krieges war ich Kradmelder, später 
dann nicht mehr. Ich kam also von Schwerin nach Stettin und von Stettin nach Groß Born. 
Dort wurden wir zu einer Division zusammengestellt. Das war dann die 162. 
Infanteriedivision. Wir wurden für Norwegen und Dänemark vorbereitet, waren aber noch 
nicht fertig und wurden erst nach Hinterpommern verlagert. In Schiefelbein war der 
Divisionsstab. Die Regimenter lagen in Bad Polzin, Labes und Wangerin. Diese Strecken 
musste ich immer als Kradmelder abfahren. 1939/40 gab es einen sehr schweren Winter und 
in dieser Gegend war alles völlig verschneit. An dem Überfall auf Dänemark und Norwegen 
nahm unsere Division nicht teil, weil wir noch nicht ganz zusammengestellt waren. Wir 
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nahmen aber dann am Frankreichfeldzug teil. Wir wurden von Schiefelbein nach Darmstadt 
verladen. Ich weiß noch, dass wir am 13. Mai morgens in Darmstadt ausgeladen wurden. Es 
war alles verdunkelt. Daran musste man sich erst einmal gewöhnen. Wenn einer dort abends 
aus einem Lokal kam und es war zehn Uhr, dann konnte er sich in der Stadt gar nicht 
orientieren. Das war in Stettin auch so. Da kam ich mal aus einem Café und ich wusste nicht, 
wie ich im Dunkeln zu meinem Stützpunkt zurückfinden sollte. Das kann man sich heute gar 
nicht mehr vorstellen. Als ich 1944 in Frankfurt am Main war – ich kam aus Frankreich und 
hatte dort einen kurzen Zwischenaufenthalt auf meinem Weg nach Hannover, wo ich mich bei 
meinem Ersatztruppenteil melden sollte – habe ich folgendes erlebt: Es gab Fliegeralarm – 
man sollte dann möglichst zum Bahnhof laufen, weil dort die besten Bunker waren – und die 
ganze Bevölkerung war auf der Straße. Ich verließ auch mein Quartier, in dem ich dort für 
eine Nacht wohnte und mit einem Mal hörte ich im Dunkeln laute Rufe: „Na, dann mach doch 
Schluss, mach doch Schluss!!!“ Die Menschen waren sehr verzweifelt und mochten nicht 
mehr an den Krieg denken. Es war stockdunkel und eine ganze Kolonne wälzte sich zu den 
Bunkern. 
Ich kam dann am 5. Mai 1945 in Kriegsgefangenschaft. Ich habe mich in Spandau gemeldet 
und meine Uniform ausgezogen. Eher konnte man das nicht wagen. Wer ohne Waffe und 
Uniform angetroffen wurde, wurde standrechtlich erschossen. Ich kam in sowjetische 
Gefangenschaft und wurde nach Rathenow gebracht. Von dort aus ging am 13. Mai der 
Todesmarsch über Nauen, Charlottenburg und Rüdersdorf los. Ich war mit 2.000 anderen 
aufgebrochen und es kamen nur ein paar Hundert an. Von Rüdersdorf aus kam ich nach Posen 
und von dort nach Kuibyschew, das jetzige Samara, an der Wolga. Dort war ich zweieinhalb 
Jahre und kam dann als Kranker zurück. Ich kam in Berlin an und wurde in die Quarantäne 
nach Ludwigslust gebracht. Ich konnte nicht zu Hause anrufen und meinen Eltern sowie 
meiner Verlobten sagen, dass ich wieder in Deutschland war. Als ich in Schwerin Aufenthalt 
hatte, ich war wie ein Russe gekleidet, hatte eine russische Uniform (wie es dort in dem 
Artikel des ND hieß, dass ich in einer Wehrmachtsuniform dasaß – das stimmte nicht!)1110, da 
saßen zwei Mädchen auf einer Bank und als ich aus dem Bahnhof kam, riefen sie: „Russen, 
Russen!!! Das sind die Russen!“ und liefen weg.  
Ich kam um 22 Uhr in Brinckmansdorf an. Dann war ich nach insgesamt acht Jahren endlich 
wieder zurück. Nun war ich krank. Ich hatte aber kein Wasser. Ich habe mich immer, auch in 
der Gefangenschaft, bewusst gut gehalten und habe nichts gegessen, was nicht irgendwie 
nötig war. Wir hatten in der Gefangenschaft nichts zu Essen. Es sind viele gestorben, 
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furchtbar viele. Die hatten Wasser, ganz dicke Bäuche, da kam eine Kanüle rein und dann lief 
das Wasser heraus. Wenn man so etwas hatte oder Lungenentzündung, dann war man dort 
gleich weg.  
Ich überlegte nun, was ich jetzt machen sollte. Maurer konnte ich nicht mehr sein und wollte 
ich auch nicht mehr. Dazu war ich körperlich nicht mehr in der Lage. Vor dem Krieg wollte 
ich eigentlich das Technikum besuchen. Dafür hatte ich schon ein bisschen Geld gespart. 
Dieses Vorhaben konnte ich aufgrund des Kriegsausbruches nicht realisieren. Mein Schwager 
machte mir Anfang 1948 den Vorschlag, zur Polizei zu gehen. Ich hatte aber gar keine Lust 
dazu. Ich hatte seit 1932 praktisch Uniform getragen. Um das einzublenden: 1932 war ich bei 
den Pfadfindern in Rostock gewesen, beim Stamm Wiking, der gehörte zur Deutschen 
Freischar. Das war eine bündische und auch nationale Bewegung. Da waren viele höhere 
Schüler drin. Früher gab es in Rostock mehrere höhere Schulen. Es gab das humanistische 
Gymnasium. Das taugte aber nicht viel für eine technische Ausbildung, also kam dann das 
Realgymnasium. Da wurde nur noch eine tote Sprache unterrichtet: Latein oder Griechisch. 
Es gab noch die Oberrealschule. Die drei höheren Schultypen gab es in Rostock. Aber zurück 
zu meinen Berufsplänen. Ich habe mich also bei der Polizei beworben. Dann stellten die fest, 
dass ich TBC hätte, aber verkapselt. Sie haben mich deshalb nicht genommen. Ich bin froh, 
dass sie mich nicht genommen haben. 
Dann las ich im Februar 1948 in der Zeitung einen kleinen Artikel: Werbung für die 
Vorstudienabteilung der Universität Rostock. Meine Frau sagte: „Geh´ doch dahin oder werde 
Neulehrer.“ – „Ich kann doch kein Neulehrer werden. Ich kann zwar gut reden aber ich habe 
doch kein Fach, was ich unterrichten kann.“ Außerdem musste ich daran denken, dass man 
die Neulehrer damals mit den neu eingestellten Volkspolizisten verglich. Kennen Sie den 
Unterschied zwischen den beiden? Der Polizist kann „mein“ und „dein“ nicht unterscheiden – 
der Neulehrer „mir“ und „mich“ nicht. Um zu diesem Artikel der Vorstudienabteilung 
zurückzukommen. Da stand also, dass Arbeiter- und Bauernkinder an der Vorstudienabteilung 
der Universität Rostock studieren könnten. Ich war kein Arbeiterkind, mein Vater war 
Beamter, Polizeihauptwachmeister. Ich stammte in diesem Sinne nicht aus der Arbeiterklasse 
aber ich selbst war Arbeiter. Ich hatte als Geselle eineinhalb Jahre gearbeitet, hatte im Akkord 
gearbeitet. An vielen Stellen in Rostock haben wir mitgemauert. Ich habe erlebt wie in der 
Bremer Straße alles verputzt wurde und der Thomas-Münzer-Platz wurde zum ersten Mal nur 
in Klinker errichtet. Ab 1936 durfte in Rostock und in Mecklenburg kein Haus mehr verputzt 
werden. Nur noch norddeutsche Backsteingotik, also Klinkermauerwerk, war erlaubt. 
Dadurch habe ich ordentlich Mauern gelernt, mit Verbänden usw. Nicht so wie es heute ist: 
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Alles verklickert und verbackt ohne Verband. Das erste, was man als Maurer damals lernte, 
war die Verbandslehre, damit die Mauern sich selbst tragen konnten. Wenn ich heute durch 
die Straßen gehe, ist das für mich ein Stich ins Herz, wenn ich das Mauerwerk sehe: völlig 
durcheinander – wilder Verband, so nennt sich das.  
Ich habe mich dann bei der Vorstudienabteilung gemeldet. Ich wurde zu einem kleinen 
Gespräch und einer Prüfung eingeladen. Die habe ich bestanden. Am 01. April 1948 fing ich 
an der Vorstudienabteilung Rostock an. Ich habe dort fünf Semester, mit mehr oder weniger 
Erfolg, absolviert. Es war zunächst sehr schwer für mich. Ich war damals auch einer der 
Ältesten, mit meinen 27 Jahren. Mit 30 Jahren habe ich Abitur gemacht. Das habe ich später 
als Lehrer an der ABF und auch an der Betriebsakademie des WBK Rostock, wo Meister 
kamen, die 30 bis 40 Jahre alt waren und die zehnte Klasse nachholten, immer wieder betont: 
„Freunde, ich weiß wie es euch geht. Ich habe mit 30 Jahren Abitur gemacht. Wenn ihr wollt, 
dann kommt ihr auch durch. Ihr müsst es aber wollen.“ Dadurch hatte ich immer ein gutes 
Verhältnis zu meinen Hörern.  
An der ABF habe ich eine schöne Zeit erlebt, auch wenn es manchmal sehr schwierig war. Ich 
habe dort sehr viel Kameradschaft kennen gelernt. Nach dem Abitur habe ich zunächst in 
Rostock Deutsch und Geschichte studiert. Ich musste dann aber 1952 in Greifswald weiter 
studieren, weil auf Beschluss des Staatssekretariates die Pädagogische Fakultät in Rostock 
geschlossen wurde. Ich habe dort meinen Abschluss gemacht. Dann kamen verschiedene 
Angebote, z. B. aus Leipzig. Ich wollte aber nicht weg aus Rostock. Da trat man an mich 
heran, das war u. a. die ABF-Dozentin für Kader und Erziehung Christel Riedel, ob ich nicht 
Dozent an der Rostocker Arbeiter-und-Bauern-Fakultät werden wolle. Das kam mir sehr 
entgegen und ich willigte ein. Mit der Gründung der DDR am 7. Oktober wurden wir 
Arbeiter-und-Bauern-Fakultät. Ich war zehn Jahre dort Dozent.  
1954 brauchte man für Lehrgänge in Weimar, in denen Schüler bzw. Studenten, d. h. aus den 
Abschlussklassen der Erweiterten Oberschulen und der ABF, in achtwöchigen Kursen auf ein 
Auslandsstudium vorbereitet werden sollten, Lehrkräfte. Zu diesen Lehrgängen wurde ich 
delegiert. Während des Kurses ging schon das Gerücht um, dass eine neue Fakultät aufgebaut 
würde – die ABF II in Halle. Dafür brauchte man besonders bewusste Kollegen und 
Genossen. Ich bin dort auch angesprochen worden, ob ich nicht nach Halle gehen wolle. Ich 
stimmte zu. Das war aber sehr schwierig, weil ich keine Wohnung getauscht bekam. Also 
ging ich wieder zurück nach Rostock und wurde wieder neu an der ABF eingestellt. Das war 
eine gute Zeit. Unsere Klassen hießen Arbeitsgruppen, nicht Seminargruppen. In Rostock trat 
man an mich heran, ob ich Parteisekretär der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät werden wolle. Ich 
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war 1949 der SED beigetreten. Ich hatte mich beworben, weil ich Arbeiter war. Ich war einer 
der wenigen unter den Dozenten der ABF, der ursprünglich Arbeiter war. Es kamen viele aus 
kleinbürgerlichen Familien, aus Lehrerfamilien. Als ich in Rostock mein Abitur an der ABF 
machte, haben uns noch Studienräte unterrichtet.  
Ich wurde in Rostock in die Kreisleitung gewählt und wurde Kandidat für das Büro der 
Kreisleitung 1. Wir hatten damals vier Kreisleitungen in Rostock. Gleichzeitig war ich 
hauptamtlich als Parteisekretär an der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät, habe aber weiterhin 
darauf bestanden, immer noch eine Klasse zu unterrichten. Das habe ich ein Jahr lang 
gemacht. Bei der nächsten Wahl habe ich mich nicht wieder wählen lassen. Sie wollten mich 
aber auch nicht mehr und waren zufrieden, dass ich das auch nicht wollte. 
Ich habe auch Werbung für die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät durchgeführt und war für den 
Bezirk Schwerin zuständig. Alle 14 Tage war ich für ein paar Tage im Bezirk Schwerin 
unterwegs und habe mit den Betrieben und auch mit dem Rat des Bezirkes in Schwerin 
verhandelt. Ich bin dann direkt in die Betriebe und Dörfer gefahren. Wir haben mit 30 bis 40 
Bewerbern eine Prüfung im großen Plenarsaal des Schweriner Schlosses durchgeführt. Das 
habe ich bis 1963 gemacht und dann war Schluss. 
 
Hall: 
Sie haben beide Seiten kennen gelernt: Sie waren Schüler und dann Dozent an der ABF. 
Zunächst waren Sie noch an der Vorstudienabteilung. Können Sie etwas zur 
Zusammensetzung der Studenten dort sagen. Was waren das für Personen? 
 
Busch: 
Zum Teil waren das Arbeiter- und Bauernkinder und einige kamen auch aus 
Angestelltenverhältnissen. Manfred Haiduk ging in meine Klasse. Ich war bei Prof. Sielaff. 
Der kam 1949 als Direktor von Greifswald nach Rostock und hat unsere Klasse übernommen. 
Ich habe ein gutes Verhältnis zu ihm gehabt und Bücher von ihm bekommen. Die habe ich 
heute noch. 1950 habe ich die ABF beendet.  
Die Lehrer kamen von den Höheren Schulen, wie ich schon sagte. Als ich als Dozent an der 
ABF anfing, war Arthur Wruck dort Direktor.  
 
Hall: 
Sie waren für die Werbung in den Betrieben und auch für das Zulassungsverfahren mit 
verantwortlich … 
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Busch: 
Ja, ich war dafür direkt verantwortlich. Ich habe ein Motorrad gehabt und fuhr damit von 
Betrieb zu Betrieb. 
Im September und Oktober 1961/62 waren wir im Ernteeinsatz an der Grenze und haben 
Kartoffeln gesammelt, weil wir als bewusste Klassenorganisation eingestuft wurden. Ich hatte 
einen Einreiseschein für die fünf Kilometer Zone und auch den für die 500 Meter Zone. Ich 
bin mit meinem Motorrad, ich hatte mir 1955 die EMW gekauft, von Dorf zu Dorf gefahren, 
wo unsere Studenten auf Volkseigenen Gütern oder in Landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften arbeiteten. Das war im Hagenower Gebiet bis hoch nach 
Lübeck heran. Wenn ich in die 500 Meter Zone kam, musste ich mich sofort dort beim 
Kommando melden, z. B. haben Studenten in Pötenitz gearbeitet: Ich habe sie dann gefragt, 
wie es ihnen geht, wie viel sie gesammelt hätten und den Bericht für den Rat des Kreises 
abgeholt und nach Grevesmühlen gebracht. 
An und für sich bin ich Mecklenburger. Meine Mutter stammte aus Südwestmecklenburg, aus 
Picher (Strecke: Hagenow-Bresegard). Meine Großeltern hatten dort eine Bauernstelle. In der 
Gegend gab es keine Güter, sondern Bauernstellen. Sie hatten dort etwa 120 Morgen. Mein 
Vater stammte aus Westmecklenburg, aus Teschow, das liegt direkt vor Lübeck. In der DDR 
befand sich der Ort im 500 Meter Streifen. Ich wollte dort mal hinfahren, habe das aber nicht 
gemacht, weil dort keine Studenten arbeiteten und ich gefragt worden wäre: „Was willst du 
hier?“ Ich weiß, dass dort alles organisiert war: Ich habe nämlich mal auf einer Straße 
gehalten, das war hinter Schönberg, da konnte ich über die Grenze gucken. Da kam ein Bauer 
mit einem Wagen an und ich fragte: „Ist dort die Grenze und Lübeck?“ – „Ja, ja, das ist 
Lübeck.“ Als ich abends in die Kreisleitung kam, sagte man zu mir: „Was hast du heute 
gemacht? Man hat dich schon gemeldet. Aber wir wussten ja, dass du das warst mit deinem 
Motorrad.“  
 
Hall: 
Können Sie etwas zur Rolle der Ausschüsse zur Förderung des Arbeiter- und Bauernstudiums 
sagen? 
 
Busch: 
Ich war häufig in Schwerin, bei einer Abteilung dort im Schloss, wo die Regierung saß, mit 
denen musste ich immer zusammenarbeiten. Die haben sich sehr für diese Werbemaßnahmen 
engagiert. Auch die ganzen Kreisleitungen haben uns sehr unterstützt.  
 465 
Die Dozenten der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät mussten 1958 für acht Wochen ein 
Praktikum machen. Da habe ich gesagt, dass ich nicht in irgendeinen Betrieb gehe und mir 
etwas angucke. Ich ging nach Wismar in einen Baubetrieb, den ich schon betreut hatte. Da 
habe ich acht Wochen als Maurer gearbeitet. Das war eine harte Zeit, die ich wieder kennen 
gelernt habe, mit Decken verputzen usw. Das war richtige Arbeit.  
 
Hall: 
Wissen Sie was für eine Rolle die Mitgliedschaft in der SED, im FDGB, in der FDJ usw. bei 
der Zulassung von Bewerbern spielte? 
 
Busch: 
Sicher hat die Partei … Als ich Parteisekretär war, wurde ich gefragt, ob wir einen Dozenten 
aus Greifswald einstellen könnten. Ich sollte entscheiden, ob das möglich ist und wer das 
machen sollte. Es ging um Erich Klagge. Er hatte mir erzählt, dass er Schwierigkeiten mit 
seiner Frau gehabt hätte, dass er sie geschlagen hätte und dass sie weggelaufen sei. Das hatten 
die Studenten mitbekommen und er konnte nicht mehr dort bleiben. Aber wir haben ihn 
genommen. Er war ein guter Dozent und ein guter Genosse. Er hat dann wieder geheiratet und 
ist später zum Historischen Institut gegangen. Da kam er aber nicht so recht klar und ist an die 
Berufsschule gewechselt. Dann war er wieder in Rostock für das Grundstudium in 
Marxismus-Leninismus zuständig. Wir, d. h. die Genossen, hatten natürlich Einfluss bei 
solchen Personalentscheidungen. 
 
Hall: 
Sie haben einen langen Zeitraum als Dozent an der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät miterlebt – 
insgesamt zehn Jahre. Hat sich, was die fachliche Qualifikation der Bewerber und Studenten 
anging, etwas in dieser Zeit verändert? 
 
Busch: 
Nein, das konnte ich nicht feststellen. Das Niveau blieb gleich. Als Wolfgang Brauer kam, 
Arthur Wruck ging zur Kadettenanstalt (später war er wieder an der ABF in Potsdam), hat 
sich das nicht geändert. 
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Hall: 
Sie sind während Ihrer Zeit an der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät in die SED eingetreten. Wie 
kam das zu Stande? 
 
Busch: 
Da hat man mich geworben. Manfred Haiduk ist das gewesen, der gesagt hat: „Günther, du 
bist doch Arbeiter und du musst doch zu uns kommen.“ Ich wusste aber überhaupt nichts vom 
Marxismus. In der Hitlerzeit haben wir nicht die Internationale gesungen, sondern: „Die 
Überlandzentrale versorgt Berlin mit Licht …“. Das war eine Verhöhnung. In der 
Gefangenschaft war ich nicht in einem Lager, wo darüber aufgeklärt wurde.  
Ich war in einem Lager, da waren SS-Leute, Ungarn und wir, die deutschen Soldaten. Die SS-
Leute mussten zehn Stunden arbeiten, wir acht und die Ungarn, die konnten ein bisschen 
Russisch und waren meist Aufseher, die uns bei der Arbeit zusahen. Ich habe dort in einer 
Abraumhalde, in einem Steinbruch gearbeitet. Ich hatte aber kaum noch Kraft und es war 
auch sehr kalt dort. Die Temperatur lag oft bei minus zehn Grad. Wir hatten einmal sogar 41 
Grad unter null aber da brauchten wir nicht mehr arbeiten. Ansonsten mussten wir immer ran. 
Ich musste Geröll mit einer alten Schubkarre abfahren. Alleine schon die zu bewegen, war 
kaum möglich. Wir hatten ja keine Kraft. Da saß eine alte Frau in einem Schuppen und die 
machte einen Strich, wenn ich mit der Karre vorbeifuhr. Ich bin aber nicht immer mit der 
vollen Karre, sondern nur mit einer halb vollen oder leeren vorbeigefahren. Das war gar nicht 
anders möglich. Ich war auch in einem Waldlager und da sollten wir Bäume abnehmen. Da 
kam der Posten zu uns und wir bekamen den Befehl einen riesigen Baum zu fällen und das 
mit drei Mann. Da lag bis zur Hüfte Schnee und wir mussten uns erst einmal einen Weg 
schaufeln. Das war schon anstrengend genug. Wir hatten ja nichts in den Westen. Als wir vor 
dem Baum standen und unsere stumpfen Äxte und die Säge betrachteten, habe ich gesagt: 
„Kommt Jungs, das machen wir nicht. Guckt mal dahinten, da stehen dünnere Bäume. Da 
gehen wir ran.“ Die haben wir dann umgelegt und als der Posten kam, war er ein wenig 
überrascht. Das war uns aber egal. 
 
Hall: 
Waren Sie schon, bevor Sie an die ABF kamen, in der FDJ oder im FDGB? 
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Busch: 
Nein, ich kam ja erst 1947 aus der Gefangenschaft zurück und war völlig kaputt. Später war 
ich aber in der FDJ. Den Ausweis habe ich noch. Fred Birkner, FDJ-Sekretär an der 
Universität, habe ich noch in Rostock kennen gelernt, als ich in die FDJ eintrat. Dann habe ich 
ihn während des Studiums in Greifswald wiedergetroffen und da war er Parteisekretär. 
Natürlich wurde ich dort gleich gut aufgenommen. In Greifswald habe ich auch in der Partei 
ein bisschen gearbeitet, aber keine Funktionen gehabt.  
Fred Birkner, Parteisekretär in der UPL, hat mir später in Rostock auch sehr geholfen. Das 
war eine interne Sache beim Abiturschluss 1960. Da hatte ich eine Lehrergruppe: Ich war 
Leiter einer Arbeitsgruppe, die nur Deutsch und Geschichte hatte. Die sollten möglichst 
schnell für das Lehramt in Deutsch und Geschichte vorbereitet werden. Ich hatte zwölf 
Stunden Geschichte und die Deutschlehrerin zehn Stunden. Die Gruppe habe ich geleitet und 
das lief gut. Jeder der Studenten musste mal unterrichten und ich habe hospitiert. Es waren 
auch meist Ältere dabei. Der eine war so alt wie ich. Bei der Abiturfeier im Postsaal, meine 
Frau war dabei, hatte ich mich über das Kollegium geärgert. Die hatten fast alle so 
kleinbürgerliche Auffassungen. Die kamen ja auch aus Häusern, wo die Väter Kapitäne, 
Lehrer und Friseurmeister waren. Heidi Regenstein kam z. B. aus Kamin, wo ihr Vater 
Oberforstrat war. Das war eine gute Kollegin. Trotzdem habe ich mich geärgert und hatte 
wohl auch etwas getrunken. Da habe ich halb im Delirium zwei schwere Poststühle im Saal 
kaputtgekloppt. Ich war früher unheimlich kräftig. Dann war was los. Ein Dr. Finze, der bei 
der Gewerkschaft hier war, wollte mir dann etwas unterschieben, wie man so sagt. Es sollte 
kein Parteiverfahren, sondern sogar ein Disziplinarverfahren gegen mich geben. Das war viel 
schlimmer. Das hörte Fred Birkner: „Was wollt ihr? Mit Günther Busch wollt ihr ein 
Disziplinarverfahren machen? Das könnt ihr vergessen.“ Günther Busch bekam sogar mit 
seiner Frau noch einen Urlaubsplatz. Am 7. September des Jahres, in dem Pieck gestorben 
war, fuhren wir nach Sachsen.  
 
Hall: 
Ist Ihnen bekannt, ob die Vorstudienabteilung Einfluss in den Universitätsgremien erzielen 
konnte? 
 
Busch: 
Der Direktor war Mitglied des Senats. Ich weiß nicht, ob die Studenten in den 
Universitätsgremien sehr aktiv waren. Wir hatten damit zu tun, unser Pensum zu schaffen. 
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Hall: 
Aber Manfred Haiduk beispielsweise … 
 
Busch: 
Der war auch bei uns in der Partei führend. Im Februar 1949 bin ich in die SED eingetreten. 
Die haben mir auch geholfen. Ich hätte sonst vielleicht aufgegeben. Wir hatten eine gute 
Kameradschaft. Wir waren mit dem Stoff auch sehr belastet. Es war etwas völlig Neues, nach 
den langen Kriegsjahren und der Gefangenschaft dorthin zu kommen und sich mit der Theorie 
auseinanderzusetzen.  
 
Hall: 
Gab es ein besonderes Bewusstsein an der Vorstudienabteilung studieren zu dürfen? 
 
Busch: 
Ja, das gab es schon. Schließlich waren wir stolz an der Universität zu sein. Beim vorletzten 
Absolvententreffen hat der Rektor, Prof. Wendel, gesprochen, was mich gewundert und auch 
gefreut hat. Er sprach allerdings vom Standpunkt des Werksstudenten, der abends studiert und 
morgens im Werk richtig arbeitet. Das führte Wendel an, nicht das Arbeiter- und 
Bauernstudium. Wir haben ja keine Not gelitten. Wir haben ein gutes Stipendium bekommen. 
Ich habe 180 Mark erhalten.  
Als Student später war mein Stipendium noch höher. Ich war verheiratet und meine Frau hatte 
einen Sohn aus erster Ehe. Ihr früherer Mann ist 1941 mit der Bismarck untergegangen. Sie 
hatte mich gesehen, als ich in Rostock 1942 Soldat war. Ich kam aus Russland von der Front 
und war für ein Dreivierteljahr wieder in Rostock. Ich hatte sehr viel Glück während des 
Krieges. Der Spieß, den ich vom Divisionsstab in Frankreich kannte, hatte mich hier zufällig 
getroffen. Er war ein schneidiger Soldat und fragte mich: „Was machen Sie denn hier?“ Ich 
sagte: „Ich bin auf Urlaub hier, Herr Hauptfeldwebel.“ „Was, sind Sie noch GVH1111? Unser 
Bataillon ist in Elbing und wir sind Ersatzkommando hier in der Kaserne. Sie kommen 
zurück.“ Da hat er da angerufen und als ich aus dem Urlaub zurückkam, wurde ich nach 
Rostock versetzt. Da habe ich meine Frau kennen gelernt. 
Ich war immer gut angezogen, hatte lange, wellige Haare und eine Brille. Da hat sie gedacht, 
dass ich bestimmt ein Student wäre. Dann sprach sie mich in der Kröpeliner Straße in der 
Straßenbahn an. Das war nach den schweren Bombenangriffen auf Rostock. „Och“, dachte 
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ich, „eine hübsche Frau, die dich hier anspricht.“ Aber dann musste ich am Steintor 
aussteigen. Ich wollte zu meinen Eltern. Die Busse fuhren ja noch im Krieg. Sogar viel öfter 
als jetzt. Meine Frau kam aus Neubukow. Ursprünglich waren sie aber Siedler aus Kassel, die 
im Zuge der „Osthilfe“ unter Brüning hierherkamen. Die hatten ungefähr 180 Morgen und 
alle die gleichen Typenhäuser dort. Morgens sagte ich zu meinem Kameraden auf dem 
Zimmer: „Gestern habe ich eine nette Frau kennen gelernt. Aber wie das so ist: Ich wollte Sie 
fragen, ob wir uns wiedertreffen könnten, aber … eigentlich schade …“. Sonntags sind wir ins 
Terrassencafé gegangen. Das war ein sehr hübsches Café und wir haben dort gesessen und 
Kuchen gegessen. Da sah ich plötzlich die Frau aus der Straßenbahn wieder. Dann bin ich 
gleich zu ihr gegangen und wir sind zusammengeblieben, haben uns verlobt und geheiratet.  
 
Hall: 
Welchen Einfluss hatte die SED-Fakultätsgruppe an der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät? 
 
Busch: 
Die war natürlich führend an der Fakultät. Das habe ich aber erst mit der Zeit gespürt. 
Politisch waren wir ja nicht sonderlich gebildet. Wir sind durch die Theorie zum Marxismus 
gekommen, wie Karl-Eduard von Schnitzler, obwohl ich den Kapitalismus ja erlebt habe. Als 
Maurer haben wir im Akkord gearbeitet und noch nicht einmal den versprochenen Lohn 
erhalten. Der Akkordlohn lag eigentlich bei 65 Pfennig für das Verputzen. Dafür mussten wir 
die Decken verrohren, ein Gerüst bauen, Kalk machen und reintragen und dann mit Gips 
verputzen. Das war eine schwere Arbeit. Bei Arnold Rathke und Sohn – „Viel Arbeit und 
wenig Lohn“ – bekam ich 55 Pfennig dafür. Ich war ein guter Maurer. Ich hatte Kraft. Ich 
habe auch nie geraucht – nicht eine Zigarette. Ich habe einen Sack Zement (das war ein 
Zentner, also etwa 50 kg) einfach so hochgenommen. Das hat mir keiner nachgemacht. Da 
war ich 18 Jahre alt. Von der Arbeiterklasse wurde in dieser Zeit jedenfalls nicht gesprochen.  
 
Hall: 
Gab es Konflikte zwischen den ABF-Studenten und den Studenten im Fachstudium? 
 
Busch: 
Die ABF-Studenten waren sehr Bewusste. Sie wurden auch entsprechend eingesetzt. Als ich 
nach Greifwald kam, waren am Historischen Institut viele Kugelkreuzler, also von der Jungen 
Gemeinde. Da waren viele bürgerliche Studenten, und wir kamen zu dritt von der ABF in 
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Rostock und haben dort erst einmal auch politisch etwas gemacht. Man musste den 
Marxismus aber erst einmal richtig lernen. Wir hatten die Ausbeutung ja lange mitgemacht.  
 
Hall: 
Wie war das Verhältnis im Lehrerkollektiv? 
 
Busch: 
Das war an und für sich ganz ordentlich. Mit einigen hatte ich besseren Kontakt, als mit 
anderen. 
 
Hall: 
Aber Sie sagten doch, dass Sie die Stühle dort zerschlagen haben. Warum haben Sie das 
getan, wenn das Verhältnis ganz ordentlich war? 
 
Busch: 
Ich hatte selbst schuld daran, weil ich zu viel getrunken hatte. Das kam einfach so ihn mir 
hoch, weil einige der Lehrkräfte mir zu kleinbürgerlich waren. 
 
Hall: 
Können Sie sich noch an ein paar Namen erinnern. Besonders würden mich die Direktoren 
interessieren. Habe sie Lotte Jahn kennen gelernt? Sie war kurze Zeit (1948/49) 
kommissarische Direktorin? 
 
Busch: 
Sie hat zwar da unterrichtet, aber dass sie Direktorin war, wusste ich bis jetzt nicht. 
 
Hall: 
Werner Loch – sagt Ihnen dieser Name etwas? 
 
Busch: 
Der kam irgendwie aus Berlin. Er war später beim Staatssekretariat. Ich hatte aber wenig mit 
ihm zu tun. 
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Hall: 
Kannten Sie Siegfried Dunkelmann – lange Jahre Studiendirektor für Naturwissenschaften? 
 
Busch: 
Ja, den kannte ich gut. Er war Beamtensohn und kein richtiger Arbeiter. Dunkelmann war 
auch so etepetete und wurde dann irgendwie als Studiendirektor abgesetzt. Er konnte sich 
nicht gegen andere Dozenten und die Leitung durchsetzen und war wohl nicht aktiv genug. 
 
Hall: 
Über Arthur Wruck haben wir schon kurz gesprochen … 
 
Busch: 
Arthur Wruck war ein richtiger Arbeiter. Mit dem habe ich so einiges erlebt. Wir sind über 
das Land gefahren, um junge Leute anzuwerben. Wir haben auch ab und zu mal einen 
zusammen getrunken. 
 
Hall: 
1955 wurde eine „Brigade zur Einschätzung der Arbeit der Partei an der Arbeiter-und-
Bauern-Fakultät «Ernst Thälmann»“ eingesetzt.  
 
Busch: 
In dem Jahr war ich Parteisekretär. Zu meiner Zeit sind viele Dozenten in den Westen 
gegangen.  
 
Hall: 
So lautete auch die Einschätzung zur Bildung der genannten Brigade: Diese sollte Probleme 
an der ABF hinsichtlich der ungenügenden politischen Arbeit und der hohen Anzahl der 
Republikfluchten klären. In dem Dokument ist die Rede davon, dass von Seiten der 
Parteileitung der Universität Kadergespräche mit einigen Dozenten, mit Wruck, Böhm und 
auch mit Ihnen geführt wurden.
1112
 Was wurde in den Gesprächen besprochen und welche 
Schlussfolgerungen wurden gezogen? 
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 UAR, UPL 361, Einschätzung der Arbeit der Parteigrundorganisation an der ABF vom 13.11.1955 durch die 
Gen. M. Polzin, Dr. Schöler und Dr. Roger. 
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Busch: 
Da waren eben einige weggegangen und das wurde mir dann angelastet, obwohl ich darauf 
keinerlei Einfluss hatte. 
 
Hall: 
1956 wurde Arthur Wruck durch Wolfgang Brauer ersetzt. Gab es dort einen 
Zusammenhang? 
 
Busch: 
Das weiß ich nicht. Er hatte keine akademische Bildung. Das mag ein Grund gewesen sein.  
Es gab auch einige Gesellschaftswissenschaftler an der Universität, die von Parteischulen 
kamen und sehr dogmatisch unterrichtet haben. Einige haben den Sozialismus in einem 
Tafelbild (mit Mehrwert usw.) zu erklären versucht. Damit konnte man aber keinen hinter 
dem Ofen hervorlocken. Ich habe lieber erzählt und meine Erfahrungen mit dem Kapitalismus 
weitergegeben. Wolfgang Brauer hat bei mir auch hospitiert und mich gelobt, dass ich alle 
angesprochen hätte und eine rege Beteiligung im Unterricht stattfand. Das war meine Stärke. 
Ich war nachher wieder froh, kein Parteisekretär mehr zu sein. Ich war in dem Sinne kein 
Parteikader. 
 
Hall: 
Als gelernter Maurer waren Sie eindeutig der Kategorie „Arbeiter“ zuzuordnen. Wie verhielt 
es sich mit der sozialen Zusammensetzung der Studenten in den letzten Jahren der ABF? 
Waren das immer noch Arbeiter und Bauern oder hat es dort auch Veränderungen gegeben? 
 
Busch: 
Wir haben immer Arbeiter- und Bauernkinder geworben. Ich ging in die LPG, in die Werft 
etc. und habe mit den Direktoren gesprochen, um Kandidaten zu finden.  
 
Hall: 
War es eigentlich schwierig in den Betrieben entsprechende Kandidaten für die ABF zu 
finden? 
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Busch: 
Davon habe ich nicht viel mitbekommen. Die einzelnen Kandidaten haben die 
Kaderabteilungen der Betriebe für uns ausgesucht. Wir haben ihnen dann alles erklärt. Ich war 
ja auch in den Betrieben schon bekannt und kam immer gut an.  
 
Hall: 
Sie meinten zwar, dass sich die Zusammensetzung der Studentenschaft an der ABF nicht 
veränderte. Nun war es aber doch auch der Fall, dass zunehmend Kinder von Offizieren der 
bewaffneten Organe oder von Parteifunktionären der SED als Arbeiter eingestuft wurden.  
 
Busch: 
Aber die meisten waren Arbeiterkinder. Es waren auch Angestellte dabei: Wir hatten ja auch 
viele Mädchen, die waren dann oft Verkäuferinnen oder so etwas gewesen. 
 
Hall: 
Sind Ihnen Fälle bekannt, wo Studenten die Fakultät verlassen mussten? 
 
Busch: 
Ja, es sind auch welche gegangen. Als ich Student war, sind aus meiner Klasse viele freiwillig 
in die Neulehrerausbildung gegangen. Später habe ich festgestellt, dass viele Lehrer gar kein 
Abitur hatten. Ich war stolz darauf, dass ich das hatte.  
 
Hall: 
Nun gab es aber auch Fälle, wo die Studenten nicht freiwillig gegangen sind, sondern weil es 
Disziplinarverstöße oder … 
 
Busch: 
Ja, einen hatten wir auch in der Klasse. Solche politischen Gründe sind aber eher selten 
gewesen und waren nicht typisch. Im Großen und Ganzen waren die meisten, auch politisch 
gesehen, gute ABF´ler. 
 
Hall: 
Als Sie Dozent an der ABF  waren, wurde sehr stark gegen die Junge Gemeinde agitiert … 
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Busch: 
Da gab es auch noch Kirchenaustritte. Ich weiß noch, dass ich an der ABF bei der  
Parteiaufnahme danach gefragt habe, sozusagen die Gretchenfrage: „Wie hältst du es mit der 
Religion?“ Es gab einen Studenten, der meinte, er könnte noch nicht aus der Kirche austreten, 
weil seine Mutter sehr religiös war. Solche Gewissensfragen sind dort häufiger aufgekommen. 
Es wurde sicher auch ein bisschen Zwang ausgeübt. Schließlich ist es schon Zwang, wenn 
sich jemand bekennen muss. 
 
Hall: 
Eberhardt Lehmann ist ein Beispiel für einen kirchlich gebundenen Dozenten: Kannten Sie 
ihn? 
 
Busch: 
Ja, der war neuapostolisch.  
Als wir 1963 aufgelöst wurden, gab es für viele die Frage: „Wo gehst du nun hin?“ Alle 
wollten gerne an der Universität bleiben – wegen des Status. Ich war bereits in einem 
Doktorandenseminar, doch das musste ich abbrechen. Ich hatte eine Familie zu ernähren und 
ein Haus zu bewirtschaften, da kam ich mit den 600 Mark als Aspirant nicht aus. Das konnte 
ich nicht machen. Da kam Brauer zu mir und sagte: „Du Günther, bei der Bauunion da suchen 
sie Lehrer für Abiturklassen.“ Das war genau das Richtige für mich, schließlich hatte ich 
Maurer gelernt. Sie kamen dann auch gleich auf mich zu und wollten, dass ich dort 
Abteilungsleiter werde, weil sie mich schon aus der Partei kannten. Zunächst wollte ich 
diesen Posten nicht übernehmen, weil ich ja erst ein halbes Jahr dort war und die anderen 
Lehrkräfte sich schon 10-15 Jahre kannten. Doch als ich dann ein paar Genossen hinter mir 
hatte, die meinten: „Mensch Günther, mach das doch!“, habe ich die Abteilung für Theorie 
übernommen. So war der Sozialismus: Hattest du keine Genossen bei dir, dann warst du 
schnell erledigt. Die größte Triebkraft im Sozialismus war auch Neid und Missgunst. Nach 
dreieinhalb Jahren hatte ich genug davon und gab die Funktion ab. Ich hatte auch viele gegen 
mich, die versucht haben … Das Entscheidende war aber, dass ich die Erwachsenenbildung 
an der Betriebsakademie (Abteilungsleiter für Aus- und Weiterbildung der Werktätigen) 
übernehmen konnte. 
 
Hall: 
Wie verlief der Tagesablauf an der Vorstudienabteilung bzw. ABF? 
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Busch: 
Das war eine schwere Zeit. Wir haben um sieben Uhr angefangen und bis zwei Uhr Unterricht 
gehabt. Das war wie in der Schule. Aber ich wollte das auf jeden Fall schaffen. Als 
Jungvolkführer hatte ich schon so einiges von den höheren Schülern dort gelernt – einige 
lateinische Sprüche usw. Nach dem Unterricht saß ich jeden Nachmittag zu Hause und bin 
alle Fächer durchgegangen. Die Jahre waren schnell vergangen, bei dem ganzen Gepauke. 
 
Hall: 
Können Sie etwas zu den entscheidenden Ereignissen vom Juni 1953, dem Volksaufstand in 
der DDR und dem Krisenjahr 1956, mit den Aufständen in Polen und Ungarn sagen? Wie 
haben sie diese Geschehnisse damals aufgenommen. Wie wurde an der ABF darüber 
diskutiert? 
 
Busch: 
1953 habe ich meine Abschlussarbeit geschrieben und als dieser Aufstand war, habe ich 
abgeschirmt in Brinckmansdorf an der Arbeit gesessen. Als ich dann in Greifswald war, 
herrschte zwar noch Ausnahmezustand aber davon habe ich wenig gespürt. Ich habe mich auf 
meinen Abschluss konzentriert. 
Als die Vorfälle in Ungarn waren, war ich bereits Dozent an der ABF. Das waren schlimme 
Dinge, die dort passiert sind: Sie haben Genossen einfach aufgehängt. Das wurde hier 
bekannt. Wir wurden darüber informiert und es wurde auch darüber gesprochen aber wir 
haben uns von diesen Dingen distanziert. Die Dozenten und Studenten standen hinter dem 
System. Vielleicht gab es einzelne Ausnahmen. Viele haben in dieser Zeit auch die Flucht gen 
Westen ergriffen. Da habe ich noch so gedacht: „Jetzt bist du Parteisekretär und die hauen 
hier einfach ab.“ 
 
Hall: 
Schon 1957 gab es Pläne vom Staatssekretariat für Hochschulwesen, die Arbeiter-und-
Bauern-Fakultäten umzustrukturieren und die Anzahl zu reduzieren. Haben Sie davon etwas 
mitbekommen? 
 
Busch: 
Nein, das habe ich nicht. Es hieß später, als die Schließung der ABF in Rostock anstand, das 
war vorher schon ein oder zwei Jahre im Gespräch: „Jetzt sind die Erweiterten Oberschulen 
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so weit, dass sie auch die entsprechenden Kader erziehen können.“ Dann ging es eben um die 
weitere Zukunft der Lehrerschaft.  
Ich weiß noch, dass Volker Hildebrand nach Wismar ging, weil er dort ein Verhältnis hatte. 
Er war eigentlich mit Kriemhild Hildebrand verheiratet, die auch an der ABF Dozentin war. 
Da hatte die Partei auch Schuld: Einige Genossen spielten die Moralapostel und meinten, er 
solle sich scheiden lassen und die andere heiraten usw. Das war diese völlig übertriebene 
sozialistische Moral. Durch solchen Quatsch entstanden nur lauter Heuchler. Wenn ich mal 
einen trinke, dann trinke ich einen und frage doch nicht vorher die Partei. Hauptsache man 
machte seine Arbeit vernünftig. Das waren so kleinbürgerliche Typen, wie Klagge. Diese 
engen Dogmatiker mochte ich nicht. Die haben mich immer angekotzt.  
 
Hall: 
1958 wurde in der SED eine Revisionismusdebatte geführt. Hatte dies Einfluss auf die 
Dozenten an der ABF: Wurde strenger darauf geachtet, dass die Linie der Partei auch im 
Unterricht verfolgt wird? 
 
Busch: 
Ja, es wurden oft Hospitationen durchgeführt. Einige konnten den Sozialismus aber auch 
einfach nicht vernünftig darstellen. Man muss hierzu das wirkliche Leben kennen und die 
Theorie. Wer das nicht konnte, konnte so etwas auch nicht unterrichten. Ich habe immer 
wieder Beispiele in den Unterricht gebracht.  
 
Hall: 
Wurde an der ABF bis zum Schluss das Vollabitur angeboten? 
 
Busch: 
Wir hatten immer Zwei- und Dreijahreskurse. Wer die zehnte Klasse besucht hatte, kam meist 
in einen zweijährigen und wer nur acht Klassen hatte, in den dreijährigen Kurs.  
 
Hall: 
Sie konnten an der Vorstudienabteilung/ABF kostenlos ihr Abitur nachholen und haben ein 
Stipendium erhalten. Hat dies dazu geführt, dass Sie sich loyaler gegenüber der Regierung 
der DDR oder der Partei der Arbeiterklasse verhalten haben? 
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Busch: 
Natürlich habe ich den Klassenstandpunkt angenommen. Durch diese Zeit bin ich etwas 
geworden. Beispielsweise hat mein Schwager mal zu mir gesagt: „Du hast das alles durch die 
Partei bekommen.“ – „Wie, durch die Partei? Das hättest du doch auch machen können.“ Da 
habe ich mich sehr geärgert. Die Partei hatte zwar den Weg für mich geschaffen, die 
gesellschaftliche Entwicklung war entsprechend, dass ich studieren konnte. Aber ich musste 
mich extrem anstrengen. Jeder hätte sich hinsetzen können. Es war nicht einfach für mich. Ich 
war ja immerhin schon 30 Jahre alt und sonst machte man das Abitur mir 18 oder 19. Ich war 
immer ein bisschen strebsam gewesen und hatte Führungstalent. Ich war z. B. Fähnleinführer 
in der DJ für Brinckmansdorf und Dierkow – Fähnlein 31. Das habe ich aber in der DDR 
nicht erzählt. 1937 war ich, von der DJ aus, auf dem Parteitag der NSDAP. Da waren wir die 
Elite aus Rostock. Da ist Hitler mit seinem Stellvertreter Heß vorbeigefahren. Das war sehr 
ergreifend. Wir wussten wohl auch, dass der Krieg kommt, aber wir waren … Mein Vater 
wurde allerdings 1932/33, als die Nazis an die Macht kamen, aus dem Polizeidienst entlassen. 
Er war Schutzmann. Er war kein Antifaschist aber er hatte wohl etwas gemacht, woraufhin sie 
ihn entlassen haben. Sein Glück, denn 1945 haben die Russen die ganzen Polizisten abgeholt 
und nach Neubrandenburg gebracht. Mein Onkel war Aufseher in Bützow, Dreibergen. Den 
haben die Russen totgeschossen.  
Ich hatte sehr viel Glück in meinem Leben, vor allem auch im Krieg, so wie bei dem Spieß, 
von dem ich erzählte, dass er mich nach Rostock holte. Ich war als Soldat immer zackig, 
exakt und zuvorkommend, aber nicht anbiedernd. Ich sah auch gut aus und war gepflegt. Ich 
hatte lange Haare und der Stabsfeldwebel, so ein Komisskopp, wollte, dass ich mir die 
abschneiden lasse. Mein Spieß, der Hauptfeldwebel, hat mich dann aber immer verteidigt: 
„Was hast du gegen ihn. Der sieht doch gut aus mit seinen langen Haaren. Der sieht doch 
gepflegt aus.“ Dann war der aber mal auf Urlaub und der Stabsfeldwebel rief mich zu sich: 
„Obergefreiter Busch!“ – „Jawohl, Herr Stabsfeldwebel.“ – „Sie gehen sich jetzt die Haare 
schneiden und melden sich um drei Uhr bei mir.“ – „Jawohl!“, sagte ich aber innerlich dachte 
ich: „Was machst du jetzt bloß?“ Ich hatte schöne Haare und ging immer zum Damenfriseur, 
wo sie zu mir sagten: „Die Dauerwelle liegt so schön bei Ihnen.“ Ich wollte die nicht 
abschneiden lassen. Da fiel mir ein, dass ich vor drei Wochen Wache hatte: Ich war 
Wachhabender am Kasernentor und der Komisskopp kam an und wollte die Schlüssel vom 
Sankerwagen. Ich gab ihm die und dann sah ich, wie er mit ein paar Frauen nach 
Warnemünde fuhr. Nach einer Stunde kamen sie wieder. Das war nach Mitternacht. Als mir 
diese Sache einfiel, waren meine Haare gerettet. Ich ging dann zu seinem Putzer, diese Brüder 
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hatten alle Putzer und sagte ihm: „Wenn ich mir meine Haare schneide, dann ist er seine 
Tressen (Paspelierung) los. Sag ihm mal: Im Sankerwagen nach Warnemünde. Mehr brauchst 
du nicht sagen.“ Nach einer Stunde kam er wieder und sagte: „Du brauchst die Haare nicht 
schneiden.“ Wie oft hatte ich solche Dinge.  
Als ich Anfang September 1942 wieder von Rostock nach Elbing kam, da ging alles schon 
auf Stalingrad zu, rief mir ein Obergefreiter auf dem Kasernenhof zu: „Hallo, kannst du dich 
noch an mich erinnern?“ Das war der Schreiber bei der Division, der mir abends immer die 
Befehle gegeben hat, wenn ich die Nacht als Kradmelder durchfahren musste. Da ging einen 
aber immer die Muffe, wenn man nachts durch die Wälder fahren musste. Der fragte mich, ob 
ich noch GVH wäre und meinte: „Morgen früh kommst du zum Arzt und dann kommst du in 
den Osten. Alles geht nach Stalingrad. Du musst heute noch hier weg.“ – „Wie denn?“ – „Wir 
haben Abstellung …“. Abends, um sechs Uhr, war Appell und ich wurde aufgerufen: 
„Abstellung nach Radom: Busch.“ Die Schreiber hatten die Macht.  
 
Hall: 
Abschließend noch eine Frage zur ABF: Die Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten hatten zwei 
wichtige Aufgaben: Einerseits sollten sie Chancengleichheit herstellen und die Diskrepanz an 
den Universitäten, was die Anzahl der Arbeiter- und Bauernstudenten betraf, ausgleichen. 
Andererseits hatten sie auch klare gesellschaftspolitische Ziele: Die Schaffung einer 
sozialistischen Universität und die Heranbildung von Kadern für wichtige Positionen in 
Gesellschaft und Politik. Sehen Sie aus dem Rückblick diese Ziele als erfüllt an? 
 
Busch: 
Ich denke schon. Die Aufgaben, die diese Fakultäten hatten, haben sie erfüllt. Es gab sicher 
immer ein bisschen Schrott am Wege, aber die Aufgaben sind erfüllt worden. Wenn ich 
schaue, wie viele der Absolventen Professoren geworden sind. Ich selbst bin mit 59 Jahren 
noch Oberlehrer geworden. 
 
Hall: 
Ich habe davon gehört, dass die Nachfolge der ABF das Industrieinstitut an der Universität 
übernommen hätte. 
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Busch: 
Ja, das waren aber wiederum nur Zweijahreskurse. Neben dem Wohnheim in der heutige 
Sankt-Georg-Straße lag das Industrieinstitut. Die haben direkt für die Industrie, für die 
Werften, ausgebildet. Die hatten aber einen anderen Charakter als die ABF. 
 
Hall: 
Danke für Ihre Informationen, die interessante Einblicke, nicht nur in die Zeit der ABF, 
ermöglichen. 
 
Transkription des Zeitzeugengespräches vom 09.05.2008 mit Gerda Martin 
 
Gerda Martin: 
Ich wurde 1929 geboren. Meine Mutter war Hausfrau und mein Vater Zimmermann. Ich hatte 
noch eine ältere Schwester und bekam dann noch einen jüngeren Bruder. Wir lebten in 
Niederschlesien, was heute zu Polen gehört. Ich besuchte dort erst die Grundschule und dann 
ein Lyzeum
1113
. 1945 flüchteten wir, inzwischen war mein Vater bei einem Bombenangriff 
umgekommen, und meine Mutter kam mit meinem jüngeren Bruder und mir hier in der 
Landwirtschaft unter. Wir haben dort kräftig mitgearbeitet. Zum Oktober 1945 ging ich nach 
Rostock in die Oberschule, die Goetheschule – sie wurde erst später zur EOS. Ich machte 
mein Abitur 1948, unter schweren Entbehrungen unserer Familie. Meine Mutter kam 1946 
oder 1947 mit meinem Bruder auch nach Rostock. Meine große Schwester war 
Krankenschwester. Mein Bruder lernte Maurer. So kam es, dass ich in Rostock von 1948-53 
meine Lieblingsfächer Biologie, Chemie und Körpererziehung studierte. In den letzten 
Schuljahren war ich auch zum Sport vorgestoßen und während des Studiums betrieb ich 
Leistungssport. Ich war auch zu Studentenweltmeisterschaften delegiert, war allerdings 
verletzt und konnte nicht teilnehmen. Ich habe kein Diplom gemacht, sondern das 
Staatsexamen. Ich hatte schon während der Schulzeit Nachhilfeunterricht, vor allem in 
Mathematik, gegeben. In Schlesien hatten wir bis zum Sommer 1944 Unterricht.  
Nach dem Studium wollte ich in einen Beruf einsteigen, der sich auch mit dem Sport 
verbinden ließ. Es war mein Wunsch, Lehrer zu werden. Ich wollte mich bewerben und ging 
hier zum Schulamt. Da hätte ich nur in unteren Klassen Chemie und Biologie unterrichten 
können. Das wollte ich aber nicht. Ich hatte ja die Ausbildung für die heutige Sekundarstufe 
II, das Gymnasium. Da kam es mir sehr entgegen, dass mich vom Sportklub in Jena, Trainer 
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und Sportler ansprachen, ob ich nicht nach Jena kommen wollte. Sie sagten: „Lehrer kannst 
du auch bei uns werden. Dafür musst du nicht in Rostock bleiben.“ Da fuhr ich hin und habe 
mich zunächst beim Schulamt beworben. Ich habe mich dann auch bei der ABF beworben 
und dort haben sie mich nach einem Gespräch, das der Studiendirektor, Dr. Stamfort – der 
Mathematiklehrer von Altbundeskanzler Helmut Kohl – mit mir führte, sofort genommen. So 
fuhr ich im April 1953 nach Jena und habe dort an der ABF begonnen. Die ABF hat mir sehr 
entgegenkommend einen Stundenplan gebaut, der mit meinem Leistungssport in Einklang 
stand. Ich konnte also meinen Leistungssport voll betreiben. Ich war sehr für den Sport 
eingenommen, was meine Lebenshaltung charakterisierte. Ich hätte auch an einer Schule 
unterrichtet, wenn es möglich gewesen wäre, aber es bot sich eben aus Zufall die ABF an. In 
diesen drei Jahren, in denen ich in Jena an der ABF gearbeitet habe, wurde ich natürlich völlig 
integriert und habe sehr schöne Lehrjahre dort gehabt. Als die ABF in Jena eingeschränkt 
wurde – wir haben in zwei Zyklen, am Vormittag und am Nachmittag unterrichtet, das war 
eine sehr große Einrichtung, mit sehr vielen Studenten und einem großen Kollegium (in 
einem Jahrgang über 20 Gruppen) – und inzwischen war auch meine Mutter in Rostock 
erkrankt, überlegte ich, wieder nach Rostock zurück zu gehen. In Absprache zwischen den 
Direktoren der ABF in Rostock und Jena hat es geklappt, dass ich an die ABF nach Rostock 
gekommen bin. Hier habe ich keinen Leistungssport mehr betrieben. Ich hatte aus 
gesundheitlichen Gründen – aufgrund einer Knieverletzung – aufgehört und konnte mich nun 
voll meinem Beruf zuwenden. Das hatte ich in Jena aber auch schon getan und hatte auch 
Leistungszulagen und Belobigungen erhalten. Wenn ich mich nicht so engagiert hätte, wäre es 
nicht organisiert worden, dass ich nach Rostock komme. Hier habe ich bis zum Schluss, bis 
1963, gewirkt und danach – das wurde auch vermittelt – ging ich an die Kinder- und 
Jugendsportschule. Das war sehr günstig für mich, als ehemalige Leistungssportlerin an die 
Sportschule zu kommen. Das war mein Lebenslauf. 
 
Hall: 
Wann sind Sie an die ABF in Rostock gelangt? 
 
Gerda Martin: 
Das war 1956. Angefangen habe ich in Jena, mitten im Semester, im April 1953 und bin im 
September 1956 nach Rostock gekommen. 
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Hall: 
Haben Sie festgestellt, dass das Verhältnis der Dozenten untereinander bzw. zu den Studenten 
in Jena ein anderes war als in Rostock? Die ABF in Jena war ja wesentlich größer. 
 
Gerda Martin: 
Wir hatten sehr gute Fachzirkel in Jena, vor allem in Biologie, und später auch noch Kontakt. 
Ich war auch mit einigen befreundet. Natürlich musste ich mich in Rostock erst wieder 
umstellen. Die Studenten in Thüringen waren ganz anders geartet. Die waren irgendwie 
offener und herzlicher. Nun war ich auch als Sportlerin bekannt und sehr viele Studenten 
waren sportbegeistert. Sie kannten mich auch außerhalb der ABF. Ich hatte bei den Studenten 
dort einen sehr guten Stand. Ich war sehr jung, mit meinen 24 Jahren. Ich hatte Studenten, die 
viel älter waren, als ich. Einige waren schon 30 und vorher Neulehrer oder Krankenschwester. 
Trotzdem ging das reibungslos. Man wurde fachlich gefordert, dadurch dass manche 
Studenten z. B. als Krankenschwestern, Landwirte oder Förster z. B. auf dem Gebiet der 
Biologie bzw. als Chemiefacharbeiter in Chemie, schon gute Vorkenntnisse hatten und mit 
ihren Anfragen und ihrem Wissen zum Unterricht beitrugen. Das war ein sehr schönes 
Arbeiten, und man hat sich gegenseitig gefordert. Man musste schon etwas bieten. 
 
Hall: 
Sie sagten, dass es einen charakterlichen Unterschied zwischen den Studenten in Jena und 
Rostock gab. Gab es auch einen Unterschied in der sozialen Herkunft? Mecklenburg war und 
ist ja eher ländlich geprägt. 
 
Gerda Martin: 
In Rostock sagten wir zu den Mädchen, die vom Lande aus den Hühnerställen kamen, 
Hühnerfeen. Auch in Jena gab es welche, die aus dem Thüringer Wald kamen und so richtige 
Waldschratte waren. Aus dieser Warte gab es keine Unterschiede. Aber das Wesen der 
Studenten hier war wesentlich zurückhaltender. Ich hatte mal vertretungsweise Sport zu 
unterrichten. Einige haben sich da sehr auf den Schuh getreten gefühlt. Da habe ich zu viel 
verlangt. Das hätte ich vielleicht nicht machen sollen. Als Leistungssportlerin habe ich mich 
auch immer selbst sehr gefordert, und als ich sie dann anstachelte, war ich bei denen gar nicht 
gut angeschrieben. Das übertrug sich dann auch auf den Fachunterricht, und die saßen dann 
genauso gnatzig vor mir.  
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Ich kann mich aber nicht beklagen, denn es waren sehr viele begeisterungsfähige Studenten 
da – vom Lernen her sowieso. Wir waren zusammen auf Biologieexkursion oder bei der 
Besichtigung von Betrieben (damals fing die polytechnische Ausbildung an – das gab es in 
Jena noch nicht). Wir sind von Rostock aus mit Studenten in Industriebetriebe nach 
Mitteldeutschland gefahren und haben uns diese angesehen. Ich habe auch in die 
Landwirtschaft Kontakte geknüpft und wir sind zur Kartoffelernte gefahren. Auf solchen 
Fahrten und Exkursionen war der Kontakt wirklich gut. Da gab es keine Probleme. Aber ich 
sagte ja, die Mentalität war anders. 
 
Hall: 
Sie waren auch bei Zulassungsgesprächen dabei. Wann wurden Bewerber nicht genommen? 
Sie hatten während des Gespräches mit Ihrem Mann einen Fall erwähnt. 
 
Gerda Martin: 
Sie sind selber zurückgetreten, als sie erfuhren, was sie nach dem Studium machen könnten: 
„Sie können Lehrer, Arzt usw. werden.“ Dann kam die Frage: „Was verdient man denn 
dann?“ Da sagte ein Kollege: „Ich kriege 800 Mark.“ Da haben die drei Kandidaten, die vor 
uns saßen gesagt: „Was!? Erst sollen wir studieren, mit einem kleinen Stipendium, und dann 
später bloß 800 Mark verdienen!?“ Da haben sie die Unterlagen liegen lassen und waren weg. 
Sie sind von sich aus zurückgetreten, weil sie in ihrem Beruf mehr verdienten. Das hat sich 
mir eingeprägt, war aber nicht typisch.  
Wir hatten viele Leute in den Prüfungen und haben eine Einschätzung abgegeben, ob die 
geeignet oder weniger geeignet waren. Wir haben keinen Bescheid übergeben. Das wurde 
nach den schriftlichen Prüfungen, in Rostock, entschieden. Das habe ich nicht gemacht und 
deshalb weiß ich nicht, ob viele von denen ausgeschieden sind oder nicht. Aus meiner Klasse 
weiß ich, dass viele an den Deutschkenntnissen gescheitert sind. Deutsch und Mathe waren 
die beiden Fächer, an denen sie gescheitert sind. Manchmal trat es gehäuft auf und dann hat es 
wieder ein ganzer Jahrgang von der Aufnahme bis zum Abitur geschafft. 
Ich muss noch erwähnen, dass ich inzwischen eine Familie und Kinder hatte. Das erste Kind 
wurde noch in meiner Zeit an der ABF geboren. 
 
Hall: 
Waren Sie politisch tätig? 
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Gerda Martin: 
Ich habe die ersten beiden Jahre meine Aufgabe im Sport gesehen. Das wurde uns auch so 
gesagt und wurde anerkannt. Ich war nur in der FDJ und im DTSB
1114
. In Jena kam ich in den 
FDGB. Das war so üblich. In der Deutsch-Sowjetischen Freundschaft war ich dann auch. Das 
war immer sehr gesellig. Ich kann nicht einmal genau das Jahr sagen, wann ich in die Partei 
eingetreten bin – vielleicht 1959. 
 
Hall: 
Das Gros des Lehrkörpers war doch sicherlich in der SED organisiert? 
 
Gerda Martin: 
Ich war auch lange parteilos. Es gab noch mehr parteilose Dozenten. Wir haben uns nicht 
irgendwie zusammengeschlossen … 
 
Hans-Joachim Martin: 
Wenn ich mich hier mit einer Episode einschalten darf. Ein Freund von uns sagte mal: „Die 
an der ABF waren ja alle in der Partei!“ Ich musste ihn korrigieren, denn die Studenten in der 
ABF waren zu einer Minderzahl in der Partei. 
 
Hall: 
Ich fragte Ihre Frau aber nicht nach den Studenten, sondern nach den Dozenten. 
 
Hans-Joachim Martin: 
Das war mit den Dozenten ganz genauso: Kreienbring, Lehmann, Lübcke, Winkel, Lindner, 
Zarnke, Daebler und noch andere – man kann sie alle gleich aufzählen, die parteilos waren. 
Es war nicht so, dass da nun ein Monolith von Parteiangehörigen bestand.  
 
Gerda Martin: 
Daebler, der hat mit den Studenten sehr viel Kulturarbeit betrieben. Da hat er mich auch 
eingespannt, ob ich wollte oder nicht. Da musste ich eine Volkstanzgruppe übernehmen. Das 
habe ich auch gemacht und obwohl ich nie eine Ausbildung als Volkstänzerin hatte, war das 
sehr erfolgreich. Wir sind dann mit der Gruppe bei Wahlveranstaltungen, Abschlussfesten 
usw. aufgetreten.  
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Hall: 
Vielleicht können Sie kurz den Tagesablauf an der ABF rekonstruieren? 
 
Gerda Martin: 
Die meisten waren im Internat untergebracht. Wenn man Studenten außerhalb der 
Unterrichtszeit treffen wollte, fand man sie im Internat. Der Unterricht begann morgens und 
dann liefen die Stunden ab. Als Dozenten hatten wir etwa zwanzig Stunden Unterricht in der 
Woche. Ich hatte vier bis fünf Stunden täglich im Wechsel zwischen Biologie und Chemie. 
Als das mit der Polytechnik begann, haben wir etwas sehr schönes in Rostock eingerichtet, 
was es in Jena nicht gab: Einen sehr großen und schönen Laborraum. Ein Teil des 
Chemieunterrichts wurde in diesem Laborraum erteilt und das war für die Studenten erstens 
interessant und zweitens auch sehr bildend. Sie haben später gesagt, dass sie gerade durch die 
praktischen Tätigkeiten, dadurch, dass sie diese Versuche selbst machen konnten, einen 
Vorteil gegenüber anderen Kommilitonen im Fachstudium hatten, die das nicht kannten. Sie 
waren da versiert. Auch die nachfolgende Schule, die diesen Raum übernahm, war darüber 
glücklich. Wir hatten so viele Plätze, dass selbst in größeren Klassen jeder dort mitmachen 
konnte. Das erforderte allerdings von uns sehr viel Vorbereitung. Die Fächer Geschichte, 
Englisch oder Mathe waren in dieser Hinsicht problemloser. In der Biologie waren wir auch 
gut eingerichtet, was das Mikroskopieren und Experimentieren betraf. Die Studenten waren 
sehr interessiert. Als ich anfing, mit ihnen zu präparieren, da verging bald keine Woche, in der 
sie keine Tiere anbrachten, die sie präparieren wollten. Es gab eine Begeisterung an diesen 
Dinge, die ich an der EOS nicht erlebt habe und die manche andere auch nicht erlebt haben. 
Ich habe auch Jahresarbeiten vergeben und da haben sie Hundeskelette und Schafsskelette 
präpariert. Beim Hund hat der Student gesagt, dass er dafür drei Hunde gebraucht hat, um ein 
Hundeskelett aufzubauen. Er war allerdings vorher Schlachter und hat nachher Medizin 
studiert. Das sind Sachen gewesen, die begeistert haben. 
 
Hall: 
Ich hoffe, die Hunde sind natürlichen Todes gestorben. 
 
Gerda Martin: 
Das weiß ich nicht. Da habe ich auch nicht nachgeforscht. Damals gab es auch viele Frösche. 
Wir haben viele Frösche seziert. Heute hätte man gar nicht mehr so viele und darf das auch 
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nicht mehr, aber damals haben wir das gemacht. Ich will damit sagen, dass wir schon eine 
ganze Menge in den Unterricht investiert haben. Aber der Wissensdrang der Studenten, etwas 
zu erlernen und zu erforschen, war ja auch da. Das machte uns auch Spaß. 
 
Hall: 
Es gab die Vorgabe möglichst auch sozialistische Inhalte in den Fachunterricht mit 
einzubinden. Wie haben Sie das bei Ihren Fächern gemacht? In Geschichte und 
Gesellschaftswissenschaften war das ja etwas anderes als in der Chemie und Biologie. 
 
Gerda Martin: 
Die hatten das einfacher. Wir haben natürlich versucht, die Studenten kamen ja aus einer LPG 
oder einem Volkeigenen Betreib … aber so vordergründig war das nicht. 
 
Hans-Joachim Martin: 
Wenn ich mich noch einmal einschalten darf: Ich kann mich an eine Geschichte erinnern, da 
ging es um die Atomphysik, die Atombombe usw., da hatte ich ein Buch aus dem Westen, in 
dem ein Wissenschaftler schrieb, dass mit einer Atombombe, die relativ wenig kostet, sehr 
viele Menschen auf einen Schlag getötet werden können. Das habe ich natürlich im Unterricht 
ausgeschlachtet, wie ein Wissenschaftler seine Arbeit, die zum Tode von Menschen führt, 
unter ökonomischen Gesichtspunkten betrachtet. 
 
Gerda Martin: 
In Biologie und Chemie kann ich mich nicht so sehr darauf besinnen. 
 
Hall: 
An der ABF und dem Wohnheim gab es eine recht straffe Organisation, wenn man sich 
beispielsweise die damalige Hausordnung durchliest. Da gab es strenge Reglementierungen, 
die unter bestimmten Gesichtspunkten sicher notwendig waren. Es gab, über die GST 
organisiert, auch einen gewissen militärischen Charakter, der sich in Wachposten vor der 
Fakultät und im Internat oder durch Appelle ausdrückte. Wie empfanden sie das? 
 
Gerda Martin: 
Das habe ich in Jena viel straffer erlebt. Hier habe ich das gar nicht mitbekommen.  
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Hans-Joachim Martin: 
Wenn so viele Menschen zusammen sind, dann muss da doch ein bisschen Ordnung rein.  
 
Gerda Martin: 
Einmal war ich mit den Studenten in einem GST-Lager. Ich war gar nicht in der GST, aber es 
ergab sich irgendwie. Da hatten wir Frühsport und so etwas. Aber ansonsten … 
Im Unterricht ging es schon sehr diszipliniert zu. Das wäre an den Schulen heute kaum 
vorstellbar. 
 
Hall: 
1956 wurde die NVA gegründet. Wurde dafür an der Fakultät geworben, dass sich gerade 
ABF-Studenten aktiv für den Schutz des Sozialismus einsetzen und zur NVA gehen sollten? 
 
Gerda Martin: 
Das wüsste ich nicht. 
 
Hans-Joachim Martin: 
Dazu könnte ich vielleicht etwas sagen. 1958 oder ´59 gab es eine Kampagne, Studenten zu 
Reservistenlehrgängen zu schicken. Wir wurden gemustert. Ich habe auch mitgemacht – Prof. 
Brauer ebenfalls. Wir waren alle mit unseren Studenten in Prora und haben dort sechs 
Wochen einen Reservistenlehrgang mitgemacht. Dann fuhren wir wieder nach Hause und 
konnten weiter studieren. Im nächsten Jahr fand das Ganze noch einmal statt – in Torgelow. 
Da war ich aber nicht mehr mit dabei. Plötzlich war damit aber wieder Schluss. Warum weiß 
ich nicht. Es wurde dabei aber keine Offizierswerbung durchgeführt.  
 
Gerda Martin: 
Wir haben Sanitätsdienst gemacht.  
 
Hall: 
Sie sind 1956 an die ABF gekommen. In diesem Jahr ist zeitgeschichtlich gesehen eine Menge 
passiert: Beispielsweise die Volksaufstände in Polen und Ungarn. Haben Sie an der ABF 
irgendwelche Reaktionen ihrer Studenten auffangen können? 
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Gerda Martin: 
Nein, eigentlich nicht. Ich kannte sie ja noch nicht so richtig und hatte noch keine privaten 
Kontakte. Da kann ich nichts zu sagen. 
 
Hall: 
Fanden Sie es gerechtfertigt, dass die ABF 1963 geschlossen wurde? 
 
Gerda Martin: 
Ich hätte weiter unterrichtet, wenn sie weiter bestanden hätte. Es ist ja tatsächlich so gewesen, 
dass im Vergleich zu den ersten Jahren, ich war ja immerhin zehn Jahre an der ABF, wenn ich 
die Jenaer Zeit da mit hineinrechne, die Studenten sehr viel jünger geworden waren. Die 
kamen zumeist gleich nach der Ausbildung, nach ihrer Lehre zu uns. Viele hatten ja eigentlich 
die Möglichkeit, auch den Weg über die normale EOS zu nehmen. Bloß es gab und es gibt 
auch heute noch so genannte Spätentwickler. Die besinnen sich wirklich erst, wenn sie schon 
im Beruf stehen. Das haben wir oft erlebt. Insgesamt konnte aber jeder durch die Schule die 
Hochschulreife erreichen. Insofern haben wir die Schließung nicht als Ungerechtigkeit 
empfunden. Es war eben so.  
 
Hans-Joachim Martin: 
Das wurde doch durch Franz Dahlem begründet. 
 
Gerda Martin: 
Auf die Schließung wurde in mehreren Veranstaltungen hingewiesen. Da kam z. B. Herr 
Wachholtz von der Volksbildung und hat mit uns diskutiert und Perspektiven eröffnet. Ich 
glaube er war damals Bezirksschulrat. 
 
Hans-Joachim Martin: 
Es ist keiner durchs Loch gefallen. Es wurde jedem Kollegen eine Stelle bereitgestellt. Man 
musste sich nicht 30 Mal irgendwo bewerben. 
 
Gerda Martin: 
Ganz im Gegenteil: Ich sollte gleich stellvertretende Schulleiterin werden. Das habe ich 
abgelehnt, weil ich noch nie an einer Schule gearbeitet hatte. Wir wurden alle untergebracht. 
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Hall: 
Wenn sie Ihre ersten Jahre in Jena betrachten und die letzten Jahre in Rostock: Hat sich an 
der sozialen Zusammensetzung und an der Vorbildung der Studentenschaft in diesem 
Zeitraum etwas verändert? 
 
Gerda Martin: 
Ja, wir hatten in Jena schon noch welche, die die letzten Kriegsjahre im Einsatz irgendwie 
miterlebt hatten. Durch diese Erlebnisse war natürlich auch die Reife entsprechend 
ausgebildet. In Rostock hatten wir später nur noch selten jemanden mit Berufserfahrung. Hier 
kamen die meisten eben direkt aus der Lehre, nachdem sie ihren Facharbeiter hatten. Diese 
Lernbewusstheit und Zielgerichtetheit ließ bei den Jüngeren schon etwas nach.  
 
Hall: 
Das war auch einer der Gründe, warum im Staatssekretariat für Hochschulwesen schon 1957 
über die Umstrukturierung bzw. Reduzierung der Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten 
gesprochen wurde. Es wurde statistisch erfasst, dass die Studenten sowohl vom fachlichen, 
als auch politischen Standpunkt nicht mehr so gut waren wie die ersten Jahrgänge. In diesem 
Zusammenhang wurde darüber gesprochen, dass eine stärkere „Erziehung der Erzieher“ an 
den Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten erfolgen müsse. Hat sich das bemerkbar gemacht? 
 
Gerda Martin: 
Natürlich wird man durch seinen Beruf beeinflusst und geformt und wir haben uns allseitig 
weitergebildet. 
 
Hans-Joachim Martin: 
Wir haben natürlich auf Fachgruppensitzungen und Parteiversammlungen darüber diskutiert, 
was man noch anders, noch besser, machen könnte. Aber die Erzieher zu erziehen … 
 
 
Gerda Martin: 
Wir haben uns schon immer gemüßigt gefühlt, uns weiterzubilden, in Fachzeitschriften zu 
lesen und uns in Fachzirkeln darüber zu unterhalten. Als ich dann an die Schule kam, hatte ich 
den großen Vorteil, dass ich auf pädagogischem und methodischem Gebiet an der ABF weiter 
gekommen war als die anderen, die in der Schule unterrichtet hatten, obwohl sie den gleichen 
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Ausbildungsweg hatten. An der ABF war das sehr stark ausgeprägt, dass wir uns gegenseitig 
fachlich, methodisch und pädagogisch weiter gebracht haben. Wir standen immer im direkten 
Kontakt mit den Studenten und kannten ihre Probleme. Ich weiß nicht, wie die Studenten das 
gesehen haben, aber ich meine, wir haben sehr viele ihrer Probleme erfasst. Das kam mir 
zugute, als ich an die Schule kam, denn die KJS
1115
 hatte ja auch ein Internat. Ich war die 
Einzige, die nun ans Internat ging und nach den Problemen dort fragte. Das brachte ich von 
der ABF schon mit. 
Ich möchte diese Schule, als Schule für mich, auch nicht missen. Die ABF war für mich gut.  
 
Hall: 
Zur Arbeiter-und-Bauern-Fakultät hat Prof. Brauer auf dem letzten wissenschaftshistorischen 
Kolloquium einen Vortrag gehalten. Er hat in seinem Referat ganz klar darauf hingewiesen, 
dass die Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten Kaderreserven, sowohl für die Partei, als auch für 
andere Organisationen, wie die Staatssicherheit, heranbildeten. Inwieweit würden Sie dieser 
Aussage zustimmen? 
 
Gerda Martin: 
Alles kann ich nicht beurteilen. Ich hatte nicht die Einblicke, die Prof. Brauer hatte. 
Kaderschmiede würde ich aber auf alle Fälle sagen. 
 
Hall: 
Es ging also schon darum eine neue Intelligenz zu bilden? 
 
Gerda Martin: 
Das würde ich auch sagen. Es gab schon einige markante Studenten, die wirklich 
herausragend waren, z. B. der  Kombinatsdirektor des Chemiekombinats Böhlen war ein 
ABF-Absolvent.  
 
Hall: 
Vielen Dank für die Informationen. 
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Ergänzung zum Transkript auf die Nachfrage vom 24.06.2008 
Hall: 
Gab es hinsichtlich der Qualifizierung der Lehrkräfte der ABF in Jena und der ABF in 
Rostock große Unterschiede? Hatte der Jenaer Lehrkörper im Vergleich zu den übrigen ABF 
der DDR einen herausragenden Ausbildungsstand?  
 
Gerda Martin: 
Grundsätzlich hatten die Lehrer an der ABF einen besseren Ausbildungsstand als die Lehrer 
der Oberschulen. Sicherlich gab es in Jena einzelne, besonders qualifizierte Lehrer, wie der 
Mathematiker Herr Dr. Stamfort. Die ABF in Jena war auch wesentlich größer als in Rostock, 
aber deshalb pauschal von einem qualifizierteren Lehrkörper zu sprechen, kann ich nicht 
bestätigen.  
 
Transkription des Zeitzeugengespräches vom 09.05.2008 mit Dr. Hans-Joachim Martin 
 
Martin: 
Ich komme nicht aus Arbeiter- und Bauernkreisen. Mein Vater war Zimmermeister – ein 
selbstständiger Handwerker. Meine Mutter war Hausfrau. Meine Eltern waren aber seit 1943 
geschieden. Der große Umbruch kam 1945 mit der Flucht und Vertreibung aus 
Niederschlesien und wir gehörten nach dem Kriege zu den Ärmsten der Armen. Ich habe 
1951 in Boizenburg mein Abitur gemacht und in Rostock Physik studiert, mit dem Berufsziel 
Lehrer zu werden – Lehrer an der Oberschule, so hieß das damals in der DDR. Ich habe von 
1951 bis 1955 studiert. 1955 bekam ich das Angebot, in der universitären studentischen 
Verwaltung mitzuarbeiten. Im damaligen Prorektorat für Studienangelegenheiten war ich 
zwei Jahre Referent für Studienangelegenheiten. Ich wollte aber mein studiertes Fach nicht 
aufgeben und bekam an der ABF einen Lehrauftrag für das Fach Physik. Ich habe dort zwei 
Jahre lang im Lehrauftrag Physik unterrichtet, war aber nicht direkt in das Kollegium 
integriert, wie die fest angestellten Dozenten und Dozentinnen. Ich war kein Gruppendozent, 
sondern lediglich Stundengeber. Nachdem die zwei Jahre um waren, es bestand das Bestreben 
die Studenten dort einzusetzen, wo sie gebraucht wurden, ging ich ganz an die Arbeiter-und-
Bauern-Fakultät hier in Rostock und habe dort Mathematik und Physik unterrichtet. Das ging 
bis 1962, als absehbar war, dass die ABF geschlossen würde. Das Kollegium wurde schon 
reduziert. Manche Kollegen gingen weg und andere blieben in Rostock. Nun passierte etwas: 
Man hatte sich bei den Abgängen der Dozenten verrechnet, was den Bedarf an 
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Mathematikdozenten betraf. Plötzlich war es erforderlich, noch mal eine Gruppe mit acht 
Stunden in der Woche zu betreuen. Da hat man mich gefragt, ob ich nicht noch einmal acht 
Stunden übernehmen wollte. Ich habe dann noch ein ganzes Studienjahr im Lehrauftrag 
unterrichtet, so dass ich insgesamt über eine Spanne von acht Jahren an der ABF tätig war, 
davon drei Jahre im Lehrauftrag und fünf Jahre als fest angestellter Dozent mit allen Rechten 
und Pflichten.  
Ich habe mich voll mit den bildungspolitischen und hochschulpolitischen Zielen der ABF 
identifiziert. Es war mein Anliegen, die Ärmsten der Armen so zu fördern, dass auch sie ein 
Hochschulstudium absolvieren konnten, um damit einen Beitrag zur Bildungsgerechtigkeit, 
zur sozialen Gerechtigkeit, zu leisten. Ich wollte dabei mithelfen, dass sich die Intelligenz 
nicht ständig aus sich selbst reproduziert, sondern dass sie sich zum Spiegelbild der sozialen 
Zusammensetzung der Gesamtbevölkerung entwickelt. Es wurde ja immer gesagt: „Jetzt 
haben sie in der DDR ein Bildungsprivileg durch ein neues ersetzt.“ Das war nicht so. Ich 
weiß von meiner Arbeit im Prorektorat für Studienangelegenheiten, dass das vom 
Ministerium festgesteckte Ziel darin bestand, die Zusammensetzung der Studentenschaft so zu 
verändern, dass sie sich zu 60 Prozent aus der Arbeiter- und Bauernschaft und zu 40 Prozent 
aus anderen Kreisen speiste. Es studierten auch Kinder von Ärzten und Professoren. Aber es 
ging darum, die geistigen Kapazitäten, die im Volke liegen, auch im Kreise von Arbeitern und 
Bauern, für die Gesellschaft zu wecken und zu nutzen. Mit diesem Ziel habe ich mich 
identifiziert und zu diesem Ziel stehe ich auch heute noch. Das will ich ganz deutlich sagen. 
Nachdem die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät geschlossen wurde, bekam ich die Möglichkeit 
auf dem Gebiet der sich entwickelnden Hochschulpädagogik zu arbeiten. Mein Chef war Prof. 
Roger. Er war mein Doktorvater. Dort habe ich bis zum Jahre 1992 gearbeitet, als die 
Hochschulpädagogik als Wissenschaftsdisziplin in allen neuen Bundesländern liquidiert 
wurde. Interessant im Zusammenhang mit dem Wissenschaftsrat, der jetzt hier getagt hat, war 
eine Aussage eines führenden Kopfes dieses Gremiums: „Man muss doch dafür sorgen, dass 
auch die Hochschullehrer eine pädagogische Befähigung erhalten.“ Da kommt man also 
wieder hin. Unsere dreißigjährige wissenschaftliche Arbeit ist aber abgeschnitten worden.  
Seit dem 18. Lebensjahr war ich Mitglied der SED.  
 
Hall: 
Wann wurden Sie geboren? 
 
 
 492 
Martin: 
Im kam 1932 auf die Welt. 
 
Hall: 
Sie habe kurz geschildert, wie sie an die ABF gekommen sind. Von wem wurden Sie dafür 
angesprochen? 
 
Martin: 
Der damalige Prorektor für Studentenangelegenheiten, in dessen Prorektorat ich arbeitete, war 
selbst auch Dozent an der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät. Dadurch kam das eben – ich wollte 
die Physik nicht aufgeben. Ich habe dort ja nur Verwaltungsarbeit gemacht. Meine Bedingung 
war, auf irgendeine Art und Weise weiterhin in meinem Fach zu arbeiten. Da ergab sich die 
Möglichkeit, an der ABF einen Lehrauftrag zu erhalten und dort zu unterrichten. Dort habe 
ich M-Gruppen im B- und im C-Jahr unterrichtet. 
 
Hall: 
Wer war damals Prorektor für Studentenangelegenheiten? 
 
Martin: 
Das war Herr Hückel, der spätere Professor für Methodik der russischen Sprache. 
 
Hall: 
Herr Prof. Brauer meinte, wenn ich noch etwas Näheres zum Zulassungs- und 
Prüfungsverfahren erfahren möchte, wie in den Betrieben Personen delegiert wurden, soll ich 
Sie ansprechen. 
 
Martin: 
Ja, das kann sein, weil ich kommissarisch, als Herr Thum ausschied, Studiendirektor für 
Kader und Erziehung wurde. Ich habe diese Arbeit zwei oder drei Jahre gemacht. Eine 
Bestätigung der Position kam nicht in Frage, weil die Einrichtung bald geschlossen wurde. 
Was das Zulassungsverfahren betrifft, muss ich sagen, dass wir sehr viel Werbung – 
Propaganda – betrieben haben, um den jungen Leuten in den Betrieben, den LPG´s, in der 
Forstwirtschaft usw. deutlich zu machen, dass sie an der ABF studieren können. Nicht jeder 
wusste das. Die Bewerbungen erfolgten über die Kaderabteilungen der Betriebe mit 
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entsprechenden Delegierungen, Beurteilungen und was eben dazugehörte. 
Wenn die Bewerbungen vorlagen, fanden Aufnahmeprüfungen statt. Die Aufnahmeprüfungen 
haben wir nicht nur in Rostock gemacht, sondern wir waren auch in Ludwigslust, Schwerin, 
Parchim usw. Wir haben dort die Bewerber aus der Umgebung zusammengeführt und haben 
die Aufnahmeprüfungen durchgeführt.  
 
Hall: 
Wie sahen diese Prüfungen aus? Was wurde dort abgefragt? 
 
Martin: 
Auf jeden Fall wurde dort eine schriftliche Prüfung in Mathematik durchgeführt und auch ein 
Diktat geschrieben. Danach erfolgte eine mündliche Prüfung – man sagte dazu Gespräch, 
wobei auch Wissen und logisches Denken abgefordert wurden. Im Fach Mathematik haben 
wir doch recht gründlich überprüft, welche Kenntnisse die Bewerber mitbrachten. Die 
Auswertungen dieser Prüfungen gaben uns dann auch wichtige Hinweise für die 
Unterrichtsgestaltung in den Anfangsmonaten.  
 
Hall: 
Die Bewerber wurden von den Betrieben delegiert. Welche Rolle spielten daneben der FDGB, 
die FDJ und die Ausschüsse zur Förderung des Arbeiter- und Bauernstudiums? 
 
Martin: 
Ich weiß, dass es eine Bezirksauswahlkommission und eine Kreisauswahlkommission gab. 
Aber die kamen nie so recht zum Zuge. Das waren „totgeborene Kinder“. Sie bezogen sich 
nicht nur auf ABF-Studenten, sondern auf das Studium und Bildungsmaßnahmen ganz 
allgemein. Die Bezeichnung „Ausschuß zur Förderung des Arbeiter- und Bauernstudiums“ ist 
mir nicht erinnerlich. 
 
Hall: 
Entsprach das Sozialprofil der Studenten der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät tatsächlich den 
offiziellen Maßgaben und waren Bewerber aus den geforderten Kreisen immer ausreichend 
vorhanden? 
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Martin: 
Ich will es so ausdrücken: Die Bewerber, die zu uns kamen, wurden im Laufe der Zeit jünger. 
Das Nachholen von Bildungsversäumnissen aus der Kriegszeit war schon lange vorbei. Auch 
Arbeiter und Bauern, Werktätige, die schon vier bis sechs Jahre im Berufsleben standen und 
sich beworben haben, wurden immer weniger. Unsere ABF-Studenten waren in den letzten 
Jahren im Durchschnitt 22-23 Jahre alt. Zum Teil kamen sie gleich nach der Lehre zu uns. 
Zum Teil haben sie nach der Lehre noch ein bis zwei Jahre gearbeitet und kamen dann. Das 
war sehr differenziert. Arbeiter und Bauern waren sie durchweg. Es gab auch 
Krankenschwestern. Die wurden in der DDR nach ihrer sozialen Zugehörigkeit auch als 
Arbeiter eingestuft. Wir hatten auch Bankangestellte bei uns. Die meisten kamen aber 
wirklich aus der Produktion. Es gab auch Studenten, die zu uns kamen, die zwar selbst 
Arbeiter waren, aber nicht ihre Eltern. 
 
Hall: 
Sie haben erwähnt, dass Sie seit Ihrem 18. Lebensjahr in der SED waren … 
 
Martin: 
Das mag auch mit 19 gewesen sein. Ich war jedenfalls schon an der Schule in der SED. 
 
Hall: 
Waren Sie vor oder während Ihrer Zeit an der ABF politisch aktiv? 
 
Martin: 
Das war ich eigentlich immer. Ich habe immer diese Position bezogen. Klar, ich war auch in 
der Parteileitung und Parteisekretär bei uns in der Sektion. Ein unpolitischer Mensch war ich 
nie.  
 
Hall: 
Was bestimmte Funktionen betrifft: Waren Sie an der ABF in der SED-Fakultätsgruppe? 
 
Martin: 
Ja, da war ich in der Parteileitung stellvertretender Parteisekretär für ein oder zwei Jahre.  
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Hall: 
Wie schätzen Sie den Einfluss der SED-Fakultätsgruppe auf die Fakultät ein? War dieser 
groß? 
 
Martin: 
Ja, natürlich. 
 
Hall: 
Waren Sie auch in der FDJ? Wie standen Sie zur Freien Deutschen Jugend? Die große 
Mehrheit der ABF-Studenten war dort Mitglied. 
 
Martin: 
Ich war natürlich auch in der FDJ Mitglied, aber da hatte ich keine Funktionen.  
 
Hall: 
Konnte die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät Einfluss an der Universität erzielen? Der Direktor 
der ABF hatte ja einen festgeschriebenen Sitz im Senat. Haben ABF-Dozenten an der 
Universität auch gewisse Mitspracherechte erlangen können. 
 
Martin: 
Das ist mir nicht bekannt. Ich glaube nicht. 
 
Hall: 
Was für Aufgaben hatten Sie als Studiendirektor für Kader und Erziehung, neben der 
Begutachtung der Delegierungen? 
 
Martin: 
Ich führte auch die Studienberatungen durch. Das war ein ganz wichtiges Feld, die Studenten 
beim Übergang von der ABF an die Fachfakultäten zu beraten, sowie sie ihren Möglichkeiten, 
Fähigkeiten und Wünschen entsprechend zu lenken und zu leiten. Das Abitur musste 
organisiert werden, was manchmal nicht ganz leicht war, und Unterlagen mussten fertig 
gemacht werden.  
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Hall: 
In dieser Aufgabe hatten Sie doch bestimmte Vorgaben, was z. B. die Planung von 
Studienplätzen betraf. Es wurde eine Studienplatzlenkung betrieben: Wie sah die zu Ihrer Zeit 
an der ABF aus? Gab es bestimmte Engpässe? 
 
Martin: 
Das kann man eigentlich gar nicht so sagen. Es war damals ein Engpass, Studenten für die 
Mathematik, insbesondere für das Lehrerstudium in den Fächern Mathematik und Physik, zu 
gewinnen und sie davon abzuhalten, alle Pharmazie zu studieren. Letzteres war allerdings 
weniger ein Problem der ABF. Hier fließen jetzt allerdings Erfahrungen ein, die ich als 
Mitglied zweier Elternaktive – wir haben zwei Töchter – an der EOS gemacht habe. Das war 
so ein Lieblingsfach, was viele machen wollten. Ein Schwerpunktgebiet waren 
ingenieurtechnische und landwirtschaftliche Berufe, in die die Absolventen gelenkt werden 
sollten. Im Großen und Ganzen hat sich das mit den Wünschen der Studenten auch gedeckt. 
Die persönlichen Studienwünsche der Studenten entsprangen meistens aus ihrer früheren 
beruflichen Tätigkeit.  
 
Hall: 
Im Grunde genommen konnten Sie also beides miteinander vereinen: Die Planvorgabe mit 
den entsprechenden Studieninteressen. 
 
Martin: 
Ja, wir haben keinen Zwang ausgeübt. Das kann ich betonen. 
 
Hall: 
Zum Lehrkörper: Waren das Personen, die schon vor 1945 unterrichteten? Welche 
Einstellungen wurden vertreten: War die Mehrheit eher „bürgerlich“ ausgerichtet oder 
„fortschrittlich“? 
 
Martin: 
Dazu möchte ich keine Kategorisierung vornehmen. Aus der früheren Zeit war noch Herr 
Boser. Das waren nur ganz wenige. Die meisten sind nach dem Krieg Lehrer geworden. 
Übrigens: zwischen „bürgerlich“ und „fortschrittlich“ muss es ja keinen Widerspruch geben. 
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Hall: 
Die haben dann auch die entsprechenden Positionen, die zur ABF passten, eingenommen? 
 
Martin: 
Ja. Ich meine, wir wollen das aber nicht beschönigen. Es gab auch unter den ABF-Dozenten 
einige, die vor 1961 Republikflucht begangen haben. Es waren zwar wenige, aber das gab es 
auch – auch unter den Studenten. 
 
Hall: 
Wie war das Verhältnis der Studenten zu den Lehrkräften? 
 
Martin: 
Ich glaube ein sehr freundschaftliches Verhältnis. Vielleicht gab es mal Reibereien und das 
eine oder andere Problem. Aber wo gibt es so etwas nicht?! Ansonsten herrschte ein sehr 
kameradschaftliches, aufgeschlossenes und kollegiales Verhältnis.  
 
Hall: 
Haben sich die Qualifikationen, d. h. die Voraussetzungen der Bewerber im Laufe der Zeit 
verändert? 
 
Martin: 
Das ist schwer zu beantworten. Sicherlich haben sich die Dinge verändert. Man sieht das 
daran, dass neben den dreijährigen Kursen auch zweijährige Kurse durchgeführt wurden. Da 
wurden besonders gute Studenten nach dem ersten Studienjahr ausgewählt und konnten nach 
dem zweijährigen Studium das Abitur machen. Das geht auch aus den Lehrplänen hervor. Es 
kann schon sein, dass das Bildungsniveau, das durch die Schule mitgegeben wurde, später 
besser war. 
 
Hall: 
Haben Sie anhand der Noten nicht feststellen können, ob die Schüler besser oder schlechter 
wurden? 
 
Martin: 
Das kann man nicht so verallgemeinern. Es gab in jeder Gruppe gute und weniger gute 
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Studenten. Wir haben nach dem A-Jahr die fachlichen Leistungen unserer Studenten sehr 
kritisch eingeschätzt und einige Studenten mussten die ABF aus fachlichen Gründen 
verlassen. 
 
Hall: 
Da Sie schon von Exmatrikulationen sprechen: Diese wurden einerseits fachlich begründet - 
andererseits gab es auch andere Gründe für solche Abgänge? 
 
Martin: 
Da sind mir keine bekannt. 
 
Hall: 
Ein Punkt der an der ABF immer etwas problematisch war, war eine mögliche kirchliche 
Bindung. Es gab kirchlich gebundene Dozenten und Studenten. Ein Ausschluss erfolgte nicht 
von vornherein. Wie wurde mit diesem Personenkreis verfahren? 
 
Martin: 
Bei Ihren Formulierungen ist mir aufgefallen … Sie fragen: Wie wurde mit kirchlich 
gebundenen Dozenten v e r f ah r en ? Das hört sich so an, wie … wie wurde mit diesen 
Delinquenten verfahren. Das ist ja nicht so. Die Frage muss ganz anders lauten: Welches 
Verhältnis haben kirchlich gebundene und nicht kirchlich gebundene oder religiöse und nicht 
religiöse Angehörige der ABF zueinander gehabt? Wie haben sie zusammengearbeitet und 
zusammengewirkt? Nicht: Wie ist mit ihnen v e r f ah r en  worden? Mit ihnen ist nicht 
verfahren worden. Das waren geachtete Kollegen, die einfach zum Kollektiv gehörten. Wenn 
ich an Werner Lübcke denke, CDU-Mitglied und Stadtverordneter. Der war 
Fachgruppenleiter in der Physik. Mit dem wurde nicht verfahren. Das war unser Kollege, 
unser Mitmensch. Er glaubte an Gott, andere glaubten nicht – na gut. Um bei Werner Lübcke 
zu bleiben: Als die ABF geschlossen wurde, da ging er an die Sektion Technische Elektronik. 
Das war auch eine geachtete Position, die seinem Bildungsstand entsprach. 
 
Hall: 
Ihnen sind also keine anderen Fälle bekannt, bei denen andere Maßstäbe angelegt wurden? 
In der DDR wurden bestimmte Maßnahmen, beispielsweise gegen die Junge Gemeinde, 
ergriffen. 
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Martin: 
Nein! Das spielte bei uns gar keine Rolle. 
 
Hall: 
Die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät war dazu auserkoren, die Strukturen an der Universität zu 
verändern. Es war schon etwas außergewöhnlich, dass Studenten an der Universität 
immatrikuliert wurden, die keine Hochschulreife besaßen. Sie sollten das Abitur schließlich 
erst an der ABF erlangen. Sie haben in Rostock studiert und waren dann im Prorektorat tätig: 
Haben Sie feststellen können, dass sich durch die ABF in den Strukturen der Universität 
etwas verändert hat? Bestimmte Fakultäten galten ja als besonders konservativ geprägt. 
 
Martin: 
Die Bewerber, die von der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät kamen, haben natürlich auch den 
Anteil der Arbeiter und Bauern unter den Fachstudenten erhöht. Die Zulassung der ABF-
Absolventen an den Fachfakultäten war überhaupt gar keine Frage, sofern die fachlichen 
Voraussetzungen stimmten. Auch ein ABF´ler, der mit einer Drei in Mathe und Physik 
ankam, wurde für ein Studium an der Technischen Fakultät nicht zugelassen. Da gab es klare 
Verhältnisse. Auch die Mediziner mussten in Biologie und Chemie mindestens eine Zwei 
haben. Sonst wurden die dort nicht zugelassen. Die Maßstäbe, die ganz allgemein galten, 
galten auch für diese Bewerber. Es war nicht so, dass gesagt wurde: „Jetzt machen wir Politik 
mit denen und schieben die rein.“ Nein, so ging das nicht.  
Ich muss dazu sagen, diese Erfahrung habe ich im Prorektorat gemacht, dass viele Professoren 
die ABF-Absolventen sehr gerne genommen haben, auch jene Professoren, die aus der alten 
Zeit in die DDR hinübergekommen waren (also die so genannten bürgerlichen Professoren), 
weil sie wussten, dass die ABF-Absolventen nicht mit Pennälerallüren dort ankamen und das 
Leute waren, die gerne und fleißig studierten. Aber die fachlichen Voraussetzungen mussten 
stimmen.  
 
Hall: 
Die Bezeichnung Ihrer Stelle lautete „Dozent an der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät“. Waren 
sie, was die Besoldung betraf, den Dozenten an den Fachfakultäten gleichgestellt? 
 
Martin: 
Ich weiß gar nicht, was die verdient haben. Es gab Tabellen, die konnte jeder einsehen, mich 
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hat das nicht interessiert. Es gab 800 Mark Grundgehalt. Das war allerdings mehr, als an einer 
normalen Schule. Das war ein angenehmer Nebeneffekt.  
Aber ich muss vor allem betonen, dass die Arbeit mit diesen jungen Menschen, die aus der 
Produktion kamen, die wussten, wo der Hammer im Leben hing, sehr viel Freude gemacht 
hat. 
 
Hall: 
Als 1961 die Mauer gebaut wurde, waren Sie Studiendirektor für Kader und Erziehung. Wie 
haben die ABF-Studenten auf den Mauerbau reagiert? 
 
Martin: 
Das war im August, in der Ferienzeit. Im September ging es wieder los und wir haben 
gearbeitet. Ich kann mich nicht entsinnen, dass es große Diskussionen darum gegeben hätte. 
Man muss bei diesen Zeitzeugengesprächen überhaupt einkalkulieren, dass sie sich auf 
Vorgänge beziehen, die bald 50 Jahre zurück liegen. Inzwischen haben wir viel erlebt und 
getan, so dass die Erinnerung damalige Ereignisse oftmals nicht mehr scharf abbildet, dass 
also vieles verblasst ist, nicht mehr detailgetreu beschrieben werden kann. So darf es nicht 
verwundern, wenn es zu unterschiedlichen Aussagen und Urteilen der verschiedenen 
Interviewten kommt. 
 
Hall: 
Fanden Sie es gerechtfertigt, dass die ABF 1963 ihren Betrieb beendet hat? Offiziell wurde 
verkündet, dass die EOS nun die entsprechenden Zugänge von Arbeitern und Bauern an die 
Universitäten sichern würden. 
 
Martin: 
Ich weiß nicht, ob es vielleicht nicht doch für manch einen Spätentwickler besser gewesen 
wäre, wenn die ABF weiter bestanden hätten. Generell war es aber schon so, dass sich die 
EOS so entwickelt hatten, dass der Nachwuchs für die Universitäten gesichert war.  
 
Hall: 
Eine abschließende bilanzierende Frage: Die Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten hatten 
grundsätzlich zwei Zielsetzungen: Bildungsgerechtigkeit herzustellen, d. h. Bildungschancen 
besser zu verteilen, und von Seiten der SED Kader, nicht nur für die Partei, auch für die 
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Gesellschaft, heranzubilden. Sind diese Zielsetzungen, Ihrer Meinung nach, erfüllt worden? 
 
Martin: 
Ja, das möchte ich annehmen. Ich kann es empirisch nicht belegen. Ich sage es eher nach 
meinem Empfinden. Viele unserer Studenten haben sich ganz hervorragend bewährt. 
 
Hall: 
… sowohl fachlich, als auch politisch-gesellschaftlich? 
 
Martin: 
Ja! Das ist auch differenziert zu sehen. Aus dem Kreise der ABF-Absolventen gingen nicht 
wenige Professoren und andere Führungskräfte hervor. Ich kann das Beispiel eines meiner 
Studenten nennen, der in der Sowjetunion studierte, promovierte, in der DDR in leitender 
Stellung im Fahrzeugbau und nach der Wende ebenfalls in leitender Stellung bei MAN in 
München tätig war. Die Zeit bringt es nun mit sich, dass heute wohl kaum noch ein ABF-
Absolvent im Beruf steht.  
 
Hall: 
Ich danke für Ihre Auskünfte. 
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15.3 Verzeichnis der Lehrkräfte 
 
Direktoren der ABF:
1116
 
Prof. Erich Sielaff  01.08.1949-31.08.1951 
Werner Loch 01.09.1951-28.02.1953 
Prof. Dr. Fritz Müller 07.03.1953-30.04.1953 (kommissarisch) 
Arthur Wruck 01.05.1953-31.07.1956 
Wolfgang Brauer 01.08.1956-31.08.1963 
 
WS 1947/48 
(14 Lehrkräfte) 
Hauptamtlich: 
Beckmann, Paul (Dr. phil.) Deutsch, Erdkunde 
Than, Arthur (Studienrat-Kapitän) Mathematik, Gegenwartskunde 
Wangerin, Günther Physik, Biologie 
Zweiniger, Curt (Direktor der Vorstudienschule) Mathematik 
Zweiniger, Elsa Deutsch 
Nebenamtlich: 
Beutz, Paul Mathematik, Chemie 
Dethloff, Ellen Russisch 
Ditten, Hans Latein 
Eckermann, Walter (Dr. phil.) Geschichte 
Kaphingst, Erich (Dr. phil.) Latein 
Kröpelin, Liselotte (Dr. phil.) Biologie 
Liedtke, Herbert (Dr. phil.) Deutsch, Englisch 
Wangerin, Johannes (Oberschullehrer) Deutsch 
Wolff, Eugen (Prof. Dr. phil.) Englisch 
SS 1948 
(20 Lehrkräfte) 
Hauptamtlich: 
Beckmann, Paul (Dr. phil.) Erdkunde 
Boser, Josef Physik, Biologie 
Brott, Werner Geschichte 
Gillischewski, Eva (Dr. phil.) Deutsch 
Jahn, Lotte (Direktorin i. V.) Mathematik 
Kaphingst, Erich (Dr. phil.) Latein, Deutsch 
Liedtke, Herbert (Dr. phil.) Deutsch 
Meyer, Johannes Latein 
Nachtigall, Walter Englisch, Latein 
Peters, Herbert Mathematik, Physik 
                                                 
1116
 UAR, ABF 205, Aufstellung des UAR für das Prorektorat Erziehung und Ausbildung (Prof. Dr. Plötner) 
vom 19.12.1978. 
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Rolle, Gustav (Dr. phil.) Mathematik, Physik 
Seidel, Fritz (Dr. phil.) Deutsch 
Schröder, Rudolf Mathematik 
Stüwe, Erich (Dr. phil.) Englisch 
Wahl, Georg  Mathematik, Physik 
Nebenamtlich: 
Beutz, Paul Chemie 
Dethloff, Ellen Russisch 
Ditten, Hans Latein 
Drosten, Wilhelm Gegenwartskunde, Geschichte 
Kröpelin, Liselotte (Dr. phil.) Biologie 
WS 1948/49 
(19 Lehrkräfte) 
Hauptamtlich: 
Beckmann, Paul (Dr. phil.) Erdkunde 
Beutz, Paul Chemie 
Boser, Josef Physik, Biologie 
Brott, Werner Geschichte 
Gillischewski, Eva (Dr. phil.) Deutsch 
Greve, Fritz (Dr. phil.) Deutsch, Latein 
Höppner, Joachim Geschichte 
Kaphingst, Erich (Dr. phil.) Latein, Deutsch 
Liedtke, Herbert (Dr. phil.) Deutsch 
Nachtigall, Walter Englisch, Latein 
Peters, Herbert Mathematik, Physik 
Rolle, Gustav (Dr. phil.) Mathematik, Physik 
Seidel, Fritz (Dr. phil.) Deutsch 
Schenkowitz, Helmut (Regierungsdir. a.D., Rekt. VSA) Erdkunde 
Schröder, Rudolf Mathematik 
Stüwe, Erich (Dr. phil.) Englisch 
Wahl, Georg  Mathematik, Physik 
Nebenamtlich: 
Meyer, Johannes Latein 
Drosten, Wilhelm Gegenwartskunde, Geschichte 
SS 1949  
(17 Lehrkräfte) 
Hauptamtlich: 
Beckmann, Paul (Dr. phil.) Erdkunde 
Beutz, Paul Chemie, Physik, Mathematik 
Boser, Josef Biologie 
Brott, Werner Geschichte, Gegenwartskunde 
Gillischewski, Eva (Dr. phil.) Deutsch 
Greve, Fritz (Dr. phil.) Latein, Deutsch 
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Höppner, Joachim Geschichte, Deutsch,  
 Gegenwartskunde 
Jahn, Lotte (Rektorin) Mathematik 
Kaphingst, Erich (Dr. phil.) Latein, Deutsch 
Nachtigall, Walter Englisch, Latein 
Neumann, Werner (Verwaltungs-Direktor) Geschichte, Deutsch 
Peters, Herbert Mathematik, Physik 
Renner, Edmund Russisch 
Rolle, Gustav (Dr. phil.) Mathematik, Physik, Chemie 
Seidel, Fritz (Dr. phil.) Deutsch 
Stüwe, Erich (Dr. phil.) Englisch, Latein 
Wahl, Georg  Mathematik, Physik 
WS 1949/50 (ABF in Gründung begriffen) 
Rempel, Johannes (stellv. Direktor) 
Sielaff, Erich (Prof., Direktor) 
SS 1950 
(22 Lehrkräfte) 
Hauptamtlich: 
Baumann, Joachim Deutsch, Kunstgeschichte 
Becherer, Hans Mathematik, Physik, Chemie 
Beutz, Paul Chemie, Physik, Mathematik 
Boser, Josef Biologie, Physik, Chemie 
Chotzen, Werner Geschichte, Gegenwartskunde 
Funke, Sonja Deutsch, Englisch 
Greve, Fritz (Dr. phil.) Latein, Deutsch 
Höppner, Joachim Geschichte, Deutsch 
Hückel, Kurt Russisch, Psychologie 
Irrgang, Robert (Dr. phil.) Erdkunde, Mathematik, Physik 
Matulke, Hildegard Deutsch 
Nachtigall, Walter Latein, Englisch, Französisch 
Öhlschlegel, Helmut (Dr. phil.) Mathematik, Physik, Chemie 
Rempel, Johannes (Studiendirektor) Geschichte, Mathematik, Latein 
Renner, Edmund Russisch 
Rolle, Gustav (Dr. phil.) Mathematik, Physik, Chemie 
Sielaff, Erich (Prof., Direktor) Geschichte der Deutschen Literatur,  
 Literaturpädagogik 
Stüwe, Erich (Dr. phil.) Englisch, Latein 
Wahl, Georg  Mathematik, Physik, Chemie 
Wruck, Otto Geschichte, Gegenwartskunde 
Nebenamtlich: 
Stauch, Kurt Geschichte 
WS 1950/51 
(21 Lehrkräfte) 
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Hauptamtlich: 
Baumann, Joachim Deutsch, Kunstgeschichte 
Becherer, Hans Mathematik, Physik, Chemie 
Beutz, Paul Chemie, Physik, Mathematik 
Boser, Josef Biologie, Physik, Chemie 
Chotzen, Werner Geschichte, Gegenwartskunde 
Greve, Fritz (Dr. phil.) Latein, Deutsch 
Höppner, Joachim Geschichte, Deutsch 
Hückel, Kurt Russisch, Psychologie 
Irrgang, Robert (Dr. phil.) Erdkunde, Mathematik, Physik 
Matulke, Hildegard Deutsch 
Nachtigall, Walter Latein, Englisch, Französisch 
Öhlschlegel, Helmut (Dr. phil.) Mathematik, Physik, Chemie 
Rempel, Johannes (Studiendirektor) Geschichte, Mathematik, Latein 
Renner, Edmund Russisch 
Rolle, Gustav (Dr. phil.) Mathematik, Physik, Chemie 
Sielaff, Erich (Prof., Direktor) Geschichte der Deutschen Literatur,  
 Literaturpädagogik 
Stark, Sonja (vorher Funke) Deutsch, Englisch 
Stüwe, Erich (Dr. phil.) Englisch, Latein 
Wahl, Georg  Mathematik, Physik, Chemie 
Wruck, Artur Geschichte, Gegenwartskunde 
Nebenamtlich: 
Stauch, Kurt Geschichte 
SS 1951 
(22 Lehrkräfte) 
Hauptamtlich: 
Baumann, Joachim Deutsch, Kunstgeschichte 
Becherer, Hans Mathematik, Physik, Chemie 
Beutz, Paul Chemie, Physik, Mathematik 
Boser, Josef Biologie, Physik, Chemie 
Chotzen, Werner Geschichte, Gegenwartskunde 
Dunkelmann, Siegfried Biologie, Erdkunde 
Fandrey, Albert Russisch, Englisch, Geographie 
Greve, Fritz (Dr. phil.) Latein, Deutsch 
Hückel, Kurt Russisch, Psychologie 
Irrgang, Robert (Dr. phil.) Erdkunde, Mathematik, Physik 
Klingenberg, Helmut  Geschichte 
Matulke, Hildegard Deutsch 
Mahnke, Ingeborg Erdkunde, Deutsch 
Rempel, Johannes (Studiendirektor) Geschichte, Mathematik, Latein 
Renner, Edmund Russisch 
Rolle, Gustav (Dr. phil.) Mathematik, Physik, Chemie 
 506 
Seemann, Ulrich (Studentendekan) Gegenwartskunde 
Sielaff, Erich (Prof., Direktor) Geschichte der Deutschen Literatur,  
 Literaturpädagogik 
Stark, Sonja (vorher Funke) Deutsch, Englisch 
Stüwe, Erich (Dr. phil.) Englisch, Latein 
Wahl, Georg  Mathematik, Physik, Chemie 
Wruck, Artur Geschichte, Gegenwartskunde 
Einführung des 10-Monate-Studienjahres 
Herbstsemester 1951 (September-Dezember 1951) 
(31 Lehrkräfte) 
Neben dem gesellschaftswissenschaftlichen und naturwissenschaftlichen Zweig gab es nun 
einen medizinisch-biologischen Zweig. 
Hauptamtlich: 
Bahr, Horst Geschichte 
Becherer, Hans Mathematik, Physik, Chemie 
Beutz, Paul Chemie, Physik, Mathematik 
Bonnke, Waltraut Russisch 
Boser, Josef Biologie, Physik, Chemie 
Chotzen, Werner Geschichte, Gegenwartskunde 
Dunkelmann, Siegfried Biologie, Erdkunde 
Fandrey, Albert Russisch, Englisch, Geographie 
Fortenbacher, Hugo Sport 
Greve, Fritz (Dr. phil.) Latein, Deutsch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Hückel, Kurt Russisch, Psychologie 
Irrgang, Robert (Dr. phil.) Erdkunde, Mathematik, Physik 
Kalläne, Ingeborg (vorher Mahnke) Erdkunde, Deutsch 
Klingenberg, Helmut  Geschichte 
Lehmann, Theodor Deutsch 
Loch, Werner (kommissarischer Direktor) 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Matulke, Hildegard Deutsch 
Prahl, Herbert Erkunde 
Rath, Wilhelm Mathematik 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Rempel, Johannes (Studiendirektor) Geschichte, Mathematik, Latein 
Renner, Edmund Russisch 
Rolle, Gustav (Dr. phil.) Mathematik, Physik, Chemie 
Runge, Annemarie Deutsch 
Ruthenberg, Willy (Dr. phil.) Mathematik 
Stark, Sonja (vorher Funke) Deutsch, Englisch 
Stüwe, Erich (Dr. phil.) Englisch, Latein 
Wahl, Georg  Mathematik, Physik, Chemie 
 507 
Wruck, Artur Geschichte, Gegenwartskunde 
Frühjahrssemester 1952 (Januar-Juli 1952) 
(33 Lehrkräfte) 
Hauptamtlich: 
Bahr, Horst Geschichte 
Becherer, Hans Mathematik, Physik, Chemie 
Beutz, Paul Chemie, Physik, Mathematik 
Boser, Josef Biologie, Physik, Chemie 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Chotzen, Werner Geschichte, Gegenwartskunde 
Dunkelmann, Siegfried Biologie, Erdkunde 
Fandrey, Albert Russisch, Englisch, Geographie 
Fortenbacher, Hugo Sport 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Hückel, Kurt Russisch, Psychologie 
Irrgang, Robert (Dr. phil.) Erdkunde, Mathematik, Physik 
Kalläne, Ingeborg (vorher Mahnke) Erdkunde, Deutsch 
Klingenberg, Helmut  Geschichte 
Lehmann, Eberhardt Mathematik, Physik 
Lehmann, Theodor Deutsch 
Loch, Helga Russisch 
Loch, Werner (Direktor) 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Prahl, Herbert Erdkunde 
Rath, Wilhelm Mathematik 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Rempel, Johannes (Studiendirektor) Geschichte, Mathematik, Latein 
Renner, Edmund Russisch 
Riedel, Christel Deutsch 
Rolle, Gustav (Dr. phil.) Mathematik, Physik, Chemie 
Runge, Annemarie Deutsch 
Ruthenberg, Willy (Dr. phil.) Mathematik 
Stöbe, Siegfried Deutsch 
Stüwe, Erich (Dr. phil.) Englisch, Latein 
Wahl, Georg  Mathematik, Physik, Chemie 
Winkel, Ernst Chemie 
Wruck, Artur Geschichte, Gegenwartskunde 
Herbstsemester 1952 (September-Dezember 1952) 
(38 Lehrkräfte) 
Hauptamtlich: 
Bahr, Horst Geschichte 
Becherer, Hans Mathematik, Physik, Chemie 
Beutz, Paul Chemie, Physik, Mathematik 
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Boser, Josef Biologie, Physik, Chemie 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Buckbesch, Gert Mathematik, Physik 
Chotzen, Werner Gesellschaftswissenschaft 
Doliwa, Ursula Biologie 
Dunkelmann, Siegfried Biologie, Erdkunde 
Fandrey, Albert Russisch, Englisch, Geographie 
Fortenbacher, Hugo Sport 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Horn, Gerda Russisch 
Hückel, Kurt Russisch, Psychologie 
Irrgang, Robert (Dr. phil.) Chemie 
Kalläne, Ingeborg (vorher Mahnke) Erdkunde, Deutsch 
Klingenberg, Helmut  Geschichte 
Koch, Hanna Körpererziehung 
Lehmann, Eberhardt Mathematik, Physik 
Lehmann, Theodor Deutsch 
Loch, Helga Russisch 
Loch, Werner (Direktor) 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Malkowski, Horst Mathematik, Physik 
Prahl, Herbert Erdkunde 
Rath, Wilhelm Mathematik 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Rempel, Johannes (Studiendirektor) Geschichte, Mathematik, Latein 
Renner, Edmund Russisch 
Riedel, Christel Deutsch 
Rolle, Gustav (Dr. phil.) Mathematik, Physik, Chemie 
Runge, Annemarie Deutsch 
Stöbe, Siegfried Deutsch 
Stüwe, Erich (Dr. phil.) Englisch, Latein 
Wahl, Georg  Mathematik, Physik, Chemie 
Weinreben, Hans Deutsch 
Winkel, Ernst Chemie 
Wruck, Artur Gesellschaftswissenschaft 
Frühjahrssemester 1953 (Januar-Juli 1953) 
(43 Lehrkräfte) 
Hauptamtlich: 
Bahr, Horst Geschichte 
Bauckmann, Ella Deutsch 
Beutz, Paul Chemie 
Boser, Josef Biologie, Physik, Chemie 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
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Buckbesch, Gert Mathematik, Physik 
Chotzen, Werner Gesellschaftswissenschaft 
Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Doliwa, Ursula Biologie 
Dunkelmann, Siegfried Biologie, Erdkunde 
Fandrey, Albert Russisch, Englisch, Geographie 
Fortenbacher, Hugo Sport 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Horn, Gerda Russisch 
Hückel, Kurt Russisch, Psychologie 
Kalläne, Ingeborg (vorher Mahnke) Erdkunde, Deutsch 
Klingenberg, Helmut  Geschichte 
Koch, Hanna Körpererziehung 
Kollman, Hella Deutsch, Latein 
Lehmann, Eberhardt Mathematik, Physik 
Lehmann, Theodor Deutsch 
Loch, Helga Russisch 
Loch, Werner (Direktor) 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Malkowski, Horst Mathematik, Physik 
Meese, Werner Chemie 
Prahl, Herbert Erdkunde 
Rath, Wilhelm Mathematik 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Rempel, Johannes (Studiendirektor) Geschichte, Mathematik, Latein 
Renner, Edmund Russisch 
Riedel, Christel Deutsch 
Rolle, Gustav (Dr. phil.) Mathematik, Physik, Chemie 
Runge, Annemarie Deutsch 
Schiewitz, Friedrich Geschichte 
Starke, Senta Deutsch 
Stöbe, Siegfried Deutsch 
Stüwe, Erich (Dr. phil.) Englisch, Latein 
Weinreben, Hans Deutsch 
Winkel, Ernst Chemie 
Wruck, Artur Gesellschaftswissenschaft 
Nebenamtlich: 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Schenk, Eberhard Körpererziehung 
Herbstsemester 1953 (September-Dezember 1953) 
(53 Lehrkräfte) 
Hauptamtlich: 
Abendroth, Halina Russisch 
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Bahr, Horst Geschichte 
Bauckmann, Ella Deutsch 
Beutz, Paul Chemie 
Böhm, Rudi Gesellschaftswissenschaft 
Boser, Josef Biologie, Physik, Chemie 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Buckbesch, Gert Mathematik, Physik 
Busch, Günther Geschichte 
Chotzen, Werner Gesellschaftswissenschaft 
Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Doll, Heinz Körpererziehung 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Dunkelmann, Siegfried (Komm. Studiendirektor) Biologie 
Fortenbacher, Hugo Sport 
Gaudes, Doris Biologie 
Hass, Erich Deutsch 
Hein, Erika Russisch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Horn, Gerda Russisch 
Hückel, Kurt Russisch, Psychologie 
Jahn, Lotte Mathematik, Physik 
Kalläne, Ingeborg (vorher Mahnke) Erdkunde, Deutsch 
Klingenberg, Helmut  Geschichte 
Koch, Hanna Körpererziehung 
Lehmann, Eberhardt Mathematik, Physik 
Lehmann, Theodor Deutsch 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Malkowski, Horst Mathematik, Physik 
Meese, Werner Chemie 
Oertel, Rudolf Gesellschaftswissenschaft 
Prahl, Herbert Geopraphie 
Rath, Wilhelm Mathematik 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Renner, Edmund Russisch 
Riedel, Christel Deutsch 
Rogge, Edith Russisch 
Rolle, Gustav (Dr. phil.) Mathematik, Physik, Chemie 
Runge, Anneliese Deutsch 
Runge, Heinz Biologie 
Sauer, Hans Geschichte 
Schenk, Eberhard Körpererziehung 
Schiewitz, Friedrich Geschichte 
Schwerthalter, Egon Deutsch 
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Starke, Senta Deutsch 
Stöbe, Siegfried Deutsch 
Stüwe, Erich (Dr. phil.) Englisch, Latein 
Strube, Irene Chemie 
Tiede, Heinrich Mathematik, Physik 
Weinreben, Hans Deutsch 
Winkel, Ernst Chemie 
Wruck, Artur (Kommissarischer Direktor) Gesellschaftswissenschaft 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Frühjahrssemester 1954 (Januar-Juli 1954) 
(58 Lehrkräfte) 
Abendroth, Halina Russisch 
Bahr, Horst Geschichte 
Beutz, Paul Chemie 
Böhm, Rudi Gesellschaftswissenschaft 
Boser, Josef Biologie, Physik, Chemie 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brand, Vera Russisch 
Buckbesch, Gert Mathematik, Physik 
Busch, Günther Geschichte 
Chotzen, Werner (Studiendirektor f. Gesellschaftswiss.) Gesellschaftswissenschaft 
Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Drewelow, Ursula Deutsch 
Dunkelmann, Siegfried (Studiendirektor f. Naturwiss.) Biologie 
Fortenbacher, Hugo Sport 
Gaudes, Doris Biologie 
Hein, Erika Russisch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Horn, Gerda Russisch 
Hückel, Kurt Russisch, Psychologie 
Jahn, Lotte Mathematik, Physik 
Kalläne, Herbert Deutsch, Geographie 
Kalläne, Ingeborg (vorher Mahnke) Geographie 
Klingenberg, Helmut  Geschichte 
Kniest, Ruth Deutsch, Latein 
Koch, Hanna Körpererziehung 
Lehmann, Eberhardt Mathematik, Physik 
Lehmann, Theodor Deutsch 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Malkowski, Horst Mathematik, Physik 
Manthe, Ingeborg Mathematik, Physik 
Meese, Werner Chemie 
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Oertel, Rudolf Gesellschaftswissenschaft 
Prahl, Herbert Geopraphie 
Rath, Wilhelm Mathematik 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Renner, Edmund Russisch 
Rickert, Fritz Geschichte 
Riedel, Christel (Doz. für Kader und Erziehung) Deutsch 
Rogge, Edith Russisch 
Rolle, Gustav (Dr. phil.) Mathematik, Physik, Chemie 
Runge, Anneliese Deutsch 
Runge, Heinz Biologie 
Sauer, Hans Geschichte 
Sawatzki, Dora Mathematik, Geographie 
Schenk, Eberhard Körpererziehung 
Schiewitz, Friedrich Gesellschaftswissenschaft 
Schwerthalter, Egon Deutsch 
Starke, Senta Deutsch 
Stöbe, Siegfried Deutsch 
Strube, Irene Chemie 
Thum, Bernhard (Heimpädagoge) Gesellschaftswissenschaft 
Tiede, Heinrich Mathematik, Physik 
Weinreben, Hans Deutsch 
Winkel, Ernst Chemie 
Wruck, Artur (Kommissarischer Direktor) Gesellschaftswissenschaft 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Nebenamtlich: 
Löbel, Erich Kunsterziehung 
Herbstsemester 1954 (September-Dezember 1954) 
(63 Lehrkräfte) 
Bahr, Horst Geschichte 
Beutz, Paul Chemie 
Böhm, Rudi Gesellschaftswissenschaft 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brand, Vera Russisch 
Buckbesch, Gert Mathematik, Physik 
Busch, Günther Geschichte 
Chotzen, Werner (Studiendirektor f. Gesellschaftswiss.) Gesellschaftswissenschaft 
Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Drewelow, Ursula Deutsch 
Dunkelmann, Siegfried (Studiendirektor f. Naturwiss.) Biologie 
Fortenbacher, Hugo Sport 
Fox, Heinz Deutsch 
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Gaudes, Doris Biologie 
Hass, Erich Deutsch 
Hein, Erika Russisch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Horn, Gerda Russisch 
Hückel, Kurt Russisch, Psychologie 
Jahn, Lotte Mathematik, Physik 
Kalläne, Herbert Deutsch, Geographie 
Kalläne, Ingeborg (vorher Mahnke) Geographie 
Kasch, Ingrid Biologie 
Klähn, Hans Deutsch 
Klingenberg, Helmut  Geschichte 
Kniest, Ruth Deutsch, Latein 
Koch, Hanna Körpererziehung 
Lehmann, Eberhardt Mathematik, Physik 
Lehmann, Theodor Deutsch 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Malkowski, Horst Mathematik, Physik 
Manthe, Ingeborg Mathematik, Physik 
Meese, Werner Chemie 
Oertel, Rudolf Gesellschaftswissenschaft 
Prahl, Herbert Geopraphie 
Rath, Wilhelm Mathematik 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Renner, Edmund Russisch 
Rickert, Fritz Geschichte 
Riedel, Christel (Doz. für Kader und Erziehung) Deutsch 
Rogge, Edith Russisch 
Rolle, Gustav (Dr. phil.) Mathematik, Physik, Chemie 
Rummel, Harri Geographie 
Runge, Heinz Biologie 
Sauer, Hans Geschichte 
Sawatzki, Dora Mathematik, Geographie 
Schenk, Eberhard Körpererziehung 
Schmidt, Joachim Latein, Deutsch 
Schwerthalter, Egon Deutsch 
Schwerthalter, Marianne Deutsch 
Simm, Walter Biologie, Chemie 
Starke, Senta Deutsch 
Stolle, Gisela Geschichte,  
 Gesellschaftswissenschaft 
Strube, Irene Chemie 
Thum, Bernhard (Heimpädagoge) Gesellschaftswissenschaft 
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Tiede, Heinrich Mathematik, Physik 
Weinreben, Hans Deutsch 
Wildenhahn, Bernhard Latein 
Winkel, Ernst Chemie 
Wruck, Artur (Kommissarischer Direktor) Gesellschaftswissenschaft 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Nebenamtlich: 
Löbel, Erich Kunsterziehung 
Frühjahrssemester 1955 (Januar-Juli 1955) 
(63 Lehrkräfte) 
Arndt, Doris Biologie 
Bahr, Horst Geschichte 
Beutz, Paul Chemie 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brand, Vera Russisch 
Buckbesch, Gert Mathematik, Physik 
Chotzen, Werner (Studiendirektor f. Gesellschaftswiss.) Gesellschaftswissenschaft 
Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Drewelow, Ursula Deutsch 
Dunkelmann, Siegfried (Studiendirektor f. Naturwiss.) Biologie 
Fortenbacher, Hugo Sport 
Fox, Heinz Deutsch 
Hass, Erich Deutsch 
Hein, Erika Russisch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Horn, Gerda Russisch 
Hückel, Kurt Russisch, Psychologie 
Jahn, Lotte Mathematik, Physik 
Kalläne, Herbert Deutsch, Geographie 
Kalläne, Ingeborg (vorher Mahnke) Geographie 
Kasch, Ingrid Biologie 
Kempcke, Günther Deutsch 
Klähn, Hans Deutsch 
Klingenberg, Helmut  Geschichte 
Kniest, Ruth Deutsch, Latein 
Koch, Hanna Körpererziehung 
Lehmann, Eberhardt Mathematik, Physik 
Lehmann, Theodor Deutsch 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Malkowski, Horst Mathematik, Physik 
Manthe, Ingeborg Mathematik, Physik 
Meese, Werner Chemie 
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Oertel, Rudolf Gesellschaftswissenschaft 
Prahl, Herbert Geopraphie 
Rath, Wilhelm Mathematik 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Renner, Edmund Russisch 
Rickert, Fritz Geschichte 
Riedel, Christel (Doz. für Kader und Erziehung) Deutsch 
Rogge, Edith Russisch 
Rolle, Gustav (Dr. phil.) Mathematik, Physik, Chemie 
Rummel, Harri (Heimpädagoge) Geographie 
Runge, Heinz Biologie 
Rühs, Christa Russisch 
Sauer, Hans (Heimpädagoge) Geschichte 
Sawatzki, Dora Mathematik, Geographie 
Schenk, Eberhard Körpererziehung 
Schmidt, Joachim Latein, Deutsch 
Schwerthalter, Marianne  Deutsch 
Simm, Walter Biologie, Chemie 
Starke, Senta Deutsch 
Stolle, Gisela Geschichte,  
 Gesellschaftswissenschaft 
Strube, Irene Chemie 
Thum, Bernhard (Heimpädagoge) Gesellschaftswissenschaft 
Tiede, Heinrich Mathematik, Physik 
Weinreben, Hans Deutsch 
Wildenhahn, Bernhard Latein 
Winkel, Ernst Chemie 
Wruck, Artur (Kommissarischer Direktor) Gesellschaftswissenschaft 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Nebenamtlich: 
Böhm, Rudi Gesellschaftswissenschaft 
Löbel, Erich Kunsterziehung 
Herbstsemester 1955 (September-Dezember 1955) Neuer Name der Arbeiter-und-
Bauern-Fakultät: „Ernst Thälmann“ 
(62 Lehrkräfte) 
Arndt, Doris Biologie 
Bahr, Horst Geschichte 
Beutz, Paul Chemie 
Böhm, Rudi Gesellschaftswissenschaft 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brand, Vera Russisch 
Buckbesch, Gert Mathematik, Physik 
Claer, Joachim Körpererziehung 
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Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Dunkelmann, Siegfried (Studiendirektor f. Naturwiss.) Biologie 
Fortenbacher, Hugo Sport 
Fox, Heinz Deutsch 
Fuhrmann, Friedrich Mathematik, Physik 
Golla, Marianne Russisch 
Hass, Erich Deutsch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Horn, Gerda Russisch 
Hückel, Kurt Russisch, Psychologie 
Jahn, Lotte Mathematik, Physik 
Kaulich, Eva Deutsch 
Kautz, Gerhard Mathematik, Physik 
Kempcke, Günther Deutsch 
Klagge, Erich Geschichte 
Klingenberg, Helmut  Geschichte 
Kniest, Ruth Deutsch, Latein 
Launert, Erich Biologie 
Lehmann, Eberhardt Mathematik, Physik 
Löbel, Erich Kunstgeschichte, Geographie 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Manthe, Ingeborg Mathematik, Physik 
Meese, Werner Chemie 
Mundt, Waltraut Körpererziehung 
Oertel, Rudolf Gesellschaftswissenschaft 
Prahl, Herbert Geopraphie 
Raif, Karl Gesellschaftswissenschaft 
Rath, Wilhelm Mathematik 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Renner, Edmund Russisch 
Rickert, Fritz Geschichte 
Riedel, Christel (Doz. für Kader und Erziehung) Deutsch 
Rogge, Edith Russisch 
Rummel, Harri (Heimpädagoge) Geographie 
Runge, Anneliese Deutsch 
Runge, Heinz Biologie 
Sauer, Hans (Heimpädagoge) Geschichte 
Sawatzki, Dora Mathematik, Geographie 
Schmidt, Joachim Latein, Deutsch 
Simm, Walter Biologie, Chemie 
Starke, Senta Deutsch 
Thum, Bernhard (Heimpädagoge) Gesellschaftswissenschaft 
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Tiede, Heinrich Mathematik, Physik 
Trautner, Helga Deutsch 
Weinreben, Hans Deutsch 
Wildenhahn, Bernhard Latein 
Winkel, Ernst Chemie 
Wruck, Artur (Direktor) Gesellschaftswissenschaft 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Nebenamtlich: 
Busch,Günther Gesellschaftswissenschaft 
Martin, Hans Joachim Mathematik, Physik 
Frühjahrssemester 1956 (Januar-Juli 1956) 
(59 Lehrkräfte) 
Arndt, Doris Biologie 
Bahr, Horst Geschichte 
Beutz, Paul Chemie 
Böhm, Rudi Gesellschaftswissenschaft 
Boser, Josef Biologie 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brand, Vera Russisch 
Busch, Günther Gesellschaftswissenschaft 
Claer, Joachim Körpererziehung 
Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Dunkelmann, Siegfried (Studiendirektor f. Naturwiss.) Biologie 
Fox, Heinz Deutsch 
Golla, Marianne Russisch 
Hass, Erich Deutsch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Hildebrand, Volker (Studiendirektor f. GEWI) Deutsch 
Horn, Gerda Russisch 
Hückel, Kurt Russisch, Psychologie 
Jahn, Lotte Mathematik, Physik 
Kaulich, Eva Deutsch 
Kautz, Gerhard Mathematik, Physik 
Kempcke, Günther Deutsch 
Klagge, Erich Geschichte 
Klingenberg, Helmut  Geschichte 
Kniest, Ruth Deutsch, Latein 
Langhoff, Gert Körpererziehung 
Lehmann, Eberhardt Mathematik, Physik 
Löbel, Erich Kunstgeschichte, Geographie 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Manthe, Ingeborg Mathematik, Physik 
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Meese, Werner Chemie 
Oertel, Rudolf Gesellschaftswissenschaft 
Raif, Karl Gesellschaftswissenschaft 
Rath, Wilhelm Mathematik 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Renner, Edmund Russisch 
Rickert, Fritz Geschichte 
Riedel, Christel (Doz. für Kader und Erziehung) Deutsch 
Rogge, Edith Russisch 
Rummel, Harri (Heimpädagoge) Geographie 
Runge, Anneliese Deutsch 
Runge, Heinz Biologie 
Sauer, Hans (Heimpädagoge) Geschichte 
Sawatzki, Dora Mathematik, Geographie 
Schmidt, Joachim Latein, Deutsch 
Simm, Walter Biologie, Chemie 
Starke, Senta Deutsch 
Thum, Bernhard (Heimpädagoge) Gesellschaftswissenschaft 
Tiede, Heinrich Mathematik, Physik 
Trautner, Helga Deutsch 
Weinreben, Hans Deutsch 
Wildenhahn, Bernhard Latein 
Winkel, Ernst Chemie 
Wruck, Artur (Direktor) Gesellschaftswissenschaft 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Nebenamtlich: 
Fuhrmann, Friedrich Mathematik, Physik 
Martin, Hans Joachim Mathematik, Physik 
Mundt, Waltraut Körpererziehung 
Herbstsemester 1956 (September-Dezember 1956) 
(46 Lehrkräfte) 
Bahr, Horst Geschichte 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brand, Vera Russisch 
Busch, Günther Gesellschaftswissenschaft 
Claer, Joachim Körpererziehung 
Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Dunkelmann, Siegfried (Studiendirektor f. Naturwiss.) Biologie 
Golla, Marianne Russisch 
Hass, Erich Deutsch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Hildebrand, Kriemhild Deutsch 
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Hildebrand, Volker (Studiendirektor f. GEWI) Deutsch 
Horn, Gerda Russisch 
Howitz, Brigitta Deutsch 
Hückel, Kurt Russisch, Psychologie 
Jahn, Lotte Mathematik, Physik 
Kaulich, Eva Deutsch 
Kautz, Gerhard Mathematik, Physik 
Klagge, Erich Geschichte 
Kniest, Ruth Deutsch, Latein 
Lehmann, Eberhardt Mathematik, Physik 
Löbel, Erich Kunstgeschichte, Geographie 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Meese, Werner Chemie 
Mundt, Waltraut Körpererziehung 
Oertel, Rudolf Gesellschaftswissenschaft 
Raif, Karl Gesellschaftswissenschaft 
Rath, Wilhelm Mathematik 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Riedel, Christel (Doz. für Kader und Erziehung) Deutsch 
Rummel, Harri (Heimpädagoge) Geographie 
Runge, Heinz Biologie 
Sauer, Hans (Heimpädagoge) Geschichte 
Schütt, Gerda Biologie 
Simm, Walter Biologie, Chemie 
Sydow, Fritz Mathematik, Physik 
Weinreben, Hans Deutsch 
Winkel, Ernst Chemie 
Wruck, Artur (Direktor) Gesellschaftswissenschaft 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Nebenamtlich: 
Fuhrmann, Friedrich Mathematik, Physik 
Langhoff, Gerd Körpererziehung 
Manthe, Ingeborg Mathematik, Physik 
Martin, Hans Joachim Mathematik, Physik 
Thum, Bernhard Gesellschaftswissenschaft,  
 Geschichte 
Frühjahrssemester 1957 (Januar-Juli 1957) 
(48 Lehrkräfte) 
Arndt, Doris Biologie 
Bahr, Horst Geschichte 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brand, Vera Russisch 
Brauer, Wolfgang (Direktor) Deutsch 
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Busch, Günther Gesellschaftswissenschaft 
Claer, Joachim Körpererziehung 
Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Dunkelmann, Siegfried (Studiendirektor f. Naturwiss.) Biologie 
Golla, Marianne Russisch 
Hass, Erich (Heimpädagoge) Deutsch 
Hildebrand, Kriemhild Deutsch 
Hildebrand, Volker (Studiendirektor f. GEWI) Deutsch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Hill, Gerda (zuvor Horn) Russisch 
Howitz, Brigitta Latein 
Hückel, Kurt Russisch, Psychologie 
Kautz, Gerhard Mathematik, Physik 
Klagge, Erich Geschichte 
Kniest, Ruth Deutsch, Latein 
Kreienbring, Horst Mathematik, Physik 
Lehmann, Eberhardt Mathematik, Physik 
Löbel, Erich Kunstgeschichte, Geographie 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Meese, Werner Chemie 
Mundt, Waltraut Körpererziehung 
Oertel, Rudolf Gesellschaftswissenschaft 
Pflugk, Gernot (Heimpädagoge) Deutsch 
Raif, Karl Gesellschaftswissenschaft 
Rath, Wilhelm Mathematik 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Riedel, Christel Deutsch 
Rummel, Harri Geographie 
Runge, Heinz Biologie 
Schütt, Gerda Biologie 
Simm, Walter Biologie, Chemie 
Sydow, Fritz Mathematik, Physik 
Thum, Bernhard (Doz. für Kader und Erziehung) Geschichte 
Weinreben, Hans Deutsch 
Winkel, Ernst Chemie 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Nebenamtlich: 
Fuhrmann, Friedrich Physik 
Martin, Hans Joachim Mathematik, Physik 
Prehn, Karl-Georg Biologie 
Rogge, Edith Russisch 
Sauer, Hans Geschichte 
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Tiede, Heinrich Mathematik 
Herbstsemester 1957 (September-Dezember 1957) 
(43 Lehrkräfte) 
Bahr, Horst Geschichte 
Boser, Joseph Physik 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brand, Vera Russisch 
Brauer, Wolfgang (Direktor) Deutsch 
Busch, Günther Gesellschaftswissenschaft 
Claer, Joachim Körpererziehung 
Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Dunkelmann, Siegfried (Studiendirektor f. Naturwiss.) Biologie 
Fischer, Christine (Heimpädagoge) Deutsch 
Golla, Marianne Russisch 
Hass, Erich (Heimpädagoge) Deutsch 
Hildebrand, Kriemhild Deutsch 
Hildebrand, Volker (Studiendirektor f. GEWI) Deutsch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Hill, Gerda (zuvor Horn) Russisch 
Hückel, Kurt Russisch, Psychologie 
Kautz, Gerhard Mathematik, Physik 
Klagge, Erich Geschichte 
Kniest, Ruth Deutsch, Latein 
Kreienbring, Horst Mathematik, Physik 
Lehmann, Eberhardt Mathematik, Physik 
Löbel, Erich Kunstgeschichte, Geographie 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Martin, Hans Joachim Physik 
Meese, Werner Chemie 
Oertel, Rudolf Gesellschaftswissenschaft 
Pflugk, Gernot (Heimpädagoge) Deutsch 
Raif, Karl Gesellschaftswissenschaft 
Rath, Wilhelm Mathematik 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Riedel, Christel Deutsch 
Rummel, Harri Geographie 
Runge, Heinz Biologie 
Schütt, Gerda Biologie 
Simm, Walter Biologie, Chemie 
Sydow, Fritz Mathematik, Physik 
Thum, Bernhard (Doz. für Kader und Erziehung) Geschichte 
Weinreben, Hans Deutsch 
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Winkel, Ernst Chemie 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Nebenamtlich: 
Fuhrmann, Friedrich Physik 
Frühjahrssemester 1958 (Januar-Juli 1958) 
(43 Lehrkräfte) 
Bahr, Horst Geschichte 
Bauch, Sigrid Körpererziehung 
Boser, Joseph Physik 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brand, Vera Russisch 
Brauer, Wolfgang (Direktor) Deutsch 
Brietzke, Wolfgang Mathematik, Physik 
Busch, Günther Gesellschaftswissenschaft 
Claer, Joachim Körpererziehung 
Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Dunkelmann, Siegfried (Studiendirektor f. Naturwiss.) Biologie 
Fischer, Christine Deutsch 
Golla, Marianne Russisch 
Hass, Erich (Heimpädagoge) Deutsch 
Hildebrand, Kriemhild Deutsch 
Hildebrand, Volker (Studiendirektor f. GEWI) Deutsch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Hill, Gerda (zuvor Horn) Russisch 
Kautz, Gerhard Mathematik, Physik 
Klagge, Erich Geschichte 
Kniest, Ruth Deutsch, Latein 
Kreienbring, Horst Mathematik, Physik 
Lehmann, Eberhardt Mathematik, Physik 
Löbel, Erich Kunstgeschichte, Geographie 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Martin, Hans Joachim Physik 
Meese, Werner Chemie 
Pflugk, Gernot (Heimpädagoge) Deutsch 
Raif, Karl Gesellschaftswissenschaft 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Riedel, Christel Deutsch 
Rummel, Harri Geographie 
Schütt, Gerda Biologie 
Simm, Walter Biologie, Chemie 
Sydow, Fritz Mathematik, Physik 
Thum, Bernhard (Doz. für Kader und Erziehung) Geschichte 
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Weinreben, Hans Deutsch 
Winkel, Ernst Chemie 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Nebenamtlich: 
Fuhrmann, Friedrich Physik 
Prehn, Karl-Georg Biologie 
Rath, Wilhelm Mathematik, Physik 
Herbstsemester 1958 (September-Dezember 1958) 
(38 Lehrkräfte) 
Bahr, Horst Geschichte 
Bauch, Sigrid Körpererziehung 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brand, Vera Russisch 
Brauer, Wolfgang (Direktor) Deutsch 
Brietzke, Wolfgang Mathematik, Physik 
Busch, Günther Gesellschaftswissenschaft 
Claer, Joachim Körpererziehung 
Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Dunkelmann, Siegfried Biologie 
Fischer, Christine Deutsch 
Hass, Erich (Heimpädagoge) Deutsch 
Hildebrand, Kriemhild Deutsch 
Hildebrand, Volker (Studiendirektor) Deutsch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Hill, Gerda (zuvor Horn) Russisch 
Kautz, Gerhard Mathematik, Physik 
Klagge, Erich Geschichte 
Kreienbring, Horst Mathematik, Physik 
Lehmann, Eberhardt Mathematik, Physik 
Löbel, Erich Kunstgeschichte, Geographie 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Martin, Hans Joachim Physik 
Meese, Werner Chemie 
Pflugk, Gernot (Heimpädagoge) Deutsch 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Riedel, Christel Deutsch 
Rummel, Harri Geographie 
Schütt, Gerda Biologie 
Simm, Walter Biologie, Chemie 
Sydow, Fritz Mathematik, Physik 
Thum, Bernhard (Doz. für Kader und Erziehung) Geschichte 
Weinreben, Hans Deutsch 
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Winkel, Ernst Chemie 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Nebenamtlich: 
Fuhrmann, Friedrich Physik 
Prehn, Karl-Georg Biologie 
Frühjahrssemester 1959 (Februar-September 1959) 
(39 Lehrkräfte) 
Bahr, Horst Geschichte 
Bauch, Sigrid Körpererziehung 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brauer, Wolfgang (Direktor) Deutsch 
Brietzke, Wolfgang Mathematik, Physik 
Busch, Günther Gesellschaftswissenschaft 
Claer, Joachim Körpererziehung 
Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Dunkelmann, Siegfried (Studiendirektor f. Naturwiss.) Biologie 
Fischer, Christine Deutsch 
Golla, Marianne Russisch 
Götzel, Horst Mathematik, Physik 
Hass, Erich (Heimpädagoge) Deutsch 
Hildebrand, Kriemhild Deutsch 
Hildebrand, Volker (Studiendirektor f. GEWI) Deutsch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Hill, Gerda (zuvor Horn) Russisch 
Kautz, Gerhard Mathematik, Physik 
Klagge, Erich Geschichte 
Kreienbring, Horst Mathematik, Physik 
Löbel, Erich Kunstgeschichte, Geographie 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Mallek, Otto Russisch 
Martin, Hans Joachim Physik 
Meese, Werner Chemie 
Pflugk, Gernot (Heimpädagoge) Deutsch 
Prehn, Karl-Georg Biologie 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Riedel, Christel Deutsch 
Rummel, Harri Geographie 
Schütt, Gerda Biologie 
Simm, Walter Biologie, Chemie 
Sydow, Fritz Mathematik, Physik 
Thum, Bernhard (Doz. für Kader und Erziehung) Geschichte 
Weinreben, Hans Deutsch 
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Winkel, Ernst Chemie 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Nebenamtlich: 
Fuhrmann, Friedrich Physik 
Herbstsemester 1959/60 (September 1959 – Januar 1960) 
(40 Lehrkräfte) 
Bahr, Horst Geschichte 
Bauch, Sigrid Körpererziehung 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brauer, Wolfgang (Direktor) Deutsch 
Brietzke, Wolfgang Mathematik, Physik 
Busch, Günther Gesellschaftswissenschaft 
Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Dunkelmann, Siegfried Biologie 
Fischer, Christine Deutsch 
Fuhrmann, Friedrich Physik 
Götzel, Horst Mathematik, Physik 
Hass, Erich (Stellv. Pädagogischer Heimleiter) Deutsch 
Hildebrand, Kriemhild Deutsch 
Hildebrand, Volker (Studiendirektor) Deutsch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Hill, Gerda (zuvor Horn) Russisch 
Kautz, Gerhard Mathematik, Physik 
Klagge, Erich Geschichte 
Kreienbring, Horst Mathematik, Physik 
Löbel, Erich Kunstgeschichte, Geographie 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Malchow, Horst Russisch 
Mallek, Otto Russisch 
Martin, Hans Joachim Physik 
Meese, Werner Chemie 
Pflugk, Gernot (Pädagogischer Heimleiter) Deutsch 
Pietsch, Günter Kunsterziehung, Körpererziehung 
Prehn, Karl-Georg Biologie 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Riedel, Christel Deutsch 
Rummel, Harri Geographie 
Schütt, Gerda Biologie 
Simm, Walter Biologie, Chemie 
Stritz, Ernst Mathematik, Physik 
Sydow, Fritz Mathematik, Physik 
Thum, Bernhard (Studiendir. f. Kader u. Erziehung) Geschichte 
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Weinreben, Hans Deutsch 
Winkel, Ernst Chemie 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Frühjahrssemester 1960 (Februar-September 1960)  
(41 Lehrkräfte) 
Bahr, Horst Geschichte 
Bauch, Sigrid Körpererziehung 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brauer, Wolfgang (Direktor) Deutsch 
Brietzke, Wolfgang Mathematik, Physik 
Busch, Günther Gesellschaftswissenschaft 
Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Dunkelmann, Siegfried Biologie 
Fischer, Christine Deutsch 
Fuhrmann, Friedrich Physik 
Götzel, Horst Mathematik, Physik 
Hass, Erich (Stellv. Pädagogischer Heimleiter) Deutsch 
Hildebrand, Kriemhild Deutsch 
Hildebrand, Volker (Studiendirektor) Deutsch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Hill, Gerda (zuvor Horn) Russisch 
Kautz, Gerhard Mathematik, Physik 
Kreienbring, Horst Mathematik, Physik 
Löbel, Erich Kunstgeschichte, Geographie 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Malchow, Horst Russisch 
Mallek, Otto Russisch 
Martin, Hans Joachim Physik 
Meese, Werner Chemie 
Mücksch, Adolf Deutsch 
Pflugk, Gernot (Pädagogischer Heimleiter) Deutsch 
Pietsch, Günter Kunsterziehung, Körpererziehung 
Prehn, Karl-Georg Biologie 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Riedel, Christel Deutsch 
Rummel, Harri Geographie 
Schmidt, Karl-Heinz Russisch 
Schütt, Gerda Biologie 
Simm, Walter Biologie, Chemie 
Stritz, Ernst Mathematik, Physik 
Sydow, Fritz Mathematik, Physik 
Thum, Bernhard (Studiendir. f. Kader u. Erziehung) Geschichte 
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Weinreben, Hans Deutsch 
Winkel, Ernst Chemie 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Herbstsemester 1960/61 
(Lehrkräfte 41) 
Bahr, Horst Geschichte 
Bauch, Sigrid Körpererziehung 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brauer, Wolfgang (Direktor) Deutsch 
Brietzke, Wolfgang Mathematik, Physik 
Busch, Günther Gesellschaftswissenschaft 
Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Dunkelmann, Siegfried Biologie 
Falkenthal, Siegfried Mathmatik 
Fischer, Christine Deutsch 
Fuhrmann, Friedrich Physik 
Götzel, Horst Mathematik, Physik 
Hass, Erich (Stellv. Pädagogischer Heimleiter) Deutsch 
Hildebrand, Kriemhild Deutsch 
Hildebrand, Volker (Studiendirektor) Deutsch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Hill, Gerda (zuvor Horn) Russisch 
Kautz, Gerhard Mathematik, Physik 
Löbel, Erich Kunstgeschichte, Geographie 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Malchow, Horst Russisch 
Mallek, Otto Russisch 
Martin, Hans Joachim (Studiendir. f. Kader u. Erziehg.) Physik 
Meese, Werner Chemie 
Mücksch, Adolf Deutsch 
Pflugk, Gernot (Pädagogischer Heimleiter) Deutsch 
Pietsch, Günter Kunsterziehung, Körpererziehung 
Prehn, Karl-Georg Biologie 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Riedel, Christel Deutsch 
Rummel, Harri Geographie 
Schmidt, Karl-Heinz Russisch 
Schütt, Gerda Biologie 
Simm, Walter Biologie, Chemie 
Stritz, Ernst Mathematik, Physik 
Sydow, Fritz Mathematik, Physik 
Thum, Bernhard (Stud.dir. f. Kader u. Erz., beurlaubt) Geschichte 
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Weinreben, Hans Deutsch 
Winkel, Ernst Chemie 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Frühjahrssemester 1961 
(42 Lehrkräfte) 
Bahr, Horst Geschichte 
Bauch, Sigrid Körpererziehung 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brauer, Wolfgang (Direktor) Deutsch 
Brietzke, Wolfgang Mathematik, Physik 
Busch, Günther Gesellschaftswissenschaft 
Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Dunkelmann, Siegfried Biologie 
Falkenthal, Siegfried Mathmatik 
Fischer, Christine Deutsch 
Fuhrmann, Friedrich Physik 
Götzel, Horst Mathematik, Physik 
Hass, Erich (Stellv. Pädagogischer Heimleiter) Deutsch 
Hildebrand, Kriemhild Deutsch 
Hildebrand, Volker (Studiendirektor) Deutsch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Hill, Gerda (zuvor Horn) Russisch 
Kautz, Gerhard Mathematik, Physik 
Lindner, Arno Biologie 
Löbel, Erich Kunstgeschichte, Geographie 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Malchow, Horst Russisch 
Martin, Hans Joachim (Studiendir. f. Kader u. Erziehg.) Physik 
Meese, Werner Chemie 
Mücksch, Adolf Deutsch 
Pflugk, Gernot (Pädagogischer Heimleiter) Deutsch 
Pietsch, Günter Kunsterziehung, Körpererziehung 
Prehn, Karl-Georg Biologie 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Riedel, Christel Deutsch 
Rummel, Harri Geographie 
Scheil, Katharina Russisch, Deutsch 
Schmidt, Karl-Heinz Russisch 
Schütt, Gerda Biologie 
Simm, Walter Biologie, Chemie 
Stritz, Ernst Mathematik, Physik 
Sydow, Fritz Mathematik, Physik 
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Thum, Bernhard (Stud.dir. f. Kader u. Erz., beurlaubt) Geschichte 
Weinreben, Hans Deutsch 
Winkel, Ernst Chemie 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Herbstsemester 1961/62 
(40 Lehrkräfte) 
Bahr, Horst Geschichte 
Bauch, Sigrid Körpererziehung 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brauer, Wolfgang (Direktor) Deutsch 
Brietzke, Wolfgang Mathematik, Physik 
Busch, Günther Gesellschaftswissenschaft 
Daebler, Hans Jürgen Musikerziehung 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Dunkelmann, Siegfried Biologie 
Falkenthal, Siegfried Mathmatik 
Fischer, Christine Deutsch 
Fuhrmann, Friedrich Physik 
Götzel, Horst Mathematik, Physik 
Hass, Erich Deutsch 
Hildebrand, Kriemhild Deutsch 
Hildebrand, Volker Deutsch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Hill, Gerda (zuvor Horn) Russisch 
Kautz, Gerhard Mathematik, Physik 
Lindner, Arno Biologie 
Löbel, Erich Kunstgeschichte, Geographie 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Malchow, Horst Russisch 
Martin, Hans Joachim (Studiendir. f. Kader u. Erziehg.) Physik 
Meese, Werner Chemie 
Mücksch, Adolf Deutsch 
Nitsche, Bruno Mathematik, Physik 
Pflugk, Gernot (Pädagogischer Heimleiter) Deutsch 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Riedel, Christel Deutsch 
Rummel, Harri Geographie 
Schmidt, Karl-Heinz Russisch 
Schütt, Gerda Biologie 
Simm, Walter Biologie, Chemie 
Stritz, Ernst Mathematik, Physik 
Sydow, Fritz (Studiendirektor) Mathematik, Physik 
Thum, Bernhard (Stud.dir. f. Kader u. Erz., beurlaubt) Geschichte 
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Weinreben, Hans Deutsch 
Winkel, Ernst Chemie 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Frühjahrssemester 1962 
(38 Lehrkräfte) 
Bahr, Horst Geschichte 
Bauch, Sigrid Körpererziehung 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brauer, Wolfgang (Direktor) Deutsch 
Brietzke, Wolfgang Mathematik, Physik 
Busch, Günther Gesellschaftswissenschaft 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Dunkelmann, Siegfried Biologie 
Falkenthal, Siegfried Mathematik 
Fischer, Christine Deutsch 
Fuhrmann, Friedrich Physik 
Götzel, Horst Mathematik, Physik 
Hagen, Klaus Körpererziehung 
Hass, Erich Deutsch 
Hildebrand, Kriemhild Deutsch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Hill, Gerda (zuvor Horn) Russisch 
Kautz, Gerhard Mathematik, Physik 
Lindner, Arno Biologie 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Malchow, Horst Russisch 
Martin, Hans Joachim (Studiendir. f. Kader u. Erziehg.) Physik 
Meese, Werner Chemie 
Mücksch, Adolf Deutsch 
Nitsche, Bruno Mathematik, Physik 
Pflugk, Gernot (Pädagogischer Heimleiter) Deutsch 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Riedel, Christel Deutsch 
Rummel, Harri Geographie 
Schiemann, Brigitte Musikerziehung 
Schmidt, Karl-Heinz Russisch 
Schütt, Gerda Biologie 
Simm, Walter Biologie, Chemie 
Stritz, Ernst Mathematik, Physik 
Sydow, Fritz (Studiendirektor) Mathematik, Physik 
Weinreben, Hans Deutsch 
Winkel, Ernst Chemie 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
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Herbstsemester 1962/63 
(37 Lehrkräfte) 
Bahr, Horst Geschichte 
Bauch, Sigrid Körpererziehung 
Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brauer, Wolfgang (Direktor) Deutsch 
Brietzke, Wolfgang Mathematik, Physik 
Busch, Günther Gesellschaftswissenschaft 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Dunkelmann, Siegfried Biologie 
Fischer, Christine Deutsch 
Fuhrmann, Friedrich Physik 
Götzel, Horst Mathematik, Physik 
Hagen, Klaus Körpererziehung 
Hass, Erich (Studiendir. f. Kader u. Erziehg.) Deutsch 
Hildebrand, Kriemhild Deutsch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Hill, Gerda (zuvor Horn) Russisch 
Kautz, Gerhard Mathematik, Physik 
Lindner, Arno Biologie 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Malchow, Horst Russisch 
Martin, Hans Joachim  Physik 
Meese, Werner Chemie 
Mücksch, Adolf Deutsch 
Nitsche, Bruno Mathematik, Physik 
Palme, Annchen Chemie 
Pflugk, Gernot (Pädagogischer Heimleiter) Deutsch 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Riedel, Christel Deutsch 
Rummel, Harri Geographie 
Schiemann, Brigitte Musikerziehung 
Schmidt, Karl-Heinz Russisch 
Simm, Walter Biologie, Chemie 
Stritz, Ernst Mathematik, Physik 
Sydow, Fritz (Studiendirektor) Mathematik, Physik 
Weinreben, Hans Deutsch 
Winkel, Ernst Chemie 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
Frühjahrssemester 1963 
(35 Lehrkräfte) 
Bahr, Horst Geschichte 
Bauch, Sigrid Körpererziehung 
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Both, Waltraut (zuvor Bonnke) Russisch 
Brauer, Wolfgang (Direktor) Deutsch 
Brietzke, Wolfgang Mathematik, Physik 
Busch, Günther Gesellschaftswissenschaft 
Drenkow, Hans Georg Körpererziehung 
Dunkelmann, Siegfried Biologie 
Fuhrmann, Friedrich Physik 
Götzel, Horst Mathematik, Physik 
Hagen, Klaus Körpererziehung 
Hass, Erich (Studiendir. f. Kader u. Erziehg.) Deutsch 
Hildebrand, Kriemhild Deutsch 
Hildebrandt, Eva Deutsch 
Hill, Gerda (zuvor Horn) Russisch 
Kautz, Gerhard Mathematik, Physik 
Lindner, Arno Biologie 
Lübcke, Werner Mathematik, Physik 
Malchow, Horst Russisch 
Martin, Hans Joachim  Physik 
Meese, Werner Chemie 
Mücksch, Adolf Deutsch 
Nitsche, Bruno Mathematik, Physik 
Palme, Annchen Chemie 
Pflugk, Gernot (Pädagogischer Heimleiter) Deutsch 
Regenstein, Heidi Geschichte 
Riedel, Christel Deutsch 
Rummel, Harri Geographie 
Schiemann, Brigitte Musikerziehung 
Schmidt, Karl-Heinz Russisch 
Simm, Walter (Studiendirektor) Biologie, Chemie 
Stritz, Ernst Mathematik, Physik 
Weinreben, Hans Deutsch 
Winkel, Ernst Chemie 
Zarncke, Dieter Mathematik, Physik 
